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m a n n  (S. 8426 und S. 8430), Sch i p a n i  
(S. 8427), Sch warz m a n n  (S. 8429), lng. 
G a s s ner (S. 8431) und Bundesminister 
M o s e r  (S. 8432) 
kein Einspruch (S. 8434) 

Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates vom 
30. Juni 1971 : 

Geisteswissenschaftliche und naturwissen
schaftliche Studienrichtungen (559 und 
585 d. B.) 

Änderung des Bundesgesetzes über technische 
Studienrichtungen (586 d. B.) 

Abänderung des Bundesgesetzes über monta
nistische Studienrichtungen (587 d. B.) 

Änderung des Bundesgesetzes über Studien-
richtungen der Bodenkultur (588 d. B.) 

Berichterstatterin: Dr. Anua Dem u t h  
(So 8435) 
Redner: Dr. Schambeck (S. 8436), Doktor 
Sch n e l l  (S. 8440) und Bundesminister 
Dr. Herlha F i r nberg (S. 8444) 
kein Einspruch (S. 8446) 

Beschluß des Nationalrates VOm 8. Juli 1971 : 
Abkommen mit Bulgarien über die wissen
schaftliche und technische Zusammenarbeit 
(589 d. B.) 
Berichterstatter: Novak (S. 8446) 
kein Einspruch (S. 8446) 

Beschluß des Nationalrates vom 8. Juli 197 1: 
Abkommen mit Ungarn über wissenschaft
liche und technische Zusammenarbeit 
(590 d. B.) 
Berichterstatter: Novak (S. 8446) 
kein Einspruch (S. 8447) 

Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 16. Juli 
1971: Änderung des Studienförderungsgesetzes 
(591 d. B.) 
Berichterstatterin: Dr. Erika Seda (S. 8447) 
Redner: Dr. Sch a mbeck (S. 844'7) und 
Dr. Fruhstorfer  (S. 8451) 
kein Einspruch (S. 8452) 

EÜßgebracht �rden 
Berichte 

betreffend Heilfü rsorgemaßnahmen an Ehe
gattin und Kinder des Versicherten, Bundes
regierung (III-25) (S. 8275) 

über die XXI. Sitzungsperiode der Beratenden 
Versammlung des Europarates, Österreichi
sche Delegation (III-26) 

über die XXII. Sitzungsperiode der Beratenden 
Versammlung des Europarates, Österreichi
sche Delegation (III-27) 

Antrag der Bundesräte 

lng. Gassner, Ing. Sp i n d e legger, Dr. Gasper
sehitz und Genossen betreffend ein Bundes
gesetz vom 31. Mai 1967, BGBI. Nr. 200, 
über die Kranken- und Unfallversicherung 
öffentlich Bediensteter (12/A-BR/71) 

Anfragen der Bundesräte 

Dr. Sk otton, Sei d l, Dr. Schnel l  und Ge
nossen an den Bundesminister für Unterricht 
und Kunst betreffend Frau Dr. phil. Maria 
Girgis (291/J-BRJ71) 

Dr. Reich!, Leopoldine Pohl, Dr. Jolanda 
Offenbeck und Genossen an den Bundes
minister für Land- und Forstwirtschaft 
betreffend Hilfsrnaßnahmen für die von der 
Katastrophensituation in der Oststeiermark 
betroffene Bevölkerung (292JJ-BR/71) 

lng. Guglberger und Genossen an den Bundes
minister für Unterricht und Kunst betreffend 
Fuhrpark (293/J-BR/71) 

lng. Gugl berger und Genossen an die Frau 
Bundesminister fü r Wissenschaft und For
schung betreffend Fuhrpark (294/J-BRJ71) 

Dr. Schambeck. Dr. l r o  und Genossen an 
die Frau Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung betreffend Aktivitäten des Bun
desministeriums für Wissenschaft und For
schung (295/J-BR/71) 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr 5 Minuten 
Vorsitzender. Hofmann-Wellenhof: Hoher schläg·er und H errn Innenminister Rösch. (All

Bundesratl Ich e r  ö Un·e die 303. Sitzung gemeiner Beital1.) 
des Bundesrates. 

Das amtliche Pro t 0 k 0 11 der 302. Sitzung 
des Bundesrates vom 24. Juni 1911 ist aufge
legen, unbeanstandet geblieben und gilt daher 
al,sgenehmigt. 

·E n t s c h u 1 d i g t hat sich Frau Bundesrat 
Edda Egger, e r k r a 'n k t ist Herr Bundesrat 
Hafbringer. 

Ich begrüße her.zUch die im Hause erschie
llJenen Regierungsmitglieder, Herrn Minister 
für Auswärtig·e Ang·eleg.enheiten Dr. Kirch-

Antrittsansprache 

Vorsitzender Hofmann-Wellenhof: Hohes 
Haus! Für das zweite Halbjahr 1911 list nach 

den Bestimmungen des Bundes-Verfassungs
gesetze.s das Bundesland Steiermark wieder 
zum Vorsitz im Bundesrat berufen. Als der 
an erster Stelle entsandte Vertreter dieses 
Bundeslandes obliegt mir damit für diesen 
Zeitraum die ehrenvolle Aufgahe der Führung 
der Geschäfte der Länderkammer . 
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Vorsitzender 

Gleich meiner seinerzeitigen Amtsperiode 
als Vorsitzender dieser Körper,schaft wird es 
auch während dieser sechs Monate mein Be
streben sein, die Geschäfte des Bundesrates 
und die Verhandlungen ,stets unparteiisch und 
streng objektiv zu führen, und ich bitte Sie 
alle, meine Damen und Herren, mich darin tat
kräftig zu unterstützen. Es ist mein aufrich
tiger Wunsch, daß die sachbezogene und kol
legi.ale Zusammenarbeit ,auch künftighin zum 
Wohle unseres Vaterlandes erhalten bleibt. 

Bei dies,er Ge1egenheit ist es mir. auch e'in 
besonderes Bedürfnis, meinem Vorgänger im 
Amte, Herrn Konsul Dr. Hans Heger, für 
seine überaus verdienstvolle Vorsitzführung 
den herzlichsten Dank auszusprechen. 

Meine Damen und Herrenl Erlauben Sie, 
daß ich an di'eser Stelle ,ein weni'g vom vorge
sehenen Croquis ,abweiche. Ich weiß, es ist, 
g,elinde gesagt, eine Zumutung, Ibei 67 Tages
ordnungspunkten noch ·eine Eingangsr:ede 'zu 
halten. Andererseits werden Sie mir aber m,e 
Erwägung zubilligen, daß es 'bei 67 Tages
ordnungspunkten auf leine Rede mehr oder 
weniger gewissermaß,en schon nicht mehr an
kommt. 

Ich möchte denn doch den Dank Jm Croquis 
für die ausgezeichnete Vorgängerschaft 'ganz 
wendg dn diesem ,einen spe2'JLeUen IFall erwei
tern. Das soll keine Kritik an dem Croquis 
sein, im Gegente.ilj ,ich möchte einen sehr h€lrz
lichen Dank ofür die vorzügliche Arbeit der 
Kanzlei des Vorsitzenden voranstellen, das 
heißt natürlich nicht nur an die Kanzlei, son
dern an die Damen und Herren di'eses Büros, 
denn ,es sind ja immer die ,Menschen, die eine 
InstituHon 'er,st mit L'eben emüllen und nicht 
dle Institution an sich. 

Wenn Jch schon bei dies·em Dank Ibin, dann 
lassen Sie mich einen besonders herzlichen 
Dank unseren Damen und Herr,en des Steno
gr:aphendienst'es anfügen. Ich weiß, als ein 
zumeist fr'ei zu spr,echen Versuchender - und 
es wird Ihnen alLen so 'gehen -, was es 
g,eradezu für eine Qual ist, hernach die Nieder
schrift ·einer frei gehaltenen Rede wi,ederzu
geben. Was in d'er Rede ,ein gewisser Konver
sationston ist, wird bei der Wieder'gabe 'zum 
falschen Subjekt, zum falschen Prädikat und 
zu sinnstörend 'eingefügten Verneinungen. 
Wenn Sie alber dann das Produkt, das unsere 
Damen und Herr,en vom Stenogra,phenamt ver
faßt haben, durch1es,en, so ,s,ehen Sie, daß sire 
Milde haben wal1len lassen, und Wlie mit Zau
berhand sind dieSle falschen Subj.ekte und 
Prädikate ,geglättet worden, das S1nnstörende 
ist ,entfe'mt. 

Ich stehe nicht an, diese Leistung nicht nur 
als eine journalistische, sondern geradezu a}.s 
eine schriftsteHerische zu würdigen. Ich würde 

sa,g'en, me:ine Damen und Herren, es ist 'eine 
dichteriscbJe. Aber das wäre denn doch falsch, 
weil ja die modernste Dichtung ,der J,etztz,eit 
eben nicht durch die richtLge Verwendung von 
Subjekt und Prädikat charakterisiert wer,den 
kann. Herzlichen Dank! (Allgemeiner Beifall.) 

Bitte das nicht als ein Werben um Gunst 
aufzufassen. 

Si'e haben bereits dem offiziellen Text ent
nehmen kÖlliIlen, daß .ich ,schon einmal, betreits 
vor neun J ahr,en, dieses hohe Amt bekleiden 
durfte. Es ist also ,ein Dank h:interher. 

Auch vor vier,einhalb Jahr·en,als die Steier
mark wieder an der Reihe war, befand sich 
der Bundesrat og.erade ,sozusagen am Wogen
kamm emer besonderen AUlfwertungsw·elle, 
das hieißt, Herr Lande·shauptmann Krainer hat 
den Vorsitz geführt. 

Auch 'be:i diesen sogenannten Auf.w,ertungs
wellen ist es wie in der Naturgeschichte: Ebbe 
und Flut. Ich möchte meinen sehr g,eschätzten 
Herrn Vorgäng·er nicht etwa damit abstem
peln, daß ich ihn als einen besond,e·rs ambitio
nlerten "Aufwertungswellenreiter" bezeichne. 
Nein, nein, damit wäre er ,gar nicht ,entspr,e
cb.end gewürdigt; er hätte 'Zu ,viele Vorgänger. 

Mir liegt die Arbeit "nie 'zWieite Kammer !in 
Osterreich - Uberblick und Ausblick", ver
faßt 1969 von Dr. Henbert Schilder, vor. Er 
gibt die 'seit 1945 :in der 'Bundesratr,eform, das 
heißt in der schrHtlichen Ausfertigung über 
diese Bundesratreform, täti,gen Autoren an. Es 
sind deren 16j ich werde 'Lhre Namen, weil das 
doch ganz interes:sant ist, in alphabetischer 
Reihenf,olge und .ohne Titel verlesen: Broda, 
Bürkle, Diem, Fischer, Gschnitzer, Gratz, 
Kienzl, Klecatsky, Koja, Kolb, Krainer senior, 
Kummer, Mardc, Neisser, Salzer und Schil
der. 

Sie werden mir zugelben, daß sich UIlrser 
Bundesrat aUen diesen Reformvorschlägen 
g,egenÜiber als äußerst reformresistent erwie
sen hat. (Heiterkeit.) 

Ich will a1so, was das betr:ifft, nicht meinen 
sehr geschätzten Herrn Vorgänger loben, son
dern ganz he,sonders herausstr,eichen, daß es 
sehr sympatisch war - Sie .alle werden das 
empfunden haben -, mit welchem Elan, mit 
welcher Ambition, ja mit welcher sichtbaren 
Freude ler sein Amt führte. 

Meine Damen und Herren! Wenn man 
immer wieder behauptet, die Jugend sei skep
tisch, so i,st das nicht wahr. Kolleg.e Dr. Hans 
Heger hat den Beweis el1bracht, daß die Jug,end 
auch sehr ambitioniert und idealistisch sein 
kann. Hüten w:ir uns also vor derartilgen sChon 
erstarrten Denkmodellen. 
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Vorsitzender 

Nun möchte ich Herrn Kolle'gen Heger ganz 
besonders für die vielerlei Kontakte danken, 
d1e er IZU knüpfen verstand. Er entrierte ver
schied,enste äußere Arbeitserleichterungen für 
unseren Bundesrat. 

Die Initiative zur Hebung des Ansehens 
dieser Körperschaft in der OffenUichkeit ,geht 
dami t Hand in Hand. 

Er hat sich um di,e Bundesratskanzlei 
bemüht. Er wollte lauch den Stelivertr.eterndJes 
Vorsitzenden gewissermaßen ein etwas 
erleichtertes Los v'erschaffen. Es war eine 
Fülle von Initiativen festzusteHen. Bitte das 
jetzt nicht als KoroeUerie aufzufassen: Wenn 
ich nun vor den Hintergrund dieser Fülle 
mein Programm stelle, das ich Ihnen hier 
kundzugeben hätte, was ich also machen 
werde, so kann ich das nur in unübertr,eff
licher Kürze und auch mit der nötig,en Trans
parenz in das Wort "nichts" kleiden. Es wird 
also, g,emessen an der Fülle der Initiativen 
meines Heben Kollegen Dr. Heger, geradezu 
nichts sein. 

Vi,elleicht kann ich aber ganz inoffiziell 
seine Linie forts'etzen. 

Ich könnte mir vorstellen, daß wir alle, 
meine Damen und Herren, uns die Arbeit ein 
-bißchen dadurch 'erleichtem, daß wü di,e 
Berichterstattung nicht so kompliziert machen 
müssen, wie das jetzt der 'Fall ist: dieses drei
oder viermalig,e -verzeihen Sie mir das fool
,gende Wort -"Vorbeten" ,ein ,und desselben 
T,extes bei einer, wie ich glaube, ganz gerin
gen Zuhörer-schaft. 

Vielleicht ließe sich ·auch Wiieder ,eine freund
nachbarLicher.e BehandllliIlg der Auflageßllist 
ermöglichen. Es ist insbesonder,e für die 
Damen und Heuen aus den westlidlen Bun
desländern oft wirklich schwierig, ;zur Erledi
gungeiner kleinen 'Lagesordnung hieher zu 
fahren (Beifall bei der OVP und bei Bundes
räten der SPO) und dann 24 Stunden in der 
gewiß uns allen sehr lieben und teuren Bun
deshauptstadt zu verbringen. 

Ich glaube wohl nicht, daß ich jemandem 
etwa,s UTI!billig'es nachsag'e, wenn ich auch bei 
dieser MonstertagesordnuIllg heute v,ermule, 
daß niemand von den Damen und Herren die 
letzten 24 Stunden dazu benützt haben dürfte, 
sich in die aufliegenden Berichte der Aus
schüsse zu vertiefen. Da wäre vielleicht wirk
lich eine kleine Erleicht'erung möglich. 

Dann noch 'eine ,ganz äußerlliche Sache, die 
mir auch immer wieder aufg,efallen ist: da,s 
ist die äußerst ungünstige Postierung dieses 
Rednerpultes. Sozusagen am rechten Flügel 
des Hauses :sind meistens nur Bruchteile ,der 
Reden zu verstehen. Sag,en Si'e mir bitte Jetzt 

nicht, daß das nicht in aHen Fällen ein Nachteil 
sein muß. Wir wollen aber keine PriviI.egien 
schaffen. Es wäre also sehr schön, wenn ,die 
Technik hezie:hungswetse di,e Akustik schon 
so weit fortgeschritten wäre, daß man nach 
MögIichk,eit .im ganzen Hause zu verstehen 
ist. .oie Akustik dieses Raumes 1st ja nicht 
auf die heutigen technisch'en Apparaturen 
abgestellt, und es ist da.her oft sehr schw.er, 
den Rednern zuf,olgen. 

Was können wir als tun? Ich glaube, wir 
können uns gewissermaßen im 'eigenen ,ganz 
unoffiziellen Einvernehmen 'gegenseitig ein 
bißchJen das Leben sozusagen ;edeichtem -
sehr großartig g,esprochen. 

Ein ,erster Schritt -er wird ber·eits in -der 
heutigen groß ,en Versammlung verwirk
Hcht -: Wir haben es unter uns g,ewisser
maßen a'bgesprochen, keiner der Redner möge 
eine Redezeit von 15 Minuten überschr,eiten. 
Ich selbst wende mich lauch g,an,z strikt daran 
halten. Damit es da kein Mißverständnis gibt, 
möcht,e ich schon jetzt sa'gen: Man möge nicht 
länger als 15 Minuten sp�echen, man muß 
aber keineswegs 15 Minuten reden! Das ist 
also ein Limit nur nach einer Seite. 

Nun alles zusammenfassend: 'In der so oft 
bekrittelten geringen Effizilenz des Bundes
rates liegt. gerade für unsere Zusammenkünfte 
meiner Me:mung nach auch eine g,ewisse 
Chance: Wir müss'en uns nicht und sollen 
uns nicht in ein g,ewLsses kleinliches Gezänk, 
das oft ein Buchstalbengezänk. ist, verlieren. 
Man hat hier w.irklich die Möglichkeit, etwas 
über der Sache stehend zu sprechen. Ich kann 
um Gottes willen nicht salgen, man mög'e hier 
unsachlich sprechen, weil, wie ich glaube, § 61 
der Geschäftsordnung gerade dem Vorsitzen
den den "Ruf zur Sache" einräumt. Aber wir 
sind bei der Sache, wenn wir öfter eLen großen 
Zusammenhang sehen, der uns alle immer 
wieder zusammenführt, als das kleine Tren
nende. 

Ich glaube, diese Chance sollten wir wahr
nehmen, und wir haben 'sie weiß Gott wie 
oft wahrgenommen. Hier standen in vielen 
Jahren - ich habe die Ehre, dem Bundesrat 
bereits 14 Jahre anzugehören - viele Debat
ten auf einem hohen Niveau. In manchen 
haben wir den großen Bruder diese·s Hauses 
an Niveau, wie ich glaube, überragt. Bei aller 
Besch,e1denheH dürfen wir das Mer rfeststellen. 
Das war immer gerade dann, wenn wir das 
Gemeinsame hervorzukehren versuChten, 
besonders für die ,ganz,e Reputation des Bun
desrates günstig. 

Ich darf Sie also auffordern, ganz unbescha
det des nun einmal in der tJffentlichkeit übli-
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Vorsitzender 

dlen Gespötts über diese zweite Kammer doch 
an dieser Art des Zusammenhaltes festzuhal
ten. 

Wir alle, meine Damen und Herren, haben, 
gleidlgültig ob wir schon lange oder er,st 
kurze Zeit diesem Hause angehören, das 
Gefühl einer Verpflichtung gegenüber unse
rem Bundesrat. Wir wissen, daß er befugt und 
imstande ist, 'das ,gesamte Klima - das Wort 
"Klima" ist ein häßliches, aber sehr im 
Gebrauch befindliches Fremdwort - in diesem 
Lande Oster,reich, das demokratische Klima, 
zu bewahren und nach Mö'glicbkeit zu ver
bessern. 

Sie werden mir bestätigen, daß ich die limi
tierte Redezeit nidlt übersdlritten habe. Ich 
mödlte also im Croquis fortfahren und noch 
einmal dem Kollegen Dr. Hans Heger einen 
ganz besonders herzlichen Dank ausdrücken 
und ihm die Uberzeugung vermitteln, daß 
seine sechs Monate der Vorsitzführung mit 
Initiativen so prall vollgefüllt waren, daß es 
sein Nachfolger wirklich ein bißdlen schwer 
hat. 

Ich weiß, wir haben einmal überparteilich 
in einem scherzhaften Gespräch einen Ver
gleich aus der großen Geschichte genommen. 
Ein kleiner Staat soll zwar nicht in die große 
Geschidlte hinübergreifen, aber wir haben 
dennoch den auch in anderen Fällen jetzt 
häufig zitierten Sonnenkönig einmal g·enannt 
und die Regierungsperiode meines Freundes 
Dr. Heger mit jener Ludwig des XIV. ver
glichen. Ich möchte das nicht tun, weil der 
Nachfolger Ludwig des XIV., Ludwig der XV., 
eine so wenig sympathische Gestalt in der 
Geschichte ist, daß ich glaube, wir sollen nicht 
so weit her'geholte Vergleiche gebrauchen, 
sondern einfach sagen: Herr Dr. Hegerl Wie 
Sie das 'g:emacht haben, wird das 'ein Bei5pi,el 
für alle folgenden Vorsitzenden sei/no Ich danke 
�hnen. (Beifall bei OVP und SPO.) 

Idl dank,e auch IJmen, meine Damen und 
Herren, für Ihre verständnisvolle Aufmerk
samkeit und für Ihre Geduld. 

Wir ,g·ehen nun in den Ta,gesaiblauf ein. 

Einlauf 

Vorsitzender: Eingelangt i,st ein Schreiben 
des Herrn Bundeskanzlers betreffend eine 
Ministervertretung. Ich ersuche den Herrn 
Schriftführer, dieses Schreiben zu verlesen. 

meinen Antrag gemäß Artikel 73 des Bundes
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der zeitweiligen Verhinderung 
des Bunde,sministers für Verkehr Erwin Früh
bauer, in der Zeit vom 21. bis 26. Juli 1911, 
den Bundesminister für Bauten und Technik 
J osef Moser mit seiner Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

Vorsitzender: Eingelangt sind weiters vier 
Schreiben des Bundeskanzleramtes betreffend 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates im Sinne 
des Artikels 42 Abs. 5 Bundes-Verfassungs
gesetz sowie ein weiteres Schreiben hetreffend 
einen Beharrungsbeschluß des Nationalrates. 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer um Ver
lesung dieser Schreiben. 

Schriftführer Ing. Gassner: 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates 
zuhanden des Herrn Kanzleidirektors des Bun
desrates, Wien. 

Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
Bundeskanzler mit Schreiben vom 23. Juni 
1911, Z1. 392 d. B.-NR/1971, den beiliegenden 
Gesetzesbeschluß vom 23. Juni 1911: Bundes
gesetz, mit dem Uberschreitungen der Ansätze 
des Bundesfinanzgesetze,s 1971 genehmigt wer
den (1. Budgetüberschreitungsgesetz 1971), 
übermittelt. 

Das Bundeskanzleramt beehrt sich, diesen 
Gesetzesbeschluß bekanntzugeben und mitzu
teilen, daß es beabsichtigt, entsprechend dem 
letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des Bun
des-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 
1929 vorzugehen. 

24. Juni 191,1 

Für den Bundeskanzler: 

Dr. Weiss" 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates 
zuhanden des Herrn Kanzleidirektors des Bun
desrates, Wien. 

Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
Bundeskanzler mit Schreiben vom 23. Juni 
1911, Z1. 437 d. B.-NR/1911, den beiliegenden 
Gesetzesbeschluß vom 23. Juni 1911: Bundes
gesetz betreffend entgeltliche und unentgelt
liche Veräußerungen von unbewe,glichem Bun
desvermögen, übermittelt. 

Schriftführer Ing. Gassner: 
Das Bundeskanzleramt beehrt sich, diesen 

"An Herrn Vorsitzenden des Bundesrates. Gesetzesbesdlluß bekanntzugeben und mitzu-
Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie- teilen, daß es heabsichtigt, entsprechend dem 

ßung vom 19. Juli 1911, Z1. 1692/71, über letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des Bun-

303. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)8 von 191

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 303. Sitzung - 21. Juli 1971 8271 

Schriftführer 

des-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 
1929 vorzugehen. 

24. Juni 1911 

Für den Bundeskanzler: 
Dr. Weiss" 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates 
zuhanden des Herrn Kanzleidirektors des Bun
desrates, Wien. 

Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
Bundeskanzler mit Schreiben vom 24. Juni 
1971, Zl. 468 d. B.-NR/1971, den beilie'genden 
Geset'zesbeschluß vom 24. Juni 1971: >Bundes
gesetz, mit dem das Bundesgesetz, mit dem 
Maßnahmen zur Verbesserung der Besitzstruk
tur bäuerlicher Betriebe gefördert werden, 
abgeändert wird, übermittelt. 

Das Bundeskanzleramt 'beehrt sich, diesen 
Gesetzesbeschluß bekanntzugeben und mitzu
teilen, daß es beabsichtigt, entsprechend dem 
letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des Bundes
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
vorzugehen. 

25. Juni 1971 

Für den Bundeskanzler: 
Dr. Weiss" 

den Fassung neuerlich geändeilt wird, .in V,er
handlung genommen und folgenden Beschluß 
gefaßt hat: Der ursprüngliche ißeschluß des 
Nationalrates vom 12. Mai 1971, mit welchem 
dem Entwurf eines ,Bundesgesetzes, mit dem 
das Bewertungsgesetz 1955 in der geltenden 
den Fassung neuerJ,ichgeändert wtrd, dd.(' v.er
f.a.ssungsmäßige ZustJimmung ertelilt wurde, 
wird .gemäß Artikel 42 Abs. 4 des ,Bundes-Vier
fassungsgesetzes .in der Fassung von 1929 
w i e d e r h o l  t. 

Das Bundeskanzleramt - Verfassungsdienst 
beehrt sich hievon unter Hinweis auf die 
Bestimmung des Artikels 42 Abs. 4 1. Satz 
des B-VG in der Fassung von 1929 und unter 
Anschluß einer Ausfertigung des Gesetzes
beschlusses Kenntnis zu geben. 

Wien, am 16. Juli 1971 

Für den Bundeskanzler: 
Dr. Weiss" 

Vorsitzender: Diient zur KeIl!Iltnis. 

Ich ersuche nunmehr den Herrn Schriftführer 
um Bekanntgabe der eingelangten sonstigen 
Beschlüsse des Nationalrate,s. 

Schriftführer Ing. Gassner: 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates 1. Bericht des Bundesministers für Auswär-
zuhanden des Herrn Kanzleidirektors des Bun- Uge Angelegenheiten über die 16. UNESCO
desrates, Wien. Generalkonferenz (12. Oktober bis 14. Novem-

Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
ber 1970) 

Bundeskanzler mit Schreiben vom 14. Juli 2. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
1971, Zl. 556 d. B.-NR/1971, den beiliegenden 24. Juni 1971 betreffend ein Bundesverfas
Gesetzesbeschluß vom 14. Juli 1971: Bundes- sungs·gesetz über die Änderung der Landes
gesetz, mit dem die XII. Gesetzgebungsperiode grenze zwischen dem Land Oberösterreich und 
des Nationalrates vorzeitig beendet wird, dem Land Salzburg im Bereich der Moosache 
übermittelt. samt Anlagen 

Das Bundeskanzleramt beehrt sich, diesen 
Gesetzesbeschluß bekanntzugeben und mitzu
teilen, daß es beabsichtigt, entsprechend dem 
letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des Bundes
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
vorzugehen. 

14. Juli 1971 

Für den Bundeskanzler: 
Dr. Weiss" 

,.An den Vorsitzenden des Bundesrates 
zuhanden des Herrn Kanzleidirektors des Bun
desrates, Wien. 

Zu Zl. 73-BR/1971 

Die Kanzlei des Präsidenten des National
rates hat dem Bundeskanzler mit Schreiben 
vom 15. Juli 1971, Zl. 529 d. B.-NRI71, mlit
g,etedlt, daß der Nationalrat dn semer Sitzung 
am 15. Juli 1971 den Eljnsp['uch des Bundesrates 
gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 12. Mai 1971 über das Bundesgesetz, mit 
dem das Bewertungsgesetz '1955 in der gelten-

3. Gesetzes'beschluß des Nationalrates vom 
16. Juli 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundes-Personal vertretungs gesetz 
geändert wird 

4. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
23. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Gehaltsüberleitungsgesetz geändert 
wird (Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1911) 

5. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
23. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948 
geändert wird (18. Vertragsbedienstetengesetz
Novelle) 

6. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
23. Juni 1911 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Gehaltsgesetz 1956 geändert wird 
(22. Gehaltsgesetz-Novelle) 

7. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
23. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Dorotheums-Bedienstetengesetz geän
dertwird 
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Schriftführer 

8. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom· 
23. Juni 197 1 betreffend ein Bundesgesetz. mit 
dem das Bundesges·etz über Ersatzleistungen 
an öffentliCh Bedienstete während des Karenz
urlaubes aus Anlaß der MuttersChaft 'geändert 
wird (4. Ersatzleistungsgesetznovelle) 

9. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
16. Juli 197 1 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem wehrrechtliche Bestimmungen neuerlich 
geändert werden 

20. Gesetzesrbeschluß des Nationalrates vom 
8. Juli 1971 betreffend ein Bundes.gesetz, mit 
dem das VerwaltungSrstrafgesetz geändert 
wird 

21. Gesetzes'beschluß des Nationalrates vom 
8. Julri 1971 betreffend ein Bundes,gesetz, mit 
dem Vorschriften zur Anpassung des Ver
kehrs-rechtes an die Entkriminalisierung von 
Verkehf<sstraftaten und zur Hebung der Ver
kehrssicherheit erlassen werden (Verkehrs-

10. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom recht-Anpassungsgesetz 1971) 
23. Juni 197 1 betreffend ein Bundesgesetz, mit 

22. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom dem das Wählerevidenzgesetz 1970 geändert 
wird 24. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 

dem das Bundesgesetz über Wohnungs'beihil
fen geändert 'Wird 1 1. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 

13. Juli 197 1 über ein Bundes'gesetz betreffend 
das Verbot des Einbringens von gefährlichen 
Gegenständen in Zivilluftfahrzeuge 

12. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Juni 197 1 betreffend ein Bundesgesetz, mit 

23. GesetzeSlbeschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1971 betreffend ein -Bundesgesetz, mit 
dem das Suchtgif1lgesetz 1951 geändert wird 
(Suchtgiftgesetznove1le 1971) 

dem das Angestelltengesetz neuerlich geän- 24. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
dert wird 24. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 

13. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom dem das Haus'besorgergesetz -geändert wird 

30. Juni 197 1 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Gutsangestelltengesetz neuerlich 
geändert wird 

14. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Juni 197 1 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Richterdienst'gesetz geändert wird 
(Richterdienstgesetz-Novelle 1971 - RDG
Novelle 1971) 

15. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Juni 197 1 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem die Zivrilprozeßordnung 'Und das Arbeits-

25. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Heeresversollgungsgesetz geändert 
wird (9. Novelle -zum Heeresversorgungs
gesetz) 

26. Beschluß des Nationalrates vom 24. Juni 
197 1 ,betreffend ein Ubereinkommen (Nr. 124) 
über die ärztliche UnteI1suchung Jugendlicher 
im Hinblick auf ihre Eignung 'Zur Beschäftri
gung bei Untertagearbeiten in Bergwerken 

gerichtsgesetz geändert werden 27. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 

16. Beschluß des Nationalrates vom 30. Juni 13. Juli 1971 betreffend ein Bundesgesetz. mit 

197 1 betreffend ein Protokoll zur Albänderung dem das Betriebsrätegesetz -geändert wird 

des am 14. J'Ul1.i 1961 in Wien unterzeichneten 
Vertrages zwischen der Republik Osterreich 
und dem Vereinigten Königreich von Großbri
tannien und Nordirland über die gegenseiUge 
Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivjjl- und Handelssachen 

17. Beschluß des Nationalrates v;oon 30. Juni 
197 1 über ein Abkommen ·zwischeR der Repu
blik Osterreich und der Union der Sozialisti
schen Sowjetrepubliken betreffend das Verfah
ren in hürgerlichen Rechtssachen 

18. Beschluß des Nationalrates vom 30. Juni 
197 1 über ein Europäisch·es Ubereinkommen 
betreffend Auskünfte über ausländisches Recht 

19. ·Gesetzesbeschhlß des Nationalrates vom 
8. Juli 1971 Ibetreffend ein Bundesgesetz. mit 
dem dClJS Strafgesetz. die Strafprozeßordnung 
und das Gesetz über die bedingte Verurtei
lung ,geändert und ergänzt werden (Straf
rechtsänderungsgesetz 1971) 

28. Gesetzesbeschluß des Natrionalrates vom 
16. Juli 197 1 hetreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Landarbeitsrgesetz neuerlich abgeän
dert wird (3. Landarbeitsgesetz-Novelle 1971) 

29. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Juli 1971 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Krankenversicherung der in der Igewerb
lichen Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen 
(Gewerhliches Selbständigen-Krankenv-ersi
cherungsgesetz - GSKVG 1971) s'amt Anlage 

30. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Juli 197 1 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Gewerbliche Selbständigen�Pensions
versicherun-gsgesetz -geändert wird (20. No
velle zum Gewerrblichen Selbständigen-Pen
sionsversicherungsgesetz) 

31. Gesetzesibeschluß des National-rates vom 
13. Juli 197 1 betreffend ein Bundesgesetz. mit 
dem Urlaubsvorschriften 'geändert werden 
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Sdlriftführer 

32. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 43. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
13. Juli 1911 betreffend ein Bundesgesetz, mit 16. Juli 1911  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Landarbeitsgesetz neuerlich geändert dem das Weingesetz 1961 geändert wird 
wird (2. Landarbeitsgesetz-Novelle 191 1 )  (WeingesetznoveUe 1 97 1 )  

33. Gesetzesbesmluß des Nationalrateis vom 
1 3. Juli 1911 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Kriegsopferver.sorgungsgesetz 1957, 
BGBI. Nr. 1 52, geändert wird 

34. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 

44. Beschluß des Nationalrates vom 24. Juni 
1971 betreffend ein Ubereinkommen zur gegen
seitigen Anerkennung von Inspektionen 
betreffend die Herstellung pharmazeutischer 
Produkte samt Erläuternde .Bemerkungen 

23. Juni 1911  betreffend ein Bundesgesetz über 45. Beschluß des Nationalrates vom 24. Juni 

Maßnahmen auf dem Gebiete des Umsatz- 1 971 betreffend eine Liste LXV - Polen zum 

steuerrechtes kHgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 

35. Beschluß des Nationalrates vom 23. Juni 
197 1  über eine Siebente Niedelischrift (Proces
VeIlbal) 'betreffend die Verlälligerung der 
Deklaration über den vorläufigen Beitritt 
Tunesiens zum AUge.meinen ZoH- und Han
delsabkommen (GATT) 

36. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
23. Juni 1971 betreffend ein Bundes'gesetz, mit 
dem das Bundesgesetz betreffend die Finan
zierung der Autobahn Innsbruck-Brenner 
geändert wiro 

37. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
23. Juni 1971 betreffend ein Bundesge,setz über 
die Erhöhung der Quote Osterreichs beim 
Internationalen Währungsfonds und die Uber
nahme der ,gesamten Quote durch die Oester
reichische Nationalbank 

38. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
23. Juni 1911 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Zeichnung von zusätzlichen Kapitalantei
len bei der Internationalen Bank für Wieder
aufbau und Wirtschaftsförderung 

(GATT) 

46. Beschluß des Nationalrates vom 24. J'UD!i 
1 971 fiber ein Viertes Internationales Zinn
übereinkommen samt Anla!gen 

47. Beschluß des Nationalrates vom 24. Juni 
1971 betreffend eine EIiklärung der Republik 
Osterreich über die Nichtanwendung des An
hanges 1 des Genfer Abkommens über den 
Straßenverkehr sowie Künd�gung der in der 
Europäischen Zus'atzvereinbarung zum vor
genannten Abkommen enthaltenen Ergänzung 
zu diesem Anhang 1 durch die Republik Oster
reich 

48. Beschluß des Nationalrates vom 24. Juni 
197 1  betreffend ein Ubereinkommen über die 
Durch.:tUhrung des Artikels VI des Allgemei
nen Zoll- 'und Handelsabkommens 

49. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 197 1  betreffend ein Bundesgesetz über 
Maßnahmen betreffend die Einfu!hr von Waren, 
die Gegenstand eines Dumpingls sind oder für 
die im Zollausland Prämien oder Subventio
nen gewährt werden (Anti!du.mpinggesetz 

39. Gesetzesbesdlluß des Nationalrates vom 1971) 

24. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 50. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
dem das Kiatastrophenfondsgesetz neuerUdl 24. Juni 197 1  betreffend ein Bundesgesetz über 
geändert wird Maßnahmen 'zur Vermeidung von Schädigun

40. GesetzesbesdlJluß des Nationalrates vom 
30. Juni 1971 ,betreffend ein Bundesgesetz, 
womit das Bundesogesetz vom 27. Juni 1969 
über die Bereinigung der Eigentumsverhält
nisse des 'im Gewahrsam des IBUIlidesdenkmal
amtes befindlichen Kunst- und Kulturgutes, 
BGBl. NT. 294/ 1969, abgeändert wird (Kunst
und Kulturgutbereinigungsgesetz-Novelle 
1 97 1 )  

4 1 .  Gesetzesbescbluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1911 über ein Bundesgesetz betreffend 
die übergangsweise RegelUllig der Vieh- und 
Fleischbeschau und des Verkehrs mit Fleisch 
(Fleischbeschau-Ubergang,s'gesetz 1 971) 

42. Gesetzesheschluß des Nationalr,ates vom 
14. Juli 1 911 betreffend ein Bundes-gesetz, mit 
dem das Land- und forstwirtschaftliche Bun
desschulgesetz abgeändert w.ird 

gen der österreichischen Wirtschaft durCh 
marktstörende Einfuhren (Anti-Marktstörungs
gesetz) 

51 .  Besdlluß des Nationalrates vom 24. Juni 
197 1  'betreffend ein Allgemeines Präferenz
system GATT 

52. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
8. JuH 1971 betreffend ein Bundes-gesetz, mit 
dem das KraftfahIlgesetz 1 967 abgeändert wird 
(Kraftfah�gesetz-Novelle 197 1 )  

53. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1 971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Postgesetz geändert wird 

54. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
16. Juli 1971 betreffend ,ein Bundesgesetz, mit 
dem das Fernsprecbbetriebs-Investitionsgesetz 
geändert wird (Fernmeld�nvestitionsgesetz 
FMIG) 
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55. Gesetzesibeschluß des Nationalrates vom dem das Einkommensteuer,gesetz 1967 geän-
16. Juli 1 971 betreffend ein Bundesgesetz, mit dert wird (2. Einkommensteuergesetz-Novelle 
dem das Fernmeldegebührengesetz geändert 1971)  
wird 

56. -Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
1 6. Juli 197 1  betreffend ein Bundesgesetz über 
die einmalige Gewährung einer Sonderheg'Ün
sHgung für die vorzeitige Rückzahlung von 
Wohnbaudarlehen der öffentlichen Hand 

57. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
16. Juli 1 971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das WohnungsveIlbesserungsgesetz geän
dert wird 

68. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
14 .  Juli 197 1  betreffend ein Bundesgesetz zur 
Verbesserung der Schutz- und Erholungswir
kungen des Waldes 

69. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
14 .  Juli 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesges·etz zur ,Bereinigung des 
Forstrechtes abgeändert wird (Forstrechts
Bereinigungsgesetz-Novelle) 

70. Gesetzesbescbluß des Nationalrates vom 
58. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 16. Juli 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 

16. Juli 1 971 über ein Bundesgesetz betreffend dem das Gewerbesteue:pgesetz 1953 ,geändert 
dite Bundesstraßen (Bundesstraßengesetz wird (Gewerbesteueränderungsgesetz 197 1 )  
1971 - BStG 197 1 )  samt Verz'eichniSISe 

59. Gesetzesbeschluß des Nationalrate.s vom 
30. Juni 1 97 1  betreffend ein Bundesgesetz über 
g'eisteswissenschaftliche und naturwissen
schaftliche Studienrichtungen samt Anlagen 

60. Gesetzes'beschluß des Nationalrates vom 

71.  Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
16. Juli 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Allgemeine Sozialversicherungs
gesetz geändert wird (26. Novelle zum Allge
meinen Sozialversicherungsgesetz) 

Vorsitzender: Diese Beschlüsse des N atio-30. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
nalrates wurden den in Betracht kommenden dem das Bundesgesetz über technische Stu-

dienrichtungen geändert wird Ausschüssen zugewiesen. Die Ausschüsse 
haben die ersten 65 der soeben verlesenen 
71 Beschlüsse des Nationalrates einer Vorbe
ratung unterzogen. Diesbezügliche schriftliche 
Ausschußberichte liegen bereits vor. 

6 1 .  Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über montanistische 
Studienrichtungen abgeändert wird 

62. Gesetzesbescbluß des Nationalrates vom 
30. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über Studienrichtungen 
der Bddenkultur geändert wird 

Es ist mir der Vorschla·g zugekommen, die 
Tagesordnung der heutigen Sitzung um die 
65 von den Ausschüssen erledigten Beschlüsse 
des Nationalrates sowie um den 

Bericht der 'Bundesregierung betreffend die 
63. Beschluß des Nationalrates vom 8. Juli Einführung einer 'weiteren Bemessungsgrund-

1971 betreffend ein A:bkommen zwischen der lage im Bauern-Pensionsversicherungsgesetz 
Republik Usterreich und der VolklSrepublik 
Bulgarien über die wissenschaftliche und tech- . und den 

nische Zusammenarbeit Bericht des Bundesministers für soziale Ver-
wa!ltung über die Lage auf dem Gebiete der 

64. Beschluß des Nationalrates vom 8. Juli 
1971 betreffend ein Abkommen zwischen der 

Umwelthygiene 

Republik Osterreich und der Volksrepublik zu ergänzen. 
Ungarn über wissenschaftliche und technische Ein entsprechendes Aviso mit der vorge-
Zusammenarbeit schlagenen Reihung .ist allen Mitgliedern des 

65. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom Hohen Hauses zugegangen. 
1 6. Juli 1 971 .betreff-end ein Bundes'gesetz, mit 
dem das Studientörderungsgesetz geändert 
wird 

66. Gesetzesbesdlluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1 971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über das landwirt
schaftliche Siedlungswesen (Landwirtschaft
lriches Siedlungs-Grundsatzgesetz) abgeändert 
wird 

67. Gesetzesbescbluß des Nationalrates vom 
1 3. Juli 1 971 betreffend ein Bundesgesetz, mit 

Ich ersuche j ene Damen und Herren, die mit 
der vor,geschlagenen Er.gänzung und Re'ihung 
der Tagesordnung einverstanden sind, um ein 
Händezeichen. - Dieser Vorschlag ist somit 
einstimmig angenommen. 

Es ist mir weiters der Vorschlag zugekom
men, die Debatte über folgende Punkte der 
soeben beschlossenen Tagesordnung jeweils 
unter einem abzuführen: 4 bis 8, 1 2  und 13,  
1 9  bi-s 2 1 , 27 und 28, 29 und 30, 3 1  und 32, 
56 und 57, 58 und 59 sowie 61 bis 64. 
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Vorsitzender 

Auch diese beabsichtigte Zusammenziehung 
der Debatte ist in dem ausgegebenen Aviso 
angefüJhrt. 

Fans dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden zuerst jeweHs die Berichterstatter ihre 
Berichte geben. Sodann wi:rd die Debatte über 
die zusammengezogenen Punkte unter einem 
abgefuhrt. 

Die �bstimmung erfolgt wie immer in sol
chen Fällen getrennt. Wird gegen diesen Vor
schlag ein Einwand erhoben? - Es wtird aLso 
kein Einwand ßIlhoben. Der V orschla,g list somit 
angenommen. 

;Eingelangt sind w.eiters: 

Bericht der Bundesregiel'llIDg betreffend Heil
fÜl1Sor,gemaß!Il'ahmen an Ehegattin und Kinder 
des Versicherten (III-2S-<BRI71 der Beilagen) , 

Bericht der Osterreichischen Delegation zur 
Beratenden Versammlung des Europarates 
über die XXI. Sitzungsperiode (III-26-BR/71 
der Beilagen) , 

Bericht der Osterreichischen Delegation zur 
Beratenden Versammlung des Europarates 
über die XXII. Sitzungspel'iiode �III-27�BR/71 
der Beilagen) . 

Ich habe den ersten Bericht dem Ausschuß 
für soziale Ange.Ieg'enheiten und den zweiten 
und dritten !Bericht dem Ausschuß für auswär
tige Angelegenheiten und wirtschaftliche Inte
gration zur weiteren geschäfts9rdnungsmäßi
gen 'Behandlung zugewiesen. 

Einbeziehung der "ltandicapped children" in 
die berufsbildende und technische Er�iehung 
gestellt. Weiters hat die österreichische Dele
gation hinsichtlich der zentral- und ostzentral
europäischen Kulturen, der Förderung und des 
Schutzes des literarischen Schaffens sowie 
der Förderung des FremdenveIlkehrs interve
niert. Die österreich1sche Delegation erreichte 
die finanzieLle Unterstützung für Post-Gradua
ted-Kurse in Wien und Graz sowie die Gewäh
rung von UNESCO-Mitteln für das internatio

'nale Institut für Musik, Tanz und Theat-er. in 
den Massenmedien in Wien. 

In einer Rede setzte sich der Bundesminister 
für Auswärtige Angelegenheiten als österrei
chischer Delegationsleiter für die Her.anzie
hung der Jugend zur Arbeit in der UNESCO, 
für mehr Verständnis zwischen UNESCO . und 
Presse sowie für die Vemneidung von Doppel
gleisigkeiten bei der Dokumentation auf lrul
turellem und wissenschaftlichem Gebiet ein. 
Er begrüßte insbesondere die UNESCO-Aktio
nen zur Sicherung der physischen Ex<ist'enz 
der Menschheit. Schließlich erklärte Bundes
minister Dr. Kirchschläger, daß Osterreich alle 
Anstrengungen der UNESCO zur Belk.ämpfung 
von Ungleichheiten nicht zuletzt durch För
derung der education permanente unterstüt
zen werde. 

Der Ausschuß rur auswärtige Angelegen
heiten und wirtschaftliche Integration hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitmng 
vom 22. Juni 1 971 in Verhandlung gezogen 
und einstimmig 'beschlossen, dem Hohen Hause 
die Kenntnisnahme dieses Berichtes zu 
empfehlen. 

1 .  Punkt: Beridlt des Bundesministers für Aus
wärtige Angelegenheiten über die 
16. UNESCO-Generalkonferenz (12. Oktober 
bis 14. November 1970) (554 der Beilagen) Als Ergebnis seiner Beratung steLlt somit 

der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
und wirtschaftliche Integration durch mich den 
A n  t r ,a 'g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Vorsitzender: Wir Ige'hen in die Tagesord
nung ein und gelangen zum 1 .  Punkt: Bericht 
des Bundesministers für Auswärtige Angele
g,enheiten über die 16.  UNESCO-Generalkon
ferenz. 

Der Bericht des Bundesministers für Aus
wärtige Angelegenheiten über die 
16.  UNESCO-Generalkonferenz (12. Oktoiber 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor bis 14. November 1970) wird mr Kenntnis 
Heger. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Heger: Aus dem Bericht 
1st folgendes hervorzuheben: 

Die gegenständliche Konferenz diente der 
Behandlung und Beschlußfassung des im Ent
wurf vOJ1Hegenden Programms 'Und Budgets 
für 1971/72 und des Grundlinienprogramms für 
1971 bis 1976. 

Die österreichische Delegation hat dazu eine 
Reihe von Anträgen betreffend die Fördemng 
der K!inder- und JugendliteI1atur sowie betref
fend den Ausbau von SchuJbiblio1lheken und 
betreffend die "assoziierten Schulen" unI(} die 

genommen. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b  s t i m  m u n g wird der Bericht 
des Bundesministers tür Auswärtige Ange
legenheiten zur K e n n t n i 8 genommen. 

2. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 24. Juni 1971 betreffend ein Bundesver
fassungsgesetz über die Änderung der Landes
grenze zwischen dem Land Oberösterreidl und 
dem' Land Salzburg im Bereich der Moosacb.e 

samt Anlagen (5'10 der Beilagen) 
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Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
2. Punkt der Ta,gesordnung: Bundes
verfassungsgesetz über die Änderung der 
Landesgrenze zwischen dem Land Oberöster
lieich und dem Land Sal�burg :im Ber.elich der 
Moosache. 

Vorsitzender: Wir g,elangen nun zum 
3. Punkt der TagesordnThIlg : Änd,erung des 
Bundes-PersonalVie,rtretungsges,etz,es. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Doktor 
Jolanda Offenbeck. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Dr. Jolanda Offenbeck: 
Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor Hohes Haus! Durch d,en vorliegenden 

Fruhstorfer. Ich hitte um den Bericht. Gesetzesbeschluß des Nationalrates sollen 
BeriChterstatter Dr. Fruhs'lorier: Hoher Bun- unter anderem die aus dem Bundes-P.ersonal

desrat! ICh berichte namens des AussChusses vertretungsgesetz entstehenden Roechte und 
für Verfassungs- und Rechtsangeleg,enheiten Pflichten der Personalvertr.eter tbeziehung,s
übe,r d'en GesetzeSbeschluß des Nationalrates weise der Dienststellenleiter klarer und über
vom 24. Juni 1971 betreffend ein Bundes- sichtlicber formuliert werden. F!erne.r sollen 
Vierfassungsgesetz über die Änderung der 
Landesgrenze 'Zwischen dem Land Oberöster
reich und dem Land Salzburg im Ber,eich der 
Moosache. 

DurCh den vorliegenden Gesetze,s'ooschluß 
des Nationalrates soll die Landesg.renze 
zwischen dem Land Oberösterr'eich untd dem 
Land Salzbur-g im Bereich der oberösterreichi
schen Gemeinde St. Pantaleon und der salz
burgischen Gemeinde St. Georgen bei Salz
burg im Zusammenhang mit der ReguUe.rung 
der Moosachse geändert werdien. Gemäß Arti
kel 3 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz sind 
f,ür diese Änderung der Landesgrenze übe,rein
stimmende Verfassungsg,esetze d,es Bundes 
und der Länder Oberösterr,eich und Salzburg 
notw,endig. 

Der AussChuß für Verfassungs- und Rechts
angelegeI1Jheiten hat die 'gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 19. Juli 197 1  in 
Verhandlung genommen und eänstimmi,g be
schlossen, d;em Hohen Hause zu ,empfehlen, 

weitere Fachausschüs.se und Zentralausschüsse 
eingerichtet werden. SchHeßlich soll dem Prä
sidenten des Nationalrates in ,seinem Wir
kU!Ilgsbereich die Nominierung des Dienst.. 
gebervertreters übertrag,en werden. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Redlts
anglel'egenheiten hat die ,gegenständliche Vor
la,g,e in s'einer Sitzung 'Vom 1 9. Juli 1911  in 
Voerhantdlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen. 
keinen Einspruch zu erhaben. 

Als El'gebnis seiner Beratung st,eIlt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und RJechts
ang,eleg,enheiten durch mich den A n  t r a g, 
der Bundesrat wolle 'beschließen: 

Gegen den Ges,etzesbeschluß .des National
rates vom 1 6. Juli 1971 betre1lend ein Bundes
g'eset:z, mit dem das Bundes'"iPersonal
vertretungsg:esetz ,geändert wird, 'Wird kein 
Einspruch ,erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke für den Bericht. 

keinen Einspruch 'Zu erheben. Ehe wir in die Debatte eingehen, begrüße 

Als Ergebnis seiner Beratung Ist,eIlt somit iCh den im Hause erschienenen Herrn Bundes

der Ausschuß für Verfassung,s- und Rechts- minister für Landesverteidigung Lütgendorf 

angel,eg,enheiten durch mich den A n  t r a g, sehr herzlich. (Beiiall bei SPö und öVP.) 

der Bundesrat wolle 'beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 24. Juni 1 971 betreffend ein lBundes
verfassungs'g,esetz über die Änderung der 
Landesgren1ie zwischen dem Land Oberöst,er
r,eich und dem Land Sal'Zlbur,g im Ber,eich der 
Moosache samt Anlagen wirod klein Einspruch 
eJ1hoben. 

Vorsitzender: Zu Wort hat ,sich nd'emand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n e n  E i n s p r u ch zu 
erheben. 

3. Punkt: Gesetzesbestbluß des Nationalrates 
vom 16. Juli 19'11 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Buodes-Personalvertre
tungsgesetz geändert wird (571 der Beilagen) 

Zu Wort hat sich gemel,det Herr BundesTat 
Dr. Gaspersch:itz. Ich ierteHe es ihm. 

Bundesrat Dr. Gasperscbitz (OVP) : Hohes 
Haus! Sehr geehrte Herren Minister I Di,e 
gegenständliche N oV'elle legalisi,ert 'g,ewisse 
Praktik!en im Bereiche der PersonalVtertretung, 
bringt eine Verbesserung der Mitwirkungs
rechte der Personalvertr,eter, verbess,ert die 
Immunitätsbestimmungen und schafft eine 
neue Institution, nämlich die Personal
vertretungs-Aufsichtslkommission. 

Diese p.ersonalrvertretungs-Aufsichtskom-
mis,sion ist di'e w.esentlicbe Neuerung im P.er
sonalvertretungsrecht. Nach der Novelle fun
giert sie auch ,als Begutachtungskommiss:ion, 
und zwar tdann, wenn es zwischen Ressort
leiter und Zentralpersonalvertretung in dienst
rechtlichen Ang,elegenheUen zu tkeiner Eini
gung kommt. 

303. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)14 von 191

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 303. Sitzung - 21 .  Juli 1971 8277 

Dr. Gaspersdlitz 

Nun wird man gefragt: Schon wiederum 
eine N ovellierung eines Ges-etzes, welches 
erst vier Jahre alt ist? Meine sehr geehrten 
Damen und Herren I Hier muß man sa'gen, 
daß alle diejenigen, die sich mit dieser 
Materie befaßt haben, bereits .im Jahre 1 967 
wußten, daß es bald zu ,e:iner NovelHerung 
dieses Bunde.s-Per.sonalvertretungsgeset�es 
kommen wird. Denn damals hat man Neuland 
betreten und hat kein entsprechendes Vorbild 
geha'bt. In den vergangenen vier J ahr-en .sind 
in den verschiedensten Ang-ele-genheiten 
Frag-en an das Bundeskanzleramt herangetra
gen worden. Es kam zu Zweif.elsfra,genbeant
wortungen. 

Bei der Entstehung des Bundes-P.ersonal
vertretungsge.setzes Iwar -es aber audl di-e Ve-r
waltung, die den PersonalvertretJern nicht 
allzu viele Rechte zuordnen wollte, weil sie 
befürchtet hat, daß hier -eine Lälhmung des 
Dienstbetriebes eintreten könnte. Auch die 
Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten -
das ,gebe Jdl offen zu befürchbete 
einen zu großen Verlust ihr,er Einfluß sphäre , 
denn bis dahin war-en die .gewerkschaftlichen 
Betrieibsausschüsse j a  auch !Zugleich dil8 provi
sorischen Personalvertr·etungen. 

Alle diese Beden�en waI'len aber - wie 
sich jetzt herausg-estellt hat - grundlos. Die 
Demokratisierung durch Gewährung -eines 
Mitspracherechtes hat heiden T:eilen, dem 
Di-enstg.eber und dem Dienstnehmer, Vorteile 
gebradlt. 

Wie bereits ,g,esagt, haben ,diie ·öff.entlich 
Bediensteten 'im Jahre 1967 eine gesetzliche 
P,ersonalvertretung -erhalten. Darauf haben sie 
47 Jahre gewartet. Ein Teil der öffentlich 
Bediensteten wartet noch heute auf eine 
gesetzliche Einrichtung von P,ersonalvertre
tungen, obwohl ihnen diese nach Artikel 2 1  
der Bund-esverfassung zustehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich be-grüße die Novelle als weiteren Schritt 
der Demokrattsierung durch den Ausbau des 
Mitspracherechtes. Ich hätte es bei dieser Be
grüßung bewenden lassen, wenn nicht die 
von der sozialisti-schen Fraktion in Ober
österDeich herausg'egeibenen Berichte mich ver
anlassen würden, eine LegendenbiLdung zu 
verhindern. 

In diesem DruckweI1k heißt es, daß die 
sozialistischen Gewerroschafter bereits 1961 
auf die Mängel des Bundes-Personalv-ertre
tungsgesetzes hingewiesen hätten und nun 
diese Mängel von der sozialistischen Regie
rung beseiUgt werden. 

Aber auch der Abg-eordnete Neuhauser hat 
im Nationalrat -erklärt, daß mit der Ver6!b
schiedung der Novelle zum Bundes-Personal
v.ertretungS'9-es,etz eine j ahrelange Forderung 
der sozialistischen Gewerk.schafter und Per
sonalVlertreter, aber auch der SPO-Abgeord
neten in Erfüllung gehe. Das 1 967 beschlossene 
Stammgesetz bot keine edlte Vert.retung, son
dern war in Wahrheit eine bloße F.assade 
einer Di:enst.nehmerschut:reinrichtung. Die 
weibgehend-e Abhängigkeit der P.ersonal
vertretung habe sidl in den v:ier Jahren der 
OVP-Alleinregierung für die Bediensteten 
häufi-g nachteilig ausgewirkt. 

Ich möchte die .sozialistisdte Fraktion wirk
lich bitten, mir -einen Fall ;zu nennen, wo sidl 
hier die Ubertragung d-er Aufsicht an dle 
Bundesregierung in irgendeinem Fall negativ 
ausgewirkt hätte. 

Auf Grund dieser Da·rlegungen muß man 
wohl dLe Dinge transpaI'lent machen. Regie
rungsvo.rla1gen, die Ang,ele.genheit-en des 
öffentlichen Dienstes regeln, sind Ergebniss,e 
von Verhandlungen zwischen d-en G ewerk
schaUen des öffentlichen Dilenstes ·einer.seits 
und Verwaltung beziehungsweise Regierung 
ander-erseits. 

So kam e,s .im Jahre 1 967 zw_ischen Bundes
regierung und d-er Gew,erkschaft öffentlich 
Bediensteter hinsichtlich der Schaffung eines 
P-ersonalvertretungsr-echtes zu einem Uiberein
kommen. Obwohl Ibeide Fraktionen in der 
Gewerkschaft öffentlich Bediensteter dem 
Ubereinkommen zugestimmt haben, ·stimmte 
die :sozialistische Fraktion im Nationalrat und 
Bundesrat dagegen. Das Bundes-P,ersonal
verhetung,sg'esetz wurde damals gegen die 
Stimmen der Sozialist.en im Parlament ange
nommen. 

Vor einiger Zeit haben wir den 50jährigen 
Bestand d-er Bundesverfas.sung gefeiert. Ver
gessen wir nicht, daß wir den Auftrag des 
BUJIldesvlerfa:ssung-s'geset�gebers da. und dort 
noch nicht ·erfüllt halben. Als Länderkammer 
müss,en wir darauf dring,en, daß die rvon der 
Landeshauptleutekonfer,enz und von der Ge
werk.schaft .geforderte Ubertragung der Kom
petenzen in Sachen Personalv-ertretulllg hin
sichtlich Gesetzg,ebung und V.ollziehung rasch 
realisiert wird, damit auch die Lande.s- und 
Gemeindebediensteten zu gesetzlichen Per
sonalvertI'letung-en kommen. 

Man sagte - wie ich bereits ausgeführt 
Ich hoffe, daß alle Mitglieder des Bund1es- habe -, "die Reg!i.erungsvorlage S1eIi bloße 

rates einem diesbezüglichen Entschließungs- Fassade einer Dienstnehmerschutz·einrichtung. 
antrag die Zustimmung -geben weIden. Hinter dieser Fassade vel1ber,g:e sich -eine weit-
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gehende Abhängigkeit der Personalv,ertretun- . sonalvertfietung keine Mö'glichkeit, eine über 
g,en vom Bund als Dienstg,eber. Oberster dem Leiter der Z'entralsteUe stehende Instanz 
Grundsatz ,sei aber die Unabhängigkeit vom anzuruf.en. Es bestehen keine rechtlichen 
Dienstgeber". Mittel für einen :PJersonalvertreter, wenn der 

So heißt es in 'einem Minderheitsbericht Minist,er Letztlich ,entscheidet. 

der sozialistischen Mitglieder des Ver- Die sozialist1schen Abgeordneten machtoen 
fassungsausschusse.s zum Bundes-Personal- auch einen konkreten Vorschla,g im Minder
vertnetungsg,esetz, der in sieben Druckseiten heitsbenicht, nämlich Einrichtung einer par
ein Gutachtoen darstellt, wie eine ,echte Per- lamentarischen Beschweraekommission, an die 
sonalvertretung von sozialistischer Sicht aus- sich die Pe�sonalViertr,etung bei Nichteinigung 
zusehen hätte. mit dem RessorUeiteT wenden kann. tJiberdi'es 

Damals hat noch ni.emand geahnt, daß die soll Jedem Bundesbediensbeten das Recht 'ein

Sozialisten so bald in die Lage versetzt wer- g.eräumt sein, :sich an diese parlamentarische 
Kommission zu wenden. d,en, ihre Gedankiengänge und Vorschläg'e in 

die Tat umzusetzen. 

Wie schaut nun diese Tat aus? 

1 .  Der Minderheitsbericht ,kritisiert, daß der 
Bundeskanzler und die :zuständig,en Minister 
als Aufsichtsbehörde g,egenÜlber dem Dienst
g:ebervertneter fungieren. Es sei unmöglich, 
daß der Di'enstg,ebervertreter aLs Behörde die 
Dienstnehmervertreter beaufsichUgt, über ihre 
Handlung,en zu Gericht :sitzt, sie diskreditiefien 
oder sogar entfernen kann. Eine Aufsicht sei 
nach .sozialistischer Ansicht nicht notwendig. 

Die geg.enständliche Novene s'iJeht kleine 
Eliminierung einer Aufsicht vor. Sie überträgt 
allerdings diese Aufgaben an eine Personal
vertretungs-Aufsichtskommission, di'e nun
mehr als Behörde im Sinne des Artikels 1 33 
Z. 4 Bundes-Verfassungsgeset'z zu erdcht,en 
ist. 

Das ist aber nichts Neues. Schon die Regie
rung Klaus hat die Errichtung ·einer solchen 
Kommission nach der 'zitierten V:el1fassung,s
bestimmung vorgesehen. Di,ese Kollegial
b.ehörde sollte aus einem Richter als Vor
sitzenden und aus vier w.eiteren Mitgliedern 
zusammengesetzt sein. Die Gewerkschaft der 
öfient1iCh Bediensteten hat damaLs leinhelliog 
eine solche Personalv,ertretungs-Aufsichts
kommission aLs "GschaftelhU!berei" abgelehnt. 

Wer das nicht glaubt, der lese die Erläu
ternden Bemerkungen zum Stammgesetz, dj,e 
es sehr deutlich sagen. Hi,er he:ißt ,e,s : "Die 
Errichtung ·einer solchen AufsiChtsbehörde 
halben die Vertret'er der Gewerkschaft abg,e
lehnt und vorgeschlagen, di,e Aufsicht über 
die Personalvertnetung den ,einzelnen Bundes
ministern heziehung.swe:ise der Bundesr,egie
rung ·zu übertragen." 

2. Der MinderheitSlbericht 'zum Bundes
P,ersonalvertretungsgesetz kritisiert, daß bei 
Nichteinigung zwiscben Pe:rsonalvertretung 
und DienststeHenleite.r 'endgültig 'der Bundes
munister entscheidet. Da diese Entscheidung,en 
überdies nicht lin 'Form leines ver.waltung.s
hehölidlichen Bescheides ,ergehen, hat die P.er-

Meine Damen und Henenl Eine parlamen
tarische Beschwerdekommission hat Bundes
kanzler Dr. Kreisky bei den Verhandlung,en 
über di,e geg,enständliche Novene als nicht 
zielführend abglelehnt und vor,geschlagen, daß 
die nunmehr doch zu instalHerend'B p.ersonal
Vlertr,etungs-Aufsichtskommission auch als 
Begutachtungskommission fungier,en ·soll, 
wenn ·es zwischen Zentralausschuß und 
Ressortleiter 'in dienstrechtlichen Angelegen
heiten zu keiner Einigung kommt. Einle Bin
dung des Ministers an das Gutachten d:ieser 
Begutachtungskommission 'besteht alle:rwngs 
nicht. 

Ich 'g,ehe zu, daß dieser Vor,schlag von 
Bundeskailizier Dr. Kreisky ·einen Fortschritt 
bed,eutet, wenngleich ,er den Vorstellungen 
der Verlasser des Minderheitsberichtes nicht 
,entspr,icht. Wir von der Gewer.kschaft der 
öfientlich Bediensteten haben diesen Vor
schlag ,angenommen. Dieser Vorschlag wurde 
auch im Entwurf zu ,ei:ruer R,egierungsvorlage 
eingebaut. In der Regierungsvorlage vom 
15.  6. 197 1, welche am selben Tage dem Par
lament zugeleitet wurde, waIien zu unserem 
Erstaunen V1erschiedene mit de,r Gewerkschaft 
abgesprochene Regelungen nicht mehr ent
halten oder abgeändert; ISO war auch d!�e Funk
tion der BundespersonalvertI1etungs-Aufsichts
kommission als Begutachtungskommission 
eliminiert. Erst meine Flucht in die Offentlieh� 
keit, daß 'er;stma�iJg 'eine BundesIieg,ierung leine 
Vierffinbamng mit der GeWlerk!schaft meht ein
hält - Bundeskanzler Dr. Kl'eisky ,sprach 
damals von einem Nichtdurchkommen im 
Ministerrat -, aber auch - und das ,sei zur 
Ehf'e der sozialistiscben Fraktion in der 
GewerkJsch,aft der öftientldch Be,dJ,ensteten ,ge
sagt - ihr ma!sSli:v�er Vorstoß ,im .internen Be
r'eich Ihr.er Rarte.i, f.ührte ,schUeßlich binnen 
Wochenfrist zu ,einer BeI1ichtiiJgung ,der bereits 
dem Pa.rlament zugeleiteten R1egierung:svor-
1age durch dlen Minlisterrat. 

Nicht verwirkliCht wurde die im Minder
heitsbericht energisch geforderte Möglichkeit 
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für di:e einz,e1.nen Bediensteten und für die keine Angl,eidlUng ,an das Betriebsrätegesetz 
P,ersonalvertreter, sich an e1ne BeschWler.de- erfolgt ist. 
kommission zu wenden. 

3. Der sozialistLsche Minderheitsbericht zum 
Bundes-iP<ersonalvertretungsgesetz kr,itisiert, 
daß in wichtig,en Ang,elegenheiten, wie bei 
Neuaufnahmen, Dienstzuteilungen, "'ersetzun
gen und so weiter, nach dem Entwurf der 
OVP-Alleinregi,erung keine Int'eIVlentions
möglicbkeit an eine höber.e Dien ststelle be
stehe. Der Personalvertfietung sind diese Maß
nahmen oder dli1e Absicht, ,sd-e durch:zuführeu, 
leruglich mitzuteilen. Alber audl in der Igegen
ständlichen Novelle bleibt es 'bei ,der Mit
teilungspflicht. Das seinerz'eit von Sozialisten 
geforderte Mitwirkungsrecht wurde nunmehr 
von Sozialisten aJbg,elehnt. 

4. Der ;sozialistische Minderheitsbericht zum 
Bundes-Personalvertretungsrges'etz kritisiert, 
daß die Entsmeidung des zuständigen Bundes
ministers keinen vor den Geridltshöfen des 
öffentlichen Rechtes .anfedltbaren Bescheid 
darstellt. Dte ,sozialistischen Abgeor.dneten 
forderten, daß der Leiter der Zentral,stelle 
mit Bescheid zu 'entscheiden habe. Auch diese 
Forderung wuroe in der Novelle nicht ver
wirklimt. 

5. Der sOZlialistisme Minderheitsberkht iZum 
Bundes�Personalvertretun gsg,esetz kr:itisiert 
das Bundes-Personalvertretungs,g.eset'z, weil es 
der gewählten Personalvertretung keine Be
fugnis einräumt, der Kündigung ,eines in 
einem provisorischen öffentLim-Iiechtlichen 
oder in einem vertraglichen Dienstverhältnis 
stehenden Bediensteten zu w:iderspllecblen und 
&embsschutzmaßnahmen im Intelless,e des ge
kün digten Bediensteten zu er'gI1e:if.en. Audl 
diese Forderung der sozialisUscblen AJbg,eord
neten wird in der gegenständlichen Novelle 
von der sozia]j.stismen Bunde,sllegierung nicht 
verwirklicht. 

6. Der sozialistische MindeIiheitsberimt zum 
Bundes-Personalv.ertrtetungsg,esetz kritisiert 
das Bundes-P,ersonahllertretungsges'e1Jz, weil 
bezüglich Ubernahme von Bedienst,eten in das 
öffentlich-r'echtliche Dienstverhältnis, Beför
derungen oder UbersteUungen kein Einver
nehmen mit dem Dienststellenaussmuß zu 
pf1e'gen dst. Diesbezüglich ,sleht auch die 
geg,enständliche Novelle keine Änderung der 
Rechtslage vor. 

7. Der sozialistische MindJerheitsbericht 
stellt fest, daß nimt einzusehen sei, weshalb 
der öffentLich Bedienstete im Bundesdienst 
gegenüber seinem Dienstgeber schlechter ge
stellt sein soll als der Dienstnehmer, auf den 
das Betrielbsräteg·esetz Anwendung findet. 
Dazu i,st festzusteHen, daß durch diJe Noyelle 

Zusammenfassend kann man feststellen, daß 
von den :Sleinerz,eitigen Forderungen der 
sozialistischen Abgeordneten des V,erfassungs
ausschusses, welche im MindeI1heitsbericht 
niedel1gelegt sind, nur 'eine eruüHt worden ist, 
nämlich die Err:ichtung einer Plersonal
v,ertr,etungs-Aufs:ichtskommission, die aber 
auch, wie ich bewiesen hatbe, ,schon die Regie
rung Klaus ,der Gew,erkschaft angeboten hat, 
von ,dieser atber abg,e1ehnt wurde. 

Was die N oveUe 'bringt, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, sind Ver
besserungen auf Grund von ,Erfa'hrung,swerten 
,der Personalvertretung,en und der Gewerk
schaft und - wie ich be:peits eingangs erwähnt 
habe - Legalisierungen von bereits tatsäch
lim ,bestehen den Regelungen. Trot'z zwei
maliger Berichtigung der Rlegierungsvorlage 
durch den Ministerrat wurden 0W,ei belleits 
mit der Gewerkschaft abgehandelte Probleme 
in der Regierungsvorlage nicht \berücksichtigt. 
DiJese betraf.en das Mitwitkungsremt de,r 
Personalv,ertretung 'bei Änderung der inneren 
ür.ganisa1:iion und d,er Geschäftse.inteilung und 
die Zuordnung des Reinigungsp,ersonals an 
den Zentralausschuß Bundesgendarmerie. 

Die Gewerkschaft der öftientlich Bedien
steten, und zwar be.ide Fraktionen, richtete 
am 24. 6. 1971 an ·die Klubobmänner aller im 
Nationalrat vertr,etenen Parteien ein Schreiben 
mit dem Ersuchen um Berücksichtigung beider 
angeführter Punkte Ibei der parlamentari.schen 
Behandlung. 

Un d nun muß .ich eine ei'glenartig,e Fest
stellung machen. Die OV:P-FrakHon lim 
Nationalrat vertrat im Ausschuß den Gewerk
schaftsstandpunkt, die Sozialisten und ,Frei
heitlich,en 'lehnten mit Stimmenmehrheit das 
Beg,ehren der Gewerkschaft ,ab. Bis heute habe 
ich g,eglaubt, die Gewerkschaft iS'ei für 
Sozialisten 'etwas Heiliges. Da nun aber 'be
reits zweimal die soziaUstische Gewerk
,schaftsfraktion von der s02'Jialist:LschJen Par
lamentsfraktJion ,desavoutert wurde, 1967 das 
erstoemal und Jetzt das zweitemal, habe ich 
meine Meinung über die Gewichtigkeit der 
Gewerkischaft in der Sozialistischen Partei 
korrigi.ert. 

Mit dem Min derhe:itsbericht zum Bundoes
P,ersonalvertretungsgoesetz haben Sie, meine 
v'erehrten Damen und Herl1en. von der Linken, 
im März 1967 unbekümmert allfälliger ver
fassung.sremtlicher Schwler:i!g:keiten - das 
glebe im zu - f.est auf dlie Pauke geschlagen. 
Sie haben offenbar nicht damit 'g,eredmet, daß 
Sie einmal die Ver.antwortung dafür tragen 
müssen. 

725 
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Dr. Gaspersddtz 
Sie stellten FordJerungen auf, die Sie j,etzt Eine solche Verordnung auf Grund des 

nicht erfüllen können - das gebe id:l. iZU - Betriebsrätegesetzes hätte natürlich selbst
und auch nicht ,erfüllen wollen. Sie s'etzen verständlich den Grundsätzen des Betriebs-
T.aten, diJe Sie spätm beJ1euen mÜ'ss,en, Wlie 
etwa, (im gro&en gesehen, die Verschenkung 
,einer Wahlrechtsrefor:m für 16 Monate Alllem
'I1eg,ioerung, wodurch Slie die Chanoe verrloren 
haben, di.e · absolute Mehrheit im Parlament 
zu ,erreichen. Aber v,iJelleicht repariert der 
Verfassungs gerichtshof noch Ihren Fehltritt. 
(Bundesrat N o, v a  k: Abwarten und Tee trin
ken!) Ihnen, meine sehr ,geehrten Damen und 
Herren von der Linken, kann ich nur ins 
Stammbuch sd:l.reiben: Was immer du tust, 
bedenke das Endel (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zu Wort 'ist f.erner g.emeldet 
Herr Bundesrat Seid!. Id:I. erteile es ihm. 

Bundesrat Seidl (SPO) : Hohes Hausl Ver
ehrter Herr VorSlitzen:d!er!  Verehrte Herren 
Minister! Uehe Damen .und HeIrienl Im März 
1967 Ibefaßte sich der öslle:r:reichische National
rat zum 'euben Mal mit ,einem Bundoes
periSonalvertretungsrecht und anschHeßend 
auch der Bundesrat. Mein VOTfoedner Bundes
rat Dr. Gasperschitz hat sich zu der nun vor
Uegenden Novelle zum Bundes-Plersonal
vertretungsg'esetz s'ehr ,eingehend mit den vor
geschichtlichen Problemen zu diesem Gesetz 
und zu dieser V-erordnung beschäftigt. Ich 
Wieiß aber nicht, ob er das v;on seiner Warte 
anein ,beurteilt hat. 

Dieses Bunde,s-P,ersonalvertI1etungsgesetz 
vom Jahre 1967 und die 'heute vorliegende 
Gesetzesnovelle haben eine sIeihr inter,essante 
Vorg,eschid:l.te, und das hier hereits Ang,e
führte reicht bei weitem nid:l.t aus, um sich 
davon ein sehr klare:s Bild IZU machen. 

Um s:ich 'ein wirklich klares Bild davon 
und ein richtig;Bs Urteil uber das P,er:sonal
vertretungsrecht im öffentlichen Dienst machen 
zu können, ist es meines Erachtens unbedingt 
notwendig, zumindest :in großen Zügen das 
Wesentlichste der Vorgeschichte dieses 
Bundes-Personalvertretungsrechtes zu kennen. 

Ich möchte ganz ,besonders darauf ver
weis-en, daß bereits im Jahre 1 9 1 9  vom 
Nationalrat das erste österreichische Betriebs
räteg·esetz beschlossen wurde. In der Zweiten 
Republik Ibeschloß der Nationalrat das Be
triebsrätegesetz neuerlich mit einigen Ergän
zungen und Abänderungen am 28. März 1941. 
In den beiden Betrilelbsrätegesetzen aus 1947 
hat der Gesetzgeber in § 1 Abs. 3 ausdrücklich 
bestimmt, daß durch Verordnung der Regie
rung Personal vertretungen im öffentlichen 
Dienst, und zwar der Eigenart des öffentlichen 
Dienstes Rechnung tragend, eingerichtet wer
den können. 

rätegesetzes entsprechen müssen. Die GeweI1k
schaft der öffentlich Bediensteten bemühte sich 
jahrelang, eine Personalvertretungsverord
nung im Sinne dieser Meinung und dieses 
ausdrücklichen Wunsches des Gesetzgebers zu 
erreichen. Leider waren diese Bemühungen 
ohne Erfolg. 

Durd:l. ein Erkenntnis des Verfassungs
glerichtshofes vom 20. Juni 1952 wurde übr:i
gens dann festgestellt, daß der Absatz 3 des 
§ 1 des Betriebsrätegesetzes verfassungswidrig 
ist, und er wurde aufgehoben. Damit wurde 
eine neuerliche Hürde auf dem Wege gesetzt, 
zu einem Personalvertretungsgesetz zu kom
men. Wohl hat der Verfassungs'gerichtshof 
klargestellt, daß ein eigenes Gesetz notwendig 
ist, um ein Personalvertretungsrecht im öffent
lichen Dienst einriChten zu können. Um der 
Bundesverfassung gereCht zu werden, hätte 
zuerst ein Personalvertretungsgesetz nur für 
jenen Bereich von Bediensteten geschaffen 
werden können, die hoheitliche Aufgaben zu 
erfüllen haben. Bezüglich aller 'Übrigen Be
diensteten bestand völlige Unklarheit, nicht 
nur im großen gesehen, sondern auch in den 
Kreisen der Juristen. 

Eine Verfassungsänderung wurde notwen
dig, und sie wurde auch durchgeführt, um 
diese Einschränkung von jenen 'Bereichen, die 
hoheitliche Aufgaben zu erfüllen haben, zu 
nehmen, und dadurch erst wurde der Weg 
freigemacht, ein Bundes-Personalvertretungs
gesetz schaffen zu können. 

Die Bestrebungen der Gewerkschaft der 
öffentlich Bediensteten gingen nun in die 
Richtung, ein Bundes-Personalvertretungs
gesetz zu schaffen. Sehr, sehr viele Entwürfe 
wurden von der Bundesverwaltung aus
gearbeitet und zur Diskussion gestellt. Sie 
alle hatten dem Grunde nach nur ein Ziel : 
ein Personalvertretungsgesetz zu schaffen, 
aber den Personalvertretern nur ja nicht viele 
Rechte zu geben, nur ja nicht viele Perlen aus 
der Krone der Hoheitsverwaltung an die Per
sonalvertreter abzugeben. ISie alle konnten 
von uns nicht akzeptiert werden. 

Die Anerkennung der wichtigsten Grund
sätze, die im Betriebsrätegesetz bereits ver
ankert ist, hat natürlich in diese Verwaltungs
entwürfe überhaupt nicht Eingang gefunden. 
Diese Verwaltungsentwürfe wurden daher von 
der Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten 
zurückgewiesen und, ich möchte ausdrücklich 
betonen, von beiden Fraktionen, der sozialisti
schen Fraktion und der Christlichen Fraktion, 
zurückgewiesen. Wenn ich mich riChtig 
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erinnern kann, waren es 13  oder 14 solCher 
Entwürfe. 

Am 5. Gewerkschaftstag der Gewerkschaft 
der öffentlich Bediensteten im Oktober 1965 
hat die sozialistische GewerksChaftsfraktion 
einen völlig ausgearbeiteten Personalvertre 

tungsgesetz.entwurf ,als Antr.ag auf diesem 
Gewerkschaftstag, der efin sehr hohelS Forum 
der Gewerkschaft darstellt, eingebracht. Das 
hatte zur Folge, daß auch die christliche Frak
tion sehr rasch ,ednen Antrag leinhr.achte und 
einen Entwurf vorlegte . Nach eingehenden 
Beratungen beschloß dieser 5. GewerksChafts
tag 'eiDls1limmig, daß, gestützt auf dliles�e heiden 
Anträge, ein gemeinsamer Gewerkschafts

entwurf ausgearbeitet wird, ein Gewerk
schaftsentwurf über ein Bundes-Personalver
tretungs,gesetz. Dieser Entwurf wurde 
raschest erstellt, und in ihm waren auch die 
Grundsätze des Betriebsrätegesetzes mitver
ankert. 

Mit der Unterschrift meines Kollegen Bun
desrat Dr, Gasperschitz und auch mit meiner 
Unterschrift wurde dieser Gewerkschaftsent
wurf dem damaligen Bundeskanzler Dr. Klaus 
übermittelt. Wir haben gleiChzeitig in diesem 
Schreiben ersucht, er möge diesen Gewerk
schaftsentwurf zur Grundla'ge der notwen
digen Verhandlungen machen. Leider, leider 
ist das nicht geschehen. Der GewerksChafts
entwurf wurde zur Gänze beiseite geschoben, 
und ein Entwurf der Bürokratie lag auf dem 
Verhandlungstisch. Für die abschließenden 
V:erhandlungen mit der Gew.erkschaft über 
diese ohne Zweifel ,nicht e.inf.ache Mate'de 
hatte der damahl-g-e BundeskanzLer Dr. Klaus 
insgesamt genau gemessen nur 45 Minuten 
aufgewendet. An seiner Meinung, an seiner 
Vorlage hat er nicht -eiDIen Berstmich mehr 
geändert. Auch das ,gle!hö'rt zur Vor.geschichte 
des PeDsonalvertretungsg,esetze-s. 

Gegen die Stimmen der Sozialisten wurde 
das Bundes-Personalvertretungsg-esetz am 
1 0. März 1967 besChlossen. Von den Sozia
listen wurde ein Minderheitsbericht ein
gebracht, und Bundesrat Dr. Gasperschitz hat 
sich bemüht, sehr genau die eine oder andere 
Position aus dem MinderheitsberiCht zu be
leuchten. Man kann sie auCh anders beleuch
ten. 

Wir Sozialisten sind für ein besseres und 
zeitgemäßeres Betriebsrätegesetz. Wir sind 
-aber auch als Sozialisten bemüht und inter
essiert, ein modernes Personalvertretungs
gesetz für die Bundesbedienst,eten, für alle 
öffentllich BedLenste1:Jen 'ZU ,eT.reli.ch!en. Was Wilr 
Sozialisten aber unbedingt ablehnen, ist, daß 
der Dienstgeber, und zwar die Bundesregie-

rung, die gegenüber den Bediensteten den 
Dienstgeber repräsentiert, gleiChzeitig Auf

siChtsbehörde über die PleI"sonalve,rtretUiIlg _itst 
und eine Reihe von Maßnahmen gegen die 
gewählten Personalvertretungen beziehungs
weise gegen den einzelnen Personalvertreter 
setzen kann. (Bundesrat Dr. G a s  p e r
s c  h i t  z: Darum hast du ja Bundeskanzler 
Klaus ersucht!) 

Bundesrat Dr; Gasperschitz hat in seinen 
Ausführungen g-emeint,  man möge ihm doch 
einen Fall nennen, wo so etwas irgendwi,e 
'g'efährlich war. Es ist dabei gar nicht von 
Bed'eutung, ob und wie oft in der Vergangen
heU ein solcher 'Fall vorg.e}eg,en dst. Allein 
schon die Tatsache, daß der Dienstgeber, und. 
zwar die Bund'esregierung, zum !Beispiel Be
schlüsse der Personalvertretung aufheben 
kann und es isogar möglich ist, Mandats
verluste auszusprechen, war grundsätzlich für 
uns in einem p.ersonalv-ertretung;sgesetz uner

trägliCh. 

Das Bundes-Personalvertretungsg,e.setz vom 
1 0. März 1967 hat der Bundesr,eg:ierung diese 
ReChte 'g,egenüber den p.ersonalvertretem 
gesetzlich ,eingeräumt und ihr diese Möglich
keit -g,es Ch affen. Ich 'hal})e betont, daß -.es nicht 
darauf ankommt, ob sie genützt oder nicht 
g,enützt wU!rde. 

. 

Wir Sozialisten sind der Me.inung, daß die 
gewählten Personalv.ertreter ,einzig und allein 
der KontroUe i,hrer Wähler und nicht der 
Kontrolle des Dienstg,ebers unterliegen 
können. 

Mit der vorliegenden ,ersben Novelle zum 
Bundes-Personalvertr,etungsgesetz gehen viele 
der j ahrelangen Ford�rungen der sozialisti
schen Gew-er:kschafter und der p.ersonal
vertre t'er in Erfüllung. Ein starkes Mitsprache
recht, ,ein starkJes Mitbestimmungsrecht, auch 
ein starker gesetzlicher Schutz für den gewähl
ten Personal vertreter hinsiChtlich der Erfüllung 
seiner Auf.gaben s:ind nun in der vorliegenden 
Gesetzesnovelle VIerankert. Damit wird auch 
zum ersten Mal den Grundsätzen des Betriebs
rätegesetzes ,entsprochen, dess-en Wirkungen 
man durch viele J ahrzehnte g,enau kennen
gelernt hat. 

Das Betriebsrätegesetz kann auch mit ruhi
gem Gewissen als ein gewerksChaftsfreund
liches Gesetz bezeichnet werden. Das .im Jahre 
1967 beschlossene Bundes-Personalvertre
tung,sgesetz verschweigt aber die Gewerk
schaft. Mit dem Bundes-Personalv-ertretungs
gesetz will man auch in der zweiten Hälfte des 

20. Jahrhunderts ganz -einfach nicht zur Kennt
nis nehmen, daß auch die öffentlich Be'dienste

ten über starke, ja über soor starke Gewerk

schaften verfügen. Die erste Novelle zum Bun-
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des-Personalvertretungsgesetz bringt einen 
ganz deutlichen Wandel. Durch die uns heute 
vorUeglende GesetresnovelLe wird nun 'auch !im 
Bereich des öffentlichen Dienstes in wichtigen 
Angelegenheiten der Personalvertretungen 
auf die zuständige GeweI"kschaft ganz klar 
und deutlich verwiesen. 

Das Bundes-Personalvertretungsgesetz ist 
unter einer sozialistischen R:egierung ohne 
Zweifel gewerkschaftsfreundlicher .geworden. 
Auch dem Prinz'ip der betriebliChen und der 
überbetrieblichen Vertretung wird durch diese 
Gesetzesnovelle weitgehend Rechnung getra
gen. Weiters ist auch klar - das möchte ich 
ganz besonders betonen - und unbestritten, 
daß die Gewerkschaften des öffentlichen Dien
stes als Verhandlungspartner gegenüber der 
Bundesregierung und den Vertretern der Ülbr·i
gen Gebietskörperschaften kompetent sind. 

Nun noch einen Punkt zur Aufsichtsführung 
über die Personalvertretung. Dieses Problem 
ist in der heute vorliegenden Novelle ohne 
Zweifel braudrbar gelöst. Die Aufsichtsfüh
rung über die Personalvertretung durch d·ie 
Bundesregierung beziehungsweise durch den 
Dienstgeber gebört nun der Ver.gangenheit 
an. Wir hätten es Ziwar ganz gerne gesehen 
- das möchte ich unterstreichen -, wenn an 
die Stelle der Aufsichtsführung nach der jet
zigen Regelung ein unabhängiges Gericht 
gesetzt worden wäre. Alber in dieser Richtung 
wurden uns vom Verfassungsdienst des Kanz
lefiamtes, von der Beamtenseite, viele, viele 
Schwierigkeiten gemacht. Wir werten es den
noch als einen bedeutenden Erfolg, daß durch 
die vorliegende Gesetzesnovelle ein Kollegial
organ nach Artikel 133 des B'Undes-Verfas
sungsgesetzes an die Stelle der Aufsichts
fü'hrung durch die Bundesregierung tritt. Die
ses Kohlegialor.gan besteht aus drei Berufs
richtern - Herr Bundesrat Dr. Gasperschitz 
hat das bereits vor mir erwähnt -, einem 
Dienstgebervertreter und einem Dienstneh
mervertreter. In diesem Gesetz wird aUSdrück
lich betont: Für den Dienstnehmervertreter 
kommt das Vorschlagsrecht der Gewerkschaft 
der öffentlich Bediensteten zu; das . ist heute 
Gesetzestext. 

Diese Kollegialbehörde hat nicht nur die 
Aufsicht über die Bundes..iPersonalvertretung, 
sondern auch eine ·gewisse Begutachtungs
funktion. Der Zentralaussch'Uß einer Personal
vertretung kann, bevor der zuständige Mini
ster die letzte Entscheidung trifft, von der 
erwä'hnten Kommission e·in Gutachten ein
holen. Der Minister, obwohl er die volle Ent
scheidungsfreiheit hat, muß in diesem Fall das 
Gutachten der Kommission abwarten. Es war 
daher selbstverständlich, daß man dieser Kom-

mISSIon eine gewisse Frist setzte, in der sie 
ihr Gutachten zu erstellen hat, denn es liegt 
ja auch nicht im Wollen einer Pel'lsonalver
tretung, daß eine letzte Entscheidung durch 
den zuständigen Minister unmöglich gemacht 
wird. 

Nun noch einige Worte zu den letzten Pha
sen der Verhandlungen mit der Bundesregie
rung, besser gesagt mit dem Herrn Bundes
kanzler Dr. Kreisky. 

Im Jahre 1967 - ich habe es ber·eits erwähnt, 
und ich möchte es nochmals unterstreichen -
hat der damalige Bundeskianzler Dr. Klaus 
für die Abschlußverhandlungen nur 45 Minu
ten Zeit gehabt und hat keinen Beistrich geän
dert. Heute, im Jahre 1971, hat der derze·itige 
Bundeskanzler Dr. Kreisky erstens dafür 
gesorgt, daß dem Parlament raschest eine 
Regierungsvorlage zugeht - das war der 
Wunsch der Gewerkschaft der öffentlich 
Bediensteten -, und er hat sich w,ahrUch 
ausreichend ZeH für Verhandlungen mit der 
Gewefikschaft genommen. Er hat siCh aber 
nicht nur Zeit genommen, sondern er hat von 
insgesamt sieben Forderungspun:k.ten der 
Gewerkschaft fünf der wesentlichsten Punkte 
positiv erfüllt. Damit hat er wahrlich im Inter
esse der Personal vertretungen im öffentlichen 
Dienst gehandelt. Wir danken dem Herrn Bun
deskanzler Dr. Kreisky und gleichzeitig der 
gesamten Bundesregierung dafür (Zwischen
rufe bei der OVP), daß sie Ige.g,enüb'er den 
Belangen der öffentlich Bediensteten .auch auf 
dem Geb.iete de·s Bundes-Personalvertretungs
rechtes so aJUlfgeschLossen und auch so ellt
scheidJung:stfreudig w.ar. 

Meine Fralktion wird im Hohen Haus dieser 
Novelll·e die Zustimmung .geben. (Beifall bei 
der SPlJ.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich Herr Mini
ster Rösch gemeldet. Ich bitte ihn, das Wort 
zu eJ1greifen. 

Bundesminister für InneJ1es Rösch: Herr Vor
sitzenderl Hohes Haus! Im Rahmen der AJus
sprache wurde darauf hingewiesen, daß die 
ursprünglich mit der GewerkschaH vereinbarte 
Regierungsvorlage, als sie dem Hohen Hause 
zuge.mittellt WlUrde, 'in ·elinigen PIUlnlkten abge
ändert wurde. Da ZiWei der wesentlichen Albän
derungen, die angeführt wurden, ü!ber meinen 
Einspruch in der Bundesr.egienung durchgeführt 
wurden, halte ich es für notwendig und bin ich 
es, glaube ich, dem Hohen Hause schuldig 
ZlU erklären, w.arrum ,ich diesen Einspruch in 
der Bundesregierung eilhob'en halbe. 

Das erste ist die Fr,ag·e bezügHch der Begut- · 
achtung durch diese Personallvertretungs-Auf
sichtskomm'issiOll. Ich darf daraUlf hinweisen, 
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daß es itn dem vorHegenid-en Gesetzentwurf im 
letzten Absatz dieses Paragraphen, der den 
Modus procedendi der ges,amten Vorgänge 
darlegt, geheißen hat, daß ,am Ende der Leiter 
der Zentralstelle ohne unnöu,gen Aufschub 
eine Entsche!i.dung ZlU treffen hat. Dann hieß es 
weiter, daß der Leiter der ZentralsteUe, sofern 
es d'er ZentraJaUSIschuß verla.ngt , vor seiner 
Entscheidung ein Gutacht'en der p.eTsonalver
tretUlIllgs-AIufSiichtskommission einzuholen hat, 
ohne daß ir,gendeine Befristung vor'ges·ehen 
war. Ich machte daher in de:r Bundesr.egierung 
geltend, daß diese 'beiden Bestlimmungen 
zueinander in Widerspruch ste!hen. Wenn es 
auf der einen Seite heißt "ohne unnötigen 
Aufschub" und auf der anderen Seite ein Gut
achten 'eingeholt wird, das aber nicht hefristet 
ist, das unter UmstäJnden weg.en AIbeitsülber
lastung dieser Kommission auch Monate auf 
sich warten lassen könnte, so stimmt das nicht 
überein. Es wurde dann im Endeffekt die For

mulierung gewählt, die Sie Mer vorfinden, 
nämlich die, daß eine Befristung vorgeselhen 
ist. Auf Gl1U!ILd der Befr:istung ilSt dliese Bestim
mung auch vollziebbar. 

Der zweite Puat hetraf die RIage der Zuge
höriglkeit der sonstigen 'Bediensteten -bei der 
Gendarmerie , a,lso eine Frage, die ·a.usschließ
lich das Bundesminlisterium Ifür Inneres 
betIiifft. Ich dallf dem Hohen Haus dazu f.o1-
g,endes mitteilen : 

Am 10. 5. 1 971 hat der Zentralausschuß für, 
die Bedie,nsteten der sonstLgen DieIlJStlzweige 
beim Bundesministel'liUlIIl rur Iinneres an mich 
ein Schreiben gerichtet und mich erSfUcht, ich 
möge beim Bundeskanzler und dann in 
der Bundesregierung dafuir eintreten, daß die 
bei den GendarmeriedienststeHen lbeschäfUg

ten Personen, die nicht direkt GeIlidarmerie
beamte sind, diesen auch personailvertretungs
mäßig zugewiesen werden. Es !handelt sich 
- so schrieb mir der Zentr,alausschuß , wie 
gesaigt, am 1 0. 5.  197 1  - di-eslbe.2Jügl1ich um 
einen eiIliStimmigen · Beschluß im Zentral aus
schuß. Di,e Beg,ründiung war d:Le, daß der Z'en
tral,CllUsscbJuß der sonsbigen Bediensteten sagte, 
er sei nicht in der Lage, dliesen PeTsonenkreis 
zu vertreten, d.a er in ganz Osterreich so weit 
verstreut ist und ,die Vertretung dahe:r de'llk.-
10gilSch mit den Gendarmeri'&bedLensteten 
Zlusammen durchgeführt we'J:1den soll. 

Ein weiteres Argument, das der Zentral

austschuß anflÜlhrte, war - ich darf das wört
lich zi11i.eren - : 

Das w.ar der Antrag, den 'ich rweiteI1g.egeben 
halbe. 

Als daher dann 'in der Bundesregierung 
diese Bestimmung doch nicht im Simle dieses 
Antr.ages geregelt war, habe ich dort den 
A,ntrag gestellt, sie im Sinne des einstimmig.en 
BeschLusses des Zentral ausschusses für die 
Bediensteten der sonstigen Di-enst7Jwelige zu 
ändern. 

Im Verfassungsaussclmß des Nationalrates 
kam es dann darüber ZlU eineT Dislrussion. Es 
wurde insbesondere ang·ezweifelt, o'b dieses 
Schreilben v.om 1 0. 5. 1 971 noch Gültigkeit 
habe, weil ja später andere Verhandloogen 
statUgelfunden halben. Ich halbe hier,auf dem 
ZentralausschJuß der Bediensteten der sonsti
gen Dlienstzweige die's mit'geteilt, und der Zen
tralaussdtuß hat daraußhin am 2. Juli 1 971  
an . dte kbgeordneten deT Osterreichlischen 
V oI1kspartei, der ,sm und .der Freiheitlichen 
Partei ne:uerlidt ein Sdtreilberi ,gerichtet. Ich 
darf die EinleitJung dem Holhen Haus zur 
Kenntrllis bringen : 

"Der Zentralausscbuß rur die Bediensteten 
der sonsNtgen Diensb7JW·eige beim Buooesmini

ster1um rur Inneres erhielt von seinem zustän
dig'en BUn'desnüni,ster . . . beZlügHch seiner Ein
gaibe ,Novellli"eruIllg des Personalvertretungs-' 
gesetzes ' betreffend Wahl der Verwaltungs

bedliensteten der Gend.armerie die Nachricht, 
daß im VerfassuIligisausschruß darüber UllIkl,ar

heit herrscht. " 

Ich hatte den Herren mitgeteilt: Im Ver
fassungsalUsschuß keJ1JIlt man sich nicht aus, 
dort wird hehauptet, die GeweriktschaJft will 
etwas anderes ,als der Zentr.alausschuß ; ich 
bitte Sie, meine Herren, reg-eln Si-e das ! 

In diesem SehT,eiben wird neuerlJich ifesbg,e 

hanen, daß 'es di'e ei,nstimnüge Awfiassung 
ist, daß diese BedieDISteten zur Gendarmerie 
dalZuge\h.ören saHen - am Rande darf idt 
bemerken : ,etS handelt sich natürlich nicht nur, 
wie hier gesagt worden. :üst, um Reinigungs
personal ,  sondern es handelt sich auch rum 
Schre.iblkrädte und ä'hnHches, ,also um alles , 
was direkt mit der Gedarmede zusammen 
tätig ist - und daß sich der Zentradaussmuß 

für die Bedienstet.en der sonstigen Dienst

zwe'ige - hier schreibt ,er das wlQ:rf!wörtlich -
außer·stande sielht, diesen Personenlkreis rper
sonalvertretungsmäßig ZlU betreuen. Er führt 
daZlu noch .an, daß er das aus tedtnischen Grun-

"Erhärtet wird diese Ansicht noch dadurch, den gar nicht kann, we�l ja die Dienstv.or
daß dieser Pers onenkreis gewerkschaftlich zur gesetzten Genda:I1meri'ebeamte sind und er 
Bund-essektion Gendarmerie gehört und von nicht mit Gendarmeriebeamten in Verbindung 
dieser auch für die Zrolwnft a'1s dort zugehörig I treten karm, da das eiben eiJne andere Sparte 
reklamiert wird." der PersOlI1!alveTtretung darstellt. 
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Bundesminister Rösd! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Da,s waren die GrÜil1ld-e, w,arum in der Bundes
regierung die'se AlbänderuI1lg vorgenommen 
wurde und wa'fUID die Regierungsvorlage 
dann. in dieser Form dem Hohen Hause zuge
mittelt WiUrde. Ich .erlachtete es ,als meine 
Pflicht, Ihnen die Motive für diese Albänderung 
mitZiuteilen. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Es ist fe'rrrer zum Wort gemel
det Herr Ing. Gassner. Ich erteile es ihm. 

'Bundesrat Ing. Gassner (OVP) : Hohes Haus! 
Meine sehr geelllTten Herren Minister! Meine 
Damen und Herren! Die zur BeratuIll9 ste
hende NoveNe zum Bundes",Personalv.ertre
tungsgesetz Wlurde mit den Wortmeldungen 
des Kollegen Bun:desr,at Dr. Gasperschitz und 
des Bundesrates Se,idl ,sozusa'gen ,auch ein 
bißchen in die Geschichte zuriickgeruhrt. Wir 
hahen erfaJhren, mit welchen Pro,b!lemen sich 
die öffentlich Bediensteten und vor a1lem die 
Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten zu 
befassen Igehabt haben und wie scbwie,r1g der 
Weg war, um doch zu einem Personalver
tret'Ungsgesetz �ür die BundeSlbediensteten ZlU 
gellangen. 

Ich möchte aher doch einige Dinge in das 
rechte Licht rücken. Ich .selbst war ja lange 
Zeit BounJdesseiktionsvorsitzender-Stellvertreter 
der Bundess'ekUon 8 innerhalb der Gewerk
schJa.ft der öffentlich Bediensteten UIl!d habe 
auch an emlig,en Länderkonferen'llen und 
G ewe�scha,ftstagen, unter anderem auch am 
5. Gewerkschaftsttltg der öffentlich Bedienste
ten, teilgenommen und war ein.er der Sprecher 
der christlichen Fm:ktion zum Anltrag Bundes
rat Koube:k zum Personalvertrewngsgesetz. 

Dieses Gesetz, Herr Kollege Seidl, wa'I so 
,,qut" votbereitet, daß es nicht IllUr laI,sche 
ZitJierungen heinlhaltet hiat, sondern in diesem 
G esetzentwurf oder -vorschla,g oder -antrag, 
wie man es nennen will, waren Stellen zitiert, 
di·e im Gesetz gar nicht enthalten w,aDen. So 
"gut" überlegt war dieSies Gesetz, so "gut" 
V10Dbereitet war es. Ich iweiß, UlIl!d es war, 
g1aulbe ich, auch der r.ichtilge Weg, daß sich 
die duistlliche Fraktion und die soxi-alistische 
Fraktion der Gewerksdl!aft der öffentlich 
Bedi'ensteten dann an diesem GeweI'koscharfts
t.ag zusammengefunden halben, lU'1ll eionen 
gemeinsamen Beschluß zu tassen, der der 
Grundstein da�ür war, daß es zu konlkret-en 
VeDhandluugen und da,nn zu einer Beschluß
fassung im Nationalrat uber ein Bundes-Per
sOIIlIalvertr'etungSigesetz kam. 

A:ber nUn, KoLlege Seidl, dallf 'ich noch etwas 
sagen, da hier · angeführt WlUrde, das Gesetz, 
da-s bioSher in Gültigkeit war, wäre gewetk
schaiftsfeindlich gewesen. 

Ich ka,nn mich noch .gut eriIliIl!erll, daß aUe 
SpitzenfunJktionäre der Gewer-kschaft der 
öffentlich Bediensteten - ich gehörte noch 
mit dazu - darüber diskutiert haben, wie weit 
ei:ne Klammerung zwischen Gewerkschaft und 
Persontalvertretung erfolgen sone. Wdr hab'en 
seihr lang und sehr heiß d,aIlüber diskuUert, 
und es bestand die MeinuIlIg, man möge vor
eTst die Binoong der Spitzenfunktionäre der 
Gewerkschaft und die Binoong zwischen Per
sonalvertretuIllg und GeweI1k-schaft nicht zu 
intensiv gestalten. Man soHte vorerst eiIl!IDal 
in der Pra:xJis abwlarten, welchen Erlfl{)�g dieses 
Personalvertretungsgesetz hat, um erst dann 
in einer Novene die entsprech'enden Anträge 
zu bring,en und die entsprechen:den Beschlüs.se 
zu fassen. Und das ge,schiebt heute. Heute 
werden die Erfiaihrungen, die wir in den vier 
Jahnen -gemacht haben, in dies'er Novelle :z.um 
Personalvertretungsgesetz behandelt, die auch 
einstimmig beschlossen werden wir.d. Ich 
glaube, daß d'iese Vor,gangsweise gut und auch 
richHg ist. 

Und wenn Kollege Se'�dl mei'nt, man sollte 
nUIlimehr Bundeska'Illzlter Kreisky für 5·eine 
Haltung Dank sagen, dann müßte man j enem, 
der erstmlaUg ZJur Schaffung eines Plersonal
vertretungsgesetzes ja ge,sagt hat - das war 
Bundeskanzler Dr. Klaus -, ebenfalls Dank 
sagen. (Beifall bei der OVP. - Bundesrat 
B Ü r k 1 e: Der Kreisky war damals dagegen!) 
Jawohl, dm ,PaI1IIa:ment hat er dalgegen 
gestimmt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Hoher Bun
desrat! Ich halbe mich .aher eigentlich wegen 
einer anderen Thematik zum PeI1sonalvertre
t�ngsgesetz zu W 9rt gemeldet. 

BunJde.srat Seidl hat bereits gesagt, daß die 
Bundes'bedieonsteten am 1 0. Mä'IZ 1 967 ihr Per
sonalvertretungsg,eSlebz eIihalten halben. Die 
Betriebsräte, das heißt die AIIbeitne'hmerver
treter in den PJ:1ivatbetrie\ben, halben mit dem 
BetI'iebsrätegesetz aus 1 91 9  beziehU:I:Lg.swe1s'e 
aus 1 947 ihren - 90 möchte ich sagen -
Betriehsschutz erlhallten. Ebenso die Landarbei
ter im Landarbeitslgesetz. Offen slmd s olch,e 
Regelungen �ür die LaIl!des- fund Gememde
'bediensteten, die noch immer kein Gesetz 
haben, in dem geregeIlt wird, wie sie ihre 
Personalvertreter wäfhIen, welche Rechte i�hre 
Perisonalvertreter halben und, ich möchte acuch 
dies sagen, welchen Schutz die PersoDialver
treter der Landes- und Gemeinldelbediensteten 
halben. Wenn 91es,agt wUIlde, daß eine Ver
or:dnUIlig hätte erlassen werden können - eine 
Verordnung von seiten des Bundeska.na!ler
amtes -, daIlJll darf ich diaiZ'u stltgen, daß uns 
- ich da.rn es als ehernaUger LaIlldesbedien.
steter so ausdrücken - Verordnung.en ein 
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bißchen zuwenig si,nd. Wir wissen ,aus d'e,r 
Pr,axis, daß eine Verürdnung - man kann 
sie sehr leicht wieder aufheJben oder man 
kaIl!Il eine gegenteiUge VerordnUDJg hinaus
geben - nicht den gleichen Schutz bietet wie 
ein Gesetz. Deshalb süllten wir endlich ein
mal darangehen, auch für die GemeincLe- und 
LandesJbediensteten ein Personalvertretungls
gesetz zu schaffen bezilehungsweise eine Rege
lung zu treffen, die eine GesetZIwerdung 
ermöglicht. 

Es ist für die Lanldesbediensteten geJ1ade 
deshalb s'ehr betrüblich, daß ,chles nüch nicht 
geschehen ist, weil sie mit -fedediÜ!hrend 

ich glaube, das werden die beiden 
Vürredner Dr. Gasper,schitz und Seidl bestä
ti.g.en - bereits auch bei der Erstel1UJIlJg der 
Entwürfe zum ,Bundes-Persünalvertretungs
g.esetz sehr aktiv mitgewirkt, sehr intensiv 
mitgeaIlbeitet halben, jedüch nüch immer diesen 
Schutz, dieses Gesetz nlicht besitJzen. 

Der Natiünalrtat hat sich wiedeI1h.olt damit 
beschäftigt. SO' hahen unter anderem am 
15. Mai 1963 die Natiünalräte Prader, Gabriele, 
Soronic.s und Genossen einen entsprechenden 
AntIiag an das Sozialministerium eingehracht. 
Es kam erber nicht 'SO' weit, daß dann ein 
Gesetz beschlos.sren wUIlde. 

In verschiedenen Gewerkschaftsgrenüen der 
öffenUich Bedienste;ten wurdeill einstimmige 
Beschlüsse in dieser Richtung gefaßt. Wir 
haben aber nüch immer kein entspr,echendes 
Gesetz. 

1m Fürderung;skatalog der Länder und in 
dem WunscbkatalQg der lJandeshaupUeute 
wurde einstimmig - ich darf das sagen, denn 
wir sind ja Mer die Vertr,eter der Bundes
länder und wir sollten eigenUich hier ,auch 
die Wünsche UJnserer Länder echt vertreten -
wiederhült der Antl1ag ,gestellt, wiederhült der 
Wunsch ,g.eäuß'ert, daß dars Persünalvertre
tungsrecht und das Dienstremt der Landes
bediensteten, der Gemeindebedliensteten und 
der Bediensteten in den GemeinideveIlbänrden 
an die LäIllder übertragen wird. 

Die Länder haben alus der Nüt eine Tugend 
.gemacht und blalben - leider IlIur durch Ver
ordnlllngen der RegierUJIlJgen ,beziehungslWe'ise 
der Landtage - die Möglich!keit geschaffen, 
Per'sünalver:tretuJngswaihlen der Landeshed'ien
steten durchzuflühren. SO' hat das Bu:r.genland 
im OktOlber 1965 , Kärnten im Mai 1 965, Nie
derösterneich im Oktober 1 962, Oberösterreich 
im September 196 1 ,  S1IJ1:zJbur'g im Novlember 
1968, die Steiermallk 1m November 1 969, Tlirol 
im März 1 964 UTIld Vorarlheng im Juli 1 965 
erstmali·g gewählt. Ich weiß, daß in Kärnten 
vomer bereits Gewerkschaftswahlen durdlge-

führt wurden, und ich weiß, daß auch in Wien, 
das j a  keine Landesbedi'ensteten hat, sündern 
Gemeinde'bedienstete, ebenfalils bereits vürher 
GeweIikschaftSIWaJhlen durcbg.eführt wurden, 
di,e ·auf Grund de s sogenannten Ersten Figl
Erlasses aus dem Jahr 1947 als provisürische 
PersonalV'ertreter anerkannt wuroden. In Nie
deröls,terreich hat Landes/hauptmann PLgI den 
sogenannten Zweiten Firgl-Edaß im J,ahr 1962 
herauslg,egeben. Auf Grund dieses Erlasses 
haben Jin Niederösterreich Persünalvertre
tungsw,ahlen stattgefunden, an denen sieb 
beide grüßen FrakHünen beteiUgt harben. Es 
wUI1de seither diese Wahl in Niederösterreich 
bereits zweimal wiedeIihült. 

In den Gemeinden ist das Problem wesent
lich ,größer. In deu Gemeinden w,ird die Per
sünalvertretuIlJg l�aJktisch nur .auf Gewerk
schaftswaihlen auf.gebalUt, das heißt, daß ,a1so 
nur Gewerkschaftsmitglieder die Zusammen
s·etzung der provisorischen Personal vertretung 
bestimmen. Wenn ,ich dazu sCligelll darf 
(Zwischenruf des Bundesrates B e  d n a  r.) leb 
hahe auf diesen Einwand gerwartet. - leb 
möchte da;zu sargen: Ich Ibekenne mich dalZu 
und selige immer wieder, daß mögLicbst alle 
Bediensteten in der Gewerkschaft mganisiert 
we:r.den SülLen, alber 'ich glaube, daß ein demü
kratisches Recht J1licht ·unterscheiden soll, ob 
jemand Ge'werkschaftsrnitglied ist oder nicht. 

In Niederösterreich selbst kenne ich nur 
vier Geme'inden, in denen Personalvertre
tU!ngswahlen ,auf Grund eines Gemeinde
mtslbeschlusses durchgefühI1t wurden. In nur 
vier Gemeinden wurden PersünalvertretUIlJgs
wahlen durchrg,efÜlh:rt, sonst besteht die Per
sünClilvertr,etuIlJg nur lauf GI1llJ]jd der Gewerk
schaiftSIWalh'len der Gemeindebediensteten. 

Kdlle.ge Seidl hat heute gesagrt, er trete 
daflür ein, daß tür aUe öffentlich Bediensteten 
ein modernes PersOinalvertretungsgesetz 
geschaffen wJrd. Ich möchte die heutioge Gele
g.enlheit dazu benütz·en, um dem BundesI'iat 
einen Entsdlließulllg's,aIlJtI"ag vür,zule,gen. 

Der E n t s c h I  i e ß u n g s a n  t r ,a g lautet :  

Die BundesregieIlUIlg wird er,sucht, den 
gesetllgeobenden Körperschaften eine Regie
fluIlJgsvürlage zu.zuleiten, welche die Uber
tra.gung des Dienst- und Persünalvert:r.e
tung,srechtes für die Bedi,ensteten der Läinder 
und der Gemeinden sowie Gemeind.ev-er
·bände an die Länder vürsieht. (Zwischenruf 

des Bundesrates B e d n a r.) 

'Ich hüffe, da wir daJZu ein positives Be'kennt
,nis a'bg.elegt halben - es hat Külle!ge Seidl 
daru poS'itiv gesprüchen -, daß alle Mitglie
der des Bundesrates ,die.sem Entschlie,ßungs
antra:g beitreten werden. (Beifall bei der OVP. 
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- Bundesminister R ö s e  h: LandeshauptIeute
konferenz! Fragen Sie Landeshauptmann Mau
rer/ - Bundesrat Ing. G a s  s n e  r: Ich werde 
fragen!) 

Vorsitzender: Bitt-e I 

Der von den BundesI'läten Dr. GasrpeIlSchitz 
und Genossen eingebrachte Entschließungs
antfiag ist genüg.eIlld unterstützt und stelht 
daher 'zur Debatte. 

Als nächster hat sich 7!U Wort gemeldet 
Herr Dr. Ga.sperschitz. Ich bitte ihn, das Wort 
zu .er,gretfen. 

'BuD!desr,at Dr. Gaspersdlitz (OVP) : Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Nur drei 
MiIliUten: Ich wiH nur eine LegendenJbildung 
vellhilllldefin, was ich al1lch bereits vOIlhin Ig,esagt 
habe. Ich habe -nämlich das Gefühl und habe 
auch die Bewei,se, daß die sozialistische Frak
tion mit der PersonaJlvertretUIlJgs-Aufsichts
kommission Propag,anda machen wlill. Es hat 
mich diesbezüglich die Feststellung meines 
Gew-el'lkscha'ftskolle.gen Bundesr,at Seid[ selhr 
verwundert : Er hart erklärt, es g'eihe nicht an, 
daß Re,gierungsmitgHeder die Aufsicht über 
die P.ersonalvertretUlngen führen. 

Diesb�üg1ich nruß ich noch einmal an da,s 
Jahr 1961 erinnern. Die Bundesregierung unter 
Dr. �lal1ls hat es damals nicht gew1Ünscht, daß 
sie die Aufsicht fiührt. Ich erinnere mich noch, 
wie Dr. �laus g8slagt hat: Das kann die Regie
rUDIg nicht auf sich nehmen! - Und es war 
nliemand anderer aloS BllDldesrCllt Seidl, der i'hn 
gebeten hat: Bitte, Herr Bundeskanzler, die 
Regierung möge die AufsiCht ÜibernehImen, wir 
woUen :kJeine Gschaftlhuberei einer ,ßundes
PersonaJvertretJungoSkommission. - So war es ! 
(Zwischenruf des Bundesrates S e i  d 1.) 

:[eh gebe auch ZlU, daß beide Fraiktionen -
es steht Ja in den IErläutemden BemeI'lkuIllgen 
zum Bundes-Personalvertretungsgesetz drin
nen und ist dort enthalten; ich habe es ja 
heute vorg,elesen - das nicht wollten. Wir 
wollten al,so niCht eine Institution haben, die 
einfach glaubt, ,sie müsse in irg·endeiner Form 
tätig werden. Beide Fraktionen haben ge
glaubt, es sei keine Aufsicht notwendig. Aber 
der Verfassungsdienst hat sich unter Bundes
kanzler Dr. Klaus damals doch durchgesetzt. 
Der Verfassungsdienst hat sich auch bei Dok
tor Kreisky durchgeosetzt und hat gesagt: Eine 
Aufsicht .ist notwendig !  Es konnte also auch 
die sozialistische Fraktion den Verfassungs
dienst nicht widerlegen. 

Warum herben 'Wir a[so - das i,st j etzt die 
Sch}ußJolgerung - diesmal der Personalver
tretungs-Aufsichtskommission zugestimmt? -
Ja nur deswegen - das war der Vorschlag 
des Herrn lBundeskanrzl1ers Dr. Kl1eisky, den 

ich ganz gut :fiIlJde -, weil diese Bundes
Personalvertretullll9skommioSsion ,aIs Begut
achltungskommis·sion fungieren soll, wenn es 
zu keiner Einigung 7JW1ischen Minister und 
Zentralper,sonaLvertrenmg kommt und wenn 
es die Zentralpersonalvertretung beantragt. 
Der Minister ist ja nicht gebunden. 

Das ist best11mmt ein Fortschritt. 1961 hahen 
die SozilaHsten das 'Bunde.s-dJersona'lvertre
tungsg'esetz aJbgelelmt, es aber ,daIlJlJ doch nach
drückLich und fr.eudi.g begrrüßt, ,sonst hätten 
wir noch vier Jahre kein BUIlldes-iPer.sonal
vertretungs-gesetz bekommen. 

Was die Nov8l1.le !betrifft, so war das eine 
sehr mühevolle AIIbeit beider Fraktionen mit 
der Verwaltung. Ich bin der Meinung, daß man 
jet1J1: nicht aus dieser gemeinsamen Arbeit 
kindische Parteipolitilk betreiben sOll, sondern 
daß man ,gemeinsam dCil1JU stehen soll : Das ist 
ein For.tschritt! - Man 51011 j etzt nicht im Hin
blick auf die kommenden Bundes-Personalver
tretungswahlen die Dinge einfach umkehren. 

Unsere Fraktion begrüßt diese Novelle. (Bei
lall bei der avp.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist ferner noch 
gemeldet Herr Bundesrat Bednar. Ich bitte 
ihn, das Wort zu ergreifen. 

Bundesrat Bednar (SPO) : Hoher Bundesrat! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich halbe 
niCht .gegLaubt, daß 'ein Gesetzentwurf, .d,er 
einstlimmi.g angenommen weIiden wi.nd, s o  lan
g,er Debatten .bedarf. Nachdem ISO vi·el,e ge
schichtlkhe RückJbHcke .gegeben worden sind, 
möCht,e ich als ,ein Personalvertreter, der 
1 6  Jahre im höchsten Forum ,etiner Personal
v,ertretung sitzt, di,e auch noCh kleine g,esetz
lüche Grund1ag,e hat, eini.g.e Worte ,sa-gen und 
einen geschiChUichen Rückblick geben. 

Ich war bei allen Verhandlungen der letzten 
1 6  Jahre über Per,sonalvertretungsgesetze 
dabei. Kollege Seidl hat schon sehr viel dar
über gesagt, nämlich daß alle Entwürfe nicht 
geeignet waren, von den Gewerkschaftsver
tretern angenommen zu werden. Nun habe 
ich im Jahre 1965, als es bereits 20 Jahre 
eine Regierung mit OVP-Bundeskanzlern ge
geben hat, 'die dafür v·erantwortlich gewesen 
wären, eine Dokumentation geschrieben und 
herausgeben: 20 Jahre Zweite Republik und 
noch immer kein Personalvertretungsrecht für 
die Post- und Telegraphenbediensteten. 
20 Jahre hatte die Regierung unter den OVP
Bundeskanzlern Zeit. Sie haben kein Personal
vertretungsgesetz zustande gebracht, das halb
wegs dem Willen des Personals ,entsprochen 
hätte. Kaum hatte es die OVP-Alleinregierung 
gegeben, hatte man es sehr eniog, ein Personal
vertretungsgesetz zu schaffen, das zumindest 
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für sehr große Gruppen, für die MehI"heit der 
öffentlich Bediensteten, also für -Postbedien
stete und Bundesbahnbedienstete, vollkommen 
unannehmbar -gewesen ist. So hat dieser erste 
Entwurf und das erste Personalvertretungs
gesetz dann ausgesehen. 

Bei diesen Verhandlungen, zu denen der 
Herr Bundeskanzler Dr. Klaus wirklich nur 
45 Minuten Zeit hatte, hatte man dann sofort, 
weil man den starken Widerstand der Ge
werkschaften, der Eisenbahner und der Post
bediensteten gekannt hat, davon kbstand ge
nommen, auch diese öffentlich Bediensteten 
in den Genuß dieses schlechten Gesetzes zu 
bringen. (Bundesrat Dr. G a s  p e r s c h i  t z: 
Ihr habt ja den Wunsch geäußert dazu!) Wir 
haben D1icht den Wunsch geäußert. W�r äußern 
keine Wünsche als GewerkJSchafter, son
dern wir haben das gefordert. (Zwischenrufe 
bei der avp.) Wir haben das von di,es-e r  
Bundesr,egierung gefordert. Und die lßundres
r.eg.ierung unter Dr. Klaus hat vor dieser 
Forderung kapituliert. Wir halhen uns, weil 
die OVP-Bundeskanzler niemals in der La·ge 
waren, ein p.ersonalv-ertr·etung.sg-esetz zu schaf
fen, im Post- und Telegrapberrbetr.ieb und auch 
bei den Bundesbahnen ,ein -eig-enes Pe.rsonal
vertretungsrecht geschaffien und haben be
reits lange Jahm vOIlher unsere Personalv'e.r
tI1etung gewählt. 

Kollege Gassner! Bei uns haben auch di,e 
Nicht-Gewerkschaftsmitglieder das Recht ge
habt, die Personal vertretung zu wählren, ob
wohl uns die Bundesregierung, die 25 Jahr,e 
dazu Z'eit igehabt hätte, kein Personalv·er
tr,etungsrecht ·geg-eben hat und dire Regierung 
Dr. Kmisky in den letz ben 1 6  Monaten nicht 
dazugekommen ist, weil . . .  (Zwischenrufe bei 
der OVP.) 

Ich erinnere hier an eine Anfrage des 
Kollegen Glaser an dIen Herrn Bundesminister 
Frühbauer ; ,er hat iin dieser Same angefragt. 
Der Herr Bundesminister Frühbauer hat ihm 
eine sehr treffiende Antwort geY'eben; elf bat 
nämlich gesagt: Wenn Sie, Herr Kollege 
Glaser,  imstande s.ind, ,in Ihrer Partlei durch
zusetzen, daß ein Personalvertr-etungsgesetz 
für die Post- und für die BundeSibaihnbedien
steten zustande kommt, wie es die Bedien
steten und die heiden Gewerkschaften wün
schen, dann bin ich 'gerne 'bereit, ·einen ent
sprechenden Gesetzentwurf einzubring-en. Bis 
heute hat der Herr KolLege Glasler dem Herrn 
Bundesminisber diese Zusicherung aber noch 
nicht 'g·egeben, 

Ich möchte in di,esem Zusammenhang an 
das erinnern, was Sie irilIner sagen: Es gibt 
j a  nur eine Minderheitsr-egierung. Für ein 
Personalvertretungs-gesetz, wie es die Gewerk-

schaft und wie es die sozialistischen Vertreter 
in der Gewerkschaft der öftentllich Bedien
stleten wünschen, wird sich im Parlament jetzt 
kieme Mehrheit finden, - Daher lirst eis zu dem 
ersten Kompromiß g-ekommen, und es ist auch 
j etzt nur zu einer Kompromißlösung gekom
men. 

Zu di,esem Entschließungsantrag kan:n .ich 
nur sagen: Das ist doch eine Forderung, die 
schon lange besteht. Im FOl'derungsprogramm 
der Bundesländ,er wurde dieser Fra-ge von der 
Bunde.s.regierung zugestimmt, und sie wird in 
den Kompenenzen aufscheinen. Es ist absolut 
überflüssig - ich glaulbe, auch diese lange 
DebaUre wäre überfli1ssi'g ,gewesen -, hier 
Streitigkeiten über Ding-e auszutragen, die sich 
in der Ver'gangenheit zugetr:a.gen halben und 
die mindestens IZU 98 Pr02Jent Schuld von 
OVP-Bundeskanzlern g-e-wesen sind (Wider
spruch bei der OVP) und allerhöchstens zu 
2 Prozent Schuld eines Bundeskanzlers, der 
dtese Funktion nur -ganz ku:rze Zelit i!l1JIlre
hat. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Es hat sich nochmals Herr 
Bundesrat Seidl 'zum Wort gemeldet. Ich bitte 
ihn, das Wort zu er-greifen. 

Bundesrat Seidl (SPö) : Verehrter Herr Vor
sitzender! Meine sehr geehrten Damen und 
Herrenl Ich habe mich deshal!b noch leinmal 
zum Wort gemeldet, weH es doch zu unter
streichen tst, daß man sich auch mit den 
Problemen der öffentlich Bediensteten, wenn 
auch hitzig, aber doch ausfiihrlich und jeden
falls in größerem Umfang beschäftigt, a1s dies 
sonst der Fall ist ; das ist eines der positiven 
Momente. 

Bezüglich -des rEntschließungsantrages, der 
nun ,eingebracht wurde, möchte :ich kurz fol
gendes sagen: Wir ha:ben in unserer Gewerk
schaft der öffentlich Bediensteten nicht nur 
die Bund-esbedienst'eten, sondern ·ebenso auch 
die Landesbediensteten von acht Bundes
ländern ·zu vertr,eten. Wir wissen, daß hier 
große Schwierigk!eiten auf -dem Geoolete des 
Dienst- und Besoldungsrechtes und damit :im 
Zusammenhang natürlich auch ·auf dem Ge
biete d,es Per,sonalvertretung.srechtes hinsicht
lich der -gesetzlichen Regelung bestehen. Das 
hat bisher Vorteile und auch Nachteile ge
habt. Der Vorteil lag darin, daß zum Beispiel 
all das, was der Bund beschlossen hat, auto
matisch für die Länder Ülbernommen werden 
konnte, wobei im Land noch bestimmte Pro
bLeme 'zusätzlich gelöst werden konnten. Der 
Nachteil lag natürlich danin, daß 'bestimmte 
Dinge, die ohn� Zweifel von groß·er Bedeutung 
sind, ganz einfach nicht g·e re g,elt werden konn
ten. 
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Diie Schwierigkeit Hegt aber nicht darin, 
daß .die ,eine oder andere Gruppe von Men
schen nicht will, sondern sie liegt darin, daß 
die Bundesverfassung diese Frage nicht ein
deutig an die Länder verweist. W,ir sind inner
halb uns,erer Gewerkschaft, alber auch inner
halb unseT,er Fraktion der Meinung, daß in 
einem f'öderalistismen Staat, wie es Oster
reich ,ist, auch di'ese Kompetenzen in den 
Bereich der Länder zu gehören haben. Es 
hätte dle,ses Antrages nicht bedurft, denn wir 
haben das als Gewerkschafter bei allen Ge
leg,enheiten, wo ,es di,e Möglicb:keit dazu 'ge
g'eben hat, unterstrichen. (Widerspruch bei der 
OVP.) 

Im möchte außerdem dazu ·sagen, daß sich 
vor ungefähr einem Monat eindeutig Klarheit 
erg,elben hat, daß die Länder sowie die Bundes
regierung di·eses Probl,em, und zwar positiv 
in unserem Sinn, lösen wollen. Ich sehe daher 
keinen Grund, diesem EntschUeßung,santrag 
nicht zustimmen zu können, das kann ohne 
Zwetfel ein Entschließung,santra,g des gesam
ten Bundesrates sein (Beifall bei der OVP) 
und soll es sein, denn .ich bin nicht der 
Meinung, daß ,es für die öffentlich Bedien
steten Vorteile hätte, auf diesem Gebiet ge
trennt-e We.ge zu ,gehen. 

Ich möchte aber doch eine B emerkung an
fügen, nämlich die Bemerkung, daß die gegen
wärtige soziali,sti,sche Bundesregierung zur 
Lösung dieser Fmg,e bei weüem wenig'er Zeit 
zur Verfügung hatte, als der OVP-AUeinr,e,gie
rung zur Verfügung Igestanden wäre. Di.e 
OVP-Alleinregierung hätte das ohne Zweifel 
in der damaligen Phase oder man hätte das 
auch in der vorangegangenen Zeit längst be
reinigen können, denn es war nicht immer nur 
das Personalvertretungsrecht Verhandlungs
gegenstand, sondern auch verschiedene andere 
dienstrechtIiche B estimmungen und Gesetze, 
die gezeigt haben, daß es hier Schwiertgkeiten 
giibt. Meil1!e Fraktion wird also diesem Ent
schließungsantrag zustimmen und ihn als 
einen Antrag des ,gesamten Bundesrates an
sehen. (Beifall bei der SPO und bei Bundes
räten der OVP.) 

Vorsitzender: Es liegt keine weitere Wort
meldung vor. Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berimterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - nas ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu er
heben. 

Die E n t s c h I  i e ß u n g wird a n g e
n o m m e n. 

4. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 23. Juni 1971 betreüend ein Bundes
gesetz, mit dem das Gehaltsüberleitungs
gesetz geändert wird (Gehaltsüberleitungs-

gesetz-Novelle 1971) (592 der BeHagen) 

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 23. Juni 1971 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Vertragsbediensteten
gesetz 1948 geändert wird (18. Vertrags
bedienstetengesetz-Novelle) (593 der Beilagen) 

6. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 23. Juni 1911 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 1956 ge
ändert wird (22. Gehaltsgesetz-Novelle) (594 ' 

der Beilagen) 

1. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 23. Juni 1911 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Dorotheums-Bediensteten-

gesetz geändert wird (595 der Beilagen) 

8. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 23. Juni 1971 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über Ersatz
leistungen an öffentlich Bedienstete während 
des Karenzurlaubes aus Anlaß der Mutter
schaft geändert wird (4. Ersatzleistungsgesetz-

novelle) (596 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zu den 
Punkten 4 bis 8, über die eingangs beschlos
sen wurde, die Debatte unter einem abzu
führen. Es sind dies folgende Gesetzes
beschlüsse des Nationalrates vom 23. Juni 
1 91 1  : 

Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 191 1 ,  

18. Vertragsbedienstetengesetz-N ovelle, 

22. Gehaltsgesetz-Novelle, 

Abänderung des Dorotheums-Bediensteten
,gesetzes und 

4. Ersatzleistungsgesetznovelle. 

Berichterstatter über diese fünf Punkte ist 
Herr Bundesrat Bednar. Ich ,bitte um seine 
Berichte. 

Berichterstatter Bednar: Hohes Haus! Im 
berichte namens des Finanzausschusses über 
.den Gesetzesbeischluß des Nationalrates vom 
23. Juni 1911 lbetIleffend .ein Bundes·gesetz, 
mit dem das Gehaltsül>erleitungsg,es.etz ge
ändert wird (Gehaltsüberleitung,�gesetz
Novene 1 91 1 ) .  

Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll den lerhöhten Anforde·run
g'en in .der Verwendung und der zusätzlichen 
FamausbHdung der KriminalJbe,amten durch 
eine Änderung der Di-enstzw.eigeordnung für 
Wachebeamte Redlnung 'getragen werden. 
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WeÜlers enthält der Gesetzesbeschluß auch 
einige Korrekturen der 1 .  und 2. Gehalts
übedeitungsgesetz-Nov elle 1970. 

Der Finanzausschuß hat di!e gegenständliche 
Vorlage .in seiner Sitzung vom 19. Juli 197 1  
in Verhandlung 'g,enommen und einstimmig 
beschlossen, dem Honen Hause zu empfe'hlen, 
keinen Einspruch ·zu ·erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit .durch mich den A n
t r a g, der Bund'esrat wolle beschließen: 

Ge'9'en den Gesetzesbeschluß dies National
rates v om 23. Juni 1 971  betreffend ein Bundes
g.esetz, mit dem das GehaltsÜ'berleitung;sgesetz 
g·eändert wird (Gehaltsüberleitungsg'esetz
NOV1elle 1971) ,  wird kein Einspruch ,erhoben. 

Bericht des Finanzaussd:msses über den 
Gesetzesbeschluß ,des Nationalrates vom 
23. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Vertra,gsbedLenstetengesetz 1948 
geändert wird ( 18. Vertragsbediensteten
gesetz-N ovelle) . 

Der vorJi.egende Gese�esbeschluß des 
Nationalrates enthält hauptsächlich Änderun
gen des Besoldungsl'echtes der v.ertragslehr,er 
sowie Regelung,en ·ein21elner Detailprobleme 
des Vorrückung,sstichtages. Vor'ges'ehen sind 
auch eine Ver·einfach�ng v on Zuständigkeits
vorschriften bei der Aufnahme von Vertrwgs
bediensteten und bei der Ertei�ung bestimmter 
Karenzurlaube sowie 'einz'elne weitere, meist 
formelle Änderungen, wie etwa die Richtig
stellung v on V.erweisungen auf inzwischen 
geänderte Geset21e. 

Der Finanzausscbuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 19. Juli 197 1  
in Verhandlung g,enommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehLen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
F:inanzausschuß somit durch mich den A n
t r a g. der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetze:sbeschluß des National
rates v om 23. Juni 1971  'betreffend ,ein Bunde,s
geset·z, mit dem das Vertrag,sbediensteten
g.esetz 1948 geändert wird ( 1 8. Vertrags
bedienstetengesetz-NoV1elle), wird kein Ein
spruch erhoben. 

Bericht ,des . Finan:zausschusses über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
23. Juni 197 1  betr·etrend die 22. Gehaltsgesetz
Nov el1e. 

Der vorlie·gende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates betrifft hauptsächlich neue Rege
lungen ,des .ßesoldungsrechtes der Lehrer 
sowie einzelner DetaHprQlbleme des Vor
rückungsstichtages. 

Der Finanzausschuß hat die ge.genständliche 
Vorlag,e in sein-er Sitzung v om 1 9. Juli 197 1  
in Verhandlung genommen und einstimmLg 
beschloss,en, dem Hohen Hause zu empfeh1en, 
keiIren Einspruch zu erheben. 

Als Er.gebnis seiner .Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit durch mich den A n
t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetze.Slooschluß des National
rates v om 23. Jun:i 1971  Ibetreffend e.Ln 
Bundesgesetz, mit dem das Gehalts,gesetz 1956 
geändert wird (22. Gehaltsgesetz-Nov el1e) , 
wir.d kein Einspruch ,erhoben. 

Bericht des Finanzausschusses über den 
Gesletz.esbes chluß d·e:s Nationalrates v om 
23. Juni 1 97 1  betI1effend . ein Bundesgesetz, 
mit .dem das Dorotheums-Bedienstetengesetz 
g.eändert wird. 

Durch den vorJ:i.eg,enden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates soUen die Bezüge d,er Be
di1ensteten und P.ensionspartei.en des Doro
theums analog der am 1. Juli angefallenen 
4. Etappe des Nachziehvel1fahl'ens der Ge
hälter für öffentlich Bedienstete erhöht wer
den. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständ
liche Vorlag,e in seiner Sitzung vom 1 9. Juli 
1971 ,in Verhandlung ,genommen und einstim
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Erg·ebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit durch mich den A n
t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Geg·en den Ges'etzesibeschluß des National
rates vom 23. Juni 1971 betl1efiend ein 
Bundes.g,esetz, mit dem das Dorotheums
Bedi.enstetengesetz .geändert wird, wird kein 
Einspruch erhoben. 

Bericht des Finanzausschuss'es über ,den 

Gesetzesbeschluß des Nationalrates v om 

23. Juni 1971 betreffend die 4. Ersatzleistungs

gesetznov elle. 

Durch den vorHegenden Gesetzesbeschluß 

des Nationalrates soll die Höhe der Ersatz

Jeistungen im Sinne des Bundesg,esetzes BGB!. 

Nr. 98/1961 den durch eine Novelle zum 

Arbeitslosel1versicherungsgesetz erhöhten Lei

stungen aus der Arbeitslosenversicherung im 

Falle eines Karenzurlaubes aus Anlaß einer 

Mutterschaft angeglichen werden. Außerdem 

sollen die v om Anspruch auf Ersatzleistung 

ausschließenden Tatbestände des § 3 beseitigt 

und der zu schwierigen Berechnungen füh

rende Einkommensbegriff des § 5 Abs. 3 (neu 

§ 4 Abs. 3) ersetzt werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständlic:he 
Vorlage in seiner Sitzung vom 19. Juli 1911 
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in Verhandlung genommen und einstimmig mit Wirkung vom 1 .  1. 1912 in die Verwen
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, dungsg.ruppe W 2 überstellt werden. 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß 'Somit durch mich den A n
t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 23. Juni 197 1  betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Bundesgesetz 'Über Ersatz
leistungen an öffentlich Bedienstete während 
des Karenzurlaubes aus Anlaß der Mutter
schaft geändert wird (4. Ersatzleistungsg·esetz
novelle), wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht
erstatter. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein, 
die über diese fünf Punkte unter einem abge
führt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes
rat Mayer. Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen. 

Bundesrat Mayer (OVP) : Herr Vorsitzender! 
Hohes Haus! Herr -Bundesminister! Meine ver
ehrten Damen und Herren I D.ie fünf zur Be
handlung stehenden Gesetzesbeschlüss.e des 
Nationalrat'es betreff.en Verbesserungen, ,die 
in dienst- und ibesoldungsrechtlicber Hinsicht 
für verschiedene Gruppen des öffentlichen 
Di·enstes in ihrer Gesamtheit zu begrüßen sind 
und auch in der Handhabung de.s Dienst- und 
Besoldung;sl'Iechtes Erleichterung,en bringen 
werden. 

Im besond'er.en aber will ich zur Gehalts
überleitungsgesetz-Novel1e 1 97 1  Stellung neh
men. Durch diese Ge:setz·esnovel1e soll .eine 
Anerklennung der Wertigkeit der Dienst
leistung und somit eine Uberst,ellung lin ·eine 
höhere Vel1wendungs,gruppe erfolgen. 

Die NOV'elle hat im wesentlichen e:ine Ände
rung der DienstZiwei'geordnung zum ZieLe, wo
nach für die Beamten der Kriminalpol,izei und 
Beamte de.s Zollfahndun'gsdi'enstes die erhöh
ten Anforderungen in der Verwendung und 
in der damit verbundenen fachlichen Ausbil
dung durch ieine Uberstellung von der Ver
wendungsgruppe W 3 in di'e Verwendung·s
gruppe W 2 berücksichtigt werden. 

B.eamte der Kriminalpolizei werden in Zu
kunft nach einer Dienstzeit von acht J a'hren, 
davon einer 'S1echsjährigen Erprobung im prak
tischen Dienst, Nacbweis der entsprecbenden 
schuli.scben Ausbildung und Alblegung der 
Dienstprüfung in die Verwendung,sgruppe 
W 2 überstellt werden. Als Uber·gang für die 
d'erzeit ,in diesem Dienstzwei,g täbig,en Beam
ten soUen j1ene, di.e schon vor dem 3 1 .  12. 1961 
im kriminalpolizeilichen Dienst tätig waren, 

Jene Beamte, die nach dem 31 .  12.  1961 ,  
wohl aher noch vor dem 31 . 12.  1 968 einge
tiieten 'sdnd und die allgemeinen Erfordernisse 
für eine solche Uberstellung erfüllt halben, 
werden ebenfalls mit 1 .  1 .  1972 in die Ver
wendungsgruppe W 2 übernommen werden, 
Jedoch mit der Auflage, daß sie innerhalb 
von drei Jahren einen Spezialkurs zu absol
v.ieren und die Dienstprüf.ung abzulegen 
haben. 

Hohes Haus! Damit wird den Kriminal
beamten e.in Wunsch erfüllt w.erden, den sie 
berechtigterwei-s·e schon lange Zeit verfolgt 
haben. Diese beachtensw.erte Anerkennung 
der fachdienstwerUgen DiensHeistung der 
Kriminalpolize� findet aber in glejchartigen 
Bestrebungen anderer Wachekörper ebenfalls 
ihren Ni,ederschlag. 

Mit der 20. Gehaltsgesetz-Novelle wurde 
eine Teilforderung der g·esamten Wadle
beamten insofern erfüllt, als ihnen durch die 
Uberstellung vom W 3-Schema :in das W 2-
Schema des Gehalts.ges·etzes 1956 ab der 
IH. Dienstklas'S'e beso1dungsmäßi.g - a'ber nur 
besoldungsmäßig - die Fachdi,enstwertigk,eit 
zuerkannt wurde. Durch di.ese Gehaltsüber
leitungsg,esetz-Novelle 1 971 .ist für die Krimi
nalbeamten j ener 'weitere Schmtt .getan, der 
sie aus dem W 3-Schema gänzlich heraus
nimmt und in das W 2-Schema im Sinne der 
Dienstzwei.geordnung übernimmt. Somit er
fahl'len diese Beamten in rihrer di,enstrecht
lichen Stellung auch . die B.eförderung zum 
Kriminalrevi-erinspektor. 

Aus den Erläuterungen /Zu dieser Regie
rungsvorlage ist der Hinweis zu erkennen, 
daß beri Ausübung des kriminalpoliz'eHichen 
Di'enstes und in der verantwortlichen Durch
führung >kein Unterschied besteht, ob die 
Dienstleistung von einem Kriminalbeamten, 
also in den ersten Dienstjahren, ·einem Krimi
nalrayonsinspektor oder einem Kriminal
revierinspektor vollzogen wird. Deshalb ist 
wirklich alle Begründung 'gegeben, daß die 
Uberstellung von W 3 in W 2 erfolgt und den 
zeitgemäßen Vorstellun.gen ang,epaßt w:ird. 

W'enn nun in der Gehaltsüberleitungs
ne'setz-Novelle für die Dienstle'istung der 
Kriminalpolizei die Anerk'ennung der Wertig
keit festgelegt ist, so muß doch ·ernstlich ge
fr,agt weIden, warum nicht .auch andere 
Gruppen der Wachekörper, die die gl·eichen 
Di.ensHeistungen vorzunehmen haben, mUein
beizogen worden sind. 1m Nationalrat wur,de 
ein Entschließungsantrag eing,ebracht, in dem 
die Bundesr.egj,erung um eine Uberprüfung 
,ersucht wi.I1d, i,nwi,eweit die in der Gehalts-
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üJberleitung,sg,es,etz-Nov-elle 197 1  für die 
Kriminalbeamten getroffenen Bestimmungen 
auch auf andere Wachekörper angewendet 
werden können. Für eine ,solche Ulberprüfung 
erlaube ich mir nun folgende Beweise dafür 
anzuführen, daß :im Rahmen der Aufgaben
steIlung der Wachekörper, nämlich der Auf
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung, Ruhe 
und Sicherheit, die Gendarmeriebeamten mit 
den gleichen Aufgaben betraut sind, wie dies 
bei den Beamten der Kriminalpolizei der Fall 
ist. 

Dazu kann auch fiestgestellt werden, daß 
die Gendarmeriebeamten allein durch die 
große EnHernung von der - Behörde oft ange
w.iesen sind, weittragende Entscheidungen 
vorläufig 'Zu treff-en, bis isolche Entscheidungen 
erst später von zuständigen Beamten der Ver
waltungsbehörden od,er durch die Ger.ichte und 
Staatsanwaltschaften sanktioniert werden kön
nen. Solche notwendigen Entscheidungen müs
sen von den Gendarmeriebeamten in länd
lichen DienststeHenbereichen in der Durch
führung von Verwaltungsvorschr.iften und im 
Einschreiten in FäHen von Gerichtsdelikt'en 
vielfach in ei'gener Verantwortlichkeit 
getroffen werden. Zur damit verbundenen 
AnzeigeeI'stattung ist der Gendarmeriebe,amte 
-ebenfalls vielfach auf sich anein g,estellt und 
muß ,seine schriftlichen Vorlagen, die Anzei
gen und Berichte, so erarbeiten, daß der zu
ständige Rkhter, die Staatsanwaltschaft oder 
die Verwaltungsbehörde die juristische Tätig
keit ohne Verzögerung fortsetzen und durch-
führen kann. 

. 

Um allen diesen Anforderung.en gerecht zu 
werd,en, list die Gesamtheit oder Gendarmerie 
durch Grundschulen und FachaushHdungen gut 
vorbereitoet, und 'es ,haben Anf:r;agen bei Rich
tern, Staatsanwälten und in der Verwaltung 
tätigen Juristen 'ergeben, daß die schr:iHlichen 
Arbeiten, di,e in Form von Er.h:ebungsber.ichten 
und Anzeigen eing-ebrachten Arbeiten und 
TäHgkeiten, voll den Charakter einer fach
dienstwertigen Tätigkeit 'beSJitzen. Namentlich 
möchte ich mich diesbezüglich auf eine 'Beur
teilung des Bundesrates Dr. Alfred Gasper
schitz ,beziehen, der aus seiner Berufserfah
rung bestätigt, daß die Arlheiten, die von 
seiten der Gendarmerie für die Ger:ichte und 
Sbaatsanwaltschanen zu leisten sind, der vol
len FachdienstwerUgk�eit entsprechen. 

Es hat, '80 meiIlie ich, manchmal den An
schein, als würde durch das Tragen der 
Uniform den Wac:hekörpem zu sehr nur dIie 
Aufg;abe dies allg-emeinen Ordnungsdienstes 
zugeordnet. Das stimmt alber nimt. Einige 
Grundlagen der Möglichk!eit der fachdienst
wertiglEm Dienstleistung der GendarmerJe
beamten stützen sich wohl auf di'e gründliche 

Ausbildung im aUgemeinen und in den ver
schiedensten Spezialg-ebieten, dde Ihnen sicher 
bekannt sind. So werd-en von Gendarmerie
dienststellen und ihflen lBeamten erkennungs
dienstliche Verfahr,en, das ,gesamte kr:iminal
polizeiliche Meldew,esen, die Aufnahme und 
Bearbeitung von Verkehrsunfällen und, was 
nicht unbeachtet Meiben soll, die Aufnahme 
von Arbeitsunfällen, die in der technisch fort
geschrittenen ZeH sehr oft vorkommen, die 
Vornahme von Erhebungen und Anzeige
erstattungen in allen und auch in den schwer
sten Gerichtsdelikten durm'gefi.ithrt. Diese Ar
beiten we.rden von Gendarmerie'beamten der 
Verwendungs gruppen W 3 UllJd W 2 vorge
nommen. Es ist ein Irrtum, wenn man ,glaubt, 
daß hei der Gendarmerie der B.JBe amte , also 
der W i -Beamte, in d.ie Arbeiten des prak
tischen Ex.ekutivdi'enstes mit einbezogen 
würde. Er hat in der R'egel die Dienstauf
sicht und die Kontrolle zu vollziehen, also 
alle di.e Arbeiten, di,e im aufgezählt habe, 
,werden, wenn man les mit den Beamten der 
allgemeinen Verwaltung vellgleichen würde, 
von D- und C-Beamten vorgenommen. Die 
C-Beamten stehen in der FlachwerUgkeit, und 
daher i,st die Begründung wohl hinreichend, 
Wlenn wir -sagen, daß für dile Gendarmer.ie
beamten das -gleiche gelten 5011. 

V:ielfach ist in diesen Arbeitsleistungen 
sogar eine sogenannte B-wertige Arbeits
leistung wüldich echt zu erkennen, auch im 

V'erogleich mit den Arbeiten, die absoluten 
VerwaltungSibehördencharakter tragen. 

Bei den Gendarmeriebeamten tr:ifft hänsicht
lich der Ulberst,ellung in W 2 und der damit 
verbundenen Zuerkennung des Dienstranges 
GendarmerierevileriIlispektor im Vergleich zum 
Krimdnalrev.ieri'l1spektor die gleiche Begrün
dung zu wie ,eben bei den Kr,iminalbeamten, 
weil jeder Beamte für seine Tätigkeit in bezug 
auf den Erhebungsdienst, auf den Ausfor
schungsdienst und di,e Anzeig,eerstattung 
sel'bst verantwortlich ist; der Postenkomman
dant unterschr'eibt ihm nur für die Einhaltung 
der Form; den mater.i:ellen Inhalt hat dieser 
Beamte .selhst zu verantworten. 

Die Gendarmeriebeamten haben also , was 
ihre Auf.g,abenerfüllung tin iihr,en Dienst
bereichen betrifft, die gleiche Verantwortung, 
wie dies :in der kr,iminalpolizeilichen Tätig
k!eit im Rahmen einer Polizei behörde der Fall 
dst , denn außerhalb der Dienstbereiche der 
Polizeidirektionen 'gelben für die Aufrecht
erhaltung der öffentlichen Ordnung, Ruhe und 
Sicherheit di·e gleichen Vorschriften. 

Nachdem die Gendarmeriebeamten nach
weislich mit den gleichen Tätigkeiten wie die 
Beamten der Kr:iminalpolizei befaßt sind, darf 

303. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 29 von 191

www.parlament.gv.at



8292 BlUldesrat - 303. SitzlUlg - 21. Juli 197 1 

Mayer 

die For:derung dieser Beamten für eine gleiche 
Behandlung mit der KriminalpaUzei unter
stützt und die Regierung ersucht werden, d,aß 
die für die Kriminalbeamten in der Gehalts
überleitungsgesetz-Navelle 1911 g,etroffenen 
Bestimmungen bald auch für die Gendarmer.ie
beamten Anwendung finden können. 

Hahes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Wenn mehr,eIe Gruppen im Arbeitsbereich mit 
gleichen Amgaben betraut ,sind und diese Auf
gaben auch in der gleichen Form erfüllen, 
dann darf ,sicherlich IllIit Recht vertreten we,r
den, daß diese auch in dienst- und Ibesaldungs
rechtlicher Hinsicht die gleiche B ehandlung er
f.ahren. 

Daher, Hahes Haus, erlaube ich mir zu dieser 
Gehaltsüberleitungs,g,es,etz-NoveHe 1911 fal
genden E n t s c h i  i e ß u n g s a TI t r a g  ein
zubringen : 

Der Bundesrat walle 'beschließen:  

Die Bundesregierung wird ersucht zu prü
f,en, inwieweit die in der GehaltsÜJber
lei.tungsg,esetz-Novelle 1 971  getraffenen Be
stimmungen für die Kr,iminalbe,amt,en auch 
auf andere Wachekörper angewendet wer
den können, und Igegebenenfalls dem Hahen 
Hause eine entsprechende Vorlage ehe
ba1d�gst zuzuleiten. 

Den Herrn Varsitzenden 'bitte ich freundlich, 
·diesen Entschließungsantrag in Behandlung zu 
ziehen. 

Hohes Haus I Wenn ,ich versucht habe, eine 
Begründung dafür zu 'gehen, daß Gruppen mit 
gJ.eichen TäHgkieiten gleich behandelt werden 
sollen, so. bin ich mir der Schwier:igkieHen 
einer Ubernahme ,selbstverständlich wahl be
wußt. Wenn dieser W,eg der kl,einen Schritte 
,aber dach schan ,eing,eleitet ist, so soll ler 
,weiter beschritten werden. Allenfalls verbinde 
ich damit die Bitte , Iba�dmöglichst eine Vor
lage zur Verhandlung zu stellen. 

ein!zelne Bentfs'gruppen der öffenrt:lich Bedien
steten dar. Meist silnd es nur gewisse not
wendige Anpassungen an schan bestehende 
gesetzliche Regelungen. 

Der Gesetzes'beschluß des Nationalrates, mit 

dem das Dorobheums-lBedienstetengesetz ge
ändert wird, enthält lediglich die vierte und 
letzte Etappe des Geha1ts,absch'lusses der 
öffentlich Bediensteten aus dem J,aihre 1961. 
Wir, meine v,erehr,ten Damen lund Herren, 
haben die posHive Wirkung dieser voierten 
Etappe bereits arm. 1. Juli 197 1  in finanzieiller 
Hinsicht bemerken können. 

Um für die Bediensteten des Dorotheums 
die,sen Anspruch auch ,gesetzlich 'zu sichern 
und vor allem die Nach!zJeoong der itn. diesem 
Bereich befindllichen P,ensionsparteien ZIU er
wirken, ist diese vorliegende Gesetzesnovelle 
nobwend1g 9:eworden. 

\Der Gesetzesbeschluß des Nationalrates, der 
die 4. Ersatzleisrungs,gesetznavelle zum In
halt hat, voHzieihlt ebenJaHs nur eine Anpas-, 
sung an eine Itege1ung, die ,bereHs ZfUm 
Arbeitslosenv.ersicherungsgesetz erfolgte. Bei 
dieser Novelle geht es darum, das Problem 
des sogenannten Karenzurlaubsgeldes an 
öffentlich Bedi·enstete während des Karenz
urlaubes aus Anlaß der Mutterschaft richtig 
'Zu lösen. Das auslösende Moment für diese 
Anpassung war die Novelle zum Arbeits
losenversicherungs'gesetz, die bereits im Bun
desgesetzblatt Nr. 3 aus dem Jahre 191 1  
kundgemacht wurde. 

Der Gesetzesbeschluß des Nationalrates, mit 

dem das GehaltSigesetz 1956 geändert w.ird, 
die 22. Gehaltsg,eset'Z-Novelle, umfaßt in der 
Hauptsache besoldungsrechtliche Re,gellungen 

der Lehrer und darüber hinaus auch einzelne 
Detailprobleme des besoldung'srechItUchen 
Vorrüdmngsstichtages. 

Im großen und ganzen wird man mit dieser 
Novelle den Auswirkungen schon bestelhender 

Zu aUen Punkten der Tagesordnung, die 'gesetzlicher BestimmU11!gen :gerecht. 
derzeit jn V.erhandlung st,ehen, w.ird unsere Etwas anders verhält es sich mit der Neu
Fraktion g'ern die Zustimmung gehen. (Beifall fassung der §§ 12 und 15 der vorHegenden 
bei der OVP.) Gesetzesnovelle. Diese Neufassungen waren 

Vorsitzender: Der Entschließungsantrag ist das Ver:handlungsel1gebnis, das di.e Gewerk

ordnungsgemäß unterstützt und wird dann zur schaft der öffentlich Bediensteten, im beson

Debatte gestellt werden. deren die Bundessektion Landesverteidi'gung, 

erreichen konnte. Der neue Text bringt be
Nun hat sich Herr Bundesrat Seidl zu Wort rechtigte Verbesserungen für Berufsoffiziere 

gemeldet. Ich bitte ihn, es zu ergreifen. der Verwendungsgruppe H 2. 

Bundesrat Seidl (SPU) : Hohes Haus I Herr 
Vorsitzender I Herr Minister! Verehrte Damen 
und Herren! Die nun zur Disikussion gestellten 
fün:f Ge·setzes'heschlüsse des Nationalrates 
steHen praktisch ein kleines Paket von dienst
und besoldungsrechtHchen Bestimmungen für 

Das Gehaltsgesetz für die öffentlich Bedien

steten kennt in seinen Grundzügen fünf Ver

wendungsgruppen. Die Verwendungsgruppe B 

ist j ene, die im allgemeinen den Beamten mit 

Matura als Vorbildung zugedacht ist. Wenn 

ein Beamter in einer niederen Verwendungs-
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gruppe in den öffentlichen Dienst eintritt, dann ' teilen zu können, ist es notwendig, sich den 
hat er bei seiner Uberstellung in eine höhere Werdegang dieser Be amt engrupp e genauer 
Verwendungsgruppe, zum Beispiel B oder in anzusehen. 
der weiteren Folge in die Verwendungs- Die Bestimmungen über die AnsteUungs-
gruppe A, Uberstellungsverluste in besol- f d ' f" K '  . lb t I er or ermsse ur nmma eam e ver angen, 
dungsrechtlicher Hinsicht zu erleiden. daß der Beamte vorerst eine mindestens vier-

Die Vollmaturanten, die nicht in die Ver
waltung, und :liWar nicht in die Verwendungs
gruppe B, eintreten, sondern Berufsoffiziere in 
der Verwendungsgruppe H 2 werden wollen, 
müssen trotz ihrer Vollmatura vorerst unter
werN'ge Dienste leisten. Nach Ablauf ihrer 
Aushildungszeit und Ernennung zum Truppen
offizier 'Werden ihnen ihlle bisherigen gelei
steten Dienstzeiten auf Grund der Uberstel
lungsbestimmungen, die im Gehaltsgesetz ver
ankert sind, nur mit Abzug von Zeiten zum 
Teil besoldungsrechtlich angerechnet, Dies 
wurde von den Betroffenen immer schon als 
eine Härte empfunden, 

Die vorliegende Gesetzesnovelle bestimmt 
nun, daß der Berufsoffizier ab dem Zeitpunkt 
seiner Ernennung in die Verwendungs
gruppe H 2 besoldungsliecht1ich so zu behan
deln ist, als ob er am Beginn seiner AUJS
bildungszeit sch.on in der .genannten Verwen
dungsgruppe aufgenommen worden wäre. 
Damit ist die bisher bestandene Härte besei
tigt. 

j ährige Dienstleistung im Sicherheitswach
oder Gendarmeriedienst und auch die Defi
nitivstellung in einem der beiden Wache
körper aufweisen muß. Wenn der Beamte dann 
auch noch sehr gut beschrieben ist, kann er 
sich um die Aufnahme in den Kriminaldienst 
bewerben. Hat er .die folgende Auswahl
prüfung mit Erfolg bestanden, folgt eine zwölf
monatige theoretische und praktische Aus
bildung im Kriminaldienst. Nach Ablegung ' 
einer weiteren Prüfung und nach. einer erfolg
reich bestandenen probeweisen Verwendung 
im Kriminaldienst sind alle Hindernisse be
seitigt. Der Beamte kann nun in den Kriminal
dienst überstellt werden, bleibt j edoch weiter
hin in seiner Verwendungsgruppe W 3 und 
bekom,mt um keinen Sch.illing mehr. So ist 
die gegenwärtige Situation. 

Ich glaube, daß das von mir Aufgezeigte 
jeden überzeugen muß, daß das Verlangen 
nach Hebung des Kriminalbeamtenlkorps abso
lut berechtigt ist. 

Ich begrüße daher die vorliegende G ehalts
Ähnlich verfährt man natürlich auch in einer überleitungsgesetz-Novelle 1971, die die gene-

gewissen korrespondierenden Art mit der Ver- reUe Anhebung des Kriminaldienstes festlegt. 
wendungsgruppe W I, das betrifft die leiten-
den Wachebeamten der fünf Exekutivikörper 
im Bundesdienst. 

Die 18.  Vertragsbedienstetengesetz-Novelle, 
die ebenfalls zu dem vorliegenden Paket ge
hört, beinhaltet nur Anpassungen an be
stehende gesetzliche Regelungen. Hauptgegen
stand der Novene ist die besoldungsrechtliche 
Anpassung der Vertragslehr,er an die Besol
dUIlJgsgrundsätze für pragmatisierte Lehrer. 

Die Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 191 1 ,  
mit der sich mein Vorredner, Bundesrat 
Mayer, sehr eingehend beschäftigt hat, ist 
eigentlich der interessanteste Beschluß des 
Nationalrates von den hier vorliegenden Be
schlüssen. Dieser Gesetzesbeschluß befaßt sich 
mit der Dienstzweigeordnung für Wache
beamte. Ganz konkret beschäftigt ,er sich mit 
den Beamten des Kr·iminaldienstes. 

Schon seit vielen, vielen Jahren bemühte 
sich die Gewerkschaft der öffentlich Bedien
steten, im besonderen die Bundessektion 
Kriminalbeamte, eine generelle Hebung ihres 
Beamtenkorps zu erreichen. Bisher war diesen 
Bemühungen nur ein g.anz geringer TeHerfolg 
beschieden. Um das Verlangen der Kriminal
beamten richtig und wirklich objektiv beur-

Meine Damen und Herrenl Ich muß ,aber 
schon mit ·aller Deutlichkeit auf.zeig.en, so wie 
das auch mein Vorredner ,getan hat, daß trotz 
der s,ehr positiven Gesetzesnovelle die Ford.e
fiUng nach .genereller Hebung aller Exekutiv
beamten weiterhin. bestehen 'Me·tbt. Ich 
glaube, daß man nicht übersehen darf, daß es 
vor allem im Gendarmeriedi,enst - wenn <ich 
alle fünf Wachekörper in Betracht ziehe -
viele Gendarmerielbeamte 'g,�bt, die gleichwer
tigen Kriminaldiens:t versehen, aJber leider 
weiter in i!hrer biSherigen Verwe.nJdungs
gruppe veIlble�ben, nicht angeholben werden, 
ganz einfach deshalb, w,eil sie in dieser vor
liegenden 'Ges,etzesnovelle noch nicht berück
sichtigt wurden. 

-Bei der BeurteiLung aller Exekutirvlbeamten 
wirtft sich übeIlhaupt die Frage auf, ob man 
auf die Dauer den Exekutivbeamten die Fach
diensl1weDt�g!keit versa'gen kann. Man muß 
sich doch vor Augen ihalten, daß der Exekutiv
beamte, auf sich al1ein '9'est,ellt, oft Iiaschest 
s,ehr weitgehende Entscheidungen zu treffen 
hat. Vielfach ist er überhaupt nich.if: in der 
Lage, noch vor seinen enrtscheidenden Hand
lungen IlaIlige Uber'Jegungen anrzustellen oder 
gar aückfnagen an seine Viongesetzen zu stel-
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len oder sich noch einen ltat bei seiner Dienst
stelle zu holen. 

Ich persönlich bin der Meinung, daß es nur 
eine Frage der Zeit ist, bis die letzten. ihr,en 
Wider,Sitand autigelben und eine ,generelle 
Lösung für alle Exekutivfbeamten g,etfunden 
wird. 

Zum Entschlteßung.santr,ag, den Bundesrat 
Mayer eiIlJgebracht hat, möchte ich nur be
tonen, daß ein solch,er Antrag auch im 
NatioIlJailrat e'ing,e,broacht wurde und von der 
sozialistischen Seite die Unterschri:ft des Aibge
ordneten Robeiit Weisz trägt. Auch wir sind 
f.ür diesen Antrag. Wir sind da nicht der 
Meinung, daß das ein eins,eitiger Antrag sein 
soll, daher .sind wir für einen gemeinsamen 
Antrag. Wir möchten daher unter, die,sen 
Antrag ,g,enauso auch die Unterschrifiten 
unserer Bundesräte setzen, denn die Exekutiv
beamten hahen ihre Dienstleistungen nicht für 
die eine oder die andere Gruppe, sondern für 
den ,gesamten Staat zu erbrülgen. 

Es hätte dieses EntschJießungsantrages gar 
nicht hedu�ft, denn man hätte j.a nur den 
Antrag, ZfU dem es im Nationalrat kam, in 
die Beratungen ,einbeziehen müs.sen. (Bundes
rat B ü r k 1 e: Das ist im Ausschuß übers,ehen 
worden!) 

Die vorlie'gende Ge,setzesnovetle ist eine 
positive Novelle. Sie ist ein bedeutender 
Schritt nach 'v:onwärts. Obgleich sie noch nicht 
alle Probleme löst, wird sie von meiner 
FmktiOID. beg,rußt, rund wir .g.eben ihr unsere 
Zustimmung. (Beifall bei der SPO.) 

Berichterstatterin ist Frau Bundesrat Doktor 
Offenbeck. Ich bitte um ihren Bericht. 

Berichterstatter.in Dr. Jolanda Offenbem.: 
Herr Minister! HOihes Haus! Durch den vor
liegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
sollen ,eine Reihe von Bestimmungen in fol
genden Gesetz,en ,geändert werden: Wehr
gesetz, Heer,esgebührengesetz, Bunde,sge,setz 
über Anspruche aus der Afbileisf!ung freiwilli
ger WaffenÜibuI1igen, Heeresdisziplinargesetz, 
Bundesgesetz über die Entsendu�g von Ange
hörigen des Bundesheeres zur Hilfe'leistung 
in das Aus}and, Bunde,s,gesetz über die Wehr
diensterinnenmgsmedaille und Bundesgesetz 
über das Bund,esheerdienstlzeicben. 

Lm 'besonderen sollen dabei der Grund
wehrdienst von neun auf sechs Monate herab
gesetzt, die Dauer der Waff.enübungen mit 
60 1iaJgen beschränkt, das Beschwender,echt laus
gebaut und diile Entschädigung ffu freiwiUi,g 
läng,erdienende Soldaten verbesse,rt werden. 

Der Ausschuß für V,erfassungs- und Rechts
ang,elegenheiten hat die gegenständliche v'or
lage in setner Sitzung vom 1 9. Juli 1911 in 
VeI1handlung ,genommen und mit Stimmen
melhIiheit beschlossen, dem Hoihen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu e:rlb.eiben. 

Als Er,gebnis seiner Beratung s.teUt somit 
der A:us,schuß für Verfassung's- un:d Rechts
angelegenheit.en durch mich den A .n t r a g, 
d,er Bundesrat wolle beschließen: 

Ge!gen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 15. Juli 1971 betreffend ein Bundes-

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand gesetz, mit dem WeIhrrechtliche Bestimmungen 
mehr gemeldet. Die Debatte ist ,geschlossen. neuerlich 'geändert werden, wird kein Ein

spruch eIlhiolben. 
Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß-

wort gewünscht? - Das 'ist mcht der Fahl. Vorsitzender: Ich danke der Frau Bericht-

WÜ kommen 7)ur Alb.stimmun'g' . erstatterin. 

flum Wort gemeldet hat sich als erster 
Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m- Herr Bundesrat Dr. Reichl. Ich erteile es ihm. 

m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
fünf Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates 
k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu erheben. 

Die E n t s c h 1 i e ß u n g zur Gehaltsüber
leitungsgesetz-Novelle 197 1 wird a n  g e
n o m m e n. 

9. Punkt: Gesetzesbesmluß des Nationalrates 
vom 15. Juli 1971 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem wehrrechtlidle Bestimmungen neuer
lidl geändert werden (565 und 584 der Bei-

lagen) 

Bundesrat Dr. Reidll (SPO) : HO'her Bundes
rat ! Meine Damen und Herren! Bevor ich 
mich mit dem eigentlichen Thema beschäftige, 
möchte ich .die Gelegenhei-t wahrnehmen, 
meinem Kolle.gen aus der Steiermarik zu 
seinem Amt herzlich zu ,gratu:lieren. Er hat 
seine Amt,szeit Iheute wi,eder einmal in 
brilLanter Weis,e eingeleitet. 

A:ls ,eIDer der "resistenten Reformer" möchte 
ich sagen, daß es im Lande der Geiger, der 
lJipizzmer und der KaJiJS!erjäger sicherliCh 
nicht glanz leicht ist, Ref.ormen durcbJ7)uffihren. 

Vorsitzender: Wir 'gelangen nun rum Das hat die österreichische Geschichte bewie-
9. Punkt der Tagesordnung: Neuerliche Än:de- sen. Alher, meine Darrnen lIDd Herren, was 
rung wehrrechtHcher Bestimmungen. wir im 2'JWeiten Jahrtaus,end nach Christi 
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Gebur,t nicht erreimt halben, erreimen wir 
vielleimt im dritten J alh.rta'lLSend. 

Mit diesem heroischen Pessimismus und 
einem optilmistismen Ausklang möchte im Sie 
recht herzlim beglück.'WÜnschen und nun zu 
meinem eige'ntlichen 1}hema hinüberteiten. 

Vorsitzender: Ich darf Sie einen Moment 
unterbrechen; laut G eschäftsordnung steht mir 
das ja zu. 

Ich danke Ihnen herzlich, Herr Kollege. Ich 
freue mich, daß auch S1e zur nicht skeptischen 
Jugend gehören, die schon an das dritte Jahr
tausend denkt. (Allgemeine Heiterkeit und 
allgemeiner Bei/all.) 

:Bundesrat Dr. Reichi (fortsetzend) : Danke 
schön. - Jetzt muß im mich mit Verteidi
gung,s:fra:gen beschäft�gen. Die Landesverteidi
gung eines neutralen Staates ist schon immer 
eine k'OlIllplitzierte Angel,egenheit gewesen, das 

nicht nur für Osterre ich , sondern f,ür alle 
neutra'len Staaten. Die Landesverteidigung 
eines neutralen Staates mit einer beschränkten 
WehI1hoheit ist natürlich noch komplizierter. 
Die tieferen Ursachen dieser Komplilltationen 
liegen im Staatsvertrag und in der geschicht
lichen Entwick;1ung Osterreichs. 

Der Staatsvertra.g scheIllk.te uns die Una,b
hängiglkeit, er brachte uns eine gewisse Siche
rung der demokrat1schen Ord.Dluny und brachte. 
uns die Verpflichtung der assoziierten und 
alliierten Mächte, die Unabhängigkeit !\lnd 
territoriale Unversehrtheit Osterreichs rzu 
achten. 

Alber neben dem Artikel 2 enthält der 
Staatsver,tr,ag auch einen Artikel 1 3, d,er eine 
Einschränkung unserer WeihrhOlheit bedeutet. 

Nun ist es kein UI1l9'1ück, wenn wir keine 
Unterseeboote oder keine Seeminen oder 
keine Torpedos halben dürfen. Atomwaffen 
kann sich hekanntlich ein kleiner Staat üher
haupt ,nicht leisten, vor allem nicht die 
Serienherstelhmg. 

Wenn es aher im Staatsvertrag heißt, daß 
Os.terreich auch keine Gesduütze mit einer 
ReiChJweite von mehr a1s 30 km b esitzen darf, 
herstel'len oder Vierwenden soll, dann bedeutet 
das schon einen Widerspruch zur völkerrecht
lichen Ve,x:pflichtung eines neutralen Staates. 

Doch die Komplikationen der österreichi
schen Landesverteidiglung haben ihre Wurzeln 
nicht nur im StaatSlVertrag, sie haben sie auch 
in der österreichischen Geschimte. 

Während des ersten WeLtkrieges hat man 
noch von der glorreichen österreichischen 
Armee gesprochen, a'ber diese glorr,eiche 
Armee hatte sch·on seit 1 866 kein besonderes 

Glück. österreichs Soldaten, die dem deut
schen Kaiser und dann später dem öster
reichischen Kaiser in Wien das Z1w.eUgrößte 
Kontinental re ich Europas ,zu Füßen legten, 
kämpften von 1 866 bis 1 945 immer nur auf 
der Seite der Verlierer. Gewiß waren nach 
de.m zweiten WeltknLeg ;nicht ,nur we Oster
reicher, sondern alle europ,ä1schen Völker auf 
Seite der Verlierer. Die einen mußten das 
früher, die anderen später verspüren. Aber 
diese anderen europäischen Staaten konnt,en 
weni'gstens dem Irr,glauben huldigen, daß 
ihre Armeen .gesiegt hätten. rn Wirklichkieit 
hatten die Randmächte, die Vereinigtoo 
Staaten und die Sowjetunion, den Krieg ent
schieden. 

Im Unterbe:wußtsein .des Osterreichers 
w:irkte zwar ,auch nach 1 945 rne Schwerkraft 
einer zweifellos 9,roß,a'rUgen Gesmkhte, aber 
der Glaube an die militärisdle Kraft war er
schüttert. Diese Erschütterung wirkt sich bis 
auf unsere Zeit aus. Sie wirkt auf gewisse 
Teile der Jugend im katholischen und auch im 
sozialistisch,en Lager. Daru kommt, daß diese 
Jugend selhr oft noch ihre Väter in den zer
rissenen und zerf.etrzten Kleidern von Kriegs
gefangenen gesehen hat und vielleicht auch 
Erschießungen und Vergewaltigung,en miter
lebt hat, die von ,den sogenannten Befreiern 
verbroc:h.en wurden. 

Wenn also 9,ew1sse Teile unserer Jugend 
den Sinn einer republilkanische'n Landesver
teidtgung nicht verstehen, so hängt das auch 
damit zusammen, daß wir in tJsterreich seit 
Errichtung des Bundeslheeres keine geeignete 
Form der geisttg,en Landesverteid1gung ,ge
funden haben, die von aUen tJsterreich'eID 
akzepHert werden könnte. 

,Mit der alten Traditionspfleg,e a:llein bleibt 
man in seinen Illusionen stecken. Dalbei bin 
ich se�bstverständlich der Meinung, daß kein 
Volk aus seiner Tra'dition ganz aussteigen 
kaI1ln. Alber geisUg,e Landesv.erteidigung ist 
mehr al,s Tradi,tionspflege und PropaJg.ieTllil1lg 
von Illusionen. Gei,stige Landesv.erteidtgung 
muß eine Konfrontation sein mit der Wahrheit 
und mit der Wirklicblkeit. Und die Wirklich
keit ist so, daß wir derze1t ohne "Jagdgewehr" 
nicht leben können. Und das BundeSiheer ist 
das "J a,gdgewelhr" eines kleinen Staates. 

Jeder, meine Damen und Herren, der im 
Grenzgebiet aufgewachsen ist, wird ver
stehen, was iCh damit merne, wenn ich den 
Ausdruck "Jagdgewehr" ,gebrauche. Ich denke 
dabei an den FreiheitskJampf der Kämtner 
oder an die Gremlandkämpfe in der Stei,er
mark oder ,an die BanditeIllkämpfe in der Ost
steiermark und ,im Burgenland. 

726 

303. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 33 von 191

www.parlament.gv.at



8296 Bundesrat - 303. Sitzung - 21.  Juli 1971 

Dr. Reiml 

Bei allem. V.er.stän!dnis �ür ,einen echten I hätte. Was an uns herankommen �önnte, das 
Pazifismus, der dazu dient, Kriege zu v,er- wissen wir nicht. Selbstverständlich ist ein 
hiIlldem, wird man ein Rudel von Wölfen kleines und schlagkräftiges Bundesheer eine 
nicht mit einem FriedensaJPpell vertreiben Notwendigkeit, aber wir sollten die Grenzen 
kÖIl!Ilen. Vie1le meiner Generation, die den der Möglichkeiten nicht übersehen. 
zweiten We:ltlkrieg Vlom Anfang his zum Ende 
mitgemacht haben, sind entschied,ene Anhän
ger einer Weltfriedensidee und einer Welt
toler,anzidee geworden, alber wenn man diese 
Vion uns allen geschaffene Republik angreift, 
wenn man unsere FreiJhe.it ant'astet, wenn man 
versuchen sollte, UiIl!S ein Gewaltregime auf
zudrätngen, dann muß man bereit sei,n, diese 
Republik mit aller Entschiedenheit zu vertei
di.gen. Daß eine Verteidigung nur bis zu einem 
gewissen Grade möglich sein wird, muß uns 
alber klar sein. Deshalb sind auch Vergleiche, 
die in der letzt!en Zeit immer wiede.r gemacht 
wurden, urrbrauchlbar. 

Ich hahe eiIllmal versucht, meine Damen un.d 
Herren, nachIZurechnen, was eine Nachahmung 
der schwedischen ,Landesver,teidigung für 
Osterreich kosten 1WÜ�de. In irgoodeiner 
StatisUk stand ei'Illmal, daß man in SchJweden 
für die LandeS'Verteidigrung pro EiIllWOh!Il:er 
4000 österreidrisChe SChilling ausgibt. Wenn 
das zutrifft, dann müßte man in Os.terreich 
beim jetzi'g·en Stand der Eilnwo!lmer etwa 
30 Milliarden Schilling für dite Lamde·s'Vertei
dLgung ausgeben. Das würde aber 'bedeuten, 
daß wir in österreich die Steuern verdoppeln 
oder die Ein!kommoo.. um ein Drittel kürzen 
müß,ten. Die Regierung und dieses ParI,ament 
möchte ich kennen, die solchen Fachgutachten 
folgen könnten. Nach solchen Einschneidun
gen gäbe es wahrscheinlich nicht mehr allzu
viel zu verteidigen. 

Uberhaupt wurden -in letzter Zeit von Mili
tärfachleuten Stellungnahmen abg.egeben, die 
der Landesverteidigung nach meiner Meinung 
nur schaden könnten. Auch der Hinw,eis .auf 
das Schweizer Militärbudget geht von illusio
nen aus. Ebenso 'halte ich Resolutionen, die 
darauf zielen, die allgemeine Militärdienst
pflicht bis ztUIIl 65. Lebensjahr zu erhöhen, für 
widersinnig, da man mit solchen Forderungen 
das G egenteil von dem erreicht, was man er
reichen 'möchte. Selbstverständlich gelten f,ür 
Spezialisten immer gewisse Ausnahmen. 

Ich möchte aber auch darauf verweisen, daß 
es in letzter Zeit auch vernünfUge Forderun
gen gegeben hat, die wir gemeinsam bej ahen 
sollten. Dazu gehören die Forderung.en nach 
Ausbau des Zivilschutzes und vor allem nach 
Schaffung einer Bevorratungsgesetzgebung. 
Schon der Krieg der Israelis mit den Arabern 
hätte uns in Schwieritgkeiten bringen können, 
und 2lwar auf dem Energiesektor und dem 
Medikamentensektor, wenn er länger gedauert 

Und damit möchte ich .einiges zu einem 
Spezialproblem sagen, das in letzter Zeit viel 
diskutiert wurde. Die Frage der 15.000-Mann
Bereitschaftstruppe kann man natür:lich nicht 
so lösen, daß man den einen Teil von Rekru
ten auf 6 Monate einberuft und den anderen 
auf drei Jahre. Man muß sich das irgendwie 
in der Praxis vorstellen. Hier kann ich den 
ehemaligen Verteidigungsminister Dr. Prader 
wirjklich nicht verstehen, wenn er sich gerade 
in d�ese Frage so Vierbohrte. Man muß sich 
hineindenken ,in eine 'dörfliche oder eine 
städtische Gemeinschaft, in der es · vorkom
men könnte, daß der eine auf sechs Monate 
einberufen wird und der andere auf zwei 
oder drei Jirhre. Nach meiner Meinung wäre 
das auch verfassungsrechtlich sehr bedenk
lich. Und w.enn Dr. Schleinzer und Dr. Prader 
gerade in dieser Frage der Bereitschaftstruppe 
den Kern der Bundesheerkrise sehen, so muß 
man doch heute fes.tstellen - und das wird 
auch von vielen Militärfachleuten bewiesen -, 
daß die Bundesheerkrise ,bereits mit der 
Schleinzerschen Umgliederung im Jahre . 1963 
begonnen hat. Die Trennung von Am;bil
dungstruppen und Einsatztruppen nach ameri
kanischem Muster führte zu Komplikationen, 
die die Einsatzfähigkeit des Bundesheeres 
wesentlich schwächten und beschränkten. 

Zweifellos ist die Forderung nach einer 
militärischen Feuerwehr, der man alle tech
nischen Mittel gibt, die man auch mit einem 
gehobenen sozialen Standard an die Truppe 
bindet, gerechtfertigt. Ich wäre auch dafür, 
daß es für jene Soldaten und Offiziere, die 
echten Ausbildungsdienst und echten Truppen
dienst machen, Sonderzulagen gibt, um die 
Freude an der Ausbhldung und am Truppen
dienst zu heben. Alber 'gerade die Förderung 
dieser Menschen hat man immer wieder 
versäumt, und von Wahl zu Wahl wurden 
immer wieder neue Stäbe und neue Schreib
stubenposten geschaffen. Viele dieser Stäbe 
waren doch letzten Endes nur Scheinfirmen. 
Dabei möchte ich unterstreichen, daß der 
Drang nach Schreibstuben und Scheoinstäben 
nicht nur eine Erscheinung des österreichi- . 
schen Bundesheeres ist, dieser Drang war auch 
in der deutschen Armee vorhanden, und er ist 
in aHen Armeen der Welt zu finden. Man muß 
dagegen etwas tun und kann das auch, wenn 
man dem Truppendienst und dem Ausbildungs
dienst einen gewissen Vorrang gibt. Hier 
glaube ich, daß ich mit der Meinung unseres 
Verteidigungsministers übereinstimme. 
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Dr. Reich. 

Und nun mödüe ich noch einige Bemerkun
gen zur finan7Jiellen Situation des Bundeshee
res machen. 

Meine Damen und Herren I Seit vielelll Jah
ren beklagt man in Sonnta.gsreden die Budget
situation des Bundes\heeres. In der Tat aber 
sind seit der letzten Koalitionsregierung die 
BudgetJmittel für die Landesrv,erteidiguny im 
Vergtleich zum Gesamtbudlget gesuniken. Sie 
sind auch in der Zeit der OVP-Alleinregieru'llg 
gesunken. Firreilich hat man es dallIlals auslge
zeichnet verstanden, diese Tatsachen 7JU ver
schleie,m. Wenn man eine FoI'IID der Landes
verteidig'U.Thg geschaffen hat, da'Im darf man sie 
natürlich nicht verhungern lassen, aber mit 
demagogischen Erklärungen ohne Inhalt kann 
man wirklich keine Armee eIihalten. Da ist 
es schon besser, wir stehlen den Tatsachen 
g'e,g,enÜiber und sagen: Das können wir geben 
und das eben nicht! 

Und nun noch eine kurze Bemerkung über 
jene, die jede Form von LandesV'erteidig.ung 
ablehnen. Diese ,gibt es in allen Ländern der 
We'lt, und man some ihnen ,in. Osterreich 
meht ,etillJe Bedeutung zUffilessen, dJie sie nicht 
haben. Aber eine unangenehme Bedeurung 
halben sie wirklich. Sie erreichen selhr oft das 
Gegenteil von dem, was sie woHen. Sie mobili
sieren jenen Gelst eines UlllgesUIliden Mili
tarismus als Ge.genaktion, den wir schon ÜJber
wunden g'laubten und der nur noch - ich 
möchte sagen - im UnteI1bewußtsein ullIseres 
Volkes vorhanden ist. 

Eines aber muß man als ArgtllII1ent doch 
deutlich salgen: Lieber ein BundeSiheer mit 
österreichischen Uniformen als BesatZiung,s
truppen mit fremden Uniforme'n l - Und lieber 
ein Bundesheer, das Grenzlandaufg.a!ben ,e,z'lfül
len kann, als paramilitärische Verbände im 
Stile der Ersten Republik. 

Nur darf man sich nicht selber anlügen und 
sagen: Osterreichs Schicksal und Osterreichs 
Existenz hängt nur vom Bundesheer ab. Nach 
Spannocchd ,ist das Bundeshe,er nur, ich glaube, 
ein Fünftel oder 'ein Sechstel der umfassenden 
La:ndiesv:ertedd�gung. Wenn ,ein W'elhrexpert.e 
im Nationalrat sagte: "D1e drer2le,imlge Ver
teJiddgUiIlJQlspolitik list der 'g,erade W,e,g zur 
Beseitigung der Unabhängigkeit Ostenrelichs " , 
so Ispricht daraU!s die Vorstellung der eI'lsten 
Hälfte des 1 9. Jahrhunderts, in ,der Militär
politik noch alLes war. Menschen, die 'so etwas 

Auch Hitler hat den Wett der Außenpolitik 
nicht begriffen, und das hat Millionen Solda
ten das Leben gekostet. Bei mehr außen
politischem Geschick hätte Stalingrad ver
mieden werden können. 

Und zum Abschluß möchte ich. deutlich fest
stellen, daß wir Sozialisten uns zum Bundes
heer und zur Verteidigung der Republik be
kennen, jener R1epublik, die wIi,r zweimal 
mitgeschaffen und mitgestaltet haben. Meine 
persönliche Meinung ist es, daß wir den 
Worten des Bundespräsidenten folgen ,sollten, 
die er in der letzten Bundesversammlung zum 
Ausdruck. gebracht hat: "Die Erkenntnis, daß 
wir für den Schutz unseres Landes und für 
die Behauptung der Neutralität aus eigener 
Kraft zu sorgen haben, läßt sich durch noch 
so gutgemeinte anderslautende Wünsche nicht 
außer Kraft setzen." 

Es ist wirklich bedauerlich, daß es in der 
Frage der Bundesheerreform nicht zu einer 
Dreiparteienlösung gekommen ist, da Außen
politik, Wehrpolitik und Währungspolitik ein 
Gesamtanliegen aller sein sollten. Es ist 
bedauerlich, daß der \T.erteidigung,sausschuß 
des Nationalrates am 9. Juli 197 1  die Drei
parteienlösung abgelehnt hat. Aber Doktor 
Schleinzer hat bereits im Fernsehen erklärt, 
daß er im Falle eines Wahlsieges seiner 
Partei die vorliegende Lösung akzeptieren 
werde. Das beweist doch, daß auch jetzt eine 
gemeinsame Lösung denkbar gewesen wäre, 
wenn nicht der gute Wille gefehlt hätte. Aber 
es ist natürlich das Recht der Opposition, da
gegen zu sein. 

Wir hoffen aber, daß mit der vorliegenden 
Novellierung des Wehrgesetzes eine Reform 
der ·gesamten Landesverteidigung eingeleitet 
wurde, die dem österreichischen Wesen und 
seiner demokratischen Gesellschaftsstruktur 
entspricht. Selbstverständlich muß die 
Existenzsieherung unserer Republik die 
immerwährende Zielsetzung bleibenl 

Ich bin überzeugt, daß :im Notfall ,die öster
reichische Bevölkerung mehr an Vlerteidi
gung,Slkraft ,aufweisen wird, als in Ge,setzen 
enthalten sein kann. Das wollen w,ü den Aus-
ländern sagen, die dn letzter ZeH !imme'! wieder 
aJIl unse(['er Verteid1gungspolitlilk Klii1Jik g,eübt 
halben. 'Dil'e BeweiSle dafür 1]eg,oo ,in der öster
I'IeichlLschen Geschichte! (Beifall bei SPO und 
OVP.) 

sagen, l\lea:men das poLi1JiJsche Kräftefeld der, Vorsitzender: Als nächster Redner ist Herr 
Gegenw.art überhaupt DJicht. Bundesrat Bürkle zum Wort 'gemeldet. Ich er

Heute gehört zur Verteidigungspolitik in 
erster Linie die Außenpolitik, die Wirtschafts
politik und auch die Sozialpolitik, und die 
MhlitärpollitIi.k :1st .einer der v.ielen Faktoren 
der umfassenden Landesv-ertetdigung. 

teile es ihm. 

Bundesrat Bfukle (OVP) : Hohes Hausl Herr 
Vorsitzender! Herr Minister I Meine srehr ge
,ehrten Damen und Herrenl Ich möchte zuerst 
auf ein p.aar Bemerkung,en meines Kollegen 
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Bürkle 

Reichi eing'ehen. Ich glaube, Herr Kollege, 
die Geschichte mit der <beschränkten Wehr
haheit ist ,ein hisserl zu sehr betont worden. 
Die Vorschrift des Staatsvertrages, daß wir 
k,e:ine Raketenwaffen besitzen dürfen, keine 
ArtiUede, die über 30 km schießt, ist, !im 
Ges amtkonzept betrachtet, im Hinblick ,auf 
Landesverteidigung in unserem Lande von ge
ring,erer Bedeutung. Wenn wir alles lJbrd,ge 
täten, was wir als neutraler Staat tun müßten , 
könnten wir - ich 'Würde sa'gen: vorläufig -
auf die Dinge v,elizichten, d1e uns der Staats
vertrag verbietet. 

Ihre Bemerkung , daß die Tr,ennung zwischen 
Ausbildungsheer und 'Binsatzheer zu Zeiten 
Schleinzers vor sich gegang'en sei, 1st richUg. 
Aber etwa daraus dem damaligen Minister 
einen Vorwurf zu machen, wär,e 'sicher falsch; 
ich glaube, Sie wollten 'es 'auch gar nicht. 
Ich möchte sagen, daß .diese Idee oder Tren
nung nicht allein die Idee Schleinz,ers war, 
sondern, wi'e das in d'er Armee üblich ist, 
etwa ein Gemeinschaftswerk der zuständig:en 
Gener.alstabsoffizier:e :g,eWiesen d:st, die eben dIile 
Auffassung gehabt haben, hier muß eine 
Änderung der Struktur vor sich gehen. Alle 
Auffassungen 'auf dem Gebiet des Wehr
wesens wandeln ,sich. Alle Armeen der Welt 
sind in einem dauernden Entwick.lungspliOzeß 
begriffen, und neue Erk'enntn1sse, theoretische , 
praktische Edahrung,en durch Knie'ge in der 
W,elt 'greifen P1atz und veranlassen dann ,die 
zuständigen Offiziere nachzudenken, was man 
anders oder ibesser machen könnte. Ich glaube, 
ein'en Vorwu,rf sollte man da nicht erheben. 

Zu Ihr,er sehr ,eig'enartigen Auffal5lsung, daß 
es undenktbar wäre, daß ,es ,in ,einem Lande 
v.ersChJiedene WehrdJiienstz.eiten, 'etwa gestaf
fielt nach Waffengattungen, ,g,eben könnte, 
möchte ,ich sagen: Es ,gibt eine R:ei!be von Bei
spielen auch lim europäi.schen Raum, wo der
artige Staffelungen üblich sind, ja ,geradezu 
natul1Il.otwendig Slnd. Ich desnk.e an Schweden, 
wo die MCiJrine und die Luftwaffe weH größere 
Di!enstzeliten abzuleilisben haben als etwa das 
HeHr ; an die " deutsche ,Bundesrepubld:k, an die 
Deutsche Demokratische Republik, an ,die 
Sowj<etunion, wo man drei J (}Ihre in der Marine 
dienen muß und lim Landheer nur zwei Der
artige Beispiele gäbe es also noch viele. 

- nein, er hat sich damit gar nicht beschäftigt, 
er hat nur geredet -, als er gesagt hat: 
6 Monate, aber nicht für die techndsc:hen 
Truppen. (ZwischenruJ bei der SPO.) Er muß 
sich also irgend . etwas gedacht haben, gnädige 
Frau, wenn er sagt : 6 Monate , alber nicht 
für di'e tedmismen Truppen. Da muß er also 
Uberlegungen angestellt halben - hätte ich 
gehofft -, wenn ,er eine derartige Äußerung 
macht. 

Daß di,e Dreiparteienlösung, meine Damen 
und Herren, nicht zustande gekommen ist, ist 
irgeIl!d'Wie - ich möchte fast s agen - tra.gisch 
für die Armee in diesem Lande. Ich bin 
eigentlich traunig darüber, ,ich g,ebe es zu. 
Ich gebe ,es aufrichtig zu. Aber das ast nicht 
Schuld der OVP. Das ist sehr ,einfaCh zu 
sa'gen : Schu1d der OVP I - die sowi,eso an 
allem schuld ist, wenn man eudl hör.t. 

Me:ine Damen und Herren! Wenn man uns 
Lösungsvorschläge vorlegt, die wür ,einfach 
aus Gewissens'gründen nicht mehr annehmen 
können, dann müßten Sie für uns auch Ver
ständnts haben, daß wir der Dreiparteien
lösung nicht mehr zustimmen konnten. (Beifall 
bei der OVP.) 

Nun komme ich zum 'eigentlichen Thema, 
das heute hier :zu diskutieren ist. (Zwischen
ruJ bei der SPO.) Ich möchte auch ein 
Ihißchen wie der Historiker Dr. Reidll zurück.
schauen und ein paar Beispiele ,aus der Ge
schichte nehmen, di,e g,ewisse DinQle auch für 
uns "transparenter" machen, um bei dem 
herrlichen Modewort zu Ibleiben. 

Me:i'Ille Damen und Herren! Wir inüssen uns 
immer wieder gerade in ,einem neutralen Land 
die Frage stellen: Warum überhaupt Landes
verteidigung? Dieses asterreich hat ,sich im 
Neutr:allitätsgesetz eine selbst g'ewählte, aber 
von niemandem g,arantierte Neutralität auf
erlegt. Das bedeutet, daß wir schon nach den 
Grundsätzen des Völkerrechtes verpflichtet 
sind, diese Neutralität zu v,erteidig,en. Das 
-heißt, daß wir verhindern müssen, daß irgend 
j,emand UIlJser Staatsg,ebiet zu militärischen 
Zweck!en verwendet - ,auß:e,r wü,r machen es 
selber -; 'Sei ,es zum DurchmaJIlsch, zum Auf
marsch .in ein Kl\1egsg,ehlet oder zur Durchfüh
rung andexer krieg,eI1llsche,r Handlungen. Daher 
1st LandesverteidLgUlIlg füJr den Neutralen ein
fach notwendi'g, w,i,ll er als Neutrale.r 'e,rnst 
,genommen wenden.. 

Neutralität ohne Landesverte,LdLgung gibt 
es nicht ! Da kann man theor,etisi,eren und 
diskutieren, so viel man will ! 

Es wär,e eine Fl1age, dJie man prüflen 
müßte, ob es mit dem Gleichheitsgrundsatz 
der Verfassung in Widerspruch stünde, wenn 
man }emanden veranlassen 'Würde - zum 
Be:isptel bei eimer technischen Truppe -, 
länger zu dienen als' bei ,einer normalen 
Infanterieednhei t. Meine Damen und Herren! Es Igibt aus der 

Sogar der Herr Bundeskanzler Kr.eisky jüngsten Ge'Schichte eine ganze Reihe von 
scheint sich mit der Fra,ge beschi;iftigt zu haben Ereignissen, die hew.eisen, daß der Neutrale, 
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Bürkle 

der beredt ist, unter

. 

Opfern se:ine Neutralität 

I 
glauben, daher kann man nichts machen. Ich 

zu verteidigen, in der La,g,e ist, Slich aus d-em nehme ,es Ihnen nicht übel !  (Bundesrat 
Krieg her,aus'zuhalten, und es gibt auch Be- B e d n a  r: Die Schweizer glauben es auch 
weise dafür und andere Fälle, die ze.�gen, nichtl) Die bewaffnete Neutralität der 
daß derjenige, ,ct,er nicht 'beveit 1st, s eine SdlWeH.Z, ihfle WehrbereitschaJft hat sich für 
Neutralität mit aUen Mitteln zu verte1digen, iHe Schweiz gelohnt. 
in einen solchen Krieg hineingezogen wird. 

Ein geradezu klassisches Beispiel, Herr 
Dr. Reichi, ist die Schweiz. Sie hat bewi'esen, 
daß man dann, wenn man bereU ist, diese 
Neutralität zu verteidigen, sich aus dem Krieg 
heraushalten kann. (Zwischenrufe,) Das weme 
ich Ihnen Igleich sagen: Das Scbwei'z,er Volk 
- das muß man allerdinglS auch wiss,en -
ist bereit, für seine Verteidigung mehr zu 
bezahlen, -eine höhere Versicherungsprämi1e zu 
leisten, als wir zu leisten ;beIleit sind. Seit 
Jahr und Tag, seit viel'en Jahren gibt das 
Schweizer Volk pro Kopf mindestens 2000 S 
pro Jahr für die Landesverteidigung aus. Wir 
sind mit ungefähr 510 S izufdeoden; da tun 
wir ohnedi-es schon zuviel - ISO ist ,die weit
hin veI1breitete Meinung. 

Meine Damen und Herren I Herr Kollege 
Bednar! Durch die Geschichtsforschung list 
heute schon nachgewiesen (Bundesrat B e d
n a  r: Daß die Schweiz neutral istl), daß der 
deuts me Gene,raLstab sich ·sehr ,emstIJich mit 
der Frage ,eines Ein- und Durchmau.sches durch 
d1�e Schweiz besmäftliyt hat, um di:e Maginot
linie im zweiten Weltkrieg von hinten aufru
rollen. Aber die Ubedegungen des deutschen 
General,stahes haben efig,eben (Bundesrat 
B e  d n a  r: Weil zu hohe Berge in der Schweiz 
sind!) - mein lieber Herr, bei diesem Ein
ma:r.sch wären keine hohen Berge gewesen, 
weil das Schweizer Mittelland davon betrof
fen gewes-en wäI"e ; hätten Sie Geographie
kenntnisse, dann würden Sie mir recht 
g,eben -, daß etwa 1 2  bis 1 3  Divisionen not
wendig gewesen wären, um in die Schweiz 
eindringen, durmmarschteren und d"ie Be
völkerung niederhalten zu können. 

Dazu kam eine weitere Uberlegung: Ein 
Land wie die Schweiz hätte man ja dann 
als Ganzes besetzen und besetzt halten müs
sen. Es hätte noch neuer Truppen bedurft, 
die dann im Land liegen hätten müssen. 

Es war also so - h,eute unbestreitlbar und 
von der Geschichts'forschung erwiesen -: Der 
Eintr-ittspreis, den die Schweiz für ihr,e Neutra
lität vedangt hat, war auch den Deutschen 
'Zu hoch. Daher list die Schwe.iz aus dem Krleg 
heraußen 'geblieben. (Bundesrat B e  d n a  r: 
Das ist eine bestimmte Geschichtsforschung!) 

In dem Zusammenhang ein Wort, das hier
zulande -glelich in der PIles se hochgespi'elt wird, 
ein Wort 'zur Luftraumv>erl,etzung. 

Vor einigen Jahren, glaube ich, -ist -ein 
ungarischer Düsenjäger über die Steier
mark herein und dann über das Drau
tal aufwärts nach Italien geflogen, um 
sich dort internieren zu lassen. -:- Groß·es 
Geschrei ,im ganZJen Lande: Seht euch das 
armseHge Bundesheer an, das keine Luftraum
v'erteidigung IdurchführtI J,a nicht ,einmal die 
Radarstationen haben ,es g,emerktl 

Meine Damen und Henen! Es kann im 
Hinblick auf die Technik der heuti.gen Luft
waffen keinem Neutral·en zugemutet wer.den, 
daß er jede Luftraumv,erletzung ver.hindert. 

Die neutrale Schweiz hat im zweiten Welt
k:l�i'eg 2800 Luftraumverletzungen über sich er
gehen lassen müssen, bei denen alliierte und 
deutsche Flug-zeuge den Schweilzer Luftraum 
verletzt haben. Es list sogar möglich .gewesen, 
daß eine alliierte Luftflotte aus Versehen 
Schafihausen bombardiert hat. Und die starke 
Schweizer Luftabwehr konnte 'es nicht ver
hind'ernl 

Ebenso hat es sich aber ereignet, daß die 
Schweizer Luftwaffe und Luftabw.ehr sofort 
eingegriffen und das Möglichste getan hat, 
um Luftrau.mveroletzungen im tieferen Landes
inneren zu vel1hindern. 

Ich nehme ein weit-eres Beispiel aus der 
Geschichtoe, das Ihnen, meine Damen und Her
ren, beweist, daß man eben dann, wenn man 
nicht bereit ist, eine entsprechende Ver.siche
rungsprämie zu he'zahlen, den Schaden allein 
tr.agen muß. Ich hin überzeugt davon. daß 
dann, wenn Norwegen vor dem ersten Welt
krieg bereit gewesen wäre, so viel für seine 
Verteidi.gung auszugeben, wie es das heute 
tut, die handstreicharUge Besetzung Nor
wegens durch deutsche Truppen nicht gelun
gen wäre. Man hat aber eben auch so dahin
gelebt und hat sich gedacht : Es kann ()Ihne
dies nichts passierenl Norw,agen hat eine rie
sige Küste. Wer wird da smon 'etw,as unter
nehmen können? - Dann kalll1. die j ahretlange 
Besetzung und das Hi'lleingezOigenwel1den in 
den Krieg! 

Das ist kein-e bestimmt-e Geschichtsforschung ! Meine Damen und Her.renl Ich glaube - ich 
Das ist die Geschichtsforschung, die sich mit bin ganz fest davon Ülherzeugt -, daß die 
den militäIlisch-en Fragen ,des letzten Krieges Er1kennbniBse und Leimen aus dem ZJweiten 
beschäfUgt hat. Sie woUen mir das nicht I Weltkrieog mit eine Ursache dafür sind, daß 
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das neutrale Schw.eden heute soviel Geld für gen der UNO und a·1ler mderen Institutionen 
seine Rüstung ausgibt, nämlich zirka. 3800 S, auf dieser We!lt noch immer ;g�bt. 
fa·st 4000 S .pro Kiopf der Bevö.lJkerung Dür -ein ,Meine Damen und Herren! Diese G-esetzes
Jahr. DLeses Land wurde dturch die Geschichte vorlage, die wir heute in diesem Haus.e zu 
zu dieser Verteidigungspo'litik veranlaßt. bearbeiten haben, ist nicht - wie der Herr 
Denn auch die Verteidigungspolitik Schwe- VerteidigungS!lllinister in seinem :rur mich 
dens Zlwischen den beiden Weltkriegen war unbegreiflichen Optimismus glaubt - ein 
nicht in dem Ausmaß auf V:erteidigung seiner Beginn, sondern der Schlußpunlkt einer Zer
Neutralität ausgerichtet, wie das heute der störungSiarlbeit an der Al1mee, der VerteJ.di
Fall ist. Hätte Scbweden seine Neutr,alitäts- gungsbereitschaft und an dem Wehrwillen 
verteidigun.g !besser vorbereitet gehabt des ganz-eu österreichischen Volkes. (Zustim
- etwa so wie die Schrweiz -, hätte es mung bei deI OVP.) 
waJhrschein1ich nicht so sehr vor .der Deut-
schen Wehrmacht zu Kreuze kriechen müs- Diese Art, die Verteidtgrung,s.'bereitschaft 
sen, wie es das tatsächlich ,getan ha.t. und den Wehrwillen zu zerstöreu, ist in der 

Ich könnte Ihnen im Falle Schwedens Bei- Geschichte dieses Landes nach meiner M-ei

spiele aufzäh!len, die selhr hart an der Grenr.ze nung eiDlIDaHg. (Bundesrat B e d n a  r: Sie sind 

des neutraLitätspolitisch noch Ertrag,baren ja füt die sechs Monate!) Wenn ·eine staats

sind. tragende Partei in einen Wahlkampf gelltt und 
dann lautlhals veikoÜndet, daß sechs Monatte 

Meine DaJIIleJl und Herrenl Wenn man die geIllUg sind, oIhm.e auch nur im leisesten 'zu 
g.eopOiliUscbe Lage uns-eres Landes betrach- wissen, wie es nach den sechs Monaten weiter
tet, auf unsere Südgrenze zum Balkan sieht gehen soll, dann .ist das eine unverantwort
- Herr Dr. Reichi, der da unten WOIhnt, hat . bare T.at, wie sie kaum llniVerant1Iwortbarer 
vom Grenzland ge.sprodren - und weiß, daß g·esetzt werden könnte. Das möchte man mei:
der alte Mann auf Brioni ein .sehr alter Mann nen. 
ist, macht man sich gewisse Sorg.en, was, sich 

Es sind aber auch viele andere Ding-e geetwa in dem Raum ereignen könnte, Sorgen 
auch deswegen, weil wir sEfur leicht in etw.as schehen. Man hat zum Beispiel eine Bundes

heerreformkommission eiI1lberulfen, hat ihr hineingezogen w.erden könnten, in das wir 
einen bestimmten Auftra.g erteilt, man hat lieber nicht hinei'ngerogen werden möchten. 
Politiker und Fachleute viele Wochen hin-

Alber .g.a.nz aibgesehen von dieser Gefahr.en- durch arbeilten lass·en und !hat dann hinterh.er 
zone WlÜrde ich sagen, daß ein neutrales Land im Ausiand dazu erklärt, sie habe nichts ZlU 
eben nach seinen Kräften ents:prechend ver- sag·en, ihre AIibeit wäre völlig sinnlos gewe
teidigungslbereit s·ein muß, wenn es als neu- sen. - Ihre Al1beit war nur deswegen sinn
trale.s Land erll!stgenommen werden will. los, weil sie nicht das Erg·elbnis geibracht hat, 
Daher ist es einfach notwendig, als Neutraler das sült der Her.r Bundeskanzler vorgestellt 
eine wiI1ksame, auch dem anderen sichtbare hat. (Bundesrat S c  h i p  a n  i: Sie haben 
und glaubwürdig ersch·einende Landesver- 1 5  Jahre Gelegenheit gehabt zu beweisen, wie 
teidigung zu ha:ben. tüchtig Sie sind! Sie waren nicht dazu im-

stande! - Bundesrat S c  h I e i n  e r: Wir wür-Meine Damen und Herren! Da k!ÖIlnte einer den uns schämen, wenn wir so etwas gemacht 
kommen und sagen: Was reden wir denn hätten, was heute geschieht!) Darauf komme 
im Zeitalter der Atombombe darüber! Drüben .ich noch zu sprechen. 
existLert eine SuperkapClIZität an T,ötungs-
möglicbk.eiten und an Zerstörungsmöglichkei- Meine Damen und Herren ! Ebenso unver-
ten für die .ganze Weltl antwortbar ist die Erklärung des Herrn Bun

deslkan2l1ers - ich habe si,e damals seIhst Ich gla,ube, .daß das GI eichg,ewicht des während einer De'batte mit der österreichi-Schreckens, ,das wir heUlte auf der WeH sChen Jugend ü'ber das Bundeslheer .gehört _, 
haben, den Atomkrieg ausschli-eßen und auf in der er s:agte, eine Reform des Bundesheer-es 
aUe Zeiten veI1hindern wird. Ich .glau'be im k!önne man nur mit jUI1!gen Offiozieren, nicht 
Hinblick auf die menschliche Natur und auf a,ber mit alten Generälen machen. - Daß das 
di·e Interessensgegensätze ZlWischen den Völ- ganze unter der Firma "Reform" s·egelt, .ist 
kern und Kontinenten aber nicht, daß der sowieso ebwas so Furchtbares, daß man aJIIl 
kleine Konflikt, der sogenannte Stellvertre- liebsten die Wände hinauf möchte. 
teflkrie.g, wie wir ihn seit 20 Jahren, seilt dem 
letzten. WeH!krieg erleben, venhindert wird. Ich da.rf zur Erklärung des Herrn Bundes
Es ist trostlos und traurig, daß die MeDlSch:heit kanzlers, daß man ·eine Reform nicht mit aUen 
nicht .gesch·eiter wurde und daß es dieSle Stell- Generälen machen könne, fo.Lg,endes feststel
veI1treterkriege trotz -aller Friedemfueteuerun- len: Das Durchschnitts.alter der Generäle die-
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ses Heeres liegrt: einiges unter dem Alter des 
Herrn BundeSikanders. Einige Jahre ! Es ist 
also gar nichts anderes a'ls eine echte Diffa
mierung der FiührungskJräfte einer Armee. Die 
Führungsikräfne einer Armee braucht man 
genauso wie den Soldaten, den Schütz,en, den 
Ge'freiten, den Zugskommandanten oder den 
jungen Leutnant. 

Noch einen AusSipruch hat der Kanzler - so 
unülberlegt -, der von diesen Dingen nichIts 
versteht, in dieser Diskussion gemacht: das 
ganze Volk müsse das Land verteidigen, jede 
Fabrik müsse eine FesbUJnig werden. Eine der
artige Äußerung hat mit .ulIllfassender Landes
verteidigung nichts zu tun, sie ist nur verant
womungSilos. Ein V.olk, das in der Hand
habung der Waffen nicht geschult iSlt, kann 
man nicht ,in einen Partisanenkampf hetzen, 
da wird ·es niedergemetzelt. (Bundesrat 
S c h i p  a n  i: Wir haben 600.000 ausgebildet, 
und 90.000 werden zu Instruktionen einbe
rufen!) 

Daß man ein richtiges Schlagwort, das 
SchlagrwoI1l: vom Leerlauf, das man Ülber aUe 
Maßen hochgespielt hat, als Aufhänger für 
die ganze Zerstörungsaktion gemacht hat, ist 
.geradezu traglikomisch. 

Meine Damen und Herren! Leerlauf giht 
es in Jeder Armee der Welt, waJhrscheinlich 
umsomeihr, }e J.äDlger die Friedenszeit dauert, 
und vor allem auch umSJOmehr, je wenig·er 
Geld eine Armee hat. (Bundesrat W a l l  y: 
Stellen Sie sich vo.r, was das für Ko.nsequen
zen hat, wenn Sie sagen: Je länger die Frie
denszeit dauertJ) Ich sage Ihnen gleich warum, 
Herr Kollege Wally. Die Menschen, die in 
der Armee Dienst tun, werden natürlich auch 
älter. Wenn ein Unteroffizier 40 oder 45 JaJhre 
alt ist, kann man Vlon ihm nicht mehr diesen 
jugendlichen Elan verlangen, daß er wie ein 
Junger im Gelände herUJmrerunt. Da kommen 
eben die menschlichen Probleme zum Tragen, 
zumal es sich bei diesen Leuten, wie der Herr 
Kanzler . immer wieder betom ' ihat, um Beamte 
handeLt und nicht um BeliUlfsmilitärpersonen, 
die auch ein Recht auf Freizeit haben. Dort 
liegen doch die Ursachen. 

Wenn man dann noch weiß, daß auch 
Wachdienst als Leerlauf bezeichnet wurde, 
etwas, wo der Soldat lernt, Verantwortung 
zu tr.age:n, rur einen anderen auf Posten zu 
sein, damit dem nichts passiere, wo er lernt, 
seine Trägheit, seinen Schlaf zu überwinden, 
dann kann man nichts machen, das ist halt 
Auffassungssache. Aber es ist kein Lee rl aJU!f. 
Dazu kommt die Fra·ge. ob etwa auch Waffen
reimgen Leerlauf ist, ob Kasernenreinigen 
Leerlauf ist. Mag. sein, aber daD.nl muß man 

Zivilpers-onal halben, um die Kaserne zu reini
gen. 

Meine Damen und Herren I Daß LeeI'lauf 
auch dadurch entsteht. daß eine Anmee zu
wenig Geld hat, weil sie nicht entsprechendes 
Arusbildung,smat.erial und entsprechende Aus
bildungsmittel hat; ist einfach naturnotrwendig. 
Darüber kommen wir einfach nicht hinweg. 

Man könnte sagen - und damit komme ich 
auf Ihren Viorwuru zurück, Herr Ko1llege -, 
di'e OVP habe 1 5  Jahre lang den Verteidi
gungisminister geste.l1t und haJbe es auch nicht 
besser machen können. 

Ich steHe fest: Ihre Partei war es, die es 
in der Koalitionsära bis 1966 immer wieder 
saJbotiert hat und Ig,e.gen j ede E:r!höIb.UDJg des 
Heeresbudgets eingetreten ist. (Beifall bel der 
OVP.) Jeder Vorschlag eines Verteidigungs
ministers, dem Heer mehr GeLd zu geben, ist 
von Ihnen niedel1gestillIl.mt worden. Man 
konnte sich nicht einig,en, daher ist es nicht 
zustande g.ekommen. 

,Wenn Sie sagen. ab deIID. J a!hre 1966 hätten 
wir allein die MöglichJk:e1t ,gehabt, dann ant
worte ich: Jawohl ! Aber bei dieser festgefah
renen Struktur des Budgets war ·es auch in 
dieser Zeit nicht möglich, plötzlich mehr zu 
g·eben. Wir haben die Heeresmilliarde vorge
schJIalgen, um dem Heer melhr Ge1d zu geben, 
als es voIiher gehaibt hat. (Beifall bei der 
OVP. - Bundesrat Dr. S k o t  t 0. n: Daß · un
nötige Flugzeuge gekauft wurden, sagen Sie 
nichtl) Warum stornieren Sie in Gottes Namen 
nicht den Aru!ftra-g? Kreisky hätte die Möglich
keit dazu. (Bundesrat Dr. S k o t  t 0. n: Nein, 
eben nichtI) 

Meine Damen und Herrenl Jetzt ist plötz
lich mehr Geld da rur die Armee. 600 bis 
100 Millionen ScbilliIllg sOhlen melhr ausge
geben wer!d·en, wird ,gesagt, allerdings nur für 
PersonaUmsten. Kein Groschen mehr ist da 
etwa für neue W.aff.en, für neue F,aihrzeuge, 
für Ubungsgerät, für Treiibstoff. Nichts dafür 
ist da, meine Damen und Herren, aher mehr 
Geld für das Personal sdll ausg·egeben wer
den. Das ist Ihre Heeresreforml 

Das Vorbandene wird weniJger werden, weil 
es n.icht mehr richtig betreut werden kann. 
Die Fahrzeuge werden in den Hangars und 
Hallen vel"rotten und zug.runde gehen, weil 
niellD.a!nd da ist, um sie zu betreuen, es sei 
denn, die Sechsmonatediener werden wieder 
zum "Leerlauf" verpflichtet werden. zum Ge
räte- und Fa!hrzeugreirugen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Das FurchVbare an diesem Gesetlz ist, daß 
es keinen Finan:z;plan enthätlt. Nicht einmal 
im Motivenbericht steht drinnen, wie die etwa 
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600 bis 700 Millionen Schilling aufgebracht 
werden können und was mit ihnen geschehen 
soll. Uberhaupt besteht Unlgewißheit darüber, 
ob das Gesetz Vlo11zogen werden kaJnn, weil 
man noch gar nicht weiß, ob da,s Geld auf
gebracht werden kann, Ulm die Personallasten 
zu tragen, die mit dieser "Reform" - unter 
AnfÜlhrungsz'eidlen - erwachsen. 

Nun sind wir glücklich sn weit, daß wir bei 
der We'hrdienstzeiflvelikürzung angelangt 
sind, ohne daß das geschieht, was die Bundes
heerreformkommission und aHe Fachleute als 
unbedingt notwendig für den Fall einer Wehr
dienstzeirtNeIikrürzung erklärt halben. 

Dazu kommt noch, daß diese gaIl!Ze Verkür
zung eine AugenaUlSWischerei ist, weil für 
den eimelnen, der dienen muß, kaum weniger 
herauskommt, lediJgilich mit dem Effekt, daß 
die Wehnbereitschaft und die Abwehrlbereit
schaft der Armee auf den NuIlp1.LIl!kt gesun
ken sind. Wir werden auf Jahre hinaus über 
keinen einsatzfähi'gen VeIiband verfügen, der 
als "Feuerwehr" auftreten .k:önnte. 

Meine Damen und Herrenl Ich fra,ge den 
hier sitzenden Verteidi,gungsminister General 
Lütgendorf, ob es möglich ist, in sechs Mona
ten einen Artilleristen vollkommen auszu
bilden. Wenn er zu den nächsten Waffen
übungen einberufen wird, hat er das Gelernte 
längst vergessen, weil er es nie richtig 
lernen konnte. Oder ob es möglich ist, in 
dieser Zeit einen Pionier oder einen FuDJk.er 
richtig auszubilden. Wird es in dieser kurzen 
Zeit möglich sein, einen PanzerfaJhrer oder 
gar Pa'Ilzerschützen so auszubilden, daß er 
a:ktionsfähi,g und unter Umständen kampf
fähig ist? Diese Frage muß mit Nein beant
wortet werden, (Vorsitzender-Stellvertreter 
Dr, S k 0' t t 0' n übernimmt die Verhandlungs
leitung.) 

Das heißt also, unsel1e Soldaten werden nur 
schlecht oder halh au&gebildet sein. Wir wer
den keinen einsa1Jz:fähigen Verband !haben. 
Und daß halb und schlecht aus,gelbildete Sol
daten eines Tages auch schlechte KäJmpfer 
sein werden, wissen Sie so gut wie ich. 

Meine Damen und Herren! Durch eine 
Reporrbage in der "Arbeiter-Zeitung" vor ganz 
kUl1zer Zeit mit entspr-echenden Bildern hat 
man den Eindruck zu erwecken verSlUcht, daß 
das a,b sof.ort anders wird. Jetzt kommt also 
diese Versud:l:skompanie, :bei der kein Leer
laUlf mehr sein wird, sie wird V'OIm frülllen 
Morg,en bis zum ,s'päten Abend Di.enst haben. 
Se'Lbstverständlich ist der Samstag in der 
Dienstleistung inbegriffen. Wie das mit den 
,,,beamteten" OUi.zieren oder Unteroffilzieren 
Vior sich gehen solil, ist mir nicht ,ganz klar, 

denn es handeLt sich ja um Beamte, wie der 
Herr Bundeskanzler immer wieder betont, 
A'ber das werden wir dann ,sehen. 

Ich Iha'be Zweifel, db es möglich sein wird, 
die'sen Versuch auf die ;ganze Armee zu über
tragen, ob es tatsächlich möglich sein wird, 
alles, was da einl1ückt, sechs Monate hindurch 
mit solcher lJntensität auszUlhhlden, nicht um 
fünf Uhr nachmittags Schluß zu machen und 
keinen fre.ien Samsrtagnacbmittag zu halben. 
Ja wenn das mö,glich wäre � das ist es aber 
in der p.rax,is nicht -'-, dann hätte auch ich 
fast den Glauben, daß es mit sechs Monaten 
gehen müßte, wenn da'nn noch dazu die ent
sprechenden Truppen- und WaffenÜ!b1l11gen 
kämen. Mit der Zeit könnten wir so eine 
schlagkräiftige Armee halben. 

.A!ber das sind doch Spielereien. Diese 
Muste,rkompanie ist eine AugeIllalUswischerei, 
wobei man dem Vialk j etzt V'Ormacht, das 
würde zu machen sein. Wer wird denn, wenn 
alles, was eInrückt, MusteI'kompanien sind, 
das Gerät pfleg.en, die Waffen reinigen, die 
FahIlzeuge instand halten, die Kas,emen auf
rä'UJmen, und, und, und? Wer wird das dann 
tun? VieHeicht das ZivilperslQ.IlIal. Dann ist 
aber die Frage, was das letztlich kiostet. 

W'oIhin dieses J a.ihr der Regierung Kreisky 
dieses Heer in dies e.m LaJIlde gebrecht hat, 
zei.gt der rapide RÜcKglan:g der Meldungen tlür 
das Einjährig-Freiwilligen-Ja'hr und für die 
Militärakademie, Die Flucht des Kaderperso
nals ist ebenfalls ,eine Erscheinung des Zerstö
rUIligswerkes. 500 zettvel1pflichtete Soldaten, 
AusbildUtngskräfite, sollen im letzten Jahr das 
Heer verlassen haben. 

1969 haben sich noch 18 Maturanten um 
die Aufnahme in die Militärakademie 'bewor
ben. Schon damals war keine Auslese möglich, 
denn früher haben s.ich 150 bis 1 70 g.emeldet. 
1 91 1  waren es - hören Sie ,gut - 23, die 
sich als Offiziersanwärte.r gemeldet haben. 
Von einer echten Auslese kann gar keine 
Rede mehr sein. 

1969 haben sich noch 4380 Solda.ten zeit
verpflichtet; 191 1  waren ,es nur 2400. 

Im Jahre 1 969 waren noch 1615 MatJuranten 
in diesem Lande bereit, ein ganzes Jahr lang 
Dienst zu versehen, um ReserveoffiziersaIllWär
ter zu werden; 1 97 1  waren es nur noch 707. 
Wahrlich, erschütternde Zahlen! Das El1geibnis 
des Verndchtungswerkes, das mit der lautha.ls 
verkündeten Erklänmg begonnen hat: Sechs 
MODJate sind genug! (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Daß die Offi
ziere dieses Heeres, die Unteroffiziere und 
Chargen müde slnd, daß sie abgestumpft sind, 
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veIibittert und v-erärgert, weil sie sich als I über 44 Diensrl'p,osten der Dienstk.lasse VIII 
das siebente Raid am Wa'gen betra,chten, das und IX verfiügt, ergi1bt das ein Verhältnis von 
weiß der Herr Verteidigung,stminister besser 1 :  105. Das heißt also, im Bundesministerium 
als ich, wenn er seine Hand noch am Puls für soziale Verwaltung fälLt auf 1 05 Bedien
der Armee hat. stete einer der Dienstiklasse VIU oder IX, 

Und nun noch .ein paar Details 2lum gamen 
FragenlkJoII1lplex. In welchem Land der Erde 
wäre es möglich, daß, wenn vier Fünftel der 
Offiziere der A!Ißlee mit e�nem für diese 
Menschengrwppe ung.ebräuch1ichen SchrliU an 
die Offen1!1ichkeit treten, dieser Schritt Vion 
der Regierung einfach unbeachtet bleibt, daß 
man darüber ZUlI' Tagesordnung übergelht und 
sagt, die existieren für uns nicht? Meine 
Damen und Herren! Könnten Sie sich vor
stellen, daß der Herr Verke!hrsminister in 
Osterreich etwas täte oder unterließe, wenn 
vier Fünftel aller Fahrdienstleiter Osterreiebs 
ihn auf einen unhaltbaren Zustand 'bei der 
Eisenbahn hingewiesen hätten? Ich 'glaube 
nicht, daß e·r ta.teIll1os bliebe. 

Der Herr Verteid.igungsminister hat ---- ich 
möchte fast sagen : unglücklicherweise - vor 
eini.ger ZeLt auch 'gesaglt, w.ir hätten viel zu 
v1ele höhe Offiziere. Er hat auch ver,öffent
licht, daß wir �üI1if Offiziere der Dienst
klasse IX und, wie ,ich glaube , noch 82 der 
Dienstklasse VIII haben. Das sind als:o zusam
men 8 t . 

Es mag sein, daß in einer Friedensarmee, 
wo man glücklicherweise nicht erschossen 
wird, im Zuge des Älterwerdens und wenn 
man den Drang berücksichtigt, w.ie in allen 
Beamtenbereichen eben auch mehr zu verdie
nen, ein gewisses Ubermaß an hOherrangigen 
Stabsoffizieren, überhaupt an Angehörigen 
der Diens1!klass,e VIII oder IX - also ab dem 
Brigadier und dem Gener,all - entstelht. Aber 
jetzt nenne ich Lhnen e1nmal vier Zahlen: 
Dem Personalstand des BundesmiIllisteriiUlIIls 
für Landesverteiotgung gehören nach dem 
Dienstpostenplan, wie er im Bundesgesetz
blartt des Ja'hres 1911 stOOt, etwa 22.200 Per
sonen an: Berufsoffiziere, Berufsunteroffiziere, 
Chargen und alles, was noch druzugehört in 
der Heeresverwaltung und so weiter. Ich be
tone : über ganz Osterreich verteilt, nicht hier 
im Vert·eidigungsministerium konzentriert. 
Wenn Sie diese 22.000 durch 87 dividieren, 
kommen Sie auf ,ein Verhältnis von 1 :  260. 
Das heißt, auf 260 öffentlich Bedienstete im 
Gesamtbereich des Ministeriums kommt einer 
der Dienstklasse VIII und der Dienstklasse IX 
zusammengenommen. 

im Verteidigung'smdnisterium hinge.gen ClIuf 
260 einer der Dienstklasse VHI oder IX. 
(Bundesrat B e d n a  r: Und wie ist es im Ver
kehrsministerium?) Das haibe ich nicht ,ge
prüft, das ,ist nur ein Beispiel. (Bundesrat 
B e d n a r: Da schaut es anders aus/) ' 

Dahei möchte ich die Feststelll.l.ng treffen , 
daß zum Beispiel ein Brigadekommandant, der 
in der Regel, nicht immer, Brigadier ist - denn 
der in Innsbruck. war bis vor kurzer Zeit 
noch Oberst, also in der Dienstiklasse VII -, 
sicher dieselbe Verantwortung zu tragen hat 
wie ein Ministerialra.t, wobei ich damit die 
Ver,antwortung eines Ministerialrates nicht 
hera'bsetzen mö,chte. 

Me,ine Damen und Herren I Ich wiill damit 
nur sagen: Alles ist im Leben reJ.ClItiv. Aber 
daß dann der Herr Verteidi'gung,sminister her
geht und s a-gt: Ich werde aLso gleich 100 
- SlPäter hat er es auf SO oder 59 redurzie,rt -
pensionieren! ,  das geh.t ein ibisserl zu weit. Ich 
gebe zu, daß es 'notw.endig :und 7JWeckmäßig 
wäre, daß in Friedenszeiten, weH j,a da am 
Sch1achtfeLd ZUIID GLück niemand stinbt, Offi
�iere fruhe,r in Pension gehen als Beamte, 
die erst mit 65 gehen müssen oder 
mit 60 ,gehen können. Aber das kann natür
lich niebt zum Nachteil der betreffe,nden Offi
ziere und Unteroffi'zi-ere Vior src.h ge!hen, die 
ja auch Beamte sind, Wiie der Herr Bundes
kanzler immer wieder zu betonen beliebt. 

loeb kann daher nicht beg.reHen, daß der 
Herr Verteidigungsminister, ohne ein Gesetz 
zu hahen, ohne die rechtlichen Grundla'gen 
zu besiltzen, er'klä·r.t : Ich werde sie abservie
ren. 

Die Folge dieser unbedachten Äußerung 
- ich kann sie nur als solche bezeichnen -
ist Unsicheriheit im FÜhrung-skader, Mißstim
mUIllQ und Zweifel ülberhaupt am g'anzen Sinn 
der Tätigkeit. 

Aber auch dieses Unsichermach,en lieg,t auf 
der Linie , die diese Re.gierung Vion vornherein 
ange.g'elben und beschritten hat, nämlkh Zer
störung der Armee und der Bereiotscha'ft die
ses Volkes, sich zu verteidi,gen. :(Beifall bei 
der avp. - Bundesrat N o  v a k:  Diese Rede 
ist ein Sodom und Gomorrha über das Bun
desheer! Was wird sich das Ausland denken?) 

Wenn ich als Vergleich das Bundesmini- Meine Damen und Herren! Jede Armee in 
sterium für soziale Verwaltung nehme, das jedem Land der westlichen Welt ist in Frie
mir am nächsten gelegen ist, das etwa densz'eiot ein Prolblem (Bundesrat S c  h i p  a n i: 
5090 Beschäftigte hat, aJber in summa etwa Hier wird ständig rückwärts gegangenl), weil 
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in der Reg,el die Bevö.lkerung nicht e·insehoen noch die Meinung haben sonten, lieber Herr 
will, ,daß man auch in Friedensz'eiten die ; Kollege Novak, daß sechs Monate ohne beglei-
Armee hraucht, daß sie präsent sein muß , 
also einen Präsenzdienst haben muß, und weil 
niemand ,einsehen wtIl, daß man auch für 
seine Sicherheit ilID öffentlichen Bereich eine 
Versicherungsprämie be,zahlen muß. Jeder be
trachtet es als selbstverständlich, daß man 
eine Feuerversicherung hat, eine Einbruchs
versicheTung., eine DiehstaJblsversicherung , 
eine Wasserschadenversicherung, und daß er 
durch Jahrzehnte hindurch Versicherungsprä
mien bezahlen muß, iIIllII1er in der Hoffnung , 
daß der Schadensf.all nie eintrete. Nur bei 
der Landesverteidilgum.g, dort ist man weithin 
nimt bereit, diese Versicherungsprämie zu be
·zahlen. 

HOIhes Haus ! Für mieh persönlich ist das 
tragischeste an der ganzen Geschichte, an dem 
gaIl1Zen Zerstörungswerk, das heute mit Ihrer 
Zustimmung perfektioniert wird, der Umstand, 
daß es dem M�nderheitskanzler Dr. Kreisky 
g·elungen �st, zwei Helfer dazu aus der Armee 
seIhst zu finden. Der eine, bereits gebrochen 
a'IJI Körper, alt, kr.anlk, er ist 60 Jahre, ist 

ausgeschieden. Der zweite Herr sitzt hier auf 
der Minister'balllk und muß eigentlich die Ge
wißlheit in sich tragen, daß das, was er wolLte,  
nicht zustand,e ge'kommen ist. Er hat eine 
Regierungsvorlag'e gemacht, die gaIllZ anders 
aussieht. Er .. hat ,gehofft, hier v,iell1eicht doch 
einen neuen Beginn setzen ZJU k'önnen, und 
muß heute eI1kennen, daß alle·s danelbenogeg,an
gen ist, daß eigentlich ailles zerstört wird. 
(Bundesrat N 0 v a k: Er besitzt das Vertrauen 
des Nationalrates! Der Mißtrauensantrag 
wurde abgelehnt!) Dieser Verteidigungs mini
ster wird na·ch meilD:er MeinU:ll!g - ich glaulbe, 
darüber ist er sich selJber auch im klar,en -
aus de'f Armee ausscheiden müs,sen, wenn 
er nicht ,mehr Minister .ist, weil ihn seine 
Kameraden nicht mehr ernst nehmen werden. 
(Zustimmung bei der OVP. - Zwischenrufe 
bei der SPO.) V,or allem wird er ausscheiden 
müssen, weil er ber,eits 57 Jaihre alt ist und 
da.her nach Kreisky ein alter General ist, mit 
dBlIIl man 'eine Reform nicht durchJfiühren kann. 
(Erneute Zustimmung bei der OVP. - Bun
desrat S c h j p a n  i: Das wird erst um 10. Ok
tober entschieden, Herr Kollege!) 

Meine Damen und Herten! Dieser Tag 
kommt mir heute v:or wie ein Leichenbegäng
nis. Zu Grabe ,getragen wird die Verteidi
gungsbereitscha;ft und der Rest vom Ver
teidigu,ng·swHlen dieses Volkes. Wahrlich ein 
Tag der Trauer rur das österreichische Volk I 

tende Maßnahmen g,enug seien, dann möge 
ein gütiges Geschick vel1hüten, daß der Tag 
kommt, an dem dieses Vio.lk, vor allem aher 
seine Rührer und vor allem Sie auf der linken 
Seite dieses Hauses, zur Eilnsicht kommen 
müssen, daß sechs Mon.ate hei den jetzigen 
Verhältnissen O'hne die er.forderlichen Begleit
maßIllaJhmen zuwenig sind. 

Von der Regierungsvorlage ist fast nichts 
übrig,gelblieiben - e1n typisches Husch-'P,fusch
Gesetz, das man einfach über die Bühne brin
gen wollte, um ein WahJlvlersprechen 2JU reali
sieren. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herrenl Der AlbgeoIid
ne te Blecha und, .ich glaube, auch der Abge
ordnete Schieder haben im Hause Vlon diesem 
Gesetz ,gesagt, es sei ein echter FortsduHt. 
Uber einen solchen Zmeckoptimismus kann 
ich nur lachen; eigentlich müßte man darüber 
weinen. Aber "Fortschritt" ist ,immer ein gutes 
Wort, das schlon immer in der Gesdlichte die 
Führenden danon ins Volk gerufen Ihaben, wenn 
sie die PIIOIbleme der Geg,eDlWart Illieht zu 'be
wältigen wußten. Dann haben sie V'on Fort
schritt geredet. Un.d das tun Soie 8fUdl. (Bun
desrat W a l l  y: Dann wird es Ihrer Mei
nung nach nie einen Fortschritt  gebenI) 

Wenn der Abgeordnete Blecha meint, daß 
es geradezu epochemachend sei, daß das Pro
blem der Welhrdiens'tverw.eigerer demnächst 
geregelt werde, dann könnte man nur wün
schen, daß der Herr Vert,eidi.guntgS'Illinister 
auch in ZUikunft keine anderen Sorgen halben 
s.ol1te als die Frag;e der Wehrdienstver:weig.e
rer und die, die :iJhtm ·{illlenfaUs durch die Be
schiwerd'ekommiJssion entstehen. 

Meine Damen und Herren ! WIr haben gleich 
von Anfang an g·es·agt, daß wir für ,die sechs 
Monate Grundwehrdienstzeit goj'nd, und wir 
bekennen uns nach wie vor dazu (Zwischen
ruf bei der SPO), .aber unter der Vorausset
zung, daß di'e entsprechenden Begleitmaßnah
men in einem Akt ges,e�zt werden, aber nicht 
w;ie jetzt, wo die Armee 1Jerstört wird, der 
WehrwüIle abgeschafft wird, di,e V,erteidi
gungsbereitschaft auf Null sinkt und wir auf 
Jahre hinaus keinen .einsatzfähi'gen Verband 
mehr haben werden. (Beifall bei der öVP.) 

Niemals wer.den 'wir diesem Gesetz zustim
men, weH es den Schlußstrich unter die Zer
störung der WehrbereitschaJft di,eses Volkes 
und die z.erstörung des Bundesheeres setzt. 
(Beifall bei der OVP.) 

(Bundesrat W a l l  y: Dann sind Sie aber der Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Leichenredner! - Bundesrat N o  v a  k: Das ist I Zu Wort g,emeldet ist Herr Bundesrat Wally. 
der Grabredner!) Auch w,enn Si'e ZUIDl Teil Ich erteile es ihm. 
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Bundesrat Wally (SPO) ; Herr Vorsitzender I . Landesv,erteidigung anbahnt, daß es 
Hoher BundeSliat! Herr Bundesminister ! Bevor fang ist. 

ein An-

iCh zu meinen vorgefaßten Ausführungen zur 
vorliegenden Ges,etzesnov'elle komme, sei es 
mir dom g-estattet, auf einige Passagen me'i
nes Herrn Vorr'edners 'einzugehen. 

Wenn gesagt wurde, diese gesetzliche Maß
nahme würde ,einen Schlußpunkt der Zerstö
rung darstellen und die ZeI'istörung.sakt:ion 
vollenden, so wird dieser Formulierung, 
glaube ich, niemand beitr,eten können, der um 
di,e Sache w,eiß und auCh .den Verantwortungs
bereich dieser so schwerwiegenden Angele
genheit kennt. 

Die OVP war für di.e sechs Monate. Auch si-e 
war der Me.inung, es sind genug, .allerdings 
mit den genannten Einschränkung,en. Aber ,di-e 
,sechs Monate j etzt als Beginn der Zerstörung 
hinzustellen, das -geht zu weit. Verehrte 
Damen und Herren! Ich 'bin als aUer Artille
rist, Herr Kollege Bürkle, der Meinung, daß 
man dn sechs Monaten ausgeibildet sein kann. 

Mein Herr Vorredner hat bier 'kritische Be
merkungen vor'gebracht, und dies .in massiver 
Form. Nur vermisse ich dabei jeglichen Hin
weis auf eine Art und Weise, wi-e nun wirk
lich seiner und seiner P,arteli Meinung nach 
vor-gegangen werden sollte. Mir kommt vor 
- und nun ein bildhaUer Ver'gleich -; Ge
bannt und gespannt j,st das Auge der OVP 
nach rückwärts in die Vergangenheit gerichtet 
und befaßt sich nur kritisch mit der Ver
g-anglenheit - und das ist ,eine Tragik -, 
ohIl!e in der Lage zu sein, in die Zukunft 
hineinschauen zu wollen mit all der Proible
matik, dli,e damit verbunden ist. Mit dem Blick 
nach rückwärts und mit dem Rücken nach vor
wärts, verehrte Damen .und Herren, 'mrd man 
Reformen - ich komme dann noch darauf zu 
sprechen - nicht einleiten, Igeschweige denn 
durchführen können. 

Es ist das Problem im Nationalrat, in .der 
Offentlichkeit und auch heute von meinen 
Herren Vorrednern ,ausführlich und weitrei
chend Ibesprochen worden. Ich darf �eststel
len - und das ist schon ,gesagt worden -, 
daß das BUIl!desheer vielleicht selber - und 
wenn ich sag-e "Bundesheer", meine ,ich die 
Bundesheerangehörigen, die Offi:�iere, di-e 
Char.g,en, die Beamten und ,die Dienstleisten
_den - dadurch zweifellos in Mitleidenschaft 
'gezogen worden ist. 

Aber ich möchte nun versuchen, einen 
neUten Akzent lin das Gesamtproblem hinein
zubringen. Ich bin nun einmal wirklich der 
Meinung, auch im Hinblick auf andere Refor
men, die so schwer in Bewegung gebracht 
worden sind, daß sich hlier eine Roeform der 

Die Einrichtungen der Landesv,erteidigUIl!g 
stehen ja nicht nur bei uns \Zur Diskuss.ion; das 
muß wiederholt werden. In allen vergleich
haren Staaten steht die Landesv.erteidi-gung 
im Spannung.sfe1d von ,grundsätzlichen Stand
punkten, und zwar sowohl .im Hinblick dar
auf, welche Zielsetzung.en ,diß Landesv'erteidi
gung heute in unserer gesellschaftspolitischen 
Situation hat und in Zukunft haben wird, 
und auf die praktischen Möglichkeiten einer 
Landesverteidigung. 

Es kann also nicht länger übersehen wer
den - das hat -auch ein Vorredner ,ge
äußert -, daß wie militämscben Konzepte und 
Einrichtungen von der Entwicklung der Tech.
nik immer weiter überrollt werden und die 
klasSl1schen VOfIstellung,en vom Krieg,e und 
der Kriegskunst ,im Sinne etwa eines Clause
witz der R'ealität unserer Verhältnisse und 
deren Entwicklung irrelevant geg,enüber
stehen. Und so wie andere in f'esten Tradi
tionen verankerte Einrichtung,en, sogar auch. 
im r,eLigiö.s.en Bereich, im kirchlichen Bereich, 
so muß ,es sich, wi,e es der deutsche Bundes
präsident Heinemann ausgeführt hat, auch 
eine Einrichtung wie die Landesverteidigung 
- er hat es für die deutsche Bundeswehr ge
meint, ich meine ,es allgemein - durchaus 
gefallen la.ssen, grundsätzlich und auf weite 
Sicht in Frage gestellt zu werden. 

Je v,erantwortungsbewußter - und das 
nicht nur .bei uns - di,e Fra·g-e d,er Landes
verteidigung ,gestellt 'Wlird, umso weniger dür
f,en dabei liebgewordene und altehrwürdige 
Traditionen ausschlaggebend sein. Wir haben 
eine Landesverteidi'gung ,einzunichten und ·zu 
entwickeln, die der .gegenwärtigen und zu
künftigen Entwicklung entspricht, also nicht 
allein von militärischen Gesichtspunkten -ab
geleitet werden kann. (Bundesrat S e h r  e i
n e r: Von was soll denn die militärische Lan
desverteidigung abgeleitet werden?) Herr 
Schreiner! Ich würde Si!e 'bitten, zuzuhören -in 
dieser Angelegenheit und nicht [mmer ISO un
angenehm aufzufalLenl (Beifall bei der SPO. 
Zwischenruf des Bundesrates lng. M a d e  r.) 
Herr Abgeordneter Maderl Ihnen würde ;ich 
raten, im Protokoll die von Ihnen gemachten 
Zw.ischenrufe elinmal zu lesen, und wenn sie 
Ihnen- dann noch so vorkommen, daß si,e fort
gesetzt werden sollen, dann muß lich Sie be
dauern. (Weitere Zwischenrufe bei der .aVP.) 
Ich nehme di!esen Ruf zur Kenntnis. Wir sind 
wirklich nicht .in der Schule. Aber bitte, das 
dann ,auch den Ibeiden Herren zu ga-wen. 

Meine Damen und Henenl Es sind sieb, wie 
die militäI1iswe Literatur bewe.ist, alle Exper-
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t.en darüber einIg, daß .es Kfi.e,g,e wie den 
ersten und zweiten Weltkrieg nicht mehr 
gehen würd. Seit 1 945 hat es wohl ,eine Reihe 
militärischer Aus,einandersetzung,en gegeben, 
aber diese hatten im Pninzip eher -einen bür
gerkriegsähnlichen Charakter, wenngleich 
unter Einsatz 'gewaltig,er Mitbe!. - Es ist vom 
Herrn Kollegen Bürkle der Ausdruck "stell
vertretende Kriege" ,gef,allen. (Bundesrat 
B ü r k 1 e: Stellvertreterkriege!) Eine 'echte 
milätär:ische Entscheidung, das ist iinteres'sant, 
1st nirgends gef.aHen. Die Kniege s.ind erstarrt. 
Der KOlleakrieg, der Vietnamkdeg, dies,es 
schreckliche Blutvergießen, und auch der 
Fünf-Tage-Kdeg im Vorderen Orient enden 
-ebenso in ,einem sich deutlidl .abzeichnenden 
politischen Komprorniß und werden niemals 
mehr militärisch entschiede n  werden. Die Tat
sache vom Gleichgewicht des Schreckens, wie 
es genannt wurde, der atomaren Kapazität der 
Sup,ermächte, 'gestatt-et imm-er noch begr-enzte 
Kri<egshandlung-en traditionell ausgerüsteter 
Streitkräfte, aber keinen großen Krieg mehr. 
Die "Schlachten" der beiden Weltkriege ,g,e
hören unwiderruflich der Geschichte an, aLs 
schTleckliche Episoden ein<er abgeschloss,enen 
Epoche , von der wir uns Tag für Tag unwider
ruflich weiter entf.ern<en. 

So eindeuti.g - und damit möchte lieh zum 
wesentlichen Teil meiner Ausführung,en ge
langen - der historisch<e und der g,esellschaft
liehe Sachverhalt sind, so ,schwierig, meiIlJe 
Damen und Herren, und das äst vi,elleicht noch 
nicht ausreichend diskutiert worden, ist die 
psychologische Situation. Jene Generationen, 
die die Zeit der Weltkriege selbst erlebt haben, 
sind noch immer beladen und erfüllt von den 
Erlebnissen, Erschütterungen und Enttäuschun
gen, aber auch von den mit so starken 
Eindrücken verbundenen Wertvorstellungen 
und Werthaltungen, wie si'e ,g,eme.insam er
littene Not und Gefahr manifestieren. 

So uralt, verständlich und achtenswert also 
Traditionen Isind und sein sollen, 50 sollten 
sie niemals dazu fühl1en, do.'e :R!ealitäten der 
Gegenwart, der Zeit zu mäßd,euten oder sie zu 
verkennen. Wer eine moderne Landesv.erteidi
gung ,anstrebt, muß - so schwer ihm das 
fallen mag - von wesentlichen militär,ischen 
Vorstellungen und Erfahrungen .der V<er'gan
genheit Abschied nehmen können, und das 
ist manchmal, wie man erlebt, so .furchtbar 
schwer. 

Im Bewußtsein unserer Verantwortung 
gegenüber den Errungenschaften unseres 
friedlichen gemeinsamen Aufbauwerkes nach 
dem letzten Kri-eg,e, unserer sozialen Siche r
heit und der sozlalen Gerechtigkeit unserer 
alles in aUem blühenden Wirtschaft, im Be-

wußtsein unser.er Ve:r;antwortung gegenüber 
der Zukunft, die im weltweiten Rahmen eine 
sozi.al bestimmte Gesellschaftsordnung tr,ag,en 
wird, versuchen wir nun vorausblick<end die 
Realitäten zu erkennen und unser,e Landes
verteidigung entspredlend anzupassen. 

Wer aLso dn diesem Zeitpunkt im Hinblick. 
auf die Realitäten die Abschaffung des Bun
desheeres proklamiert oder f,ordert, nimmt 
gegebene Realitäten einfach nicht 'Zur Kennt
nis und st'e11t sich selbst weit außerhalb der 
gegebenen Verantwor,tung. Wer alber auf der 
anderen Seite di'e ,g'egebenen g,esellsch.afts

politischen und kriegst'echnischen Wandlungen 
negi,ert und an überkommenen Formen und 
Inhalten der LandesverteidiJgung, aus welchen 
Motiven immer, festhalten möchte, der ver
kennt in anderer W,e1se diese g;egebenen 
Realitäten. 

Ich darf hileT einfüg.en, verehrte Damen und 
Herren, daß die Bundesheeueform derzeit 
durch psychologische Fakten, die man nicht 
unterschätzen darf, durch fixierte Vorstellun
g,en, aber .auch durch ,ein schon Jahre ,andau
erndes Unbehagen stark !belastet erscheint. 

Die Einsetzung und die Arbeitsweise der 
Bun.desheerreformkomIDJission, die heute er
wähnt worden ist, war,en nicht nur erste zriel
führende Maßnahmen - ,es sind ja schließ
Heb (Bundesrat B ü r k 1 e: Zielführend war es 
nidzt, weil man ihr einen Maulkorb umge
hängt hat! - Bundesrat S c  h r e i n  e r: Jetzt 
sind Sie im Gegensatz zu Kreiskyl) auch Er

g,ebniss'e her,ausgekommen -, sondern ,auch 
ein bed,eutsamer psychologischer Ans,atz zur 
allmählichen Uberwrindung dieser Stagna
tion . . .  (Bundesrat B ü r k 1 e: Wirklidz wahr! 
Da haben Sie recht! Aber sie konnte nichts 
sagen! Es ist nicht nach ihren Vorschlägen 
gehandelt worden! Dort liegt doch die De
montage!) Herr Kollege Bürklef Ihre Kritik 
in allen Ehr,en, aber das Ergebnis der Kom
missionsberatungen list natürlich nicht 'gleich

bedeut'end mit einem Ges:etze.santrag. (Bun
desrat B ü r k I e: Nichts ist übernommen vom 
Kommissionsentwurl! Das ist das Verteufelte 
an der Geschichte!) 

Dile Protokolle der KommlJssion - wir 
haben sie j a  alle erhalten � :eröffnen in zahl
r,eichen Einzelheiten, 'Wie schwierig ·es auch 
in Zuk.unft s,ein wird - auch aus den von 
mir, wie ich mir erlaubt hahe, angeführten 
Tatsadlen -, Iden harten Kern der Landes
verteidi'gung neu darzustellen . Niemand ist 
mit den Erg,ebnissen der Reformkommis,sion 
hellauf zufrieden. Aber die Methode ist ,erst

mals praktiziert wOllden und sie 'zei.gt, wie eine 
Reformarbeit ,auf diesem Gebiet eingeleitet 
uIlid vorangetrieben werden muß. Und ,meser 

303. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)44 von 191

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 303. Sitzung - 2 1 .  Juli 197 1  8307 

Wally 

harte Kern der Landesverteidigung, Wlenn ich I Unsere jungen Wehrpflichtigen haben das 
ihn so nennen darf, ist dem Inhalt nach im ', Recht ,auf eine klare orgarus

.
atorische Erfas

Auftrag -der Bundesregierung vom 1 1 . Mai sung und Führung, auf leine .sachg,er,echte und 
1 956 f

.
est.gelegt, in 

.
der Form ,aber erst zu I vollständige Ausrüstung -(Bundesrat B ü r k 1 e: 

erarbeIten ; und das Ilst das, was vor uns He,gt, Wird das mit der Novelle bewirkt?), auf eine 
das ast die Igroße Schwler.i.gkeit. ! auf den notwendigen Effekt zugeschnittene 

A1s -besonderes psychologisches Probl,em I Au:slbildUI�g und auf e�e der Würde eines 
darf ich nun auch noch die Generationen- demokratIschen StaatsburgeIis bedachte Be

frage, die ,gestreift worden ist, anführen. handlung. Formale Disziplin, autoritär.e Um
Meine Damen und Herren I Dd,e Jungwäihler- gangs�?rmen, denen keine W,erthaltung 
stimmen sind ,gewiß nicht ,einfach mit dem �egenubersteht, werden doch z� Recht als 
Slogan "weniger Dienstzeit !"  zu gewinnen. uberle?t a�gesehen. (Bundesrat B u r  k 1 e: Und 

Dann wä:['Ie es ja ganz folg,erichtig g,ewesen, das WIrd Jetzt �ach der Novelle alles �nde�s 

eiinfach für die Abschaffung zu sprechen, wenn �nd b�sseI?) DIese Behauptung habe lch Ja 
das möglich wäre. Das Problem Jugend und J �tzt mch� aufg,estellt, Herr Kollege. Das s,age?
Landesverteidi.gung ist meines Erachtens tief- SIe! (Zw1schenruf des Bundesrates S c  h r e 1-

gründig genug. n e  r. - Bundesrat Ing. M a d e  r: Was hat das, 
was Sie jetzt sagen, mit der Novelle zu Wir k.önnen als die joetzt schon l�ider ältel'e tun?) Diese Forderungen entsprechen den 

GeIlier,atlO� von unserer J�gend nIcht erwar- aufgeschlossenen Vorstellungen unserer ten, daß ,Sle unser� Erlebmsse, unsere Erfah- Jugend, wenn sie ,auch noch so weit ,entfernt r�g'e�, uns�r,e bItter ,erw?rbenen Erkenn�- , seien von dem, was damals gang und gäbe ��se Jet�t eI�fach zu den ihr�n macht. WH gew,esen ist, als Wlir als junge Soldaten sinndurfen mcht ubersehen, daß WIr als Genera- los kl1iechend durch den Schmutz der Kasertio� al*:s in allem �ine voru�tens�olle <;iene- nenhöfe g,etrieben worden sind. Aber nicht 
:ahon smd, zum Tell �uch e:me .. mI�tramsche, wir, sondern unsere Jugend soll und wird dem Ja sogar manchmal eme mIßgunstIge Gene- Bundesh eer das Gepräge -geben. ration, alles in allem gesehen, dLe bisher nicht 
in der Lag,e gew,esen ist, mit den eigenen Sehr verehrte Damen und Herren! Darf ich 
schwer.en SchiCksalsschlägen ,als Generation nach di,esen Betrachtungen, die Sie mir anzu
fertig zu w,erden. Mit R:echt und gutem In- stellen erlaubt haben, ebenso ernst mit der 
stinkt verweigert daher die Jug,end allent- Sache ,befaßt Wlie wir ,alle Qn diesem Hause, 
halben di'e Entgegennahme unserer Erfahrun- jetzt di'e Fmg,e steUen: Sind dies'e Uberlegun
gen und Ratschläge. Jed·e Jugend will - so g,en seit 1 956 tatsächlich ausreichend in Be

wie Wlir - '.ihre leigenen Erfahrungen sammeln tracht gezogen ,gewesen? Hat dte Jugend das 
und sich damit ,in den Wechselfällen des Bundesheer in ,einer Weise erlebt, daß die 
Lebens bewähren. Einsicht voll bestätigt werden konnte: Ja-

I wohl, ich diene g,em und sinnvoll meinem 
Aber unsere Pflicht - und nun die andere Vaterland, der Republik !  - Ohne jede Drama

Seite - .ist es natürlich geraode in bezug .auf I tik darf ich Jetzt fra'gen: War zum Beispiel 
die Landesverteidigung, ·an ,die Jugend immer ein Verteidigungsminister Prader jener, der 
wj'eder die Mahnung und di.e Bitte zu richten, die ,gesellSchaftspoUtischen Aspekte des äster
doch nicht so leicht�ertig über die vora'lligegan- reichischen Bundesheer.es mit dem BlliCk in die 
gene Generation und über vorangehende Zukunft wahrzunehmen und zu repräsentie
Generationen ,einfach zu urteilen, nicht ein- ren ,in der Lag,e g'ewesen ist? (Bundesrat Ing. 
fach über alles hinwegzusehen, was uns 'zu M a d e  r: Was erwarten Sie jetzt für eine 
bewältigen bestimmt ,gewesen iist und wie wir '1 Antwort? Bundesrat S c  h i p  a n  i: Eh 
die SchreCken dieser Jahre bewältigt haben. keine!) 

Wir können uns dessen !bewußt sein, daß I Veliehrte Damen und Her:Den! Ich möchte 
unsere Jug'end dann ihr,en Pf1:ichten lim Rah- an dieser Stel1e ·ausdrüCklich mein Bedauern 
men der Landesv;erteidigung positiv 'ge'gen- darüber aussprechen, daß das Bundesheer 
Ülberstehen wird, wenn di,esen übernommenen selbst durch diese lang,en, weitläufigen, wider
Pfllichten zweckmäßige und ,als Notwendigkeit sprüchlichen Diskussionen in Mitleidenschaft 
erkennbare praktische Erfordermsse adäquat gezogen wor,den ist. (Bundesrat S c h r e i
gegenüberstehen. Unseroe Jugend ist mit Recht n e  r: Sie hätten sich eben nicht so in Szene 
dann kritisch und dann sk!eptisch und dann setzen sollen!) Unser Bundesheer, .ich verstehe 
ablehnend, wenn etwa die Aibl.eistung des darunter, w.ie ich ,schon gesagt .habe, die Mit
Wehrdienstes unzweCkmäß�g ,erscheinen muß, bürger ,in der Uniform, die Offiziere, die 
inkonsequent und in der Form antiquiert, wie Cbar,gen, die Beamten und die Präsenzdiener 
das doch - und das muß man lZug,eben - in selber, hat die ihm zugedachte Pflicht 
der Verogangenbeit weitgehend der F,all w,ar. zu erfüllen gehabt und ,auch erfüllt. Si,e sind 
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in der gan21en Angele-gen.heit, wie sie sdch nun 
entwickelt hat, vielleicht entwickeln mußte, 
in dieser un�iebsamen Situation dng,endwie die 
Leidtragenden. Ich möchte daher an dieser 
Stelle den Offizieren, den Chargen und Beam
ten und den Prätsenzdienern für die unter 
so schwierigen und prekären Verhältnissen 
el1br-adlte Dienstleistung ausdrückLich danken. 
(Bundesrat B Ü r k 1 e: Die werden eine Freude 
haben!) 

Darf ich, sehr verehrte Damen ullJd Herren, 
bald zum Schlusse gelang-eoo, im Hinblick. auf 
die Traditionen, di,e so sehr, 'Wie lieh darzustel
len v.ersucht habe, eine Rolle spi-elen, noch 
auf folgendes hinweisen: Wenn in allen 
Städ.ten, Märkten und Dörfoern Osterreichs 
Kriegerdenkmäler ,stehen, vor denen im Jah
resablauf würdige Feiern stattfinden, wenn 
auf allen Friedhöfen die Kriegergrälber beson
ders 'gepflegt weroen, in HUllIderttausenden 
Familien die Ellinnerung an einen gefallenen 
Angehörigen liebevoll wachgehalten wird, 
wenn mächtige Organisationen, wie die Kame
radschaftsv:erbände und Kriegsopferor-ganisa
monen, als Sinn iihrer Gemeinschaft die Sorge 
um Hinterbliebene und die Pfleg-e der Kame
radschaft ansehen, dann, verehrte Damen und 
Herren, wird doch ansdlaulich genug, wie tief 
verwumelt hei uns Erinnerungen ,ullJd Tr,adi
tionen sind. 

Es sei noch elinmal wiederholt: Für die Be
wältigung der . Gegenwart und der Zukunft 
gilt es aber, die Aufgaben für die kommen
den Gener,ationen zu erkennen, zu verst'ehen 
und zu meistern. Aus ,diesem Grund - wenn 
immer von Tradi1lion und von Opfern für 
Osterreich -gesprochen wird - .gehört es wohl 
auch zur. Tradition, daß man sich auch einmal 
wiied:er jener erinnert, die als 'W.ehrlose Geg
ner d,er Gewaltherrschaft getI'leu 'ihrem Ideal, 
ihrer Sehnsucht ' nach Fni-eden, Freihe.it und 
Gerechtigkeit nicht nur auf den SchLachtfel
dern geblieben, sondern auch in den Konzen
trationsla:g:ern umgekommen sind. 

kurz gefaßt und politisch dargestellt, sind das 
die traditionellen Machtbereiche der zweiten 
großen Partei Und dch darf durchaus kritisch 
sagen : Die Osterreichische Volkspartei als 
konservative Kr,aft würde gut d-aran tun, s.ich 
gesellschaftspolitisch zu or.tentieI'len und 'Zu 
profilieren, dann würden wir es auf dem Ge
biet der Reformen leichter haben, besonders 
auch im Hinblick auf die nun ,anlaufende Bun
desheerreform. (Bundesrat lng. M a d e  r: Sie 
zerbrechen sich schon wieder unseren Kopf! 
Das ist rührend, aber nicht notwendig!) Wir 
sind . . .  (Bundesrat S c  h r e i n  e r: Jetzt sind 
Sie sehr unangenehm aufgefallen! Sie sollen 
sich den eigenen Kopf zerbrechen!) Wenn ich 
Ihnen, Herr Schre,iner, unangenehm auffalle, 
nehme ich das gerne zur Kenntnis. 

Tatsache ist, verehrte Damen und Herren 
- und da komme ich nun auf meiinen Vorred
ner zurück. -, daß das Bundeshe,er derzeit 
nicht im notwendi.g-en Ausmaß einsatzbel'1eU 
ist und ,es auch nicht war. (Bundesrat 
B Ü r k 1 e: Diese Behauptung ist nicht wahr!) 
Im Nationalr,at ;ist das ausführlich und un
wd.dersprochen vom Abgeolldneten Blecha dar
g-elegt wor.den. Für diese Zustände gtbt es 
eine maßgebliche Verantwortung, und nun 
sollen doch nicht die Verantwortlichen als 
Kläger auftreten. Tatsache ist, daß nun ·end
lieh Reformmaßnahmen eing,eleitet werden, 
daß die Bundesheerre�orm tatsächlich 'begdnnt. 
Diese Reform !beginnt ohne die Osterreichi
sche Volkspartei, und di-ese Reform beginnt 
gegen die Osterr,edchiscbe Volkspartei. Die 
Herabsetzung der Dauer des Grundweh:ffiien
stes von neun auf sechs -Monate erfolgt gegen 
die Stimmen der Mandatare der .o.steneich.i
sehen Volkspartei! (Bundesrat B ü r k 1 e: Das 
ist die einzige Reform!) W:ir bekennen uns 
uneingeschränkt zu unserer Land-esv,erted.di
gung (Bundesrat B ü r k 1 e: Ja, das merk' ich!) 
und begrüßen es, daß ein entscheidender Be
ginn gesetzt, daß der Weg in die Zukunft 
beschnitten worden ist. (Beifall bei der SPtJ.) 

Vor,sitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Verehrt'e Damen und Herren! AJbschUeßenid Zu Wort gemeldet i,gt Herr 

zu meinen Betr,achtungen über unseI'e Landes- DDr. Pitschmann. Ich erteile es ihm. 
Bundesrat 

v-erteidigung noch ein politischer Aspekt über 
das Problem selbst hinaus : Ich bitte Si-e, mei
nen Uberlegungen in die GesamtbeI'eiche der 
großen glesellschaftlichen Reformen überhaupt 
folg-en zu wollen. Da hilden die Reform der 
Landesverteidigung, die Schulreform ein
schließlich der Reform der Universitäten und 
auch die Reform der Landwirtschaft ,ein Kra'ft
feld, in dem sich - man mög-e diese . Feststel
lung abwägen - gerade maßgebliche Träger 
der Institumonen -Sielhst den Reformen ent
gegellJg-estellt herben ullJd noch entgeg-enstel
len. Sie einfach und, vielleicht jetzt unerlaubt, 

Bundesrat DDr. Pitsdlmann (OVP) : Herr 
Minister! Meine :sehr 'g,eschätzten Damen und 
Herrenl Bevor lieh die w,ichtigsten Fakten 
geg_enständlicher wahltaktischer Tragikomödie 
Rlevue passieren lassen darf und die Gescheh
nisse se,it dem März des vlergangenen Jahres 
durch den DestHlationsappar-at zu pressen ver
suche, um -einen Extrakt, ein Substrat zu fin
den, darf ich in aller Kürze -auf die Ausfüh
rung·eu meines Kolleg,en Vormdners ein
gehen. (Bundesrat N o  y a k: Wer ist der 
Komödiant?) Er hat sich darüber beschwert, 
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daß iin unseren Reihen viel über Demontage 
und Deform des Bundesheeres gesprochen 
wird. 

Herr Kollege, meine sehr g,eschätzten 
Damen und Herren von links I Ist Ihnen noch 
nicht aufgefallen, daß fast d�e g·esamte Presse, 
die neutrale Presse des 'westlichen Auslandes 
schon seit vielen, v.ielen Monaten ganz :in die
sem Stil'e schreibt? Ich habe noch das Ver
gnügen, einige dieser Zeitungen zitieren zu 
dürfen. Wundert .es Sie nicht, daß vom Osten 
her keinerlei Kritik zu dem kommt, was seit 
Februar oder März des veI'!gangenen Jahres 
geschehen ist? Das muß einem doch zu den
ken gebenl Ist es nicht so, daß der überwie
'gende Teil der österreidld.schen Offizier·e auch 
dieser Auffassung ist, die wir hier heute zu 
vert'eidigen hfrben? Auch die Generäl'e - Bri
g,adiere - Freihsler und Lütg;endorf waren 
früher dieser Auffassung. Ich darf dann ihre 
Äußerungen von 'früher, bevor sie Minister 
waren, ziUeren. 

Ist es ·ndcht irg-endwie verwunderlich, daß 
seH dem Zeitpunkt der Minderheitsregri.erung 
der SPO in Osterreich, .seit dem März des 
vergangenen Jahres, in keinem einzig,en west
europäischen Land dJi'e Wehrdd·enstzeit ver
kürzt 'Wurde ? Halten diese Länder alle an 
überkommenen Gegebenheiten oder Begrifien 
fest oder ,sind ,alle Männer dort mehr oder 
weniger nur halb so taugliche Männer wie bei 
uns, die viel längere Z.eit Ibrauchen, um ein
satzbereit zu sein? Sind nur wir fortschritt
lich, wenn Sie davon sprechen, man könnte 
ja, wenn man die Jugend gewinn,en w.ill, noch 
fortschnittlicher sein, also mit noch weniger 
Verpflichtung:en auskommen? Sie versuchen, 
mit diesem Geist die Jugend mit dem Inserat 
zu ködern, das ich g·estern in d-en "Vorarlber
ger Nachrichten" gelesen habe : "Statt neun 
Monate sechs Monate" und "Statt 124 Tagen 
Waffenübung nur noch 60 Tage". Alles andere, 
was dazugehört, läßt man weg. Das ist j a  
nicht einmal dlie halbe Wahrheit ! Mit der
artig.en prJmitiven Aussagen die Bevölikerung 
für dumm zu verkaufen, ist wirklich ein Isehr 
starkes Stück. 

In keinem -ander,en Land Euro.pas, ganz 
sicher Illicht in den skandinavischen Ländern, 
in der Schweiz, iin Israel, ,in Deutschland, aber 
noch viel weniger in den östlidlen Staaten, 
hätte sich ein Staatsmann halten können, wie 
es in Ostenetich der Fall ist, wenn ·er mit der
art wehrkraftzersetzender Lässigkeit das 
Bunde.sheer, die Wehrbereitschaft zum Prüg·el
kna'ben ein'Cs Wa:hlverspreche.ns macht und 
dann diesen Prügelknaben letztlich zum Krüp
pel macht. Hat nicht die SPO mit ihren Unter
organdsationen, vor allem mit ihren Jug'enid-

or.ganisationen, an jedem 1 .  Mai Jeden Jahres 
alles g·etan, um das Bundesheer, um uns'ere 
Wehrlbereitschaft ins Lächerliche 'Zu ziehen? 
Könnte man nicht LKWs voll mit Transparen
ten füllen, die über den Ring g,etragen wur
den, vorheli. an den roten Bossen ,auf der Rat
haustribüne? Kein einziges wehrfreundliches 
Transparent war j emals IZU finden. Ich darf 
nur ein Transparent erwähnen: "Weg mit dem 
Bundesheer, uns genügt Idie Feuenwehr!" Die 
SPO-Führung auf der Rathaustr:iibüne hat 
jedesmal r·echt beifäl1ig applaudiert. W,enn 
man Mer noch von \T.erantwortung, von 
psychologischer Bereitschaft für die Wehr
dienstleistung -zu sprechen W1frgt, dann muß 
man schon sagen, daß das sehr, sehr weit 
he:r:g.eholt ist. 

In welchem anderen Land hätte es sich ein 
Heeresminister be21iehungs-we.ise ein Staats
oberhaupt oder ein Bundeskanzler leisten 
können, bei der Reform ·auch von der Fünf
tagewoche zu sprechen'? Ich glaube, diese 
Narrenfreiheit hat nur in Osterreich di,e neu
trale Presse mitgemacht. (Bundesrat S e h  i
p a n  i: Das sind nur Vermutungen von Ihn.en, 
Herr Dr. Pitschmannl Wir haben nicht davon 
gespr.ochenf) An den übrigen zwei Tagen 
würde ja eine Tafel g,enügen: Sehr geschätzte 
Aggressor.enl Am Samstag und Sonntag ist 
es nicht gestattet, Ubergriffe auf österreichi
:sches Gebiet zu tättgen! (Zustimmung bei der 
avp. - Bundesrat S c  h i p  a n  i: Wurde von 
Ihnen davon gesprochen: ja oder nein?) 

Unselie Nachbarn, Deutschland und die 
Schweiz, haben immer wieder lin größeren 
Abhandlungen über die Problematik des Bun
desheeres ihre große Sorge über die 
wehrpolitische Unbekfunmertheit zum Aus
druck g,ebracht, die .in Osterl"eich zur Einsatz
schwächung des Bundesheeres führt und 
Osterreich - wioe eine lbekannte Schweizer 
Zeitung schnieb - ,sturmreif ·g,emacht hat. Es 
,tst wirklich nicht übertrieben, wenn man sagt : 
Wenn man di:esen ausländisch'Cn Stimmen bei
pflichtet, dann wurde aus der Reform eine 
Deform des Bundesheeres. 

Ich dan nur ,einige wenige Zeilen einiger 
neutraler ausländischer, ,aber ·auch zum Teil 
inländiscber Zeitungen ,zitieren. Ich weIid,e Sie 
nicht allzu lange ·aufhalten. Ich weIde nur 
einige we-nige Zeilen zimelien, manchmal nur 
die Ulbertitel. 

"Die Weltwoche" hat am 27. November ver
gangenen Jahres geschrieben: 

"Ausverkauf d'er österreichischen Neutrali
tät. Grenzt die Schweiz an die Sowjetunion '? 
Einladung zum Gratiseintritt." 
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"Das österreichische Bundesheer kann, was 
Kampfkraft, Effektivität und Moral betrifft, 
nicht mehr für voll -genommen werden . . .  
Statt nun der ursprünglich elingegang,enen 
Verpflichtung nachzukommen, und das heißt, 
das Bundesheer 'zu aktivier,en, glaubwürdig 
und j-eder7ieit präsent zu machen, ist Kreisky, 
stets auf :soZlialistismen Stimmenfang bedacht , 
entschlossen, di,e Armee mehr und mehr abzu
bauen." 

Die "Neue Zürcher Zeiitung" schrieb, daß 
die Diskussionen um das Bund.esheer in Oster
reich "der Sache viel mehr geschadet als ge
nützt und dem latenten Zw:eUel an der Ver
teidi,gungsbereitschaft Osterredchs neue Nah
rung ,g-egeben haben". 

Sie zitiert dann die Meinung eines öster
reichischen Generals - ich weiß ruidlt, wer 
damit gemeint ist - : 

" ,Da die Dienstrzeit von neun Monaten der
zeit kaum ausreicht, d;en Wehrpflichtig-en alle 
Funktionen zu vermitteln, muß . im Interesse 
der Wehrpflichtigen, die ,im Einsatzf.all ihr 
Leben ,einsetzen müßten, an der derzeitigen 
Dienstzeit unbedingt festgehalten, ja eher eine 
Verlängerung g-efordert werden.' Dies:er Satz 
erfährt eine Bestätigung auch rinfolge der Aus
sa-ge Freihsl,ers : ,Eine Dienst-reitverkürzung 
würde für die Infanterie ;eine Uberforderung 
bringen, da mit der neUIUIlOnati,g,en Au sb il
dungszeit nur die unterste AuslbiLdungsgren1le 
erreicht werden kann. Eine weiteI1e Herab-

hefassen, di-e Jm Nationalr,at . . .  (Bundesrat 
N 0 v a  k: Personen angreifen, die sich nicht 
verteidigen können! Das ist eure Stärke! -
Gegenrute bei der tJVP.) 

Ich w,erde mir doch noch erlauben dürfen, 
ZeilLing,er zu 'zitiel'len. (Bundesrat S c  h r e i
n e r: Ohne Zeillinger wäre es nicht ge
glücktl) Wenn die Zitierung Zeillingers ein 
Angriff ;ist, dann dürfte man überhaupt nicht 
mehr zätier-en. (Bundesrat N o  v a  k: Nachdem 
euch das Gedankengut fehlt, . muß man die 
anderen heranziehen! - Anhaltende Zwi
schenrufe bei SPt) und tJVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton (das 
Glockenzeichen gebend) : Bitte, den Redner 
weiterspremen zu lassen l (Weitere Zwischen
rufe des Bundesrates N 0 v a k.) Herr Bund;es
rat Novakl Ich bitte ,  den Redner weiterspre
ehen zu lassenl 

Bundesrat DDr. PUschmann (fortsetzend) : 
Mit welcher Freude, nüt welcher Begeisterung 
Sie Ihren Wahl- und Budg,etkoaLitionspartner 
und künftigen Paktgenossen verteidigen.1 Die 
Freiheitlichen werden sich freuen. Es wird 
i:hnen allerdings sehr weh tun in bürger
lichen Kreisen, wenn diese hören, wie sehr Sie 
die FPO hier im Haus verteidigen , ohne daß 
ich die FPO angreife. (Widerspruch bei der 
SPO. - Bundesrat B ü r k 1 e: Er greift nicht 
an, er zitiert nur den Genossen Zeillinger! -
Zwischenruf des Bundesrates Dr. Erika S e d a.) 

"Genosse" . Zeillinger sagte in seiner Zei-
setzung der Unter'grenze würde dazu führen, tun",. d' Neue F ont" vom 19 Sept�-I\..er ' '�� , 1e " r , . -t::J.ll1U 
daß man die Verantwortung für den Einsat,z 

1 970: 
der Infanteri,e nicht tr,agen könnt'e.'  . . 

Eine österr:eich:ische neutrale Zeitung, die 
"WochenpreiSse" , -zitJiert unser,en jetzig_en Ver
teidigungsminister, ,er habe ,,�n s.einer Exper
tise in der ,Neuen WochenausgaJbe' vom 
2. Mai 1970 wörtlich -erklärt: ,Für Anglehörige 
der technischen Trupp-en iist :eine halbj ährig.e 
Aus'biLdungszeit völlirg indiskutabel.' An ande
rer Stelle im selben Artikel ,erklärte Lütgen
dorf: , . . .  wob.ei für die zu den technischen 
Truppen einrüCkienden Wehrpflichtig-en - so
mit die Masse des Bundes'heeres - eine 
ander,e Regelung vor,gesehen se.in ISOU.' " 

Gilt das heute nicht mehr? - lEs ist ver
lockend, nachdem die Ffleihedtlichen so ,schön 
br.av (ihren Preis, ihren letzten Preis in dieser 
Sessiün für die Wahlr-echtsreform bezahlt hat
ten, sich auch mit ihnen ein wenig zu befas
sen, vor allem mit dem Trapezakt ohne Netz 
- das Netz war vielleicht die Wahlrechts
r,eform -, den Zeillinger gekonnt vorgeführt 
hat. (Bundesrat N 0 v a k: Die Freiheitlichen 
sind nicht da! Fair ist das nicht! Die Frei
heitlichen sitzen nicht da herinnen!) Wir dür
foen uns glelegentLich ,auch schon mit Dingen 

"Die Einf,ührung der sechsmIonaUgen Welhr
dienstzeit wird dalher davon aJbihänyen, wann 
die Regierung das hieflÜr notwendige Geld zur 
VeI1fi1g1ung soleIlt. . .  

Nachdem wir allewrts hören, daß die Bud
getmisere in den nächsten J,ahren noch größer 
werden wird als in den v-ergangenen Jahren 
und auch im heurigen Jahr, ist es höehst 
fraglich, ob die Mi'l:liarden z.ur VeIlfiiglliI1g _goe
stelLt werden kJönnen, die notwendig sind 
(Zwischenrufe bei der SPtJ), um zu den 
6 MOtIlaten ja zu sagen, wie es Zeillinyer 
eben als VoraussetrzuIljg darlegte. Er zitierte 
das ScbIweizer Blatt "Die Weltwoche" . Das 
SchJweizer Blatt spricht von ,einem "Ka,tastro
pheIibudget, das einer mil'i.tärischen Bankrott
erklärung gleichkomme. Es mute dem Ver
teidigung/sminlster /zu, mit offenen Aug,en 
einen Satlto mor/tale zu VloUfiiilhren. 

In:dessen mache rSich im Heer ein genereller 
Audllösungsprozeß bemerkbar. Dazu verweist 
die ,Weltwoch.e' "  - das sind also die Äuße
rungen Vlom Abg-eOO'dneten Zeilli-nger gewe
sen - "auf die Einführung der Fünftagewoche 
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und auf die DiSfkussion über eine Altersgr-enze Vlor.si,tz,ender-SteilIrvertreter ([)r. Skotton 
von 35 Jahren bei Reservisten, womit sChlag- (wiederholt das Glockenzeichen gebend): 
artig der Iwichtigste Teil des Reserve- Meine Damen und Herren! Ich bitte um etwas 
offizierskorps lahmgelegt wäre." mehr Ruhe! Der Redner ist am Wor.t. 

"Das Heeresbudget verhöhne jeden Sol
daten, der bereit ist, notfalls fürs Vaterland 
zu sterben. ,Da bin ich eher für GreulZSchilder 
mit der Aufschrift' . . - das sagt eirn öster
reichischer Offirzi:er, ein öst'€rreichischer 
General -: " , «Die P. T . .ÄJg,g,ressmen w,erden 
ge\b-eten, asterreich freundlicherweise nicht zu 
erobern, . . .  » '  . .  

Ich möchte damit z um  Ausdruck bring-en, 
daß unsere OffiQ;iere, unseIie Generäle fr,ooer 
dieser Auffassung waren, daß das westliche 
Ausland dieser .Aiuffassung ist und daß auch 
Ihr gegenwärtiger Partner ZeUUnger fr.ooer 
dieser AUJff,assung 'War. (Bundesrat Doktor 
F r  u h s t o r  f e r: Wenn einer so einen Dreck 
über Osterreich schreibt, dann bringen Sie 
das vor! - Bundesrat B ü r k I e: So billig geht 
es nicht! - Weitere Zwischenrufe bei der 
SPO.) 

Sie sind wiI1klich sehr fireUIl!dliCh gegenüber 
dem Ausland gesinnt : Wenn dort die neutr,ale 
Presse über Osterreich etwas schreibt, weil 
sie es gut meint mit uns, so i·st Ihnen das 
natürlich sehr peinlich gewesen. (Bundesrat 
Hella H a  n z 1 i k: Warum zitieren Sie nicht 
positive Sachen?) Der deutsChe Verteidigungs
minister . . .  (Anhaltende Zwischenrufe bei der 
SPO.) 

Bundesrat DDr. PUschmann (fortsetzend) : Es 
war doch in Osterreich so, daß sich di,e ehe
maligen Generäle und die heutigen FaCh
minis,ter nun weder als Mannschattskapitäne 

des Bundesheeres noch als CoaCh noch als 

Trainer hewährt haben (Bundesrat 
S c h i  p a n  i: Das ist ja eine Fußballmann
schaft!), bestenfalls, muß man sagen, als 
Schiedsrichter mit unterschiedlicher ,Kon
dition. Beide pfiffen das Bundeshe·er von einer 
Abseitsfalle in die ander,e. 

War es nicht geradezu grotesk, vor weni
gen Tagen noch die selhr wertvollen, . gut
gemeinten Appelle von uns·erem jetzigen Ver
te idilgungsminister m bör,en, ja nicht das 
Bundesheer in den Wahlkampf hineinzuzie
hen? Zwei, drei Tage später liest man große 
bezahlte Inserate : 6 statt 9 Monate, 60 statt 
1 24 Tage. Der vlOn Kreisky berufene Minis.ter 
hat einen derart lW,ertV'01lIen Appell aus
g'eSiprochen (Zwischenrufe bei der OVP), der 
Chef di.eser Regierung, der ihn berufen hat, 
hat das in keiner Weise respektiert und bat 
genau das Gegenteil von dem Appell1 getan, 
von dem ich eben gesprochen habe. (Bundesrat 
B ü r k 1 e: Maulkörbe kann man nur den 
Beamten umhängen, Ministern noch nichtf) 

Hätt-e nicht unser eihemalig-er Außemninisber 
Herr �ollegel Der deutsche Verteidi'gungs- Dr. Kreisky bei s'einen g,anzen wahltaktischen 

minister Schmidt - was hat er zu der I Uberlegungen der letZlt.en eineinlhalb Jahre 
BundeSihe-erreform gesagt? Hat IIhnen das nicht miteinkalkulieren müssen, daß t.mSere V-er
auch zu denken gegeben, was Ihr Partei- tetdigungsbereitschaf.t 'einen eminent wich
kohlege Schtmidt ·g,esa,gt hat? (Bundesrat Hella Hg,en außenpolitischen Aspekt hat? Nicht nur 
H a  n z 1 i k: Zitieren Sie positive Seiten!) Das nach dem Staa,tsvertrag, sond.ern vor al,lem 
war natürlich sehr, ·sehr peinlich. rur Genossen auch ganz deutlich nach dem Mo,skauer 
Kreisky, daß er von seinem Parteikollegen von Memorandum vom 15. April 1 955 sind wir zur 
Deutschland her derartig hart,e Worte hört'e. immerwährenden militärisChen Neutralität 
(Bundesrat B ü r k 1 e: Sollen wir vielleicht den nach Schweizer Muster ver,pfliChtet. Sicherdich 
deutschen Verteidigungsminister Schmidt zi- würde das Schweilzer Muster viel, viell mehr 
tieren? Wäre Ihnen das lieber?) Das wäre Budlg,etmitte'l benötLgen, als wir auflbringen 
Ihnen sehr unangenehm. Wir wollen j a  können, aber jetzt mit noch weniger Einsatz
morg.en fertig w;erde·n. Ich will ihn also nicht bereitschaft, mit noch weniger Neutralitäts
z iti-e ren. (Bundesrat Hella H a  n z 1 i k: Ihre schubzbereitsmaft das Auslang·en finden . zu 
Meinung bringen Siel Ihre eigenen Argu- sonen, das ist wtrklich. auch unseren Nachbarn 
mente! Eine halbe Stunde zi tieren Sie die kaum zUIIllutba.r. 
"Weltwoche"!) Eine halbe Stunde? - Sie 
scheinen aber eine sehr schlecht ,gehende Uhr 
zu haiben, wenn Sie meinen, i,ch hätte dazu 
eine halbe Stunde gebraudlt. Vielleicht sind 
Si.e heute ungehalten, daß ich nicht auch 
wieder einmal die "AZ

" zitiere. (Bundesrat 
HelJa H a  n z 1 i k :  Ihre Argumente möchte ich 
hören!) Die hören Sie .schon noch. (Weitere 
anhaltende Zwischenrufe bei der S�O.) 

Is.t es nicht - das hat �ollege Bürkle schon 
ges,agt - bedenlklich, feststellen zu müssen, 

wie es durch das Älterwerden des großen 
Staatsmannes - kann man ruhig sagen -
Tito im Gebälk Jugoslawiens bedenklich 
knistert? Es gibt dort ganz gewichtige Kreise, 
die noch lange niCht Anspruche auf Kärntner 
Gebiet ab,geschrielben haben. 

727 
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DDr. Pitsdlmann 

Ich iglaube, wir hätten alle Ursache, mehr 
als aUe ,anderen neutralen Staaten E'l1ropas 
unsere Wehrbereitschaft, so gut es geht, auf
rechtzuerhalten und nicht, wie es derzeit ge
schieht, so zu schwächen. 

Ich darf darauf hinlWeisen, daß vün der 
Wirtschaftsseite her mit Recht enerlgisch wird 
entgegnet iw,erden müssen, wenn v,ersucht 
werden sollte, einen beträchtlichen Teil der 
Waffeniiibung,sküsten der Wirtschaft aufrzu
laden. AuCh diesbezüglich Süll man - und in 
diesem Falle geht ,es - n.ach Schw.eizer Muster 
vorg,eJhen. I:n der Schweiz, wo. viel mehr 
Waffenülbungen praktiziert werden müssen, 
bis ins hühe A:1ter hinein, hat der Unt,ernehmer 
keinerlei Nachteil. Es werden die Lasten der 
WehIiber,eitschaft auf aHe Bev;ölkerungskreise 
autg.eteilt. Dürt g�bt es eine Wehrsteuer. Ich 
appe1liere sicherlich nicht an den Gese,tzg,eher, 
die Wehrsteuer einzuführen, aber an das eine 
könnte man deDlken, wie ich schon einmal 
gesagt habe: In der Sc:b!w.eiz muß einer für die 
W,affenülbungen in Anbetracht seiner Ein
ki1lllfte einen g,ewissen Militärpflichter,satz 
leisten, wen.n er im Ausland w.eilt und nicht 
DieIliSt leisten kan.n, oder wenn er im Beruf 
vörIig una.b�ämmlich ist, etwa als Arzt ader 
als Lehrer; er muß das tun, damn alle Staats
bürger bis zu einem gewissen Alter mit den
selben Lasten k!ünlfro.ntiert werd,en und nicht 
nur ein. Teil daVlün, wähI'lend die anderen 
völlig ungescho.ren davonkommen. 

Es sind sich alle Militärs der Welt in der 
Aussage einig : '  Unzureichende Landesverteidi
gung, unzureichende Ausbildlung ist im Ernst
fall immer Massenmord. 

Wir haben ge'hört, keinen Leerlam dürfe 
es künftighin moor geben. Sicherlich hat 
Dr. Schleinzer richtig, gesagt: Kein Leerlauf 
im Bundesheer wäre Ernstfall1 - und den 
ho.ffen wir wiIlkilich nicht erlelben zu müssen. 

Es ist schün seJhr Ibetrülblich, daß dem 
Appell unseres verehrten Bundesprästdenten 
vüm 9. Juni des heurigen Jahres in k:einer 
Weise Rechnung 9,etra,gen W1Urde, der frolgen
dermaß·en liautet : Ich gehe "der Hüffnung Aus
druck, daß die im Gang ,befindlichen Verhand
lungen !Zur Bundesheerrelfümn so. ahge
schLüs'sen werden, daß an der Verteidigungs
bereitschaft Osteueichs nirg,ends ein Zweifel 
besteht" . l!ronische Heiterkeit des Bundesrates 
B ü r k 1 e.) Nun ist es leider Güttes so., daß 
nicht nur in Osterreich (Zwischenrufe bei der 
OVP), so.ndern V10r allem auch im .AJUsland 
ganz beträcht'liche Zweifel an UDiserer Wehr
bereitscba�t bestehen. (Bundesrat N 0 v a k: 
Für euch war das in den Wind gesprochen!) 

Es hat V10r dem 1 .  März des verg,angenen 
Jahres 9,e,heißen, daß die SPiO die he,stV'ür
bereitete Regierung sein, daß sie für alle 
Prolbleme im Land iJhre vün Fachexperten -
1 400 an der ZaJhl - ausgearbeiteten fertigen 
Konrzepte hätte. - So, wie es bei der Bundes
heerrefo.rm festzustellen war: es begann mit 
dem Marsch ins Ungewisse ohne K!ompaß. 
Das war die Ko.I1IZepUo.n, die die SPU ,am 
1. Mäm 1910 in der Schublade hatte. Und wie 
man mit Fachleuten, mit Offizrueren, umg;egalll.
g,en iSit, das ist heute ja scho.n mehr als deut
Lich 9,e.sa,gt worden.. 

Zufrieden sein können mit der heutigen 
Lösung, mit der LöSluIli9, mtt der wir jetzt 
küllifrüntiert werden, sicherlich Vater Bruno. 
und Sühn Peter Kretsky mit Nenning und 
Daim, die K!�O & 00. (Zwischenruf des Bun
desrates Dr. F r  u h s t ü .r  f e r), der Os,ten 
EurlOpas, der, wie ich sagte, keinerlei Kritik 
an diesen Dilngen g,eülbt hat, tmd die FiFO, 
die, w.ie -ich sagte, wahrscheinlich je,trLt den 
letzten beträchtlicben Preis für 'die bekommene 
Wahlr,echtsrefürm Ibezahlt Ihat. (Bundesrat 
S c  h i p  a n  i: Das ist aber schon ein alter 
Hut! - Bundesrat S c  h r e i n  e r: Aber er 
steht euch gutl) 

Das Erge'bnis der Frei'h.JJütgen-Kreisky.scben 
Heeresoftensive mit freiiheitlichem Feuer- und 
Nelbelschutz ist so. bescheiden, daß man dazu 
nur dann Ja s,agen kann, wenn waihltaktische 

Ziele verfülgt werden, und das kann man iJll 
Heeresreformsachen der OVP sicherlich am 
allerwenigsten vürwerfen. 

Was ist das Ergebnis, klüIllkret zusammen
gefaßt? Statt ,achte.inhalb MO'naten echter 
Dienstzeit künftiglhin acht Münate (Bundesrat 
Dr. F r  u h s t o r  f e r: Warum strapazieren Sie 
sich dann so?), keine ausreichende Sicherung 
der Bereitschaftstruppe, mangelnde Maßnah
men zur Anrwerbung freiwiJlig Längerdienen
der. Uber die ibudgetären Auswirkungen 
beziehungsweise die budgetäre Absicherung 
dieser Pseudüreform haben sich die beiden 
Budget- und NeulWaJhilikoalitio.nspartner über
haupt nicht den �opf zeIibI'Ochen. 

W,er es ehrlich meint mit unserer zwischen
staatlich v,erpflichtenden immerwährenden 
militärischen Neutr,alität, wer es ehrlich meint 
mit unseren Soldaten, die mit der Waffe in 
ihrer Hand das Vaterland verteiditgen sollen, 
nach Schweizer Muster, kann nicht Ja zu dieser 
defürmierende.n Reform sagen : daiher das Nein 
meiner Fraktion. (Beifall bei der öVP.) 

V;orsitzeI1lder�te�lver,treter Dr. Skotton: Zu 
Würt gemeldet ist Herr Bundesrat Schipani. 
Ich erteile es ihm. 
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Bundesr,at Schipani (SPU) : Meine sehr ge
ehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Ich 
w,ollte eigentliCh meinen Beitr,ag urspIiÜngtich 
etwas anders .gestalten, nur seihe ich mich 
durch die Beiträge eimger meiner Vorredner 
veranlaßt, doch zu versm.iedenen Ding·en hier 
Stellung zu nehmen. 

W'erm. Herr BüIikie gemeint hat, daß es nicht 
di,e SchuLd des Herrn Dr. Sch!leinzer, des 
seinerzeitigen Ministers für das Bundesheer, 
gewesen wäre, wenn es zur Trennung in Aus
bildUIllQs- und Einsat:nver!bände gekommen ist 
- bekanntlich halben Sie auch das ,ameri
kanische Muster zitiert -, dalllfi müßte im. 
Ihnen eigentlich die GegeIllfr.age stellen: Wes
sen Verantw,ortung ist es dann? S.ie 'halben 
doch gerade in lihre-r Zeit der Al'leinregierung 
in den letzten vier Jahren immer wieder so 
groß von der Ministerverantwortlich!keit ge
sprochen. Warum war sie denn auf einmal da
mals nicht da? Ich glaube, Ihre Stellungnahme 
dazu dürfte denn doch nim.t ganz richtig sein. 

ISie gl,auben, daß Sie, nämlim. die Oster
reim.ism.e Violkspartei, aus Gewissens.gründen 
dies·er angestrebten Dreiparteienlösung keine 
ZustimmuIllg geben ]{Iönnen. Sie haben die 
mangebnde Einsatzfälhigkeit zitiert. Da fällt 
mir etwas ein : Können Sie sim. nom. an das 
Jahr 1968 erinnern? Wenn Sie jetzt den trau
rigen Mut haben und sagen, unser Bunde,sheer 
wäre damalos während der Tsm.em.enikrise voll 
einsat1lfälhi.g gewesen, d,ann tun Sie mir leid, 
Herr Doktor! (Bundesrat B ü r k 1 e: Ich wage 
zu behaupten, daß sie in der Lage gewesen 
wären, überlaufende Truppen aufzufangen!) 
Ja, das wärle aber auch wirk!1icb. das einzige 
gewesen. Das hätte der Gremschutz besser 
gekonnt. 

Ich möchte Ihnen noch etwas Zweites in 
Erinnerung rU/fen. Darf ich Sie dar,an erinnern, 
wie funktionsJfähig dieses BundeSlhe.er an den 
Gr,anz'en gewesen ist? Können Sie 'sich noch 
daran ertnnern, daß ein tschechischer Last
wa.gen quer durm. asterreich ,g,ef,ahren ist und 
von der Wiener Polizei aufgehalten werden 
mußte? So hat es damals mit der Funktions
fähigik>eit des Bundesbeeres ausge·sehen. 

Sie haben das Beispiel der Sm.weiz zitiert 
und dem Osterreich ,gegenübergestellt. Sie 
haben aum. Schweden zitiert. Sie haben aber 
eines ver,gessen: die wirtsm.aftliche Potenz 
dieser Länder der unseres Landes gegenüber
zustellen. Sie haben sich erdreistet zu sagen, 
daß asterreich annähernd sovi,el ausg'eben 
kann. (Bundesrat B ü r k 1 e: Das habe ich 
nie gesagtf) Na gut, Sie haben es nicht 
direkt gesagt, aber sinng'emäß. Wissen 
Sie, wo wir wären, wenn wir solche Beträge 

ausgeben würden? Wir würden zu den wirt
schaftlichen Entwicklungsgebieten gehören, 
die sozialen Errungensm.aften, die wir haben, 
könnten wir alle auf einmal streichen, nur 
damit Sie das Bundesheer so bekommen, wie 
Sie es sich erträumen I (Bundesrat B ü r k 1 e: 
Das habe ich ja gar nicht verlangtl) 

Sie haben davon gesprochen, daß Geräte 
verrotten werden. Waren Sie schon in den 
Kasernen, haben Sie sich den Betrieb dort 
angesm.aut? ICh würde es Ihnen empfehlen. 
Das wäre sehr nett. Sie würden dort die Fest
stellung treffen, daß die Stäbe platzen, daß 
die Versorgungs einheiten platzen, Sie würden 
aber sehr wenige MensChen, sehr ' wenige 
Offiziere finden, die hinausgehen, um mit der 
Truppe echt zu arbeiten. (Zustimmung bei der 
SPO. - Bundesrat B ü r k 1 e: Eine Beleidigung 
der Offiziere ist das, sonst gar nichtst) Nicht 
alle ! Das ist keine Pauschalverdächtigung. leb 
habe Ihnen gesagt, Sie sollen sich den Betrieb 
anschauen, Sie sollen sich die Stärke 
anschauen, . die die Stäbe haben, und die 
Stärke der Versorgungseinheiten. (Anhaltende 
Zwischenrufe.) 

Herr Dr. Pitschmann hat davon gesprochen, 
daß angeblich nunmehr nach dieser vorge
legten - ich weiß nicht, haben Sie "NoveIl
chen" oder Novelle gesagt . . .  (Bundesrat 
S c  h l e i  n e I: Sie kennen nicht den Herrn 
Bürkle in seiner Tätigkeit, nur deshalb reden 
Sie so!) Ich nehme nur zu dem Stellung, was 
hier gesprochen wurde, Herr Kollege Sduei
ner. 

Herr Dr. Pitschmann, Sie haben davon ge
sprochen, daß nunmehr auf Grund dieses 
"NoveIlchens" anstatt 81/2 Monaten 8 Monate 
herauskommen sollen. Dann verstehe ich aber 
nicht, warum Sie sich so ereifern. Wenn Ihr 
Beitrag stimmt, würden diese 14 Tage die 
Verteidigungsbereitschaft des österreichismen 
Bundesheeres sicherlich nicht schmälern -
wenn Ihre Annahme tatsächlich stimmen 
würde. 

Daß Sie das Bundesheer in diesem Zusam
menhang mit einer Fußballmannschaft ver
glichen haben, darauf möchte iCh nicht näher 
eingehen. Das mögen Sie halten, wie Sie 
wollen. 

Meine Damen und HerrenI Wenn man sach
lim. in die Materie dieser Gesetzesvorlage 
eingeht, muß man sicherlich feststellen, daß 
es sich um eines der heißesten Eisen dieser 
Gesetzgebungsperiode handelt. Das ist nam. 
meinem Dafürhalten aber aum. nicht sehr ver
wunderlich. 

Lassen Sie mich vielleicht dom. ein bißchen 
konkreter werden. Anläßlich der Unterzeieb-
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nung - ich bitte hier ein wenig in die Ge
schichte, soweit man innerhalb von 15 Jahren 
von Geschichte reden kann, eingehen zu dür
fen - dieses Staatsvertrages hat sich Oster
reich für die immerwährende bewaffnete Neu
tralität - Sie haben das Beispiel der Schweiz 
zitiert - entschieden, eine Entsche�dung, zu 
der wir Sozialisten uns jederzeit bekennen. 
Anstatt damals ein für unser Land in seiner 
Größenordnung maßgeschneidertes Heer zu 
schaffen, wage ich zu behaupten, wurde mit 
Großmannssucht der Grundstein für eines der 
größten Streitobjekte dieser Zweiten Republik 
geschaffen. 

Auch in der Folge hat man die seiner
zeitigen Fehlplanungen oder diese Fehlgeburt 
überhaupt in der Offentlichkeit heftig kriti
siert. (Bundesrat B ü r k 1 e: Besonders am 
1 .  Mai, das ist wahr!) Ich komme schon noch 
darauf zu sprechen. Es wurde auch in der 
Folgezeit von den Fachleuten auf diese Miß
stände hingewiesen, Herr Dr. Bürklel (Bundes
rat B ü r k 1 e: Er sagt immer Doktor; ich 
bin es nichtl) Entschuldigung, ich will Sie 
nicht zu etwas machen, was Sie nicht sind, 
Herr Kollege Bundesrat Bürkle. Ich nehme 
an, daß Sie den Doktor nicht als Beleidigung 
auffassen werden. (Bundesrat B ü r k 1 e: Nein, 
nein!) Das war nicht so gedacht. Wenn Sie 
das meinen, würde ich mich bei Ihnen ent
schuldigen. 

Ich möchte hier festhalten, daß für all das, 
was jetzt auf einmal urplötzlich zur Sprache 
kommt, bis zum März 1970 Ihre Minister -
ausschließlich Ihre Minister - verantwortlich 
gewesen sind. An Ihnen wäre es gelegen ge
wesen, all das herbeizuführen, was geeignet 
wäre, die Gesundung dteses Bundesheeres in 
die Wege zu leiten. Sie haben e,s nicht 
gemacht. 

Herr Kollege Schreiner hat liebenswürdiger
weise in einem Zwischenruf gemeint, die 
bösen Sozialisten hätten es immer wieder ver
hindert. Von wem glauben Sie, daß ,er Ihnen 
das abnimmt? (Bundesrat B ö c k: Er glaubt 
es ja selbst nicht! - Bundesrat S c  h r e i n  e r: 
Ihre Haltung in Militär/ragen ist doch schänd
lich gewesen!) Ich glaube, Sie werden nicht 
sehr viele finden. 

Daß größte Fehler von Ihnen und Ihren 
Ministern begangen wurden, brauche ich Ihnen 
nicht nachdrücklich in Erinnerung zu rufen, 
das wissen Sie selber ganz genau. Denken 
Sie nur eirunal an die Anschaffungen. Ich 
werde Ihnen gleich ein paar Beispiele zitie
ren. Denken Sie an die Anschaffungen für 
die Luftwaffe oder denken Sie dar.an, daß man 
davon geträumt hat, für asterreich Kanonen
boote anzuschaffen. Vielleicht deshalb, weil 
man noch keine Marineeinheit gehabt hat. 

Oder war man wirklich der Uberzeugung, 
daß sie strategisch so wichtig sind? Wenn 
damals nicht die Offentlichkeit echt mit einer 
heftigen Kritik eingesetzt hätte, hätten wir 
heute auch noch diese Kanonenboote. Und wir 
hätten einige Milliönchen mehr Schulden, ver
ursacht durch Ihre Minister, als wir ohnehin 
schon haben. (Bundesrat B ö c k: Admiral 
Schreiner!) 

Meine Damen und Herrenl Sie wundern 
sich, daß dem Bundesheer, das jetzt so heftig 
umstritten ist, von der Familie Osterreicher 
so wenig Verständnis entgegengebracht wird. 
Sie hadern mit der mangelnden Verteidigungs
bereitschaft dieser österreichischen Jugend. 
Sie sind aber noch nicht auf die Idee 
gekommen - und jetzt muß ich Sie wieder 
angreifen -, daß es wieder Ihre verantwort
lichen Minister waren, die in den letzten 
15 Jahren nicht imstande gewesen sind, den 
nötigen Wehrwillen im Osterreicher zu heben, 
daß sie nicht imstande gewesen sind, die 
längst fällige Reform herbeizuführen. Sie 
waren weiters nicht imstande, das für uns 
notwendige Heer für den jungen Menschen 
attraktiver zu gestalten. (Bundesrat 
S c  h r e i n  e r: Jene, die das Feuer anzünden, 
klagen über die Feuerwehr, daß sie nicht wirk
samer war! - Rut bei der SPO: Der Schreiner 
als Feuerwehrhauptmann! Bundesrat 
S c  h r e  i n e r: Das ist die Haltet-den-Dieb/
Methode!) Aber gehl Etwas Besseres wissen 
Sie nicht dazu zu sagen, Herr Schreiner? Das 
ist ein bisserl wenig, muß ich feststellen. Es 
kommt vielleicht noch dicker. 

Aber über Ihre für den OAAB vorhandenen 
politischen Erfolge in diesem Bundesheer und 
die Art, wie sie zustande glekommen sind -
es wurde ja in der Offentlichkeit bereits über 
das Führen von Statistiken und Karteien ge
sprochen -, darüber möchte ich mich gar nicht 
sosehr verbreitern. Sie glauben, hier sei alles 
in bester Ordnung. Darüber, wie Ihre Minister 
dieses Bundesheer politisch geführt haben, 
werden Sie sicherlich in Ihren Gremien zu 
benoten haben. Aber wie dieses Bundesheer 
echt fachlich und sachlich in den letzten 
15 Jahren bis März 1970 geführt wurde, dar
über wurde bereits entschieden. Dafür haben 
Sie von der österreichischen Wählerschaft ein 
"nicht genügend" bekommen. (Bundesrat 
S c  h r e i n  e r: Dafür nichtI) 

Kennen Sie nicht den Wahlausgang vom 
März 1 970? (Bundesrat B ö  c k: Bei jedem 
Gegenstand sagt man nein! - Bundesrat 
S c h r e i n  e r: Das ist eine verantwortungs
lose Wahlpropaganda! - Bundesrat Hella 
H a  n z 1 i k: Das richten Sie an Ihren Vorder
mann!) Daß Sie darüber nicht sonderlich 
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erfreut sind, dafür habe ich Verständnis. Aber 1 allen Seiten zugestimmt, nur Sie, meine 
kein Verständnis kann ich für die Behauptung 1 Damen und Herren, wollen es auch heute noch 
aufbringen, daß Sie zum Beispi·el erklären, nicht wahrhaben. (Zwischenrufe bei der OVP.) 
6 ��n�te Wehrdien�t wären ein hilliger Es ist nicht die Schuld dieser jungen Mens�Zlahstlscher 

. 
Wa�ltr�ck oder �ahlschlage::. 

i schen gewesen, das möchte ich ausdrücklich HIer haben �Ie namlIch neuerlIch . . . (ZWl-
, betonen, sondern es war die Schuld eines 

schenrufe bel der OVP.) Ich komme schon schlechten Ausbildungssystems, und daher no� darauf z� sprechen, Herr Kollege, nur war wie bei vielen anderen Dingen eine drinschon langsam . gende Notwendigkeit gegeben, dieses Bundes-
Meine Damen und Herren I Hier haben Sie 'heer zu reformieren. (Bundesrat S c h r e j n e  r: 

neuerlich einen Ihrer vielen Fehler begangen, Und die Schuld der Sozialistischen Partei, die 
indem Sie diese Feststellung völlig wirklich- der Armee das Geld verweigert hat, weil 
keitsfremd getroffen haben. (Bundesrat ' auch die Armee die Fahrzeuge nicht mit 
Ing. S p i n d e I  e g g e r: Wer beurteilt das?) Wasser betreiben kann!) Es ist nicht meine 
Das wurde bereits beurteilt. Sie werden es Aufgabe, den Minister !Zu v:erteidigen; darauf 
neuerlich sehen, wenn Sie das nicht glauben wird er Ihnen, gLaube ich, selber die not-
woll�n. 

. 
. . . I wendige Antwort geben. 

Selen 
.. 
SIe do�h e�rhch .  VIele von Ihnen I 9i.e brauchen nur (Bundesrat Ing. M a d e  r: h

.
aben Sohne,. dle

. 
bell� Bund�sheer gewesen i Mit den jungen Leuten zu reden!) _ smd oder VIelleIcht Jetzt smd. (�undesrat I j awohl! _ mit den jung;en Leuten zu reden Ing. M a d e r: Ich habe geglaubt, SIe waren I (Heiterkeit bei der OVP) dann wlerden Sie 

selber
. 

beim zwe�ten 
. 
Bundesheer!) Daz� 1I selber draufkommen, daß Ihre Behauptung, war Ich sc:hon em bIßchen zu alt. Bel daß das ein Wahlschlager wär,e, wirklich diesem Bundesheer war schon mein Sohn. Ich I danebengegl'iffen ist. (Bundesrat S c h r e ikomme schon noch darauf zu sprechen, nur I n  e r . Glauben Sie daß man Autos mit Wasser n��t so hastig. Wenn Sie wirklich �it diesen I fahr�n kann?) Nein, aber ich habe das Gefühl, Sohnen gesprochen haben, dann müßten Sie H Sch e· er S ·e fah en nicht auf der Straße. d d ch d· ·cht· Sc:hl ·· err r In , I  r araus 0 Ie Tl 1gen usse gezogen I h d rf Ih " , ' Mir 'bel'11egnen genn," h b W S· d · cht t . t .. 1· h c a nen sagen. � ""'::I a en. enn le as 111 un, lS es natur IC 

F h d B d hee es auf ..:I·�r Straße ai rzeuge . es UD! es r, . Iut: . • Ihre Schuld. (Bundesrat S c  h r e j n e  r: Für das Benzin 
Sie haben einen Zeitraum von zwanzig Jah- reicht es dort nicht!) Sie haben die Dinge, 

ren al� Ges�ichte bezei�net. Ich wage es I die ich Ihnen jetzt gesagt habe, ,ganz genau 
also, emen ZeItraum von funfzehn Jahren als 

I gekannt, Sie wollen es ,einfach nur nicht 
historisch zu bezeichnen. Es ist schon eine zugeben. 
historische Tatsache, daß diese 9 Monate . . .  . . 
Präsenzdienst die Sie so sehr in den I Wu war,en bIS vor ,emem Monat WIrklIch 
Himmel lobe�, ein viel zu langer Zeitraum der M�i�ung, da� d�e seit e

.
inem Jahr tätige 

sind. Ich führe das auf die Gespräche zurück, KO�ffilssI.on �.atsachhch zu ,e1n:r .sog,enan��en 
die ich nicht nur mit meinem Sohn sondern Drelpartel.enlosung kommen 'konnte. Ich hatte 
mit vielen jungen Menschen geführt habe. diese Lös�ng begrüßt. (Ruf bei 

.
der OV:' : Wir 

Es war nämlich nicht einmal möglic:h, die auch!) W.U hab�n un� aber leI;der �etal1scht. 
Präsenzdiener 9 Monate sinnvoll zu beschäf- Wenn SIe ehrhch smd, werden vl:ele von 
tigen. Ich habe Dutzende Male zur Kenntnis Ihnen zugeben, daß Sie .ge

.
nauso w�e lich dara:n 

nehmen müssen, daß Jugendliche, die zum 'ge,gla�bt .. haben, daß WIr zu d1leser Drel
Beispiel von ihrer Lehrzeit - Sie müssen pa.�telenl�su�g komme� werden. (B�des�at 

das wissen Sie kommen aus der öffentlichen B u r  k 1 e. M1t der BereItschaftstrupp I) NeIn, 
Wirtschaft : . . (Bundesrat Dr. P i  t s e h m a n n: nein! Ich gla�be, �an müßt� z� sehr ins �etail 
Was heißt öffentliche Wirtschaft"?) Ich meine gehen, und Ich wurde dabeI dIe RedezeIt, auf 
daß Lehrli�ge, die ihre Lehrzeit mit Erfolg: die. v:.ir u� alle �it,einander geeinigt haben, 
mit einem Diplom abgeschlossen haben, die ' welt uberzlehen mussen. 
anschließend zum Bundesheer gekommen sind, Sie wissen ganz genau, daß man zum Bei
dann, wenn sie zurückgekommen sind, äußerst spiel dann den Dreh benützt hat, die Teile der 
schwer in den Arbeitsprozeß einzugliedern Luftwaffe nicht dazuzurechnen, und so 'WIeiter. 
waren, einfach deshalb, weil sie in den letzten Es wuI1de im Hause sehr offen und sehr viel 
drei Monaten beim Bundesheer das Tätigsein darüber gesprochen, und man hat auch die 
verlernt haben. (Bundesrat B ü r k I e: Das Gründle dafür angeführt. Ich möchte das alles 
sagen Sie dem Ausbildungschef der Armee, nic:ht mehr wiederkäuen. Ich habe mir das 
der hier sitzt/) Das tut mir sehr leid, aber im Haus sehr g,enau mg.ehört. Wdr haben 
dieser Leerlauf war echt gegeben. Dieser Be- so lange daran geglaubt, daß es 'zu ,dieser 
hauptung über den Leerlauf wurde schon von Lösung kommt, bis sich bei Ihnen eine kleine 
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Gruppe gefunden hat, die das leider zunichte 
g,emacht hat. (Bundesrat B ü r k 1 e: Der 
Prader? Der muß erschossen werden!) Seien 
Sie froh, daß wir ,in 'einer Demokratie leben, 
in der man Jemanden nicht ,so schnell 
erschießt. 

Diese kleine Gruppe bei Ihnen hat es ver
hindert, daß wir zu di-eser DI'Ieliparteienlösung 
'g,ekomm:en sind. Es wurde heute ,schon ,einmal 
zitiert, daß bereits nach kurzer ZeH Ihr 
Bundesparteiobmann Dr. Schleinzer die Erklä
ring abgegeben hat, daß die Osterreichische 
Volkspartei , sollte s:i.e nach dem Wählerent
sch,eid am 1 0. Oktober 1 91 1  zur Macht kom
men, di;ese inzwischen beschlossene Novelle 
keinesfal1s 2'lurücknehmen oder novellieren 
würde. Er hat weiter ,ausgeführt, daß di:e 
Osterreichische Volkspartei erst n.ach d,en ge
wonnenen Erkenntnissen, ,also nach Erfah
rung, ihre Entscheidungen t:r:effen wird. 

(Bundesrat Ing. M a d e  r: Warum nicht?) Das 
ist der Grund dafür, warum ich annehme, 
daß es bei Ihnen keine eiTI'heitHme Meinung 
g,egeben hat, sondern daß ,es wirklich eine 
kleine Gruppe gewesen ist, die sich im l'etzten 
Moment durchgesetzt hat. Ich ziehe ·aus der 
Erklärung des Herrn Dr. Schleinzer diresen 
Schluß. 

Ich möchte Ihnen nicht untersteHen, daß es 
sich bei dies,em Ausspruch Ihres Bundes
parteiobmannes um ,ein wahltaktisches 
Manöver oder um 'etwas Ähnliches g,ehandelt 
hat, sondern ich .glaube vielmehr, daß große 
Kreise in der OVP sehr wohl um die dringende 
NotwendJigkeit einer Reform des Bundesheeries 
BeschelLd wissen, j edoch 'zu diesem Zeitpunkt 
zu schwach waren, sich ,gegen Prader und 
Genossen durchzusetzen. 

Zur Begründung d,er Ablehnung diesier 
Gesetzesvorla,ge haben Sie leinen Minderheits
bericht vorgelegt, mit dessien emotionellem 
Inhalt ich mich nicht besonders lange auf
halten möchte. Ich glauhe , es würde g,enüg,en, 
in ,diesem Zusammenhang ,auf eini,ge weni,g,e 
Worte des Herrn Abg,eo:r1dneten ZeilHnger zu 
verweisen (Bundesrat S c  h r e i n  e r: Zeillin
ger-Schützer!), der auf die Gefahr laufmerksam 
gemacht hat, die der Inhalt . .  , (Weitere 
Zwischenrufe bei der OVP.) Das ist keine 
negative Kritik, sondern ,eine positive Krit,ik. 

Ich Iglaube, daß dieser Bericht für das Aus
land 'gese'hen wuroe. Geraode Sie, meine beiden 
Herr,en Vorredner, ha'ben sehr vi!el dd:e Zei
tungen des Auslandes 'zitiert. Gerade dieser 
Minderheitsbericht ist dazu .ang,etan, w,irklich 
eine GeLahr für unser Land zu biLden. Deshalb 
finde ich es auch nicht richtig, hier mehr 
darüber zu sprechen. 

Meine Damen . und Herrenl Ich weiß, ich 
könnte jetzt mit Engelszungen reden, es 
würde mir sicherlich nicht gelingen, daß Sie 
mibg,ehen und diese NOVlelle gutheißen wür
den. Das ist von Ihnen ednfach nicht zu ver
lang,en; Sie sind zur Anna.hme dieser 
Gesetze,svorla,ge einfach Iliicht zu bewegen. 
Denn dieses Zustimmen oder di,eses Mitgehen 
von Ihnen wäre doch sicherlich ein Bin
g.eständnis Ihres :bisheri,g:en ei'genen Unver
mögens. (Heiterkeit bei der OVP.) Sie lachen 
darüber. (Bundesrat G ö s e h e l  b a u  e I: Frei
lich!) Es i,st Ibnen aber in fünfzehn Jahren 
nicht .gelungen. Das ist ,eine Feststellung, die 
Ihnen weh tut, und ich bring,e dafür Ver
ständnis :auf. 

Sedt acht Jahren wird über dJie notwendige 
Reform des Bundesheeres gesprochen. Erst die 
Forderung. auf Herabsetzung der Dienstzeit 
von 9 auf 6 Monate hat die Reform des 
Bundesheeres in greifbare Nähe ,g,erückt. 

Di'e heute uns vorliegende NOVlelle stellt 
keinesfalls - diese Behauptung wurde von 
uns nie aUlfg,estellt - ,eine Gesamtreform des 
Bundesheeres dar, ,diese Behauptung wäre 
lächedich, ,sondern sie ist als erster Schnitt 
zu 'betrachten, dem unbedingt weitere folgen 
müssen. Darf ich ,eini,ge :zitier,en:  m'e Reform 
des K,onzepts der mil.itärdschen Landesverteidi
gung, die nemokr,atisierung des Bundes
heeres -(Bundesrat B ü r k 1 e: Das ist das wich
tigste!), die Roeform der Heer,eSIV,errwaltung und 
die Reform der Truppengliederungen. 

Wenn von 'einigen Abgeordneten der Oster
r,edchischen Volkspartei im Haus gesagt wurde, 
mit ,dieser Nov;elle werde die Demontage odes 
österreiidüsmen BundeS'heer;es eing,elei tet, 
dann, meine Damen und Herren, ist es ei,gent
lich sehr leicht, Ihnen die notwendige Antwort 
darauf zu ,geben. Ich bin nämllich der Ansicht, 
daß es unmöglich ist, dort etwas zu demon
t:i.er.en, wo überhaupt nichts vorhanden ist. 

-(Beifall bei der SPO. - Zwischenrufe bei der 
OVP.) 

Lassen Sie mich weiter folgende Fakten 
feststellen: Bei Ubernahme des Bundes
heeres im Jahre 1910 durch die Regj,erung 
Kreisky wurde ein Heer Ülber1nommen, das seit 
Ja.hren den .ihm glegebenen Auftra.g mcht 
erfüllen konnte, 'gleich2'leitig mitübemommen 
wurden MiHiarden von Schulden, die noch 
mehrere Jah:r:e hindurch die Landesv,erteüLi
gungsbudgets belasten werden (Heiterkeit bei 
der OVP) - ja, Sie lachen -, entstanden 
durch Anschaffung,en umstrittener Waffen
systeme mit ,einer ungewöhnlichen Typen
V'1elfalt. Un-ser Bemühen um ,eine umfassende 
Bundesheerreform 11st daher ein Rettungs

V'ersuch in letzter Minute. 
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Der erste Akt zu einer alles umf.ass.enden 
R'eform IbIlingt für die Präs,emdiener - und 
bitte, hören Sie ,gut zu, Herr Dr. Pitschmann, 
damit Sie nicht neuerlich lin ,einen Fehler ver
fallen - erstens an 1Stelle von bisher 
9 Monaten nunmehr 6 Monate Grundwehr
dienst. (Bundesrat B ü r k 1 e: 81/2 Monate sind 
es!) - na hitte, dtie 14 Tage Urlaub werden 
zur Kenntnis genommen, die wird es ja dann 
auch ge'ben; das wissen Sie -; 

zweitens statt bisher 1 24 möglichen Instruk
tionstagen (Bundesrat B ü r k 1 e: "Mög
lichen" / - Ruf bei der OVP: Theoretisch!) 
nunmehr 60 'f.ag:e Truppenübungen; 

drittens ein besseres Beschwerderecht - das 
gehört auch dazu -; 

viertens hei freiwiilliger Ableistung der 
Ubungen im Anschluß an ·den Grundwehr
dienst 60 S täglich plus ,einer einmaligen 
Prämie in der Höhe von 2800 S; und 

fünftens ,sind für die derzeitigen Präsenz
d1ener, nämlich die im Jänner und April Ein
g,erückten, 71/2 Monat,e Wieh.rdi:enst vor
gesehen, k'eine Truppenübungen und 3000 S 
Prämie (Bundesrat K r  e m p 1: Den Haarschnitt 
haben Sie vergessen! - Heiterkeit bei der 
OVP), und zwar für die Zeit, die sie läng1er 
als 6 Monate dienen; die im Juni Eingerückten 
haben ,dann, wde Ste ,wiss,en, nur mehr den 
vorgesehenen Grundwehrdienst 'Von 6 Mona
ten zu ,absolvieren. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte }etzt 
eig,entlich einen Appell ,an Si'e richten und 
vielleicht an uns ,alle: Wenn ,es nicht g,elingt, 
eine positive und fortschrittl1ch·e Einstellung 
zur Landesverteidiogung heim östeueichischen 
Volk hertbeizuführ,en, ist ,es um di'es,es Bundes
heer geschehen. (Bundesrat S c  h r e  i n e r, zur 
SPO weisend: Das müssen Sie aber da hin
über sagen!) Ich glaube, Sie solUen das etwas 
,emster nehmen, Herr Schr,einer. Den ersten 
Schritt zur Gesundung des Bundesheeres - ich 
weiß, viele von ,Ihnen weIden das vi'elleicht 
nicht verstehen - soll diese Novelle dar
stellen. 

Die so�iaHs1lische Bund,esratsfraktion wird 
daher gegen die vorUegende Gesetzesvorlage 
keinen Einspruch ,erheben. (Beifall bei der 
SPO.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Zu Wort gemeldet ist noch Herr Bundesrat 
Dr. Heger, Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Heger (OVP) : Herr Vor
sitzenderl Herr Bundesminister für Landes
verteidigungi Meine Damen und Herlien! 
Wenn einzelne und leider die Mehrzahl der 
bisherigen Beiträg,e zu dieser heutigen De'batte 

in Wahlversammlungen stattgefunden hätten, 
dann wäre das im allgemeinen untergegangen. 
Was wir aber hier in diesiem Haus bespr,echen, 
rist eine Angelegenheit -ganz Osterrekhs und 
ist mor-g,en in ,aller Offentlichkeit. ,(Der V 0 r
s i  t z  e n d  e übernimmt wieder die Verhand
lungsleitung.) 

Ich möchte salgen, daß :ich den Ausführungen 
mit größtem Bedauern gef01gt bin, weil sde in 
,einer .unv,erantwortlichen Weise das rein 
Historische einfach auf den Kopf stellen. 

Ich darf mir erlauben, folgendes in 
Erinnerung zu bllingen: Mit Beschluß des 
Ministerrates V'om 1 8. Juli 1 961 - in einer 
Koalitionsregierung - wurde grundsätzl'ich 
festgelegt, daß sich die öster:r.eichd.sche La:nrl.es
verteidigung auf militäl1ische, zivHe, wirt
schaftliche Bereiche ,et c.etera zu er,strecken 
hat. Ferner wurde das Buooesministerium für 
Landesvertetdigung ,ersucht, nach :erfolgter 
Koordinierung mit der Bundesregierung einen 
LandesverteidiJgungsplan vorzulegen. - ltein 
historisch. 

Ein halhes Jahr später :wuIlde das OrgaDJi
sationsschema für den Aufbau ·einer umfasls,en
den Landesverteidigung �estg'elegt. 

Am 1 1 .  Mai 1 965 - in der Koal1itions
r,e'gierung - wuT,de .in der Sitzung des 
Minlisterrates die Bundesregierung für die 
Zielsetzung und ,den Aufbau der umf.assenden 
Landesverteidig,ung zu :bestimmten Autg.aben 
ermächtigt. Sd.e hat dann weiter die eiDIZelnen 
Bereiche Arbeits,ausschüssen zugewiesen. 

Am 1 4. Juni 1 966, also kurz nach dem Beginn 
der Alleinregierung, wurde das, was in der 
Koalitionsregierung beschlossen wurde, nun
mehr durdlgeführt. Es wurde beim Bundes
ministerium für Landesv,erteidLgung ein mili
tärischer Landesverteidigungsausschuß einge
,setzt ; es wUIlde !beim Bundesministernum für 
Inner-es für rdle zivile Landesv,erteidigung ,elin 
Ausschuß eingesetzt; ,es wurde beim Bundes
ministerium für Handel, Gewerbe und Indu
strie ein Ausschuß für die wirtsdlaftliche Lan
desverteidigung eingerichtet ;  es wurde beim 
Bundesministerium für Unterricht ·ein solcher 
für die ge,isti'ge Landesverteidigung ei'1llgesetzt 
und 'endlidl beim Bundesministerium für Vier
k,ehr ,ein solcher Ausschuß für den Verkehr 
und für das Nachrichtenwesen. 

Ich darf weiter 'in Erinnerung bringen, daß 
am 20. September des J,ahres 1 967 der Landes
vertetcLigungsplan I fertig-gesteHt und dem 
Landesv'erteidigungsrat zur Kenntnisnahme 
empfohlen wurde. Dieser erste Teilplan wurde 
auch von der Bundesre'gierung, der Allein
r:egi,eruDJg oder OVP allerdings, am 1 6. JuLi 1 968 
,g'elbilligt und iin :seinen Ein'zelheiten festg'elegt. 
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Man tut also unr.echt, w,enn man den 
Koalitionsregierungen und rauch der Allein
regierung 18 Jahre unfähig:es Handeln in 
Sachen des Bundesheeres vorwirft. (Beifall bei 
der tJVP.) 

Ich darf weiter sagen, Herr Kollege 
Smipani, daß s'elbstverständlich das ös.ter
r.eichische Bundesheer und der Verteidigung,s
mindster sich mit den Plänen für Kanonen
boote beschäftigt haben - in der gleichen 
Weise, wie dde Tschechen, die Ungarn und 
die Bulgaren auf ihren ,Flüssen ebenfalls 
Kanonenboote modernster A'rt in Errwägung 
gezogen haben, um 'eben auch dort militärische 
Operationsmöglichkeiten zu haben. Das war 
kein so lächerliches Vorhaben, sondern ein 
überlegtes Vorhaben. 

Selbstverständlich nimmt unseI1e Fraktion 
- wenn im Bundesrat statt Lände,rvertretun
g.en schon di'e Fraktionen r.eden - zum 
Heeresgebühren91esetz; zum Heeresdiszipli
nargesetz, zu den f,reiwillig.en Waffenübung,en, 
zu g,ewissen andellen Ubungen, soweit es die 
Entlohnung betnifft, ,eine besondere Stellung 
ein. Ich bedaure aber ehrliCh, daß dies,e Aus
einandersetzung in diesem Hause stattfinden 
muß. Es wäre mir 1iJeber 'g,ewlesen, wenn das 
so wie in ander:en Ländern in den national,en 
Voerteid1gungsausschüssen besprochen und 
nicht so zerlegt würde, wie das heute unhisto
risch dar.gele'gt wurde. Anscheinend beschäf
tigt man sich im Zusammenhang mit dem 
Bundesheer, seiner Existenz und seiner wirk
samen Landoesv.erte:idigung nur mit politischen, 
nicht abe.r mit sachlichen Ar.gumente.n. 

Ich WÜJederhol,e, was ich sowohl in der Zeit 
der AUeinregierung der OVP, im Wahlkampf 
1 970 als auch -später g,esagt habe und was ich 
immer wieder betonen werde, solange ich 
lebe und eine politische Funktion habe : Man 
muß das Thema Landesverteidigung und Bun
desheer aus dem täglichen Stredt der politi
schen Parteien heraushalten! (Beifall bei der 
tJVP.) 

Die OViP hat sich ;ebenflaJlls -schon vor 1 970 
in leigenen Ausschüssen mit der Reform des 
Bundesheer€ls be:fiaßt. Das Wort "Reform" ist 
in ,anderem ZusarrnmenhaJng heute schon ein� 
mal gefallen. Re,form des Bundesiheeres soll 
nichts anderes bedeuten, als daß man etwas 
den Möglichkeiten der Modernität anpassen 
Wlill, wie es heute in der ,ganzen Welt 
g,eschieht. 

Es wäre durchaus mö,glich gewesen, den 
Vier.antwortungsvollen Einreden der tJVP ,ent
gegenzukommen. 

ICh habe Venständnis dafür, daß eine pol�
tirsche P.arrtei versuchen muß, politLsch,e Ver
sprechungen durchmsetzren. Ob !im F�l1e d'es 

Bundesheeres die Erfüllung eines poliUschen 
V:erspr,eche,ns Id:er Landesverteidigung nützt, 
muß ich e,rnst lbelJWeifieln. (Bundesrat W a 1 1  y: 
Dann vermisse ich von Ihrer Partei konstruk
tive Vorschläge!) HelT Kol/Legel WlenJIl eine 
pollittsche Partei eine ,anlder,e kritis�ert, dlatnn 
mIUß noch lange n1cht im gleichen Aug,en
blick - .ich erinnere Sie an .soundso viele 
Erscheinungen der Vergangenheit - dargelegt 
werden, wie man es besser machen könnte. 

Wir haben 'bei der Wehrgesetz-Nov,elle 
konkret,e VorsChläge .gebracht, die 'beweisen, 
daß wir uns dabei im ,wesent1<ichen an das 
gehalten ha'ben, was die Reformkommission 
gemeinsam empfcililen ihat. Herl" KoHege ! D.a 
unterscheliden wir von der O\T.P uns etwClis von 
Ihnen, und zwar deswegen, weil wir der Mei
nung 'gewesen sind, daß der Herr Bundes
kanzler in richtiger und konsequenter Ver
folgung seäner Int,eressen ·einen Reform aus
schuß .einsetzte, der stich mit dem Sachgebiet 
LandesverdleidiguIllg und ßiUlodesheer :befassen 
,sollte. Er hat wiederholt erklärt, klaß er die 
Reformkommission zwar ,eing,ese1lZ't halbe, daß 
,sich aber ooine RJegierung ,an di1e Beschlüsse 
und Empf,elhIUDJg,en ,dieser R<eformkommission 
nicht halten müsse. Das ist eben auch ein 
Standpunkt. (Zustimmung bei der tJVP.) 

NielD/and wird UIliS abnehmen, daß die der
zeit vom Landesverteidi:gung,sministerium und 
vor ,aUem von de.r Regi,erung vo.rgelegten 
m11itäriJSchen Sidrerung,smaßnahmen im Zu
sammenhla.ng mit der V.erkürZlllIlJg lder Bundes
heendi1e,nstzeit und .mit allien ,aJIl!d:eren Proble
men im 'g.egenwärtigen Zeitpunkt .für die Lan
des'V,er'belidigunrg :ausreichenJd sind. 

Wenn mein Kollege zuvor ausländisChe Zi
tate .gebracht hat, so kann man das - das 
wissen wir ja alle - nur als Hinweis und 
Warnung der Neutralen werten, daß wir in 
Sachen Landesvert'eidigung ,etwas erIliSter vor
,g,ehen sollten. 

Die ö:stelI·reich'ische Landesvertei:d�gung wirtd 
dann sinnvoll, OIidnun'9lSlgebend, ,aber auch 
parat sein, im entsch:eidenden ·Fall für unser 
g,aD2es ö,ste.rreichtsches Volk leimmtr.eten, 
w,enn sie aus dem Ta,gesstreit ausgek1ammert 
wird. 

Es kann mich 'in 'w;enig,en T,Cltgen ,dLe Verant
wortunlg !lreffen, laLs Rese:r:v,eaffizier, als Haupt
ma'UIIl, vor meiner Einhe:it ,stehen zu müssen 
UlIlld Osterreich zu vertetd.Lg·en. GLauben Sie 
mitr, daß es mir in meiiIlJem Herzen unendlich 
wehtun muß, wenn ich daran dieme, wie 
wenige Stunlden mich von dem Zeitpunkt tr.en
nen, wo ich einem Heer dienen muß, das - und 
das ist jedermann klar - seinen Aufg,aben 
ab dem Aug,enblick, .in dem die vorliegende 
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Novelle Gesetzeskraft erlangt - das wird 
leider - der Fall s,ein -, nd.cht mehr gerecht 
werden kannl (Lebhafter Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr .gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Da-s ist nicht der 
Fall. 

Wlir sChr-eiten zur Abstimmung. 

der 

Vorsitzender: Ehe wir in der Tagesordnung 
fortfahren, begrüße ich den im Hause erschie
nenen Herrn Bundesminister für Justiz Dok
tor Broda sehr herzlich. (Allgemeiner Beifall.) 

1 1 .  Punkt: Gesetzesbescbluß des Nationalrates 
vom 13. Juli 1971 über ein Bundesgesetz 
betreffend das Verbot des Einbringens von 
gefährlichen Gegenständen in Zivilluftfahr-

zeuge (573 der Beilagen) 
Bei der A b s t i m  m u n g beschließt 

Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h 
erheben. 

des Vorsitzender: Wir .gelangen nun zum 

zu 1 1 . Punkt der Tagesordnung : Verbot des Ein
bringens von gefährlichen Gegenständen in 
Zivilluftfahrzeuge. 

10. Punkt: Gesetzesbescbluß des Nationalrates 
vom 23. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Wählerevidenzgesetz 1970 ge-

ändert wird (572 der Bellagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
1 0. Punkt der Tagesordnung : Änderung des 
Wählerevidenzgesetzes 1910. 

Berichterstatterin ist Frau Bundesrat Doktor 
Erika Seda. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Dr. Erika Seda: Hohes 
Hausl Meine Damen und Herren! Durch den 
vorliegenden Gesetzeslbeschluß des National
rates soll eine den Bestimmungen der Natio
nalrats-Wahlordnung 1911 entspliechende 
Äooerung der Vorschriften des Wähler
eVliden�gesetzes 1910 vorgenommen werden. 
Vor allem sind die Aufgaben der bisher lin 
Wien tätigen Einspruchskommissionen in Hin
kunft durch die nun auch in Wiien eing.erichte
ten Bezirkswahlhehörden wahrzunehmen. 

Der Ausschuß für Verf,assungs- und Rechts
angeleg-enheiten hat die gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 19. Juli 191 1  lin 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu eliheben. 

Als Ergebnis seiner Beratungen .stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n  t r a g, 
der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 23. Juni 1 911 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Wählereviden2lgesetz 
1 910 geändert .wird, wird kein Einspruch er
hoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
'gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu 
erheben. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Novak. 
Ich biUe um seinen Bericht. 

Berichterstatter Novak: Herr Minister! 
Hoher Bundesrat! Meine Damen und Herren! 
Ich habe zu berichten über den Gesetzes
beschluß des Na1l1onalr-ates vom 1 3. Juli 1 91 1  
über ein Bundesgesetz betreffend das Verbot 
des Einbringens von gefährlichen Ge.genstän
den in Zivilluftfahrzeug,e. 

Mit dem vorLiegend·en Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll das Einbringen von Waffen, 
Munitrion, Sprengmitteln und sonstigen ge
fährlichen Gegenstäoo,en, di-e zur Vornahme 
einer Angriffshandlung .geeignet sind, in ZivH
lulftfahmeuge Vierboten werd·en. Zur Durm
setzung dieses V:el'botes sollen die Sicher
heitsbehörden zur Durchsuchung von Flug
gästen, Flughesatzungsmitgliedem und des 
Gepäcks dies·er Personen ermächtigt werden. 
Ubertr.etungen w.erden im V:erwaltungswege 
mit Geldstrafen his zu 30.000 S oder Arrest 
bis zu sechs Wochen !geahndet; die eingebrach
ten g.efährlichen GegenstäIllde sind 'Zugunsten 
des Bundes für verfanen (Zu ,erklären. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und R'echts
angel,egenheiten hat die ,gegenständliche Vor
Lage -in seiner Sitzung vom 19. Juli 1 91 1  lin 
Verhandlung genommen und ·einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehl·en, 
keinen Einspruch zu errhehen. 

Als Ergebnis ,seiner Beratung steHt somrit 
der Ausschuß für V,erfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließ,en: 

Gegen den Gesetzesbeschluß does National
rat.es vom 1 3. Juli 1 91 1  über ein Bundes

gesetz betreffend das Verbot des Einlbringens 
von gefährlichen Gegenständen in Zivilluft
fahr7ieuge wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 

gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 
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Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
Nationalrates k e j n e n E i n  s p r  u c h zu angelegenheiten durch mich den A n  t r a g, der 
erheben. Bundesrat wolle beschließen: 

12. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Angestelltengesetz neuerlich 

geändert wird (574 der Beilagen) 

13. Punkt: Gesetzesbesmluß des Nationalrates 
vom 30. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Gutsangestelltengesetz neuerlim 

geändert wird (575 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zu den Punk
ten 12 und 13,  über die eingangs ebenfalls 
beschlossen wurde, die Debatte unter einem 
abzuführen. 

Es sind dies: 

Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates vom 
30. Juni 197 1  betreffend 

neuerliche Änderung des Angestellten
gesetzes und 

neuerliche Änderung des Gutsangestellten
gesetzes. 

Berichterstatter über diese beiden Punkte 
ist Herr Bundesrat Dr. Reichl. Ich bitte um 
seine Berichte. 

Berichterstatter Dr. Reiml: Hoher Bundes
rat ! Ich bringe zunächst den Bellicht des Aus
schusses für V,erfassungs- und Rechtsange
legenheiten über den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 30. Juni 1971 betreffend 
ein 'Bundesgesetz, mit dem das Ang'estellten-
gesetz neuerlich geändert wird. 

. 

Durch den vorliegenden Gesetzeisbeschluß 
des Nationalrates soll bei einem ununter
brochenen Dienstverhältnis 'VO'Il !�ehn Jahren 
ein Abfertigungsanspruch audl. dann 'gegeben 
sein, wenn das Dienstv-erhältnis bei Männern 
nach Vollendung des 65. Lebensjahres, bei 
Frauen nach Vollendung des 60. Lelbensj ahfies 
durch Kündigung ,seitens des Angestellten 
endet. Ferner soll weiblichen Angestellten, 
die nach der Geburt eines lebenden Kindes 
austreten, die Hälfte der nach § 23 Abs. 1 
Angestelltengesetz zustehenden Abfertigung, 
höchstens Jedoch das Dreifache des monat
lichen Entgeltes gebühren, soferne das Dienst
verhältnis mindestens fünf Jahre ununter
brochen gedauert hat. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten hat die ,gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 1 9. Juli 1 97 1  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 30. Juni 197 1  betreffend ,ein Bundes
gesetz, mit dem das Angestelltengesetz neuer
lich 'geändert wird, wird kein Einspruch er
hoben. 

Bericht des Ausschusses für Verfassungs
und Rechtsangelegenheiten über den Geset
zesbeschluß des Nationalrates vom 30. Juni 
197 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Gutsangesteltengesetz neuerlich geändert 
wird. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates soll analog zur Neuregelung 
des Abfertigungsanspruches im Angestellten
gesetz auch für den Bereich des Gutsangestell
tengesetzes ein Abfertigungsanspruch beste
hen, wenn der Dienstnehmer nach Vollendung 
des 60. bzw. 65. Lebensjahres selbst kündigt 
und das Dienstverhältnis mindestens zehn 
J ahr'e ununterbrochen 'gedauert hat. Ebenso 
soll weiblichen Dienstnehmern, die nach der 
Geburt eines lebenden Kindes austreten, die 
Hälfte der nach § 22 Abs. 1 Gutsangestellten
gesetz gebührenden Abfertigung, höchstens 
jedoch das Dreifache des monatlichen Entgel
tes zustehen, soferne das Dienstverhältnis 
mindestens fünf Jahre ununterbrochen gedau
ert hat. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 19.  Juli 1971 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu ,erheben. 

Als Er.gebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n  t r a '9, 
der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 30. Juni 1971 betreffend ein Bundes
ges'etz, mit dem das Gutsangestelltengesetz 
neuerlich geändert wird, wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein, die über beide Punkte unter 
einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Ing. Gassner. Ich bitte ihn, das Wort zu er
greifen. 

Bundesrat Ing. Gassner (OVP) : Hohes Hausl 
Herr Mindsterl Meine sehr ,geehrten Damen 
und Herrenl Wenn Probleme, wie hei den 
nunmehr zu v,erhandelnden T,agesordnungs-
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punkten betreffend die Änderung des Ange
stellten- und des Gutsang-estelltenges:etzes, 
heransteheu, ist es vor-er:st notwendig, eine 
Zuordnung des Problems herbeizuführen. 

Seit die Forderung nach Gewährung einer 
A'bfertigung auch .bei SellbstkünrdJiguDJg des 
Dtenstverhältnisses durch den Dienstnehmer 
erstmalig ·gestellt wurde, ist die Diskussion 
im Gange, ob die Gewährung einer Abferti
gung ein Lohnbestandteil oder eine ,soziale 
beziehungsweis'e bei der Gewährung anläß
lieh der Niederkunft ·eine .famiHenpollitische 
Maßnahme ist. Die Zuordnung, als was die 
Abfertigung zu betrachten ist, war der ,erste 
Schritt zur VerwirkLichung dlies·er seit langem 
vom OGB und auch vom OAAB g.eforderten 
Erweiterung des AbfertiJgung-sanspruches nach 
·dem Angestelltenges·etz. 

DieselS Gesetz ist keine Erfindung der SPO
Minderheitsregierung. Es wurde vielmehr die
ses Prdbl,em belieits zur Zeit der Koalition 
zwischen OVP und SPO .im J,ahre 1964 :im 
Nationalrat behandelt. :Besonders die Natio
nalräte Kummer .und Skritek hatten sich ,damit 
beschäftigt. Leider kam es damals noch zu 
keiner Einigung. Nach langen V:erhandlung;en 
zwischen den Parteien und den Sozialpart
nern 'gelang es nunmehr, die Einigung, w,elche 
die Erfüllung eines wesentlichen Teiles der 
Wünsche der Angestellten brachte, herbei
zuführen. 

Der Wunschkatalog betinhaltete ursprüng
Lich di,e Forderung nach Gewährung ;einer 
Abferti'gung bei Selbstkündigung des Ange
,stellten, wenn dies,er sein Dienstverhältnis 
infolg-e Erreichung des gesetzlichen Pensions
anfallsalters auflöst beziehungsweise bei 

. Frauen a.uch dann, wenn diese ihr Dienst
verhältnis wegen Niederkunft oder Ehesdüie
ßung aufkündigen. Bisher gebührte einem An
gestellten, wenn dieser durch den Dienstgeber 
gekündigt wUl'de, g,emäß Ang.est,elltengesetz 
eine .A!bfertigung. Deren Höhe IIichtet,e sich 
nach der Dauer der Dienstzeit. Diese Abferti
gung gebührte auch bei ,einvernehmlicher Auf
lösung des Dienstverhältnisses oder bei be
gründetem Dtenstaustcitt seitens des Ange
stellten g,emäß § 26 des Angestelltengesetzes. 

Es muß als Härte empfunden werden, daß 
bisher ein Angestellter, der infolge Errei
chung des Pensionsanfallalters sein Dienst
verhältnis auflösen mußte, um in den Gehuß 
seiner gesetzlichen Pension 'Zu gelangen, kei
nen Anspruch auf Abfertigung hatte. Gleich
falls stellte es eine Härte dar, daß weibliche 
Angestellte, die aus wichtigen familiären 
Gründen ihr Dienstverhältnis -auflösten, ehen
falls den Anspruch auf Abfertigung verloren. 
Dieser Zustand wurde insbesonder,e deshalb 

als Härte empfunden, weil die Abfertigung 
als Lohnbestandteil zu betrachten ist und 
dafür vom Unternehmer seit längerer Zeit 
steuerlich begünstigte Rücklagen getätigt wer
den konnten. Bei einer durch die Umstände be
dingten Selbstkündigung von Angestellten 
kam bisher dieser erarbeitete Gehaltsteil nicht 
zur Auszahlung. Die Gründe, wie Pensionie
rung und Niederkunft, sind jedoch den in 
§ 26 Z. 1 Angestelltengesetz angeführten 
Gründen meiner Meinung nach für eine vor
zeitige Auflösung des Dienstverhältnisses 
gleichzuhalten. Demnach war die Forderung 
nach Gewährung von Abfertigungen auch in 
diesen Fällen verständlich. 

Die Gewährung der Abfertigung bei Pensio
nierung wurde bereits ,kurz nach dem zweiten 
Weltkrie,g bei Konferenzen der G ewerkschaft 
der Privatangestellten verlangt. Diese Forde
rung wurd·e ab dem 2. Gewerkschaftstag 
stets erhoben und auch beim Bundeskongreß 
des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes im 
Jahre 1955 zu einem Bestandteil des OGB
Forderungsprogrammes gemacht. Bereits 1 952 
wurde im Rahmen einer Wiener Landeskonfe
renz von Kollegen der Fraktion christlich,er 
Gewerkschafter auch die Forderung erhoben, 
daß die Abfertigung weiblichen Angestellten 
bei Niederkunft und Eheschließung gebühren 
müßte. Beim 3. Gewerkschaftstag der Ge
werkschaft der Privatangestellten im Jahre 
1954 wurde diese Forderung von allen Frak
tionen gemeinsam beschlossen und bildet seit · 
diesem Zeitpunkt ebenfalls einen Bestandteil 
des ,gewerkschaftlichen Forderungsprogram
mes. Im Rahmen des OAAB wurden beide 
Wünsche von Anfang an unterstützt, und es 
gibt diesbezüglich analoge Beschlüsse bei 
sämtlichen Bundestagen des OAAB. 

Es wird wiederholt die Frage aufgeworfen: 
Was kostet denn eigentlich die Abfertigung? 
Im will den Versuch machen, Ihnen diles hier 
vorzurechnen. 

Er,stens : Abfertigung bei Erreichung des für 
d1ie Inanspruchnahme der ,g,esetzlich,en Pension 
maßgeblichen Lebensalters: 

Derzeit gibt es auf Grund d,er Statistik der 
P.ensionsversidrerungsanstalt der Angestell
ten 130.000 'versicherte Privatangestellte. Da
von besitzen nachweisbar auf Grund von Kol
lektivverträgen oder Betrie'bsverei:n:barungen 
'bereits 450.000 Ang·estellte einen Anspruch 
auf Abf.ertigung, w.enn sie we·gen Pensionie
rung ihr Dienstverhältnis kündlg-en. Das sind 
6 1 ,6 Prozent aller AnglesteIlten. 

Darüber hinaus stehen weitere Ang,estellte 
-im Genuß einer Abfertigung. Genaue Zahlen 
lie'g·en darüber jedoch nicht vor, :sodaß diese 
Angestellten tin der folgenden - BereChnung 
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unberücksichtigt 'bleiben. Die Grup.pe j,ener 
Ang,estellten, die bisher noch kffinen Abferti
gungsanspruch hatten, setzt sich aus elinem 
Teil der Handelsangestellten, den Angestell
ten des Gewexbes und verschiedener anderer 
kleinerer Gruppen zusammen. 

Die in oden letzten J,ahren .bei der Pens.ions
v,ersicherungsanstalt 'gestellten Anträge auf 
Zuerkennung einer Alter.spenslion haben fol
g,ende Entwicklun.g g'enommen: 1 968 wurden 
9759 Pensionsanträg'e - ohne Frühpensdoni
sten - gestellt, 1969 9532, 1970 9481 i 1971 
werden ·es wahrscheinlich 9500 se,in, wenn 
man di'e Ohronologität fortsetzt und wenn 
man das Anfalls·alter IberücksichtiJgt. 

Selbst bei der Annahme, daß sämtliche 
Pensionsanträge positiv 'erle.dtgt werden kön
nen - alle!in 1970 mußten 660 Anträge man
gels Anspruchsvoraussetzung,en abgelehnt 
werden -, ist unter Berücksichtigung der Tat
sache, daß nur für rund 40 Prozent der Ange
st,ellten ,ein neuer AlbferUgungsanspruch ent
stehen konnte, folgend,e Situation gegeben: 
Für 1971 würden ,sich demnach 3800 neue 
Pensionen ,erg'eben - 40 Prozent von 9500. 
Bei einer durchschnittLichen Bernessungs
grundlag,e von 5500 S und einer durchschnitt
lichen der Abfertigung zugrunde liegenden 
Anzahl von 7 Beschäftigungsmonaten ergebe 
sich folgende Rechnung : 5500 S mal 7 mal 
3800 FäHe el"91ibt einen Betrag von 1 46,3 Mil
lionen Schilling. 

Zweitens : Abf.ertigung bei Ni,ederkunft : 

Derzeit .sind von 730.000 Angestellten 
269.655 weihhlchen Geschlechts. Auf Grund 
von Kollektivverträgen stehen davon Iberetits 
165.000 im Genuß einer Abfertigung, wenn sie 
nach einer Nie,derkunft das Dienstverhältnis 
auflös'en. Die Bestimmung,en über die Höhe 
die,ser Abfertigung und die Anspruchsfristen 
sind ver,schieden. DerarUg'e Bestimmungen 
gilbt es für die Handelsangestellten, Banken, 
Versicherungen, Sozialver.s'icherungs�nstitute 
und für weibliche VertragsbOOdenstete. Dem
nach haben 60 Prozent aller weiblichen Ange
stellten bereits jebzt ,einen Anspruch ,auf Ab
fertigung nach Niederkunft. 

in der Regel nur dann el'folgt, wenn minde
stens zwei Kinder vorhanden sind und für 
deren Pflege niemand zur Verfügung steht. 
Damit würden ,sich die in der Pliaxis auftre
tenden Fälle weiter ,f'eduzieren. 

Für die Berechnung wird die Zahl mit 
4000 Fällen - also etwas höher, als vorher 
genannt - angenommen, und es wtird von 
einer durchschnittlichen Dienstzeit von fünf 
Jahren ausgegangen. 

Die durchschnittliche Bemessungsgrundlag'e 
wird mit 3000 S an.y.esetzt. UnteJ:' Berücksichti
gung der Sonderzahlungen wäre folg,ende 
Rechnung aufzusteHen: 3000 S mal 1 ,75 - An
zahl d'er Monat,e - plus Sonderzahlung mal 
4000 Fälle ergibt 2 1  Millionen Schilling. 

Dies Ibedeutet, daß das Aufkommen ,zusätz
lich - ohne die, die bere�ts j etzt einen An
spruch durch Betriebsvereinbarung oder Kol
lektivverträge für eine Ahfertigung g.ehabt 
hatben - rund 170 MilLionen ScbJiUing pro 
Jahr betragen wird. 

Sellbstverständltich wird es nunmehr P.er
sonen g,eben, di,e einerseits der Meinung sind, 
daß die A'bfertigung bei Selbstkündigung 
nicht zu 'gewähren g,awesen wäre i anderer
seits wieder welche, ,denen die vorl1e.gende 
Lösung als zu wenig ,erscheint. Ich y,ertrete 
di,e Meinung, daß sich in der Frage der Ab
ferHgung ,einmal mehr die !in Osterreich vOO'
handene echte Partnerschaft zwischen Arbeit
nehmer und Arbeitg,eber bewährt hat. 

W.as bringt nun -die vorLieglende Gesetzes
vorlage konkret, beziehungsweise was wurde 
nicht ,erreicht? Im Gesetz wurde nicht der An
spruch auf Gewährung einer Abfertigung bei 
Erreichung der Frühpension v,er.anke,rt. Hätte 
man dies getan, wäre naturg�gebenermaßen 
ein stärkerer Anreiz, nicht auf die Altersp,en
,sion zu warten, sondern schon in die Früh
pension zu gehen, vorhanden g'ewesen. Dies 
hätte j edoch bedeutet, daß die Einnahmen der 
Pensionsversicherungsanstalt gesunken, ihre 
Ausgaben jedoch durch die V,ermehrung der 
Frühpensionisten gestiegen wär·en. D�,es hätte 
wlieder dazu geführt, daß entweder der Zu
schuß des Bundes zu den Pensionsversiche-

Grob ger,echnet ,entfallen von den 1970 rungsanstalten oder der Beitragssatz der 
g·eborenen 1 1 1 .755 Kinodern 23 Prozent auf di,e Aktiven für die Pensionen hätte erhöht wer
berufstätigen Fr,auen, ,ein Dr:ittel ,entfällt auf den müssen. 
Angestellte. 

Unter der Voraussetzung, daß 60 Prozent 
aller weiblichen Angestellten im Falle der 
Niederkunft bereits jetzt ,einen Abf'ertigungs
anspruch besitzen, wül1den maximal 3500 Fälle 
übrig,bIeiben. Dabei ist Jedoch noch nicht in 
Rechnung gestellt, daß eine Auflösung des 
Dienstve,rhältnisses infolge einer Niederkunft 

Ich hin prinzipiell dafür, daß man einmal 
a:uch den Frühpens.ionisten di.e Albf,e.rtigung 
bei Seihstkündigung gewähren soll. Vorher 
muß j edoch ein Gesamtkonzept, welches nicht 
nur die PenSlionsv,erskberung, sondern auch 
die Krankenversicherung zum Inhalt hat, er
stellt wer,den. Dieses Konzept muß beinhal
ten, wlie 'weit der Arheitnehmer selbst mit 
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Sozialheiträgen belastet wenden und in wel- das Dienstverhältnis zw.ischen dem 1 .  August 
chem Ausmaß der Bundeszuschuß zur ,ge,sam- 1 97 1  und dem 31 . Dezember 1913 endet. 
ten S07lialverSlicherung ohne Erhöhung de.s 
Budgetdefizits festgelegt werden kann. 

Selbstverständlich wäre auch die Gewäh
rung einer Abfertigung anläßlich ,der Ehe
schließung zu begrüßen gewesen. Weitaus 
w,ichtig.er erschien uns j edoch die Abf,ertigung 
anläßlich der Niederkunft. Einer Frau, die ein 
Kind oder deren mehrere hat, .soll man die 
Entscheidung, ob sie sich .ganz ihrer Familie 
w,idmen soH, nicht noch dadurch erschweren, 
daß man ihr ihren Lohnanteil, der 'im Anspruch 
auf die Abfertigung ,entstanden 1st, nicht ge
währt. Sie würde also dafür hestraft, weil 
si-e den Wunsch hatte, den Beruf aufzuge·ben 
und sich ganz ihren Kjindern, �hr,er Familie zu 
wLdmen. Eine Frau, die ihr·en Erwerb bei der 
Eheschließung au�gibt, tut di-es aus .g,anz ande
ren Gründen als bei der Ni'ederkunft. Diese 
Regelung soll es Dienstnehmerinnen ermö,g
lichen, das D1enstv,erhältnLs zugunsten ihr·er 
Hamilien au�zugeben, ohne dadurch auf die 
finanziel1e Hilfe der Nbf.ermgung verzidüen zu 
müssen. 

W.enn es auch nicht gelang, für die Nieder
kunft die volle AbferHgung zu err·eichen, so 
wollen wir doch den ersten Schr.itt, der mit 
der Beschlußfas.sung der vorliegenden Geset
zesnovellen g.etan wird, begrüßen. 

Bei der Alterspension sieht der Gesetzent
wurf nunmehr vor, daß den Dienstnehmern 
ein Abfertigungsanspruch ,auch dann g.ebührt, 
wenn jemand selbst frühestens sechs Monate 
vor Vollendung des 65. Lebensjahres bei Män
nern beziehungsweise des 60. Lebensj ahres 
bei Frauen kündigt. Voraussetzung dafür ist, 
daß das Dienstverhältnis mindestens zehn 
J,ahrte ununterbrochen gedauert hat. Aus di-e
sem Grunde kann man auch davon sprechen, 
daß mit der Albfertilgung lauch eine Belohnung 
für langj ährige Betrtebstr,eue verbund,en ist. 

Manchen Dienstnehmern bringt dieses Ge
setz keinen neuen mateTliellen Erfolg, da sie 
eine Abfertigung bereits bisher entweder 
durch Kollektivvertrags- oder Betriebsverein
barungen erhalten haben. Diesen Arbeit
nehmern bringt diese Vorlage den gesetzlichen 
Schutz für die ihnen bisher freiwillig gewähr
ten Leistungen der Arbeitgeber. 

Um jenen Dienstgebern, welche ihren Ge
winn nach dem § 4 Abs. 3 Einkommensteuer
gesetz 1967 ermitteln und d1e eine zu 'gewäh
rende Abfertigung an ihre Dienstnehmer in 
besondere finanzielle Schwderd.gk!eiten bring.en 
könnte, .einen Uberg.ang zu ,gewährleisten, 
wurde der AlbferHgungsanspruch von Dienst
nehmern, die bei solchen Dienstgebern be
schäftigt sind, auf di,e Hälfte vermind.ert, wenn 

Für alle Dienstg,eber wUIde im § 23 a Abs. 2 
des Angestelltengesetzes beziehungsweise 
§ 22 a Abs. 2 des Gutsangestelltengesetzes 
eine Erleichterung bei der Bezahlung der Ab
fertigung insofern .geschaffen, als die nach 
dem Absatz 1 gebührende Abfertigung in 
gleichen monatlichen Teilbeträgen, beginnend 
mit dem auf das Ende des Dienstverhältniss·es 
folgenden Monatsersten, gezahlt werden kann. 
Eine Rate darf j edoch die Hälfte des der Be
messung der Abfertigung zugrunde liegenden 
Monatsentgeltes nicht unterschreiten. 

Daraus kann ersehen werden, daß die nach 
lang·en Verhandlungen zustande gekommene 
Gesetzesvorlage einerseits den Angestellten 
eine Erfüllung langgehegter Wünsche bringt, 
andererseits jedoch versucht wurde, eine für 
die Dienstgeber akzeptable Lösung zu finden, 
welche vor allem den Kleinbetrieben die 
Chance gibt, die zu zahlende Abfertigung auch 
finanziell verkraften zu können. 

Wir seitens der OVP hätten es begrußt, 
wenn über diesen Erfolg überall obj ektiv be
richtet worden wäre. Daß die "Arbeiter-Zei
tung" einseitig politisch informiert, ist mir 
klar. Daß im GND, dem Gewerkschaftlichen 
Nachrichtendienst, vom 10. Juli 1 97 1  unter dem 
Titel "Erweiterte Abfertigungsbestimmungen 
durchgesetzt" darauf hingewiesen wird, daß 
Nationalrat Skritek und auch Minister Doktor 
Broda dazu gesprochen haben, ist mir auch 
klar. Daß aber Nationalrat ,Burger, der immer
hin MitgHed der steiermärkischen Landesexe
kutive des OGB ist und der im Nationalrat 
ebenfalls positiv :zu diesem Gesetz 'gesprochen 
hat, in diesem Gewerkschaftsorgan verschwie
,gen wird, verstehe ich nicht. Höchstens, man 
will von seiten der Sozialisten im OGB nicht 
zur Kenntnis nehmen, daß sich die christlichen 
Gewerkschafter gerade bei diesem Problem 
besonders aktiv um eine Lösung bemüht 
haben. 

Es freut mich aber umgekehrt, daß im Natio
nalrat alle Sozialisten diesem Gesetz ihre Zu
stimmung gaben, obwohl beim Gewerkschafts
tag der Gemeindebediensteten, welcher vom 
29. bis 31. März 1971 stattfand, die sozialisti
sch·en Gewerkschafter den Antrag auf Gewäh
rung einer Abfertigung ;bei Niederkunft nie
derstimmten. 

Die vorliegenden Gesetzesnovellen bringen 
für alle Wirtschaftspartner eine akzeptable 
Lösung. Aus diesem Grunde sagen wir seitens 
der OVP ein Ja zu dem erarbeiteten Kompro
miß, und deshalb gibt auch meine Fraktion 
den Anträgen, keinen Einspruch zu erheben, 
ihre Zustimmung. -(Beifall bei der OVP.) 
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Vorsitzender: Zum Wort ist ferner 'gemel- ! der OVP fand, Für uns Sozialisten sind diese 
det Herr Bundesrat Tirnthal. Ich erteile es ihm. I heiden Gesetzesnov·ellen ein Kompromiß, dem 

B d T" thai (SPO) H V 't I wi.r zustimmen, ,aber gleichzeitig kündtgen un esrat un . : ' eTT orSI zen- I " , , . ' , . 'W.IT an, daß wnr :zur gegebenen ZeIt wIeder der! Sehr geehrter Herr Bund&smlJ.llLsterl ver- I G ...... ' ' t' t' ' ...I .' R' ht h D d H , M't d V b eh' neue ese l:.lJeSlnl la Iv.en In iUlLeSer . lC ung e rte amen un erren, 1 er era s le- 'f rd D " cht ' h d An , er,grel en we en, as mo · e  lC . -en ge-dung der Nov-ellen zum Ang.estellten- und 

I 
t Ilt 1 S ' .  I '  t d An  t 11t b t ' ein ' , s  ,e ·en a s ozm IS UI1 . g·es ,e en e fll s-Gutsang,estelltengesetz wurde 1m Sozlal- t b h di W t sagen bereich wieder ,ein kleiner Schritt nach vor- ra so mann auc von ; eser ar e aus · , 

wärts getan. Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
, , Herr Dr. Mussil, der Gener,als,ekI'letär der Bun-Eme alte For�erung �er Pnvatang,estellten- desWlirtschaftskammer, hat in drer Debatte über gewerkschaft wud damIt, wenn auch nur zur d' b 'd G t e ovellen am 30 Ju""'; .. " , ' lese el en ese z sn , . J..LI. Halfte, veTWlrklIcht, denn dl'e Verbesserung 

1 971 ' N t' 1 t kl " t ,daß kel'nes " 1m a IOna ra ,er ar , , ,er · -
�er AbfertLgun�sbesbmmu�gen wuroe .sch�n falls der Ansicht sei, daß man sowohl bei den 1m Jahne 1954 m .das AktIOnsprogramm die- Abfertigungen als auch in der Frage der ser Gewerkschaft auf.genommen, Allbeitszeit alles den Kollektivverträgen über-

Bei allen KoHektivvertrag;sverhandlungen lassen sollte", Damit ,hat er ,eindeutig kund
in der Folgez·eit - also ·seit 1954 - stellte ·getan, daß sehr wohl auch tder Gesetzgeber 
dIe Unternehmer:s:eite den ddeS'be,züglichen die Wirtschaftspartner Ibetreffenlde Probleme 
Wünschen der Gewerkschaft stets ein hartes behandeln und lös-en soll. 
Nein entgegen. nas ,gleiche Schi ck.sa I erlitt 
auch im J ahfe 1 964 ein vom Herrn Justiz
minister Dr. Broda aUsgiearheibeter Gesetz
entwurf, der ebenfalls eine wesentliche Ver
ibesserung der A:bfertigungsbestimmungen 
zum Ziele haUe, 

Mit dieser Ansicht, der wir Sozialisten 
natürLich zustimmen, stellt ,sich der General
sekr,etär der Bundeswirtschaftskammer in 
krassen Geg.ensatz zur MeinunJg des stellver
tretenden Generalsekretärs des OAAB, Herrn 
Bundesrat Gassner. 

Vom Herrn lng. Gass'ner, m�inem vorr�-
I Herr Bundesrat Gassner hat nämlich in der ner, wurde schamhaft, Vierschw'l:egen, ,�aß m 295. Sitzung des Bundesrates am 19. November der Gesetzgebungspenode , von 1966 blS �n-

1970 bei der Behandlung des Antra'ges l 1/A fang 1970 - ,also zur ZeIt :<ler OVP-Allem- der Bundesräte Böck und Genossen betrefregierung - vo� Haus aus lllcht� 'Zu erwarten fend Erhöhung des Uberstundenzuschlages war, denn Sozmlgesetze (ZWIschenruf des von 25 auf 50 Prozent in seinem DebattenBundesrates lng. G a
,
s s � e r), Herr Bundes- , beitrag mehrfach eIlklärt, daß die Sozialpartr�t �ass�er, wurden m dIesen ,Jahren grund- I nerschaft gefährdet wäre, wenn im Parlament satzhch emgemottet oder aufs EIS gelegt. _ ohne vorhertge Abstimmung der Wirt-

Erst nach der Wahlnirederlage der Oster- schaftspartner - soziale Anliegen gesetzlich 
reichischen Volkspartei am 1 .  März 1970 und verankert würden, 
mit der Installierung der ersten soz'i!alistisdt,en Meine Damen und Herrenl Zwei grundver
Bundesregierung kam gleicbzeitig mit dem sdüe,dene Ansichten, die man ja noch zur 
Wirtschafts aufschwung des Jahr.es 1 970 auch Kenntnis nehmen könnte, wenn Herr lng. die Sozialpolitik wieder 'in Schwung. (Bundes- Gassner Gene.ralsekretär der Bundeswirt
rat B Ü r k 1 e: Das ist eine lächerliche Behaup- schaftskammer und Herr Dr. MusSlil OAAB
tungl Das ist ein schlechter Witz!) Die Novel- Mann wäre, Dem aber ist nicht so. Es ist 
lierung des A!bfertig-ungsanspruches, die Ver- umgekehrt: Herr Bundesrat Gassner ist steH
besserung der Abf.ertigungsbestimmungen 1st vertretend:e.r Generalsekretär des OAAB und 
j a  nur ein Stein im Mosaik der sozialen Ver- behauptet immer w:ieder - und ich habe 
'besserungen dieser Regi,erung, die oft g.egen Gelegenheit ,g,ehabt, ihn .schon früher zu 
den W1derstarud der o.sterrekhismen Volks- hören, und ich ,höre ihn des öfteren im Bun
partei und damit ,auch der Mandatare des des rat _, der wahr.e V:ertreteif der Arbeiter 
OAAB durchgesetzt werden mußten. und Angestellten zu .sein, (Bundesrat 

Di,e im Nationalrat !beschlossenen Ä:nderun
gen des Angestellten- und Gutsangestellten
gesetzes sind für uns Sozialisten nur ein hal
ber Ef1folg. Im Gegensatz zur Me,inung des 
Herrn Gassner Ib�n ich der Auffassung, daß es 
bedauerlich ist, daß die Gewährung dieser Ab
fertigungen bei Kündigung wegen EheschJi.e
ßung beziehungsweise :bei Inanspruchnahme 
der Frühpension keine Zustimmung seite·ns 

B Ü r k 1 e: Stimmt auchl) 

Wenn ·es aher darum Igeht, soziale Ver
besserungen gesetzlich 'zu verankern, zum Bei
splel die Erhöhung d.er Uberstundenzuschläg,e, 
dann stimmt er nicht nur dag.egen, Isondern 
,erhob auch bei. der Bundesratssit,zung am 
1 9. November 1970 in diesem Raum als 
Arbeitnehmervertiieter lautstark seine Stimme 
unJd ,sagte unter ander.em: 
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Timthal 
"Be:r.eits im Nationalrat wurtd,e der SPO- z.ent im Jahre 1971 .und ,auf 7,4 Proz·ent für 

Antrag ,auf Erhöhung des Uberstunden- 1912. Das list eine Erhöhung um 1 6  Pmzent. 
zuschla-ges . . .  Ibehandelt und hat koeine Mehr- Die Erhöhung des Uberstundenzuschlages heil g,efunden. Nun fordert der Bundesrat ,ab der ersten Uberstunde auf 50 Prozent. 
- ich nehm.e an, daß die SoziaJiisten ihre 
Meinung kaum änd.ern 'w,erden - neuerlich Erhöhung ,der Richtzahl für di,e Ausgl.eichs

den Nationalrat ,auf, sich mit diesem Problem zulage ab 1 .  Jänner 1 970 um rund 20 Prozent. 
zu heschäftig,en. Auch in idi,esem Fall glaube 
ich, daß ,es vergebliche Liebesmühe ist, ,den 
Nationalrat neuerdings 'zu strapazieren, da 
von vornherein klar ist, daß auch hei ,einer 
zweiten Behandlung dieses Antrag,es dieser 
keine Mehrheit tim Parlament, im Nationalrat 
finden wird." 

Nun, Herr Bundesrat Gassner, w,ir SOZliali
sten haben die Meinung nicht ,geänd,ert, da 
g,ebe ich Ihnen recht. Aber unser Antra:g hat 
im Nationalrat trotz Ihrer vehementen Gegen
argumentation eine Mehrheit gefunden, und 
die Erhöhung der Uber,srundenzuschläge auf 
50 Prozent von der ,ersten Stunde an /hat in
zw1schen Gese�zeskraft erlangt. 

Der OAAB, meine namen und Heuen, 'Wird 
da.durch immer unglaubwürdig,er, und Sie, 
Herr BundesIiat Gassner, werden 1hl"e Haltung 
ge'gen die Arbeitnehmer, die !Zu vertreten Sie 
-immer w�eder so lautstark vOIigeben, v.erant
worten müssen. Wir werden nicht versäumen, 
die Kol1egenschaft von Ihr,en persönLicben An
sichten, Herr Gassner, Idle ja tdie Ansichten 
des OAAB schlechthin sind, umgehend zu 
informier.en. 

Hohes HalJiSl Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Da gerade ,in jüngster Vergangen
theit OAAB-Funktionäre mündlich und schrift

lich immer wieder :behaupten, daß dJ�ese Re
'gierung, die ,erste soziaUstiscbe Bundesregie
rung, auf sozial,em Bereich nichts tue, möchte 
ich abschließend etliche soziale v.erbesserun
gen aufzählen. 

Die Uberschüsse aus dem RamiUenlasten
ausgleichsfonds wurden zur Zeit !der OVP
Alleinregierung nicht für die Fammen, son
d,ern für die Abd'eckung des BudgetdefiZiits 
verwendet. Die sozialistische Bundesregierung 
ibrachte d.en FamiHen mit Gi'esen Utberschüssen 
folgende finanz�eUe Besserstel1ungen : 

zweimalige Erhöhung der Kdnderbeithilfen 
um j e  20 S. nies bedeutet eine Erhöhung um 
20 Prozent. 

Gewährung von Fahrtkost.enzuschüssen an 
alle Schüler aller Schulen. 

Erhöhung der Gehurtenbeihilfe von 1700 
auf 2000 S. Dies ist eine Besserstellung um 

18 Prozent. 
Ferner die Anhebung des Pensionsanpas

sungsrichtsatzes von 6,4 Prozent auf 7,1 Pro-

Umwandlung von bisher neutralen Zeiten 
- es handelt sich dClibei um Krankheit, 
Arbeitslosigkeit und Mutter,schaftskarenz
urlaub - in Ersatzzeiten !bei der Bemessung 
der P.ension. 

Eine Reihe von Verbesserungen im Lei
stungsrecht der ArbeitslosenveIisicberung. 

Eine enorme Erhöhung des Bundeszuschus
ses zur Bauern-KIiarrkenversicherung. 

Erhöhun-g der Ausbildung.sbeihilfen um 
220 und der Schulungs beihilfen um 200 Pro
zent. 

Schließlich Ang1eichung des Urla.ubsanspru
mes der Arbeiter an jenen der Angestellten. 

Diese Auf.stellung, meine Damen und Her
r,en , ,ist kJeinesf.alls lückenlos. Sie beinhaltet 
nur wes'entlich,e Verbesserungen der Regie
rung Kre1sky auf sozialem Gebiet, Verbesse
rungen, meine Damen und Heuen von der 
OVP, die Sie in den v.ler Jahren hätten 
machen können, die Sie ,aber nidlt verwirk
licht haben, weil Ihnen ,einfach hiezu die 
GrundeinsteHung fuhlt. Das wissen die Men
schen dieses Landes und werden es sicherlidl 
bei den Wahlen im Oktober berücksichtigen . 

Das Bedürfnis, sozial zu .sein, bekommen 
Sie nur dann, ,wenn Sie dadurch d,en Staats
haushalt aushöhlen, wenn Sie dadurch nicht 
nur den BunJd, ,sondern ,auch die Länder und 
Gemeind:en schädi'gen können. 

Alber auch .diese EinstellU!ng wird Ihnen 
kJeine Vorteile bringen. Das, meine Herren 
von der OV�P, möchte ich Ihnen albschließend 
noch gesagt haben. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Als nächster Redner ist Herr 
Bundesrat Krempl zum Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

Bundesrat Krempl (OVP) : Herr Vorsitzen
derl Hohes Haus! Meine Kolleginnen und 
Kollegen !  Es kann der 'Beste nicht in Frieden 
leben . . . , heißt es in einem Sprichwort. Ich 
muß doch auf die Ausführungen des Kollegen 
und Betriebsratsobmannes und Bundesrates 
Timthai, den ich persönlich sehr hoch ein
schätze - wir haben uns immer gut v,erstan

den -, ein bißcben eingehen. Man kann dodl 
nicht alles so hinnehmen, wie er es gemeint 
und gesagt hat. Er hat behauptet, daß in den 
vergangenen vier J a'hren der Alleinregierung 
der OVP auf dem Sozialsektor überhaupt 
nichts geschehen wäre, ja daß g,eradezu ein 
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Krempl 

Sozialstopp eingetreten wäre, wie immer wie
der behauptet wird, Herr Kollege. 

Ich darf darauf hinweis,en, daß wir in der 
Zeit der Al1einregi'erung in der Frag,e der 
w.itwenpension aktiv gewesen sind, 'Wo Sie 
zugestimmt haben. - Eine InitiatiVle der 
Alleinre,gierung. Sie haben nicht einmal so 
vi'el zusammengebracht. 

Dann die Dynamisierung der Kr,ieglsopfer
renten, die Verbesserung der Kinderbeihülfen, 
die vier ASVG-Novellen, die lin der Zeit der 
Alleinregierung der o.sterreichischen Volks
partei beschlQssen worden sind. 

Weil Sie vielleicht der Meinung sind, daß 
wir sozialf.eindlich sind, darf ich Sie daran 
erinnern, daß das ASVG über Initiative des 
Herrn Bundeskanzlers Julius Raab und über 
Initiative der OVP beschlossen worden ist und 
daß auf Grund dieses guten Allgemeinen So
zialversicherungsgesetzes von diesem Tag an 
über 20 Novellen zum ASVG beschlossen wor
den sind, das durch - ich muß es noch einmal 
betonen - Initiative der OVP und durch 
Initiativ,e eines Ju1ius Raab -entstanden ist. 

Me!ine Damen und Herren von der SPO! Di.e 
Kodifikation Ides Arbeitsrechtes zum Beispiel, 
die unter Sozial minister Proksch eingeschlafen 
ist, hat unsere Frau Minister Gl'ete Rehor 
wieder vom Schla�e erweckt, und wir haben 
dies'e Kodifikation eingeleitet und weiter
g,etriehen. (Ruf bei der SPO: Was ist 
geschehen?) Was ist denn in der Zeit der 
Mil1!derheitsre,gi,erung auf dem Sektor Kodi
fikation des AI1beitsrechtes ,g,eschehen? Doch 
gar nichts ! 

Ich könnte das fortsetzen. Die OVP-Allein
regierung hat zum Beispdel auch den Sozial
bericht ;eingeführt. 

Kollege Wedenig von uns,eDer Fraktion, 
von der Fraktion Privatang,estellt,e im OGB, 
hat ver'gangene Woche eine Rede im National
rat ,gehalten, in der er der Meinung Ausdruck 
geg,eben und betont hat, daß zu aUen, ich 
glauoo, 38 Sozialgesebzen, die in Ihrer Z'eit 
beschlossen wor.d'en sind - die haben Sie gar 
nicht aUe erwäihnt, Herr Kollege Tirnthal ; 
schade -, die Initiative in der Zeit, in der 
Sie regiert haben, von der OVP ausgegangen 
ist. Der Herr Sozialminister Häuser konnte 
diese Tatsache gar nicht entkräften. So ist es 
im Protokoll nachzulesen. 

Schließlich und endlich noch eine Frage : 
Haben Sie nicht von Ihrer Seite aus im 
Nationalrat eine Nov,elle zum ASVG ,abge
lehnt? 

Das wollt,e ,ich Ihnen ,eingangs zu d-en Aus
führungen des KoUeg,en l1i rnth al gesa,gt 
haben. 

Alber, meine Damen und Herren, wir sind 
j a  beim Anspruch auf Abfertigung, und ich 
möchte nun auf di-eses 'Dhema ,eing,eh.en. Es ist 
schon berichtet und betont wonden, ,daß der 
Anspruch auf Abf-erbigung, der hier zur De
batte steht, durch Idie ÄnJderrung des Ange
stellten- und des Gutsangestellteng-esetzes ge
setzlich gesichert werden wird. Auch hier wur
den, wie Kollege Gassner schon betont hat, von 
unserer Seite, von Seite der OVP, mit allem 
Ernst und mit allem Verantwortungsbewußt
sein Beratungen durch'Q'eführt, damit eine ,alte 
Fo.rderung der Fraktion chr:istlicher Gewerk
schafter, die ,auch von der politi,schen Vertre
tung, vom OAAB, vertreten wuroe, schließ
lich im Nationalrat einstimmig !beschlossen 
wenden konnte. 

Von den rund 700.000 Angestellten in Oster
reich haben zir.ka 40.000 Industl1ieangestellte 
ber,e,its Anspruch auf Abfertigung durch kol
lektivvertra.gliche Regelung, zir�a 390.000 An
gesteBte .aus dem Bereich "wlirtschaftlime 
Dienstleistungen" ihahen ebenfalls durch Kol
l,ektivvertrag den Anspruch auf Ab'f.ert1iJgung. 
Somit sind ,es ungefähr 430.000 Kolleginnen 
und Kolle'gen, die nun od:l�rch dieses Gesetz 
ebenfalls den Anspruch auf Abfertigung gel
tend machen können. Wir hegrüßen vor allem 
auch die Regelung für die weiblich,en Ange
stellten in diesem Gesetz. 

Die Novellen zum Angestelltengesetz und 
zum Gutsangestellteng,esetz sind in echter Zl:!
ammenaI1beit entstanden und sind vor allem 
- das wurde auch vom Kollegen Gassner 
schon erwälhnt, und ,ich möchte es noch -eiumal 
besonders betonen - keine Erfindung der 
Regierung, ,die sich selbst das Mißtrauen aus
gesprochen hat. 

Es war bisher eine untraogbare Härte, wenn 
ein AngesteUter hei Erreichung des Pensions
alters, um ,die Pension zu .erhalten, kündigen 
mußte und so ohne Abfertigung unbedankt 
den Arbeitsplatz und das Unternehmen ver
ließ, Jenes Unternehmen, dem er doch 35 oder 
40 oder noch mehr Jahre treu ,gedient hat, 
für das er seine Gesundheit und seine see
lische Kraft ,auf Grund treuer Pflichterfüllung 
abgenützt hat. Dieser Zustand war 'einfach 
Illicht mehr tragbar. Denn wir sind uns doch 
einig, Kollege Tirnthal, daß gerade in der Zeit 
des Wiederaufbaues nach dem zweiten Welt
krieg die treue Pflichterfüllung aUer Arbeit
nehmer und ihr Arb-eitseinsatz für die Heimat 
dafür ausschlagg,ebend waren und es heute 
noch sind, daß wir eine gesunde Wirtschaft 
'im Lande ihaben. Das sind doch auch schließ
lich und ,endlich die Gründe, warum schon 
früher kollektivvertra,gliche Regelungen durch 
die Zusammenarbeit der Sozialpartner zu-
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stande gekommen ,sind, damit 'eben w,ertvol1e 
Angestellte , wertvolle Anbeitskräfte, ,dem Be-
tl'ielb ierhalten bleiben. 

-

Me'ine Damen und Herren! Betl1iebstl'leue 
und Pflichtbewußtsein sind ein w.esentlicher 
Faktor für die gesunde , wirtschaftliche und 
moderne Entwicklung -eines Betri,ebes. Be
triebstreue und Pflichtbewußtsein -sind ethische 
Werte, die mit Ge1d nicht zu !bezahlen sind. 
Ich !bin daher als chr;istlicher Gew,erkschafter 
sehr froh und glücklim, daß man nicht nur den 
kollektivvertra'glichen Regelungen ,gegenüber 
mit dieser Nov,elle gleichgezogen hat, sondern 
daß man für Betriebstreue und Pflichtbewußt
,sein ethische Werte ,g,Bsetzt hat. 

Ein Schrdtt weiter in der SozialgssetZlge'bung 
verpflichtet aber auch die Sozialpartner und 
die ges-etz1icben Körperschaften, di,esen Weg 
fortzus-etzen in Richtung ernstg,emeinter und 
v:i'eldiskutierter Mitver,antwortung :im Betrieb. 
Denn die wirtschaftliche Situation ,eines jeden 
Betriebes list untrennbar mit der sozialen Lage 
des Dienstnehmers vel'lbund-en. Wir hoffen 
daher, und wir v.ertreter der OVP stehen auf 

Berichterstatterin Dr. Jolanda Offenbe<k: 
Herr Ministerl Hohes Haus l Durch den vorlie
genden Gesetzesheschluß des Nationalrates 
soll im wesenUichen ,eine Angleichung des 
Richterdienstgesetzes an die 1 .  Gehaltsüber
leitungsgesetz-Nov,eUe 1 970, di,e 19. und 
20. GehaltsgesetznoveUe sowi.e an die Dienst
pragmatik-Nov,elle 1 969 erfolgen. W:eiter,s soll 
auch, um dem Pers o n.alm angel an Richtern 
abzuhelfen, für ,einen Zeitr,aum von fünf Jah
ren laie für -die Ernennung zum Richter erfor
derliche vierj ähf:i,ge RechtspraXl1s auf drei 
Jahre herabges,etzt w.erden. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Remts
ang-elegenheiten hat die gietgenstän.dlidle V:or� 
la.g.e ,in seiner Sitzung vom 19. Juli 197 1  lin 
Verhandlung genommen und einstimmig 'be
schlossen, dem Hohen Hause zu lempfehlen, 
keinen Einspruch zu ,erheben. 

ALs Ergebnis ;seiner IBeratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angel,egenheHen durch mich den A n  t r a  9, 
der Bundesrat wolle heschHeßen: 

Gegen den Gesetz,eslbescb:luß des National-
dem Standpunkt, daß di,e soziale Stellung de,r r,ates vom 30. Juni 1971 betreffend ein Bun-
Arbeiter an die der Angestellten immer weiter desgesetz, mit dem das Richterdienstgesetz herangehoben wird, daß auch die BetI'lielhs- geändert wird (Richterdienstgesetz-Novelle 
treue und der Fleiß und die ,ehrliche Mitarbeit ' 
der Arbeiter durch ein solches Gesetz belohnt 

1 97 1 ) ,  w.ird kein Einspruch ,el'lhoben. 

werden mö'gen. Vorsitzender: Danke für den Berimt. 

Wir als OVP ·geben dieser Änderung daher I 
Zum Wort -gemeldet ist der Herr Bundesrat 

gerne unsere Zustimmung. ,(Beifall bei der Dr. Gasper,schitz. Ich bitte ihn, dillS Wort zu 

OVP.) ,ergreiflen. 

V 't d '  
. . I Bundesrat Dr. Gasperschltz (OVP) : Hohes 

orSl zen er. �u Wo.rt h
.
at sHh nllemand Haus! Sehr geehrter Herr Bundesminister! 

mehr gemeldet . DIe Debatte 1St geschlossen. Wenn wir nach fünfeinhalbstündig,en Beratun-

Wird vom Herrn Berichterstatter ,ein Schluß- gen bei 67 Tagesordnungspunkten -erst beim 

wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 1 4. Punkt der T,a'g,esordnung angelangt 'sind, 
habe ich, glaube im, die Verpflimtung, mich 

Die Abstimmung über diese beiden Geset- bei Idtesem Punkt kurz zu halten. Es ist aber 
zesbeschlüsse erfolgt 'getrennt . doch eini'ges zu sagen. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i rn- I Die Herabsetzung der Dauer der Rechts
m u n g beSchließt der Bundesrat, gegen die praxis auf dIiei Jahve, tel'lIlJJi-niJsiert ,bis 30. JunJi 
beiden Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates 1976, ist, wie .aus den Erläutlernden Bemerkun
k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. gien zu ,ersehen ist, aus Personalgründen not-

14. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 30. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Richterdienstgesetz geändert wird 
(Richterdienstgesetz-Novelle 1911 - RDG-

Novelle 1911) (516 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir ,gelangen nun zum 
14. Punkt der Tagesordnung: Richterdienst
gesetz-Novelle 197 1 .  

Berichterstatterin ist Frau Bundesrat Doktor 
J olanda Offenbeck. Darf ich um den Bericht 
bitten. 

'Wendi,g Ig,ewoIlden. Ich vertrete die Meinung , 

daß drei J ahl'le rtichtecr1icher Vorbereitungs
dtenst überhaupt g,enüg,en, dem Rlichteramts
anwärter nam bestandener Richt€lramtspru
fung das Jurloium, also daJS Recht auf Recht
spI1echung, zu geben. 

Die einjährige, sehr beschränkte Verwen
dung des here.its g;eprüften Richteramtsanwär
ters ist ein Leerlauf und nach meiner Mei
nung ejn Luxus ,der östJerreichischen Personal
politik. Denn aum ·ein geprüfter Richteramts
anwärter darf nodl. nicht Recht sprechen. In 
der Bundesr,epublik :Deutschland hingegen er
langt >der Referendar nach dI1eijährdger Aus-

728 
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bildung und nach A'bleguDJg der StaatJsprü
fun,g bereits das Juldicium und ist als Assessor 
bereits �ichter. 

Meine sehr g,eehrten Damen und Herren I 
Matura, neun bis zehn Semester Hochschul
studium und dreij ähri,ger Vorbereitung,sdienst, 
welcher mit einer schweren Richteramtsprü
fung abgeschlossen wird, müssen doch zur vol
len Berufsausbildung ausreichen. Bis dahin ist 
der Mann unter Berücksichtigung der Ablei
stung des militärischen Präsenzdienstes, der 
nunmehr also sechs Monate beträgt, ohnehin 
in der Regel schon 27 Jahre, spät genug für 
den Beginn e:iner vollen Berutsausübung. 

Etwas anderes .ist die Berufsfortbildung. Sie 
sollte meines Erachtens noch stärker ausge
baut werden. 

Und nun noch einige Worte über die Unab
hängigkeit der Richter. Der in der Bundes
verfassung verankerte Grundsatz der Unab
hängigkeit der Richter bedarf meiner Meinung 
nach noch einer stärkeren Wirksamkeit durch 
Setzung zweier Maßnahmen : 

1 .  Einführung einer Vorrückungsautomatik 
bis zu jener Standesgruppe, die alle Richter 
nach festgelegten Richtlinien im Normalfall 
erreichen. Damit soll der Richter das Gefühl 
der Unabhängigkeit von der Verwaltung er
halten. Ein diesbezüglicher Antrag ist bereits 
dem Bundesministerium für Justiz von der 
Standesvertretung zugeleitet worden. 

2. Bei Ernennungen soll es zu einer Bindung 
an die Besetzungsvorschläge der Personal
senate kommen. Ernannt könnte demnach nur 
ein Bewerber werden, der in einem der Be
setzungsvorschläge der unabhängigen richter
lichen Personalsenate enthalten ist. 

einfach. Es könnte nun der Fall eintreten, 
daß die zur Ernennung berufene Stelle der 
Ansicht ist, daß ein Bewerber, der in keinem 
Vorschlag enthalten ist, besser für den zur 
Besetzung gelangenden Richterposten geeignet 
ist. Diesbezüglich ist der Vorschlag des Abge
ordneten Dr. Kranzlmayr überlegenswert, der 
für diesen Fall an einen verstärkten Personal
senat denkt, der von der Emennungsstelle 
zu einem ergänzenden Gutachten aufgefordert 
werden kann. 

Und schließlich ist daran zu denken, den 
Richtern eine gesetzliche Personalvertretung 
zuzuerkennen. Hier bedarf es allerdings einer 
Aufgabenabgrenzung zu den bereits seit Jahr
zehnten bestehenden und vorhin erwähnten 
richterlichen Personalsenaten. 

Für die Richter Osterreichs ist in jeder 
Hinsicht in den vergangenen Jahren vieles 
getan worden. Zuletzt materiell war es die 
Erhöhung der Belastungszulage ab 1 .  Sep
tember 1 971 . Diesbezüglich möchte ich sagen, 
daß ich hier die Unterstützung des Herrn 
Bundesministers für Justiz gefunden habe und 
daß ihm diesbezüglich auch der Dank gebührt. 

Meine Damen und Herrenl Der Richter muß 
geschützt sein vor jeglichen Eingriffen. Er 
bedarf aber auch - das darf nicht vergessen 
werden - einer materiellen Unabhängigkeit, 
denn ohne unabhängige Richter ,gäbe es j a  
keinen Rechtsstaat. Aber gesetzliche Maßnah
men genügen auch nicht, um die Unabhängig
keit der Richter zu schützen und zu sichern. 
Landesgerichtsrat Dr. Derbolav vom Bezirks
gericht Hietzing hat recht, wenn er in der 
Richterzeitung schreibt - und damit will ich 
meine kurzen Ausführungen schon :schlie
ßen -, daß letztlich die Unabhängigkeit der 
Richter nicht durch eine noch so perfekte 
gesetzliche Regelung, sondern durch die Ver
ankerung im gesellschaftlichen Bewußtsein des 
Volkes gesichert ist. (Beifall bei der avp.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist ferner Herr 
Bundesrat Seidl gemeldet. Ich bitte ihn, es zu 

Rechtslage nur die Mitglieder dieser Gremien, ergreifen. 
obwohl ihr Wirkungskreis den ganzen Ober-

Allerdings, Herr Bundesminister, glaube ich, 
daß es vorerst einer Demokratisierung der 
richterlichen Personal senate bedarf. Die 
Personalsenate der Oberlandesgerichte und 
des Obersten Gerichtshofes wählen nach der 

landesgerichtssprengel beziehungsweise ganz Bundesrat Seidl (SPO) : Verehrter Herr Vor
Osterreich umfaßt. Als VorbUd könnte das sitzender!  Verehrter Herr Minister I Verehrte 
Bundes-Personalvertretungsgesetz dienen. Den 
Zentralausschuß nach dem Bundes-Personal
vertretungsgesetz wählen die Bundesbedien
steten von ganz Osterreich und den Fach
ausschuß alle jene Bediensteten, die zu diesem 
Fachausschuß gehören und nicht nur die Be
diensteten des Bundesministeriums bezie
hungsweise der Mittelbehörde im engeren 
Sinn. 

Damen und Herren I Nächstes Jahr werden es 
zehn Jahre, daß das Richterdienstgesetz be
schlossen wurde. Obwohl dem Grunde nach 
Dienstrechtsgesetze meist langlebiger sind als 
andere, ganz besonders Besoldungsgesetze, ist 
es doch notwendig, daß auch solche Gesetze 
fortentwickelt werden. Im konkreten Fall 
mußte auch das Richterdienstgesetz fortent
wickelt werden. 

Zugegeben, die Problematik der Bindung Die Richterdienstgesetz-Novelle 197 1  bein-
an die Vorschläge der Personalsenate ist nidlt haltet eigentlich, wenn man es ganz genau 
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nimmt, das Verhandlungs ergebnis der Ge- I Personalsenate der Richter diskutiert. Wer die 
werkschaft der öffentlich Bediensteten, im I Personalsenate der Richter genau studiert, 
besonderen der Bundessektion der Richter und 
Staatsanwälte und bei gerechter Betrachtungs
weise auch der österreichischen Richtervereini
gung mit der Bundesverwaltung und in der 
weiteren Folge mit der Bundesregierung. Um 
die Probleme, die in der Richterdienstgesetz
Novelle verankert sind, wirklich lösen zu 
können, war Aufgeschlossenheit und auch 
großes Verständnis auf beiden Seiten not
wendig. Die Richterdienstgesetz-Novelle ver
bessert die dienst- und besoldungsrechtlichen 
Chancen der Richter und in einem gewissen 
übertragenen Sinn auch der Staatsanwälte. 

Besonders muß hervorgehoben werden, daß 
durch diese Gesetzesnovelle die erforderliche 
Rechtspraxis für Richteramtsanwärter 
darauf hat mein Vorredner, Bundesrat Doktor 
Gasperschitz, schon hingewiesen - von der
zeit vier Jahren auf drei Jahre herabgesetzt 
wird. Da man die Auswirkungen dieser Maß
nahmen erst kennenlernen wollte oder mußte, 
wurde diese Verkürzung zeitlich vorläufig für 
die nächsten fünf Jahre begrenzt. Ich möchte 
aber ganz besonders betonen, daß mit der 
Herabsetzung der Zeit für die Rechtspraxis 
der Richterstand keinesfalls abgewertet wird, 
denn die zuständigen Gewerkschaftskreise 
sind schon längst der Ansicht gewesen, daß 
diese Verkürzung der Zeit der Rechtspraxis 
ohne Zweifel vertretbar ist, da man die Aus
bildung innerhalb der vorgeschriebenen drei
jährigen Rechtspraxis entsprechend inten
sivieren kann. 

Die Gesetzesvorlage liefert auch eine wert
volle Basis für eine weitere verbesserte Aus
bildung. Ähnlich wie in der Bundesrepublik 
Deutschland würde durch Fortbildungskurse 
zweifellos eine weitere verbesserte Ausbil
dung möglich sein, wenn solche Kurse tat
sächlich notwendig sind. 

Mit der Richterdienstgesetz-Novelle 1911 
treten audl gewisse Verbesserungen der Auf
stiegsmöglidlkeiten für Richter ein. Besonders 
mödlte idl die Beförderungsmöglidlkeiten in 
die Standes gruppe 5 b der Richter erwähnen. 

Wenn man die Gesamtsituation bei den 
Richtern und Staatsanwälten untersucht, 
scheint mir sicherlich auch eine gewisse Vor
rückungsautomatik für Richter und Staats
anwälte vertretbar. 

wird sicherlich zu der Uberzeugung kommen, 
daß man über eine gewisse Umstrukturierung 
oder Neustrukturierung dieser Personal senate 
einmal diskutieren und in der Folge 
auch darüber verhandeln müßte. Eine gewisse 
Demokratisierung der Personalsenate könnte 
sicherlich nicht schaden und würde niemandem 
Abbruch tun. 

Daß der Richter der ersten Standesgruppe 
für die Gerichtshöfe unter bestimmten Vor
aussetzungen ernannt werden soll, wird eben
falls diskutiert. Und so gibt es noch eine 
Reihe von Problemen, deren Lösung noch 
offen ist. 

W.ie immer man sich zu den verschiedenen 
Problemen der Richter und Staatsanwälte 
stellt, wenn man vor allem die Personalstände 
objektiv und genau prüft, wird man zu der 
Uberzeugung kommen, daß eine entsprechende 
Vermehrung der Dienstposten bei den Rich
tern und Staatsanwälten · in den vergangenen 
Jahren wirklich nur in sehr, sehr gering
fügigem Maße vorgenommen wurde. Schon im 
Interesse der rechtsuchenden Bevölkerung ist 
es doch zwingend notwendig, auch bei den 
Richtern und Staatsanwälten eine gewisse 
Dienstpostenvermehrung vorzunehmen. Eine 
sachlich begründete Dienstpostenvermehrung 
könnte man keinesfalls vielleicht als eine 
Dienstpostenexplosion hinstellen. 

Man redet natürlich sehr gern davon, wenn 
man da oder dort glaubt, daß Dienstposten 
aus sachlichen Uberlegungen heraus vermehrt 
werden müssen: Da werden schon wieder 
mehr Dienstposten geschaffen, schon wieder 
mehr öffentlich Bedienstete angestellt, die, 
w.ie man es so gerne darstellt, aus den 
Steuergeldern der anderen erhalten oder be
zahlt werden. Daß aber auch dieser Kreis, 
die Richter und Staatsanwälte, genauso wie 
alle übrigen öffentlich Bediensteten ihre 
Steuern genauso und genauso pünktlich lei
sten wie alle übrigen unselbständig Tätigen, 
das verschweigt man in der Offentlichkeit 
sehr gerne. 

Weiters sind aber auch Maßnahmen notwen
dig, die den Nachwuchsmangel in dieser 
Gruppe beheben, denn auch in dieser Gruppe 
der Richter und der Staatsanwälte Zleidmet 
sich e,in Nachwumsmang,el ab. 

In Diskussion befinden sich natürlich Die vorliegende Novelle zum Richterdienst-
gesetz stellt auch einen Schritt auf dem Wege 
zur Beseitigung von gewissen Engpässen auf 
dem Personalsektor der Richter dar. 

eine Reihe von Problemen, die hier konkret 
noch nicht gelöst werden konnten, aber sehr 
bald zu einer Lösung geführt werden müßten. 
Es wird über die richterlichen Berufstitel dis
kutiert, und es wird sehr viel über die 

Da in letzter Zeit auch gewisse Änderungen 
im Beamtendienstrecht erfolgt sind. wird durch 
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diese vorliegende Novelle auch das Richter- rechtes ist die gegenständliche Richterdienst-
dienstgesetz entsprechend angepaßt. gesetz-Novelle - natürlich nur ein Teilschritt. 

Die weitere Entwicklung der richterlichen Ich möchte heute hier als Ressortleiter dem 
Berufsrechte wie auch des Dienst- und Besol- Hohen Bundesrat zwei Erklärungen abgeben. 
dungsrechtes der Richter, wird von der Ge
werkschaft der öffentlich Bediensteten nicht 
nur äußerst genau und aufmerksam verfolgt, 
sondern auch wirklich tatkräftigst unter
stützt. 

Ich freue mich, daß der Herr Bundesminister 
für Justiz Dr. Broda schon heute - genauer 
gesagt am 1 .  Juli 1 971 - die Sprecher im 
Nationalrat Dr. Reinhart, Dr. Kranzlmayr und 
Zeillinger zu einer Besprechung über eine wei
tere Novelle zum Richterdienstgesetz schraft
lieh eingeladen hat. Diese schriftliche Ein
ladung ist auch an den Präsidenten des 
Landesgerichtes für Strafsachen Wien, Doktor 
Schuster, 'er.g.ang.en, der auch Vorslii'bzender delf 
Gewerkschaftssektion der . Richter und Staats
anwälte ist. 

Der Ausspruch dieser Einladung ist ein 
konkreter Beweis für die große Auf
geschlossenheit des Herrn Bundesministers 
für Justiz Dr. Broda hinsichtlich der Belange 
der Richter und Staatsanwälte, und ich will 
meine heutige Wortmeldung auch dazu be
nützen, um dem Herrn Bundesminister Doktor 
Broda für seine Aufgeschlossenheit, Unter
stützung und Entscheidungsfreudigkeit zu 
danken. 

Meine Fraktion wird dem vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. 6. 1971 , mit dem das Richterdienstgesetz 
geändert wird, die ZustimmU!ng geben. (Bei
fall bei der SPO.) 

Erstens : Die Justizverwaltung w.ird selbst
verständlich alles dazu tun, daß nicht etwa 
durch die Abkürzung der Rechtspraxis, die 
erforderlich ist, um zum Richter ernannt zu 
werden, die Ausbildung leidet. Davon ist gar 
keine Rede - das wurde schon gesagt -, 
und wir werden durch geeignete Maßnahmen 
die richterliche Ausbildung intensivieren, um 
qualitativ durchaus auf bewährter Höhe blei
ben zu können. 

Zweitens : Sie werden in kurzer Zeit zu 
einem wichtigen Reformwerk im Bereich der 
Justiz Stellung nehmen, zum Strafrechts
änderungsgesetz. Ich nehme die Gelegenheit 
wahr, um auch hier vor dem Hohen Bundesrat 
zu unterstreichen, daß w.ir selbstverständlich 
alle diese bedeutenden Reformmaßnahmen 
im Bereich unserer rechtsstaatlichen Einrich
tungen nur dann durchführen und erfüllen 
können, wenn wir unseren Richtern und 
Staatsanwälten, nichtrichterlichen Bedien
steten und Justizwachebeamten alle organi
satorischen und auch personellen Möglich
keiten dazu geben werden. 

Wie ,ich im Nationalrat bereits ausgeführt 
habe, darf ich auch hier nochmals sagen: Es 
wird einer gewissen Aufstockung der Dienst
posten für Richter und Staatsanwälte bedür
fen, um die Maßnahmen, die mit dem Straf
rechtsänderungsgesetz verbunden sind, durch
führen zu können. Ich bitte auch ebenso wie 

Vorsitzender: Herr Minister Dr. Broda im Nationalrat die Hohen Bundesratsver
wünscht das Wort. Darf ich bitten, Herr treter in den Parteien hier um aktive Mit-
Minister. wirkung. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Vorsitzender! Hoher Bundesratl Sehr geehrte 
Damen und Herren I Die Richterdienstgesetz
Novelle bietet tatsächlich Anlaß zu ein paar 
grundsätzlichen Feststellungen, so wie sie 
meine beiden Herren Vorredner schon ge
troffen haben. 

Es wird jetzt bald ein Jahrzehnt her sein, 
daß ich die Ehre und die Freude hatte, als 
damaliger Ressortleiter vor dem Hohen 
Bundesrat hier das Richterdienstgesetz zu ver
treten. Das Richterdienstgesetz hat sich in 
diesem ersten Jahrzehnt seines Bestandes im 
Prinzip zweifellos bewährt, aber es ist natür
lich so, daß wir im Hinblick auf die steigenden 
Aufgaben, die die Justiz zu erfüllen hat, an 
der Fortentwicklung des richterlichen Standes
rechtes zu arbeiten haben, und ein Teil dieser 
Fortentwick.lung des richterlichen Standes-

Hoher Bundesratl Die bei den Herren Vor
sitzenden der Gewerkschaft der öffentlich Be
diensteten haben schon sachkundig zu den 
konkreten Problemen der Fortentwicklung des 
Standesrechtes Stellung genommen. Ich möchte 
dem Herrn Vorsitzenden der Gewerkschaft der 
öffentlich Bediensteten Dr. Gasperschitz und 
dem Herrn Vorsitzenden Bundesrat Seidl fol
gendes sagen: Wir stehen positiv zur Frage 
der VorTÜckung:sautomatik, wir stehen positiv 
zur Frage der Demokratisierung der Personal
senate und zu der dritten von Ihnen auf ein
fachgesetzlicher Ebene zu lösenden Frage, 
nämlich des Einbaues der richterlichen Stan
desvertretungen in ein neues Personal
vertretungsrecht für die Richter; für die 
Staatsanwälte gibt es das ja schon. Sie haben 
hier heute eine diesbezügliche Vorlage erör
tert. 
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Herr Bundesrat Dr. Gasperschitz wird mir 
nachsehen, daß ich im Interesse Ihrer aller 
und auch unserer Zeit zu dem schwierigen 
ver:Jiassungsrechtlichen Problem der Bindung 
an richterliche Personalsenatsvorschläge heute 
hier nicht Stellung nehme ; meine grundsätz
hlche Einstellung dazu ist aus vltelen früheren 
Aussprachen ja bekannt. 

Ich möchte aber, Herr Bundesrat Doktor 
Gasperschitz und Herr Bundesrat Seidl, hier 
mitteilen, daß wir noch diese Woche, am Frei
tag, dem 23. Juli. die ersten Besprechungen 
über die nächste Richterdienstgesetz-Novelle 
- das ist eben so bei der Fortentwick.lung 
unseres Standes:rechtes - aufnehmen. W,ir 
werden den Rahmen filir diese "Jubilä'llms
novelle" aus Anlaß des zehnjährigen Bestan
des des Richterdienstgesetzes im Jahre 1 912 
gemeinsam abstecken - wie es unserer Ge
wohnheit entspricht - mit den Vertretern 
der Gewerkschaftsorganisationen der Richter 
und der Staatsanwälte beziehungsweise mit 
den Vertretern der Richtervereinigung. Ich 
hoffe sehr, daß wir zügig weiterkommen 
werden. 

Ich danke dem Versprechen des Hohen 
Bundesrates auf Verständnis für unsere 
richterlichen Standesprobleme und darf heute 
hier sagen. daß wir schon die Sommerpause 
zur weiteren Arbeit gut ausnützen werden. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates soll - mit Ausnahme des 
arbeitsgerichtlichen Verfahrens - vor allem 
die Revisionsgrenze im zivilgerichtlichen Ver
fahren von derzeit 15.000 S auf 50.000 S 
erhöht werden. Auch soll die sogenannte 
"Bagatellgrenze" von derzeit 400 S auf 1 000 S 
erhöht werden und die Wertgrenze beim 
Revisionsrekurs von 1 000 S auf 2000 S ange
hoben werden. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 1 9. Juli 1 91 1  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen. 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt .somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n  t r a g. 
der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetze.sbeschluß des National
rates vom 30. Juni 1 911 betreffend ein Bundes
gesetz. mit dem die Zivilprozeßordnung und 
das Arbeitsgerichtsgesetz geändert werden, 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n e n  E i n s p r u c h  zu 

Vorsitzender: Eine weitere Wortmeldung erheben. 
liegt nicht vor. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht die Frau Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Sie verzichtet. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

der 
des 

16. Punkt: Besdlluß des Nationalrates vom 
30. Juni 1971 betreffend ein Protolroll zur 
Abänderung des am 14. Juli 1961 in Wien 
unterzeichneten Vertrages zwischen der Repu
blik österreich und dem Vereinigten König
reich von Großbritannien und Nordirland o.ber 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß 
Nationalrates k e i n e n E i n  s p r u c h 
erheben. 

zu die gegenseitige Anerkennung und Vollstrek-

15. Punkt: Gesetzesbesdlluß des National
rates vom 30. Juni 1971 betreffend ein Bundes-
gesetz. mit dem die Zivilprozeßordnung und 
das Arbeitsgerichtsgesetz geändert werden 

(577 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
1 5. Punkt der Tagesordnung: Änderung der 
Zivilprozeßordnung und des Arbeitsgerichts
gesetzes. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Novak. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berkbterstatter Novak: Hoher Bundesrat! 
Meine Damen und Herren ! Ich habe über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
30. Juni 1 97 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem die Zivilprozeßordnung und das Arbeits
gerichtsgesetz geändert werden. zu berichten. 

kung geridltucher Entscheidungen in Zivil
und Handelssachen (578 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 1 6. Punkt 
der Tagesordnung: Abänderung des Vertrages 
mit Großbritannien über die gegenseitige An
erkennung und Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Dr. Fruhstorfer. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Fruhstorfer: Hoher 

Bundesrat! Ich bringe den Bericht des Aus

schusses für Verfassungs- und Rechtsange

legenheiten über das genannte Protokoll. 

Das vorliegende Protokoll schränkt den 
Anwendungsbereich des gegenständlichen 
Vollstreckungsvertrages insoweit ein. als 
seine Bestimmungen bis zum Inkrafttreten des 
Pariser Ubereinkommens der Europäischen 
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Kemenergieagentur aus dem Jahre 1960 über 
die Haftung gegenüber Dritten auf dem Geblet 
der Kernenergie zwischen den beiden Ver
tragsstaaten auf gerichtliche Entscheidungen 
über Haftpflichtansprüche auf Grund eines 
nuklearen Ereignisses (Atomschäden) keine 
Anwendung finden. 

Dem Nationalrat erschien anläßlich der Ge
nehmigung des vorliegenden Protokolls die 
Erlassung eines besonderen Bundesgesetzes 
im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 BU!ndes
Verfassungs gesetz zur Uberführung des Ver
tragsinhaltes in die innerstaatliche Rechts
ordnung nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 19. Juli 1 97 1  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Haus zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- U!nd Rechts
angelegenheiten durch mich den A n  t r a g, 
der Bundesrat wolle beschließen : 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
30. Juni 1971 betreffend ein Protokoll zur 
Abänderung des am 14. Juli 1961 in Wien 
unterzeichneten Vertrages zwischen der 
Republik Osterreich und dem Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nord
irland über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

zwischen der Republik Osterreich und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
betreffend das Verfahren in bürgerlichen 
Rechtssachen. 

Durch das gegenständliche Ubereinkommen 
soll ein einschlägiges Rechtshilfeabkommen 
aus dem Jahre 1924 in der Fassung eines 
Notenwechsels aus dem Jahre 1927 ersetzt 
werden. Klargestellt wird auch, daß die sich 
aus dem Haager Ubereinkommen vom 1. März 
1954 betreffend das Verfahren in bürgerlichen 
Rechtssachen ergebenden völkerrechtlichen 
Pflichten durch die vorliegende, bilaterale Ver
einbarung nicht berührt werden. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 19. Juli 1971 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Haus zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n t  r a g, 
der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
30. Juni 1 971 über ein Abkommen zw.ischen 
der Republik Osterreich und der Union der 
Sozialistismen Sowjetrepubliken betreffend 
das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b 8 t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu . erheben. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
18. Punkt: Besdlluß des Nationalrates vom Bundesrat, gegen den Beschluß des National- 30. Juni 19'11 über ein Europäisches Ubereinrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 
kommen betreffend Auskünfte über aus-

1 '1. Punkt: Besdlluß des Nationalrates vom 
30. Juni 19'11 über ein Abkommen zwisdlen 
der Republik Usterreidl und der Union der 
SozialistisChen Sowjetrepubliken betreffend 
das Verfahren in bürgerliChen Rechtssachen 

(5'19 der Beilagen) 

ländisches Recht (580 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 18. Punkt 
der Tagesordnung: Europäisches Uberein
kommen betreffend Auskünfte über auslän
disches Recht. 

Berichterstatter ist abermals Herr Bundes-

Vorsitzender: Wir gelangen zum 17. Punkt rat Dr. Fruhstorfer. 

der Tagesordnung: Abkommen mit der Berichterstatter Dr. Fruhstorfer: Hoher 
Sowjetunion betreffend das Verfahren in Bundesratl Ich bringe den Bericht des Aus
bürgerlichen Rechtssachen. schusses für Verfassungs- und Rechtsange-

Berichterstatter ist wiederum Herr Bundes- legenheiten über den Beschluß des National-
rat Dr. Fruhstorfer. Darf ich bitten. rates vom 30. Juni 1971 über ein Europäisches 

Berichterstatter Dr. Fruhstorfer: Hoher Ubereinkommen betreffend Auskünfte über 
ausländisches Recht. Bundesrat! Ich bringe den Bericht des Aus

schusses für Verfassungs- und Rechtsange- Mit dem vorliegenden Ubereinkommen ver
legenheiten über den Beschluß des National- pflichten sich die Vertragsstaaten zur gegen
rates vom 30. Juni 1971 über ein Abkommen seitigen Auskunft über ihr Zivil- und Handels-
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recht, ihr Verfahrensrecht auf diesen Gebieten 
und über ihre Gerichtsverfassung. Das Aus
kunftsersuchen muß von einem Gericht aus
gehen und kann nur für ein bereits anhängiges 
Verfahren gestellt werden. Das Ubereinkom
men wurde von allen Mitgliedstaaten des 
Europarates unterzeichnet und ist bisher von 
Dänemark, Großbr.itannien, Island, Malta, 
Norwegen, Schweden, Zypern und der Schweiz 
ratifiziert worden. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung des vorliegenden Abkommens die Er
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver
fassungsgesetz zur Uberführung des Vertrags
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 1 9. Juli 1 97 1  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Haus zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n  t r a g, 
der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
30. Juni 1 97 1  über ein Europäisches Uber
einkommen betreffend Auskünfte über aus
ländisches Recht wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Es liegt keine Wortmeldung 
vor. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National
rates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu erheben. 

19. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 8. Juli 1911 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Strafgesetz, die Strafprozeß
ordnung und das Gesetz über die bedingte 
Verurteilung geändert und ergänzt werden 
(Strafrechtsänderungsgesetz 1 971) (581 der 

Beilagen) 

20. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 8. Juli 1911 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Verwaltungsstrafgesetz geändert 

wird (582 der Beilagen) 

21. Punkt: Gesetzesbesmluß des Nationalrates 
vom 8. Juli 1911 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem Vorsdlriften zur Anpassung des Ver
kehrsrechtes an die Entkriminalisierung von 
Verkehrsstraitaten und zur Hebung der Ver
kehrssicherheit erlassen werden (Verkehrs
recht-Anpassungsgesetz 1971) (620 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zu den Punk
ten 19 bis 2 1 ,  über die eingangs ebenfalls 
beschlossen wurde, die Debatte unter einem 
abzuführen. 

Es sind dies: 

Strafrechtsänderungsgesetz 197 1 ,  

Änderung des Verwaltungsstrafgesetzes 
und 

V erkehrsrecht-Anpassungsgesetz 1 97 1 .  

Berichterstatter über die Punkte 19 und 20 
ist Herr Bundesrat Dr. Schnell. Ich bitte um 
seine Berichte. 

Berichterstatter Dr. Schnell: Hoher Bundes
ratl Herr Minister! Sehr Igeehrte Damen und 
Herren! Zuerst berichte ich über den Gesetze,s
beschluß des Nationalrates betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Strafgesetz, die 
Strafprozeßordnung und das Gesetz über d1e 
bedingte Verurteilung geändert und ergänzt 
wer.den. 

Durch den vorlieg,enden GesetzeSlbe.schluß 
des Nationalrates sollen mater.ieUe und v,er
fahrensrechtliche Bestimmungien im Bereich 
des Strafrechts novelliert werden. Dabei sol-
1en insbesondere Bestimmungen betreffend die 
Beamtenbestechung, die gleichgeschlechtliche 
Betätigung, die Amtsehrenbeleidigung, die 
Kindesmißhandlung, Ehebruch und EhestöruIll9 
sowlie über d,ie Tierquälerei geänd1ert Ibe71ie
hungsweise neu geschaffen werden. Weiters 
Ibeinhaltet der Geset1iesbeschluß eine Reihe 
von Novellierungsvorschlägen zur Entkrimi
naJisierung von StraßenverkehI1sdelikten. Fer
ner sollen auch Bestimmungen der Strafprozeß
ordnung, insbesondere über die Unter
suchungshaft, geändert und ein grundsätzlich 
öffentliches, kontradiktorisches Haftprüfungs
verfahren eingeführt werden. Für den Bereich 
des Gesetzes über die bedingte Verurteilung 
soll die Probezeit in bestimmten Fällen ver
längert werden können. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten hat die g'egenständlich.e Vor
la,ge in seiner Sitzung vom 1 9. Juli 1 97 1  in 
VeI1hanldlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Haus zu ,empfehlen, 
keinen Einspruch zu er.hehen. 

Als Er'gebnis seiner Beratung stellt somit 
der AussChuß für Verfassung,s- und ReChts
angelegenheiten durCh mich den A n  t .r a g, 
der Bundesrat wolle lbesChUeßen: 

Geg,en den GesetzeSbeschluß des National
rates vom 8. Juli 1971 betreff,end ein Bundes
gesetz, mit dem das Straf.gesetz, die Stliaf
prozeßordnung und !das Gesetz über die be-
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dingte Verurteilung geändert und er.gänzt Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
werden (Strafrechtsänder.ung,sg,esetz 1971 ) ,  der Ausschuß für wirtschaftliche Ang1elegen
wirod kein Einspruch ,erhoben. heiten :durch mich iden A n t r a g, der Bundes-

Vorsitzender: Ich bitte um den zweiten Be-
rat wolle beschließ.en: 

richt. Gegen den Gesetzesbeschluß des Nation.al-

Berichterstatter Dr. Schnell: Durch den vor-
rates vom 8. JuLi 1971  betreffend '€in Bundes
geset�, mit dem Vorschriften zur Anpassung 

liegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
sollen im Bereiche des Verwaltungsstraf
rechtes die Behörden ermächtigt werden, bei 
geringfügigem Verschulden von der Verhän
gung einer Strafe abzusehen. Auch 5011 die 
bisherige Praxis der sogenannten Lenker
benachrichtigung bei Organstrafverfügungen 
legalisiert werden und dem nicht angetrof
fenen Täter Gelegenheit 'geboten werden, bin
nen zwei Wochen den mit Organstrafver
fügung verhängten Strafbetrag zu bezahlen. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 19. Juli 1971 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n  t r a g, 
der Bundesrat wolle beschließen: 

des V:erkehrsrechtes ,an die Entkriminalisie
rung von Verkehrs straftaten und zur Hebung 
der Verkehllssicherheit .erlassen werden (�er
kehrsrecht-Anpassungsgesetz 1971) ,  wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke. 

Ich erteile dem Herrn Berichterstatter Bun
desrat Dr. Schnell zu einer Berichtigung zum 
Bericht über das Strafrechtsänderungsgesetz 
noch einmal das Wort. 

Berichterstatter Dr. Schnell: Herr Vorsitzen
der! Meine sehr 'geehrten Damen und Herrenl 
Ich Ibitte um EntschuLdigung, daß ,ein Irrtum 
-geschehen ist. Es muß r.ichtLg heißen, daß der 
Ausschuß für Verfassungs- und Rechtsange
legenheiten die 'gegienständliche Vo,rlage in 
,seiner Sitzung in V:erbandlung genommen und 
m e  h r h e  J t 1 i c ih beschlossen hat, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu lerheben. 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National- Vorsitzender: Ich danke für die Richtig-
rates vom 8. Juli 1971 betreffend ein Bundes- stellung. 
gesetz, mit dem das Verwaltungsstrafgesetz 
geändert wird, wird 'kein Einspruch erhoben. Wir gehen nun in die Debatte ein, die über 

diese drei Punkte unter einem abgeführt wird. 
Vorsitzender: Danke. 

Zum ' Wort gemeldet hat sidJ. als erste Frau 
Berichterstatter über Punkt 21 ist Herr Bundesrat Dr. Erika Seda. Ich bitte sie, das 

Bundesrat Mayer. Ich bitte um seinen Bericht. Wort zu ergreifen. 

Berichterstatter Mayer: Hohes Haus! Durch 
den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates -sollen die Straßenve,rkehrsvor
schriften an di.e GrundgedaDiken der "Ent
kriminaHsierung" des Verkehrs strafrechtes 
angepaßt werden. Der ,gegenständLiche Ge
se�esbeschluß ,enthält Änderungen bezie
hungsweise EJ1gänzungen der Straßenver
kehrsondnung, :des Bundesstraß'enges-etzes so
wie des Eisenbahngesetz.es 1951. Im beson
deren list dabei der Entiall der Primärarrest
straf.e im Verw.altungsstrafverfahren vorge
s-ehen. Auch soll die Z.eit eines allfällig an
hängi,gen ,gerichtlichen Verfahrens in di'e Ver
jährungsfdst nach dem Verwaltungsstr,af
gesetz nicht ,eingerechnet werden. 

Der Ausschuß für wütschaftliche Ang,elegen
heiten hat die gegenständliche Vorlage in 
seiner Sitzung am 19. Juli 1971 in Verhand
lung 'genommen und einstimmilg looschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, k'einen Bin
spruch zu erheben. 

Bundesrat Dr. Erika Seda (SPO) : Herr Vor
sitzenderl Herr Minister! Meine namen und 
Herren I Wer sich mit dem Problem d'er Straf
rechtsreform in Osterreich beschäfm.gt, kann 
f.eststeUen, daß hier ein langer Weg zurück
gelegt wurde. Unser Strafgesetz aus dem 
Jahr,e 1 852 ist ,eigenUich nur eine Wieder
verlautbarung des Stra'fJgeootzes von 1803. Die 
ersten Reformbestr'ebungen setzten schon im 
Jahre 1 867, dann 1 872 und 1912 ein, die letzte 
Reformhestrebung in der Ersten Republik w,ar 
im Jahre 1921. 

Nach dem zweiten Weltkr!ieg w,ar,en die 
gesellschafHichen Entwicklungen so wleJt fort
geschritten, daß man wieder daran dachte, das 
Strafr,echt diesen Entwicklungen anzupassen 
und somit 'ein Nachziehverfahr.en durchzu
führen. Zu diesem Zwecke wurde im Jahre 
1954 vom damaligen JUJstizminq-ster DO'ktor 
Tschade:k di,e Strafr-echtskommission einge
setzt, die 1960 ihr,e Arbeit ,abschließen konnte 
und 1962 noch einen Wieiteren Bericht brachte. 
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Weil vielfach gesagt wdrd, daß mit dem 
heutigen Gesetz, das allg,emein ,als "Kleine 
Strafr,echtsreform" bezeichnet wird, vom Wege 
der Ge,samtrefÜ'rm des Strafredltes abg,egan
gen wurde, möchte ich festst'el1en, daß schon 
bei den lersten Besprechungen ·der Strafr,echts
kommission der Nationalrat ,am 2. Jullli 1 954 
eine Entschließung f.aßt'e, :in der beschlo.ssen 
wurde, daß dringende Reformen ohne Zeit
verlust verwirklicht werden sollen und daß 
sich auch schon in der vorhergehenden 
Legüslaturperiode der damalige ResiSortchef 
daran gehalten und ,auch unbedingt notwen
dige Reformen durchg,eführt hat, unter 
anderem das Strafvollzugsgesetz 1969. Sie 
Isehen also, daß kein Widerspruch darin liegt, 
wenn man di'e Reformen so durchführt, daß 
si,e sich dann nahtlos in di,e Gesamtreform 
einfügen können. 

Meine Damen und Herren I Ich bin der Mei
nung, daß das Wort "Kleine Strafr,ecb:ts
r.efor.m", Idas ich schon 'gebraucht habe, in 
die,sem Zusammenhang nicht ,ganz passend Lst, 
denn es w,erden doch weitreichende Änderun
gen auf dem Gebiet des Prozeßrechtes vor
genommen, es w,ird ein Abbau von obliigkeitls
staatlich·en Prinzipien im Strafrecht durchge
führt, es wird die heute für viele Menschen 
unseres Landes so wichbtg,e Entkrtiminaltisie
rung des Verkehr.sstrafr,echtes eingeführt, ver
bunden mit ·einer notweooigen Reform des 
Vierwaltung,sstrafrechtes, es werden neue Tat
bestände eingeführt, die sich aus der Ent
wickLung 'er,geben: die Tatbestände - ,erst
malig in Osterreich - ,bundeseinheitliche 
Strafsanktion g,egen Tierquälerei und analog 
d,er sehr !bedeutende Para'graph ,gegen Kind,es
mißhandlung, der über den Begniff "Kinldes
mißhandlung" hinausgeht, weil damit gegen 
das Quälen unmündiger Jug,endLicher und 
W'ehrloser vorgegangen wenden soll. Der 
Rechtsschutz wird also weitg,ehend .erweitert, 
und wir können mit Recht Isagen, daß das 
Wort "Kleine Strafrechtsreform" nicht ganz 
entspricht. 

Ich habe nun einige .für weite Teile der 
Bevölkerung sehr wes'entHche Dinge 9,enannt, 
di.e in der Off.entlichkeit bei Behandlung dieses 
Geset21es aber nur am Rande vermerkt 'wur
den, denn man hat sich auf die sogenannten 
heißen EiSten der Strafrechtsreform gestürzt, 
nämlich auf die . Punkte StraffreisteIlung der 
Homosexualdtät, der Ehestörung und des Ehe
bruches. 

,eine Utberschneldung oder um ein Par,allel
laufen von Fragen Ides Rechtes und der Moral. 
Historisch betroachtet ist festzustellen, daß die 
Rechtsauffassung bei uns durch die j ahr
hun!d'ertelange Nähe von Thron uoo Altar ge
prägt wurde. Ich glaube, Sie weI1den mir recht 
gehen, daß es eine historische Entwticklung 
ist, wenn Sie daran denken, wie sich die Dinge 
geändert haben: .daß 'zur Zeit ,Maria Thoeresias 
die Sittenkommission gewaltet hat und daß 
heute doch kein Mensch mehr daran d.enken 
kann, nach diesen Normen vorzug'ehen. Wir 
haben die Wandlung -in Ider Gesellschaft, wir 
hcuben di,ese WandLung von Auffassungen ,auch 
in Kreisen der Kirche, denn vielfach wird 
·auch ,in katho}ischen Kreisen fe st9·este llt, daß 
Moral und Strafrecht nicht unbedingt identisch 
sein müssen. Nicht weltanschaulich verfestigte 
Traditionen, sond.ern sambezogene Erwägun
gen ·sollen über Vor- und Nachteile von Stralf
drohung,en entsch,eiden, Idie letztlich dem 
Schu1Jz·e der Ges'ellschaft dienen. 

Meine namen und Herren I Sie werden mir 
hestimmt ,auch zugestehen, daß das Strafrecht 
,eine moralische Werthaltung wohl bekräfti
gen, ,aber nicht schaffen k.ann. Was moralisch 
ist, 'entscheidet der ErZ'ieher, der Religions
lehrer, aber man kann nicht .alLes, was man 
als unmoralisch und unsittlich ,empfindet, auch 
vor den Strafr,ichter 'bringen. 

Diese meine Meinung wurde in der Debatte 
des Nationalrates auch von Aobgeordneten der 
OVP bestählgt. Ich denk!e hier an Herrn 
Dr. Karasek, der in ,seinem DeibattenJbeitrag 
gesagt 'hat : Das Stra:tigiericht soll nicht die Vor
wegnahme des Jüngsten Gerichtes ,sein. - Sie 
sehen also hier eine aufgeschlossene, positliv.e 
Einstellung zu dioesem Gesetz. 

Meine Damen und Herren! Erlauben Sie 
mir, daß ich auch Männer der Kirche zu Worte 
kommen lasse. Ich möchte aus doem "Volks
boten" ,e,in Interview mit Herrn Universitäts
professor Dr. Dordett, dem Ordinarius für 
Kirchenrecht, zitieren, der hiJer sag,t, er hätte 
mit einem angehenden Richter diskutiert, der 
seinerseits 'zu den Problemen, die j,etzt zur 
Debatte stehen, ,erklärte: 

" ,Natürlich muß hier glestmft werden. Ver
'gess.en Sie doch nicht, ,es handelt sich um 
·eine Sünde. '  Worauf ich" - ,also Professor 
Dordett - "ihm sagte : ,Uberlassen Sie die 
Pr.e.dLgt ge'gen die Sünde mir! Dafür Ihin ich 
geschult worden. Sie haben nur zu frag,en, 
wie weit das staatLiebe Wohl :hier .gefährdet 
wird.' Wenn wir den Kurzschluß von der Wenn wir uns fragen, warum Ig·erade diese 

Punkte in der Offentlichkeit ISO besonders zur Sünde zur diesseitigen Strafe vollzi·ehen, dann 
sind wir mitten drun !in der Inqutsi,tion," Diskussion gestellt wurden, so 'können wir 

uns darauf selbst nur folgende Antwort gehen: nas sagte der Ordinarius für , Kirchenrecht 
Bei diesen Tatbeständen handelt es sich um Professor Dr. Dordett. 
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Meine Damen und Herr.enl Im April 1911 
sagte Professor Dr. Rehrl, Professor für Moral
theologie, auf eine Frag,e, ob ,er meint, daß 
Ehebruch straffr'ei sein sollte: 

sehen: Ich habe nicht umsonst erwartet, daß 
Sie auch hier Zwischenrufe machen. A:ber das 
sind T.atsachen, über die wir aUe nicht hin
weg'g,ehen können. Sie müssen mir zubilLigen, 
meine Meinung zu diesen Probl,emen hier zu "Riecht und Moral sind nicht einfach auf 

dieselbe Ebene zu stellen. Ich glaube, und das sagen. 

ist lediglich meine persönliche Meinung, daß Meine Damen und Herr,en! Nun möchte ich, 
man ,staatlichers.eits nur �nsoweit Strafidrohun- nachdem ich ver,sucht hatte, aHg,emeine Grund
<gen setzen sollt'e, als dies zum Schutze der sätze zu sagen, auch auf die von mir schon 
Gesellschaft wahrhaft nützltich und notwendi,g angezogenen heißen Eisen eingehen. 
ist." Homosexualität war Ibei uns stra:llbar. Ich 

Sie sehen also, daß hier die Meinung durch- möchte aber .sa,g.en: In roeinem katholisch.en 
aus nicht ,einheitlich ist, daß sie durch heide Lande gab es Strafbestimmungen gegen die 
La<ge.r h1nweg verschi,eden sein kann. Das ist Homosexualität, nur Finnland und einig,e 
kein Fehler, aber wir müssen ,auf sachlicher Staaten des Ostblocks haben diese Straf
Ebene diskutieren und müssen uns zu ,einer hestimmun<gen noch. Trotooem, glaUJbe rich, ist 
Meinung durchringen. in diesen Ländern auch kein sittlicher uDJd 

Meine Damen und Herren! Noch etwas: mor.alischer Verfall ielingetreten. Wir sind hLer 
W,enn Sie der Meinung sind, daß str.afr,echt- den W,eg gegangen, den wir für I'icb:ti,g hielten. 

liche Maßnahmen Fr,agen der Moral heein- Denn 'Stehen Sie, meine Damen und Herren: 
fIussen, so möchte ich auch noch unseren Mit der Entwicklung ,der modernen Medi'zin, 
Kardinal Dr. Köni,g zitier,en, der in einer der Psychologi'e und so we.iter wuroe tfest
Pressekonferenz am 1 .  April sagte, daß seiner 'g,estellt, daß ein homosexueller Mensch kein 
Meinung nach -eine Änderung des Str,afrecb:tes Verbrecher list, sondern ein armer Mensch, 
keine Änderung der sittlichen Ordnung nach der durch _ die Psychologen sag'en: früh
sich zieben müßte. (Bundesrat Dr. H e  g e r: kindliche _ Erlebnisse geprägt wurde. Wenn 
Eine hervorragende Erklärung!) Herr Doktor Sie nun di,esen armen Menschen, der 11tIlter 
Heger! Ich wollte nur feststellen, daß man seiner Veran1agung leidet, unter Strafsanktion 
verschiedener AuHassung s,ein kann und daß stellen und wenn Sie :einem anderen kri.mi
es auch maßgebende Männer der Kirche sind, nellen Element die Mö'glicb:keit geben, ,diesen 
bitte. (Bundesrat Dr. H e  g e r: Ich unter- Menschen auf Grund seiner Veranlagung 'ZU 
streiche das! - Bundesrat B ö e  k: Ist das erpressen, so fördern Sie doch hier die Krimi
Zuhören heute so schwierig?) naHtät, ,eine Weiterentw.icklimg, denn wie oft 

Noch etwas müssen wir in diesem Z'Ulsam- haben wir bei 'einem Prozeß ,ganz anderer 
menhang bedenken :  Ein Rdchter, der heute Art bemerkt, daß der Grund in ,einer Er
über Strairechtsfra'gen -entscheiden Isoll und p:r.essung 'e.ines Homosexuellen -g,elegen ist. 
dabei Sittenrichter ,sein soll, ist echt über
fordert. Denn Fragen des Strafrechts sind 
W'issensfragen und nicht Gewissensfragen. 

Und schHeßHch: W,enn wir ganz weit zu
rückJg,ehen - jetzt weLde ich vielleicht wieder 
einen Zwischenruf bekommen; ich weiß ,es 
nicht; ,ich habe Geistliche 7liUert -: Auch 
im Evangelium finden wir Stellen, die ,auf 
die Pmblematik Strafrecht und Sünde hin
weLsen. Denken Sie - das dst ger.ad,e bei dem 
Beispiel, wenn Sie sich ,erinnern, der Fan -
an die Bhebremedn, die von den Pharisäern 
gesteinigt werden sollte. Christus sagte : W,er 
ohne Schu�d ist, der werfe den ,ersten Stein I -
Als sich die Pharisäer daraufhin entfernten, 
sagte Christus zu der Ehebrecherin: Gehe und 
sündige hintort nicht mehr! - Die Tatsache 
der Sünde wird anerkannt, aber das staat
liche Gericht wird abgelehnt. - Sie können 
das nachlesen im Evangelium Johannes, Kapi
tel 8, Vers 1 und f01g,ende. (Unruhe bei der 
OVP. - Bundesrat B ö e  k: Schon lange ver
gessen!) Bitte, mein-e Damen und Herren, Sie 

Meine Damen und Herren ' Denken Si,e an 
ein historisches Beispiel: Wer weiß, wie sich 
die Geschichte asterreichs ell'twick,elt hätte, 
wenn ObeDst Redl nicht homosexuell v,eran
lagt gewesen wär;e und nicht ,erpr,eßt worden 
wäre. Das nur so nebenbei. Aber Sie sehen, 
'wie tief.greifend UIIlter Umständen ein nOOI 
andere nach sich ziehen kann. 

Ein ,anderes Delikt ,aus dem Zusammenhang 
zWlischen Unsdttldchkeit und Stfoafbar�ejt: das 
Delikt der Sodomie, das auch noch immer in 
uns'er'em Str,afgesetz VieIiank,ert war. Das ist 
ein Delikt, das meiJstens nur von g,eistes
g'estörten Menschen Ibe.gang,en wunde. -Dieses 
Delikt ist sicher sehr unsitHich. Sie werden 
mir zugestehen, daß die Schweizer sehr sitt
liche Menschen sind, aber sie haben dieses 
Delikt bereits seit dem Jahre 1 940 straflos 
gestellt. 

Nun zu dem Problem der Ehestönmg: Wir 
in Osteneich waren so eine Art Kuriosum.. 
Wir waren da,s einzige europäische Land, in 
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dem dies,es Delikt der Ehestörung noch im 
Strafgesetz verankert war. Schon der Entwurf 
des Strafgesetzes aus dem J,ahre 1 9 1 2  fOliderte 
eine Streichung di'eses Paragraphen. Wenn wir 
Ehestörung und Ehebruch j etzt geme,insam be
handeln, so weiß ich : Auch hier gibt 'es v'er
schiedene Meinungen. Alber sehen Si,e : Ich 
glaube, es 'ist ganz gut, daß gerade ich ,als 
Frau, als Ehefrau und Mutter, heute zu d1esem 
Problem Stellung nehmen kann, denn man 
muß sich als fortschritUich denk:ende Fr.au 
auch mit diesen Problemen ,echt ,auseinaooer
setzen. 

Im Jahre 1 964 hat auch der Internationale 
Strafrechtskongreß in Den Haag die Beseiti
gung der Strafwürdigkeit des Ehebruches ge
fordert. Es wird vielfach gesagt, die Straf
bestimmungen gegen Ehestörung und Ehe
bruch dienen dem Schutz der Ehe. Meine 
Damen und Herren! Wir haben also in Oster
reich durch diese beiden Delikte .in unserem 
Strafgesetz noch einen weitgehenden straf
rechtlichen Schutz der Ehe, und dennoch liegen 
wir in der Scheidungsstatistik im Spitzenfeld :  
an dritter Stelle liegen wir. Glauben Sie, daß 
es sinnvoll .ist, diese Bestimmungen aufrecht
zuerhalten, wenn sie in der Praxis nicht wirk
sam sind oder nicht richtig wirksam sind? 

Warum führen Frauen Strafprozesse? Sie 
führen diese in den seltensten Fällen gegen 
den Ehemann. Diese Paragraphen wirken sich 
ja manchmal auch gegen die Ehefrau aus, 
aber in den meisten Fällen sagt man, sie 
dienen dem Schutze der Frau. Ich weiß nicht, 
ob das gerade sehr angenehm für die Herren 
ist, wenn man sie immer als präsumptive 
Rechtsbrecher bezeichnet. (Heiterkeit.) Na j a, 
das ist so, meine Herren. Meist spricht man 
vom Schutz der Frau. Man könnte genauso gut 
sagen: Der Mann muß auch geschützt werdenl 
(Zustimmung und Heiterkeit.) 

Wie .ist das jetzt in der Praxis? Es wird 
von der Frau ein Prozeß gegen den Extraneus 
geführt, also gegen die Frau, die in ihre Ehe 
einbricht, die sie stört oder bricht. 

Warum führt die Frau diesen Prozeß? Sie 
führt ihn teilweise aus Rache. um ihrer belei
digten Frauenehre, wje sie sich einbildet, 
Genugtuung zu verschaffen, aber in den aller
meisten Fällen wird dieser Strafprozeß nicht 
nur darum geführt. Das ist ja der große Irrtum, 
der draußen besteht, daß die Leute nicht unter
scheiden zwischen Strafprozeß und Zivil
prozeß, also Ehescheidungsprozeß. Meist führt 
die Frau den Strafprozeß nur deshalb, um 
sich für das Zivilprozeßverfahren, für die 
Scheidung, eine bessere Ausgangsposition zu 
schaffen. (Unruhe.) Na gut, es kann sein, daß 

hier andere Meinungen sind. Aber meist ist 
es so, und, meine Damen und Herren, im 
stehe mit dieser Meinung niCht allein. 

Auch in der Debatte im großen Haus hat 
Herr Dr. Bauer gesagt: Wir wollen mit diesem 
Gesetz eine unnötige Belastung der Gerimte 
verhindern. - Was heißt das? Wenn wir 
immer von Verwaltungsvereinfachung spre
chen, so heißt das schlicht und einfach: Wenn 
diesbezüglich weniger Strafprozesse geführt 
werden, werden die Strafgerichte weniger be
lastet, und der Schutz der Frau ist ja auch 
im Scheidungsverfahren geWährleistet. 

Herr Dr. König sagte auch bei der Debatte 
im Nationalrat, wir sollten hier auf den 
Schutz der Frau Wert legen, weil wir ja das 
Ver,schuldensprinzip haben und weil der ver
sorgU'ngsrechtliche Anspruch der Frau sicher
gestellt werden muß. Meine Damen und 
Herren! Der versorgungsrechtliche Anspruch 
der schuldlos geschiedenen Frau ist auch durch 
das Ehegesetz festgelegt, nicht nur durch ein 
vorangegangenes strafrichterliches Urteil, das 
dann natürlich die Beweisführung erleichtert. 

Sie sehen also. daß der Schutz der Frau 
auch durch das Scheidungsverfahren allein 
gewährleistet ist, aber Sie erlauben, daß ich 
heute vielfach Herren Ihrer Fraktion aus der 
Debatte im Nationalrat zitiere, und zwar 
möchte ich jetzt einen zitieren, der meine 
Ansicht vollkommen teilt, nämlich den Abge
ordneten Dr. Hauser, der im Verlauf seiner 
Rede ausführte, daß seiner Meinung nach die 
Ehe besser als durCh Strafrichter durch soziale 
Maßnahmen und durch Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Familienrechtes geschützt werden 
könnte. 

Uber diese Äußerung des Dr. Hauser war 
ich per.sönlich sehr glücklich. Sie erinnern sich 
vielleicht noch an meinen Beitrag zu dem 
Gesetz über die Neuregelung der Rechts
steIlung des unehelichen Kindes. Auch damals 
kam ich auf mein Herzensanliegen zu 
sprechen, auf die Neuregelung des ehelichen 
Güterstandes und des Erbrechtes. Gewiß ist 
durch dieses Gesetz allein die Versorgung 
der Frau nicht gesichert, aber wir können eben 
heute bei einer derartigen Verzahnung der 
ver,schiedensten Gesetze nicht eine Maßnahme 
allein betrachten, wir müssen die Summe aller 
Maßnahmen sehen. Wenn wir sagen, daß eine 
Besserstellung der Frau im ehelichen Güter
recht und im Erbrecht ein wesentlicher Schutz 
zur Aufrechterhaltung der Ehe ist, dann, 
glaube ich, tun wir der Wahrheit mehr Gerech
tigkeit als wenn wir sagen, die Aufrechterhal
tung des Paragraphen gegen Ehebruch ist ein 
großer Schutz. Denn meist geht es um die 
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materielle Sicherstellung der Ehefrau (Ruf bei 
der OVP: Nicht nur!) und der Kinder. 

Das bestätigte mir auch in ei1ner Forum
diskussion die Abgeordnete Dr. Hubinekj Sie 
können sie fragen. Es war das in einer Forum
diskussion, die wir beide abgehalten haben. 
Ich war glücklich festzustellen, daß auch über 
die Fraktionen hinweg Ubereinstimmung 
herrscht. Frau Dr. Hubinek sagte damals 
sogar: Die Regierung,svorlage, die Ihr Mini
ster eingebracht hat, bringt uns Frauen zu
wenig. Hören Sie bitte, meine Herren, Frau 
Dr. Hub.inek sagte : Bringt zuwenig für uns 
Frauen! 

Daher war ich sehr erstaunt, als dann in 
der Sitzung des Nationalrates am Mittwoch. 
dem 17. Februar 1 971 , in einem Debatten
beitrag Generalsekretär Dr. Schleinzer sagte 
- im Augenblick ist er Ihr Parteiobmann, 
also Dr. Schleinzer sagte das damals -, die 
OVP könnte dieser Vorlage über das eheliche 
Erb- und Güterrecht nicht positiv gegenüber
stehen, da·s würde zu einer Vermaterialisie
rung der Ehe führen. 

Meine Damen und Herren! Ehepakte gibt 
es auch im geltenden bürgerlichen Recht, und 
diese Ehepakte werden meist von den Reichen, 
von den wirklich Reichen abgeschlossen, weil 
es hier um große Werte geht. Da spricht 
niemand von einer Vermaterialisierung der 
Ehe, wenn man sogar zum Notar oder zum 
Gericht gehen muß, um diesen Ehepakt abzu
schließen? Es wäre doch ein Akt der Gerech
tigkeit den Frauen dieses Landes gegenüber, 
nicht immer nur zu reden, wenn einmal eine 
ohnedies fragwürdige Strafbestimmung aufge
hoben werden soll, von einem Schutzlos
werden zu ·sprechen und auf der anderen 
Seite den Leistungen gerade der Ehefrau und 
Mutter, die nicht berufstätig .sein kann, jeg
liche Anerkennung im Gesetz zu verweigern. 
(Zustimmung bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren I Sie sehen: Im 
Strafrecht kam es schon zu einer Aufweichung 
der Standpunkte, und das läßt mich hoffen, 
daß wir dann in der nächsten Legislatur
periode bei einer weiteren Reform des 
Familienrechtes auch bezüglich dieser alten 
Forderung - das ist schon eine Forderung 
der Abgeordneten Papp, Proft und Genossen 
aus dem Jahre 1 925 - zu einer positiven 
Erledigung dieser Vorlage kommen werden. 

Meine Damen und Herren! Ich habe gesagt: 
Eine fragwürdige Strafbestimmung ist für uns 
diese Aufrechterhaltung der Strafsanktion bei 
aufrechter Ehe. Lassen Sie mich auch das 
noch erläutern. Ursprünglich war ja die drei
jährige Frist im Entwurf drinnen, analog der 

dreijährigen Frist des Ehegesetzes. Nun ist 
man also auf ein Jahr heruntergegangen. Es 
war das ein Kompromiß, um einer großen 
Mehrheit die Zustimmung zu diesem Gesetz 
zu erleichtern. 

Was kann das für Folgen haben? Ich will 
ganz offen sprechen. Ein Ehebruch ist ja nicht 
der Beginn der Zerrüttung der Ehe, sondern 
meist der Endpunkt der Zerrüttung. (Bundes
rat Dr. H e  g e r: Prinzipiis obsta!) Auf der 
anderen Seite ist es aber durchaus möglich, 
daß hier aus gewissen Situationen heraus so
zusagen ein Ehebruch ad hoc stattfindet, der 
- und das möchte ich auch hier als Ehefrau 
betonen - nicht zu einem Zerbrechen der 
Ehe führen muß, denn eine Frau kann viel 
verzeihen! Wenn Sie gerade dieses Delikt 
als strafwürdig darstellen, wenn Sie gerade 
hier eine Möglichkeit für die Frau schaffen, 
eine Privatanklage zu erheben, glauben Sie 
nicht, daß .sich dann die Standpunkte so ver
härten, daß das, was Sie wollen, nämlich den 
Schutz der Ehe, in das Gegenteil verkehrt 
wird und daß ohne diese Strafbestimmung 
eine Aussprache stattfinden könnte, ein Ver
zeihen, wenn die Situation noch nicht zu ver
fahren ist? 

Es wurde auch im Hohen Hause drüben 
gesagt: Liebe und Treue kann man nicht durdl 
strafrichterliche Urteile erzwingen. Dazu be
darf es der inneren Einstellung der beiden 
Partner. Wenn Sie hier eine Sanktion auf
rechterhalten, die einem mißgünstigen Dritten 
die Möglichkeit gibt, den Betrogenen aufzu
hetzen, ihn zu Gericht zu treiben, dann be
zweifle ich, ob Sie, wohl im besten Willen, 
aber wirklich die richtige Schlußfolgerung ge
zogen haben. 

Meine Damen und Herrenl Wir haben nun 
ein Kompromiß gefunden. Als Sozialisten be
kennen wir uns dazu. Wir haben versucht, 
nach langen und intensiven Beratungen hier 
allen die Möglichkeit zu geben, diesem Ge
setz zuzustimmen. Es war auch im Justizaus
schuß des Nationalrates ein einstimmiger 
Bericht möglich, und es haben sich auch in 
den Debatten die meisten Redner zu diesem 
Kompromiß bekannt. 

Ich möchte hier eines sagen: Alle Achtung 
vor jenen, die es mit ihrem Gewissen nicht 
vereinbaren konnten, diesem Gesetz zuzu
stimmen. Denn ein Strafgesetz kann nicht mit 
einer kleinen Mehrheit beschlossen werden. 
Ein Strafgesetz bedarf einer großen, tragfähi
gen Mehrheit, und diese Mehrheit konnte im 
Nationalrat gefunden werden. Wie gesagt, 
nochmals : Alle Achtung vor denen, die es mit 
ihrem Gewissen nicht vereinbaren konnten, 
diesem Gesetz zuzustimmen. 
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Vielleicht darf ich hier noch einmal die 
Bibel 'zitieren. Allen, die das bis jetzt nicht 
konnten, kann vielleicht auCh wieder das 
Wort helfen: Gebet Gott, was Gottes, und dem 
Staate - in der Bibel steht, dem Kaiser -, 
was des Staates ist. - Vielleicht können wir 
so zu einer weiteren Annäherung unserer 
Standpunkte kommen. 

Wenn man sagt: Die Reform des Straf
rechtes ist eine Bewährungsprobe des Parla
mentarismus! ,  dann ist mit der Verabsdüe
dung dieses Gesetzes diese Bewährungsprobe 
gelungen. Wir haben hier den ersten SChritt 
zu einer Entildeologisierung des StrafreChtes 
getan. Diesem ersten Schritt müssen und 
werden in der nächsten Legislaturperiode 
weitere Sdlritte folgen. 

Ich hoffe nur, daß die weiteren Verhand
lungen von dem gleichen Geist der Toleranz 
getragen werden wie die Verhandlungen dies
mal, daß sachliche Erwägungen im Vorder
grund stehen, daß ernsthaft unter Beiziehung 
von Fachleuten alle noch ausstehenden Pro
bleme beraten werden können und daß wir 
dann zu einem Strafrecht kommen, das das 
sozial Schädliche bestraft, dem Menschen seine 
Entfaltung und Erfüllung in der Gesellschaft 
gewährleistet und die sozialethische Haltung 
des einzelnen in der GesellsChaft bestärkt. 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Vorsitzender: Als nächster hat sidl zum 
Wort gemeldet Herr Bundesrat Dr. Goess. 
Darf ich bitten. 

Bundesrat Dr. Goess (OVP) : Hohes Haus' 
Hierr Minister! Die Strafrechtsreform 1 91 1  oder 
das Strafrechtsänderung.sgesetoz 191 1 ,  wenn idl 
es so richm'ger bezeichnen darf, ,ist die Vor
wegnahme eines Teilber,eiches der an sich 
schon überfälLigen Gesamtreform des Straf
rechts. Diese Vor,gang,sweis,e, hier etwas her
auszubrechen, wäre sicher abzulehnen, wenn 
der Ver,such zu spüren wäre, ,diese über
fäl lig;e Gesamtr,eform nach subjektiv,en Ge
sichtspunkten zu zerlegen und unübersichtlich 
zu madlen oder gar zu präj udizier'en. 

Das Gesetz, wie es uns hier vorliegt, ist 
das EI1gebn1s einer Vlielmonatig·en A:[�beit im 
Ausschuß und Unterausschuß des National
rates, durch welche die ursprüngliche Regie
rungsvorlage erheblich verändert und erwei
tert wUlide, ,sodaß man jetzt mit Fug .und 
Recht darin eine 11eilreform ,erblicken kann, 
die sich sinnvoll in di,e Gesamtr,eform, die 
,hoffentliCh auch bald kommen wird, einfügen 
kann. 

kleinen Sdlritte handeln kann, denn OOge
sehen von den anderen Bereichen, die in 
dieser Novelle hier behandelt werden und 
di,e auCh gewichtig sdnd, ist 'zweifellos dLe 
Neufassung im BeH�ich der Tathestände Ehe
hruch, Ehestörung und Homosexualität ein 
groß1er Schritt. Daher war di'e Freigabe der 
Abstimmung über dieses Gesetz l1ichtiJg. Mit 
dteS'er Freigabe hat aber auch jeder von uns 
die ungeteilte Ver.antwo.rtung für die Stimme, 
die er abgibt, zu tragen. 

Ich stehe nicht an, festzustellen, daß für 
einen praktizierenden Katholiken diese Ver
antwortung auf Grund des Hirtenbrief.es nicht 
leichter geworden ist. Ohne nun im geri.ngsten 
Zweifel ,aufkommen lass,en zu wollen, daß 
die Bischöfe das Recht halben, wann imme,r 
und IZU welcher Mate:nie Jimmer das Wort zu 
er.greifen, hätte ich es doch pers'önlich be
grüßt, wenn .diese klärenden Worte ,entweder 
vor der Entscheidung im Nationalr.at ode,r 
nach der Entsch,eidung im Bundesroat ge
sprochen worden wären. (Zustimmung bei 
tJVP und SPtJ.) 

Aber für mich waren trotzdem diese Worte 
Anlaß, mich nodl eingehender mit der 
Prüfung und der Uberlegung .dieser Materie 
zu befassen. Auf Grund dies'er ,eingehenden 
Prüfung und Uberlegung bin ich 'zu der Ent
scheidung gekommen, mit Ja zu ,stimmen. Das 
hätte ,ich nun auf 'einfache Weise machen 
können, indem ich mich in der Bank. dann 
eI1hOlben hätte. Aber ,wegen des Gewichtes 
der Verantwortung bün ich der Meinung, daß 
ich als Katholik diese Stimme durch einen 
kurzen Beitra,g in der Debatte begründen soll. 

Zum ersten, warum ich dafür ,stimme :  Die 
Fortführung der DiJskussion dn aller Offent
lichkeit über eine Materie, die im Grenz
bereiCh von Weltanschauung, Moral und 
R!echtsordnung liegt, hätte nichts mehr zur 
Klärung beitragen können. Im Geg·enteil : Ich 
hätte da ·eine gewisse Gefahr, die Möglich
keit der Verwirrung der Begriffe, erblickt 
sowie auch eine g,ewisse Gefahr, daß durch 
erine eins·eitige politisdle EntsCheidung uns 
unv,errückba.r erscheinende Wert'e -in Frag,e 
·gestellt wer.den könnten. 

Zum zweiten: In Fr.agen der Moral giht es 
keinen Kompromiß. Aber ·eine pluralistische 
GeseHschaftsordnung kommt ohne den Kom
promiß im Bereich der staatlichen Ge,setz
gelbung nicht aus. Der Kompromiß, ,d'er dite 
Grundlage d1eser Gesetzesvorlage darstellt, 
ist nicht moralischer, s onde1'll rechtspolitisrn'er 
Natur. Besonders unter Berücksichtigung der 
Polarität der Standpunkte, wJe sie einander 

Ich glaube, mit dem Herrn Minister darin 
einig zu Igehen, wenn ich j,etzt f.eststelle, daß 
es sich da um keine sogenannte PoLitik der 

am Anfang g'egenüber.gestanden sind, ist er 
für ,alle trag,bar. Denn der T.atbestand des Ehe
bmches bleibt als strafbar erhalten. Damit 
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g,enießt die Institution der Ehe auch weiter
hin den strafrechtlichen Schutz ,als besonders 
anerkanntes Rechtsgut. 

Der Schutz der Jugend vor Verführung zur 
Homosexua1ität ist Ibis zu einem 'gewissen 
Maß - diese Einschränkung muß ich hier 
vornehmen - geg,eben, wobei mir d1es,es -ge
wisse Maß etwa dort zu liegen scheint, wo es 
Üiberhaupt noch möglich ist, eUlesen Schut,z 
shiafrechtlich zu 'gewähren. 

Die Erregung öffentlichen Ärgernisses wird 
nach wie vor bestraft. Di,e Werbung für Un
zucht und die Betätigung,en in Verbindungen 
zur Begünstigung gleichgeschlechtlicher Un
zucht werden -als neue stmfbare Tatbestände 
eingeführt, und somit werden Erscheinungs
formen unserer Gesellschaft, wi1e sie seit der 

_ ursprünglichen Beschlußfassung über das 
Str,af.gesetz immer stärker in Erscheinung 
treten, unter Strafsanktion tQ-estellt. 

Zum dritten, warum ich dafür Istimme : Die 
Straf.e hat ,im wesentlichen drei Aufgaben: die 
Albschreckung, die Besserung und die Sühne. 

Wie die Erfahrung gezei,gt hat, ist di,e ab
schreckende Wirkung im Bereich dieser Tat
be,stände nicht oder nur in _einem Iganz unzu
reichenden Maß gegeben. 

Di.e Wirkung d-er Besserung ist in den 
w,enigsten Fällen das Er,gebllJis dieser Strafe 
gewesen. Im Gegenteil: Ich konnte manchmal 
feststellen, daß sie zu einer Verhärtung .ge
führt hat. 

Und die Sühne als einziJg verbleibende Auf
gabe dieser Str,afe .erscheint mir nun gerade 
in diesem Bereich zuwenig zu sein, um die 
Strafe als solche recbtfertig,en zu können. 

W·enn ,ich damit aLso ,in ,dies-ern Bereich die 
Wirksamkeit der Strafe auf Grund dieser drei 
Inhalte, die sie meines Wissens haben soll, 
'etw.as ,in Frage steUe, dann Ib�n ,ich der 
Meinung - hier teile ich auch den Stand
punkt, den meine Vorrednerin, Fr,au Dr. Seda, 
vertreten hat -, daß im Bereich des ZivH
rechtes der Schutz der Ehe -zu verbessern ist. 

Ich erlaube mir daher, im Namen meiner 
Fraktion einen Entschließungsantrag in dieser 
RJichtung einzubringen, der wie folgt lautet: 

E n t s c h I oi .e ß u n -g s ,a n t r a g  

der Bund,esräte . Dr. Iro, Dr. Schambeck, 
Ing. Mader, Wagner, Dr. Gas'perschitz und 
Genossen rum Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates betreffend das Str.afr,echts
änderung-sgesetz. 

Der Bundesrat -wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, an
läßlich der Neuor·dnung ides österreichischen 

Ehe- und Familienrechtes geeignete Maß
nahmen zum Schutz der Ehe vorzus-ehen. 

Ich glaube, daß zum Inhalt dieses Antrages 
kaum kontroversielle Standpunkte bestehen 
dürften, und hoffe daher, daß wir ihn ein
stimmi.g verabschieden können. 

Und nun zum vi ert.en , w.arum ich j etzt mit 
J,a stimmen weIde: Im Bereich von FHm und 
Literatur werden eheliche Untreue und 
Homosexualität in der 'ganzen Bandbreite 
zwischen Vernied1ichung und Voerherrlichung 
angeboten. 

Wenn nun eine Ges·ellschaft ,der damit ver
bundenen Gefa'hr nichts anderes entgegenzu
setzen weiß, als sich Is,elbstzufrieden hinter 
der Strafbarkeit der Folgen dieser Demor.a1i
sierung zu verschanzen, da:rm betr.achte ich 
das ,als Hypokrisie. 

Hohes Haus I Wenn wir zu dieser Vorla·ge 
j etzt die Stimme abgeben werden, dann wir.d 
dies die Stimme unseres Gew.issens und nidlt 
die uns,efoer Partei sein. Es werden also die 
Meinungen voraussichtlich Ig,ete.ilt sein. 

Aber nach dieser Abstimmung darf es keine 
Einteilung in solche, die .diesem Gesetz mit 
einer antiquierten Anschauung g.egenüber
-steben, und in solche, die diesem Gesetz mit 
einer modernen Anschauung gegenüber
stehen, oder ,in gute und schlechte Katholiken 
oder in Hüter der Moral und in faule Kom
promißler geben. Wir alle entscbeiden hier 
nach bestem Wissen und Gewissen! (Allge
meiner Beifall.) 

Vorsitzender: Der von den Bundesräten 
Dr. Iro und Genossen eingebrachte Ent
schließungsantrag ist genügend unterstützt 
und steht daher zur Debatte. 

Wir fahren in der Debatte fort. Zum Wort 
gelangt Frau Bundesrat Dr. Jolanda Offenbeck. 

Bundesrat Dr. Jolanda Ofienbeck (SPO) : 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Wenn 
wir heute den Gesetzesbeschluß über die 
Reform eines Teiles des Strafrecht.es, das, wie 
b.er,eits meine Kollegin Dr. Seda ausgeführt 
hat, weit über 1 00 Jahre alt ist - es ist 
fast 1 70 Jahre alt -, zu behandeln haben, 
dann sjnd wir SOZiialtisten außerordentlich 
glücklich darüber, daß hi-er endlich ein Beginn 
gesetzt wurde, ldaß wi.r -endlich mit der Reform 
des Strafrechtes begonnen haben. 

Niemand wird wohl 'ernstLich bestreiten 
können, daß es immer wied·er nöUg ist, die 
Gesetze den veränderten gesellschaftlichen 
Verhältnissen anzupass-en. Das StIiaf,ges·etz, 
das w.ir bisher hatten, stammt noch aus der 
Zeit der Postkutsche, aus einer Zeit, in der 
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die Menschen ganz anders waren, als dies 
heute der F,all ist. Daher bedalif ·es dringend 
emer Änderung. 

Hätte es nicht .immer wi·eder Änderungen 
des Strafrechts, nicht immer wieder Reformen 
gegeben, dann stünde man sozusagen noch 
,in einer Zeit, in der es üblich war, dem Die/b, 
also einem Menschen, der gestohlen hat, die 
böse Hand abzuhauen. Oder man würde sich 
heute noch der Folter ,bedienen, um die Wahr
heit zu finden. Es .ist noch gar nicht so lange 
her, daß man die Folter noch zur W,ahrheits
findung henutzt hat. 

Das Ringen um di,e Bemühungen um eine 
Strafr·echtsreform ist ebentaUs hundert Jahre 
alt. W·enn es heute noch Leute gibt, die die 
Meinung v,ertr,eten, man sollte das Strafrecht 
nicht ändern, dann müssen wir Sozialis-ten 
und wü Frauen Ii'hnen sag;en : Es ist dringend 
nötig, dieses Straf.recht zu ändern. Wir Frauen 
sind .sogar der Meinung : Bs ist zu hoffen, 
daß es recht bald zu einer weiteren Reform 
des Strafrechtes kommt, denn wir Frauen 
leiden 'ganz besonders unter dem heutig,en 
Str,afrecht. 

Belastungen die Frauen gerade in der 
Smwangerschaft ausgesetzt sind. 

Wir Frauen setzen also unsere große Hoff
nung schon heute in die nächste Reform des 
Strafrechtes, in die Gesamtrefonn des Straf
rechtes, wie das auch Herr Kollege Dr. Goess 
zum Ausdruck gebracht hat. Wir hoffen, daß 
damit dem Wunsch der Mehrzahl der Frauen 
Rechnung getragen wird, damit dieser Abtrei
bungsparagraph dann nicht mehr so viel Leid 
über die Frauen und nicht nur über die 
Frauen, sondern über ganze Familien bringen 
kann. 

Die österreichischen Frau€n warten also 
dringend auf die Gesamtreform des Straf
remtes. Es ist höchste Z.eit, daß unser Straf
recht den Realitäten der heutigen Wirklichkeit 
angepaßt wird. (Beifall bei der SPO.) Ein Ver
brech,en 'ist nur das, was die Mehrheit der 
Bevölkerung auch noch als V:erbrech€n ,emp
findet. (Widerspruch und Zwischenrufe bei der 
OVP.) Es muß ein Unrechtsibewußtsein vor
handen sein, aber dieses Unremt.stbewußts·ein 
ist bei den Frauen, wenn wir über den § 1 44 
spremen, nicht mehr vorhand,enl (Bundesrat 
lng. M a d e  r: Das ist sehr gefährlich!) 

Di,es'e Strafrechtsr,eform .ist ein großer 
Schriett vorwärts, der Generationen vor uns 
v.er,sa"gt g·eblieben list. Wir .sind stolz darauf, 
und es ist eigentlich ein histoI'ischer AUJg,en
blick, daß wir diese StrafremtsänJderung heute 
verabschieden können. 

Ich denke 'hier an den § 144, unter dem 
speziell wir Frauen leiden. Dieser Abtrei
bungsparagraph ist keineswegs mehr zeit
'gemäß. Ich kann einfach nicht glauben, daß 
es so viele Verbrecherinnen unter. den Frauen 
geben soll, die man ein bis fünf Jahre in den 
Kerker schicken müßte. So haben mir Frauen
ärzte gesagt, daß auf jede vierte Geburt heute 
·eine Abtreibung kommt. Und dabei wissen Meine Damen und Herren I Ich werde mich 

wir, daß die Abtreibungsziffer wahrscheinlich nun dem formenen StI�af.recht zuwenden, ,einer 

noch viel höher ist, denn wir haben nur vollkommen trockenen Materie, sodaß Er

Dunkelziffern vorliegen. Ich kann einfach nicht regung nicht mehr nötig ist. (Bundesrat 

glauben, daß alle diese Frauen Verbrecherin- B ü r k 1 e: Das "gesunde Volksempfinden" 

nen sind. haben wir kennengelerntf) Ich habe ,gesagt, 
daß es d1e Frauen nicht mehr als Verbrechen 

Aber ich kann sagen, daß die Richter in empfinden, wenn ,sie sich 'gegen den § 144 
der Praxis hier Milde walten lassen und diese wenden. Si.e können darüber nicht reden, weil 
Frauen nicht ein bis fünf Jahre in den Kerker Sie davon keine Ahnung haben; das liegt 
schicken, sondern vom außerordentlichen in der Natur der Sache, meine HerDen I (Bun
Milderungsrecht und von der bedingten Ver- desrat Dr. I r  0: Für den § 144 werden wir 
urteilung Gebrauch machen. Sie halten sich kämpfen!) Kämpfen Sie, aber wir werden auch 
also nicht an dieses veraltete Strafrecht, son- kämpfen. Wiir werden die Frauen in dieser 
dern haben faktisch dieses Strafrecht schon Angelegenheit aufklären. Darauf können Sie 
an die Wirklichkeit, an die Realität ange- sich verla.ssen. (Bundesrat Dr. I r 0: Da wer
paßt. den Sie keine Kardinäle und keine Bischöfe 

Ich bewundere die österreich ismen Frauen zitieren könnenI) Ich habe keinen Bischof 
außerordentlich, daß sie sich in dieser Frage zittert, Herr Dr. Iro. (Weitere Zwischenrufe 
so diszipliniert verhalten, obwohl rundherum bei der OVP. - Bundesrat B ö e  k: Der Herr 
die Diskussion um dieses Problem im Gang Vorsitzende soll dafür sorgen, daß die Red
ist und hohe Wellen schlägt. Die österreichi- nerin weitersprechen kann!) Im bin der Mei
schen Frauen dulden es also, daß Männer nnng, daß diese Frage nur Experten, Frauen
theoretisch über eine Sache diskutieren, die ärzte und die Frauen selber beurteilen kön
sie praktism nicht kennen. Dabei können sie nen . . (Lebhafte Zustimmung bei der SPO. -
mit Ausnahme der Ärzte keine Ahnung haben, Bundesrat Dr. I r 0: Da werden Sie kennen
welm großen körperlichen und psychischen . lernen, daß die OVP noch eine christlich-
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demokratische Partei ist; ich freue mich schon Staatsanwalt, Richter und Verteidiger zusam-
auf diese Zeitf) meruwirken. 

Ich möchte momentan vom Verfahrensrecht 
,sprechen. Meine Herren, .:r;egen Sie sich nicht 
so aufl (Bundesrat Dr. I r  0.: Weil Sie provo
zieren!) Ich habe nicht provoziert. �s list eine 
T,atsache, daß in ganz Europa :eine WeHe vor
handen ist, diesen Paragraphen zu mildern, 
denn er bringt derartig viel Elend über die 
F.rauen und über Iganze F,amilien. Das können 
Sie nicht bestmiten, Herr Dr. lro. (Bundesrat 
Dr. I r 0 :  Sie propagieren die Tötung des 
unschuldigen Lebens! - Bundesrat W a l l  y: 
Seien Sie nicht 80. präpotentl) 

Las,sen Sie mich nun zum V,erfahrensrecht 
kommen, eine trock,ene Materie, die in der 
Offentlichkeit nicht viel Aufregung v,erursacht 
hat und mit der man sich ,in der Offentlich
keit nicht sehr ,beschäftigt hat. Ich muß sa'gen, 
zu Unrecht, denn das ist ja das We,rkz·eug 
zur Wahrheitsfindung, und hier wiI1d entschie
den, ob Jemand in Fre.iheit sein darf oder 
ob er etwa jm Gefängnis .sitzen muß. Daher 
iJst dieses formelle Recht zu Unr'echt lin der 
Offentlichk,eit wenig beachtet worden. 

In diesem formellen Strafroecht, im Straf
prozeßrecht, .ist aber auch die Stellung des 
Vertetdig.ers, des Staats,anwaltes, des Richters, 
der Schöffen und Geschwornen ,g·enau f.estge
legt. Es war auch nötig, daß Idiese v.erfah
rensrechtlichen Vor.schl"iften der heuUg,en Zeit 
angepaßt wurden, denn ,auch di,ese Straf
prozeßbestimmungen ,sind nahezu hundert 
J.ahre alt. 

Lassen Sie mich nun speziell zum Ausbau 
der Verteidigungsrechte Stellung nehmen. Es 
ist hier immer wieder das Schlagwort von 
der Waffengleichheit von :StaatsanwaIt und 
Verteidiger verwendet worden. Ich hin der 
Meinung, ,sie soHen beide ogl'eich Igut 'gestellt 
werden. Das war aber Ibisher nicht der Fall. 
Der Ve.rteidig·er w,ar schlechter gestellt als 
der Staatsanwlalt, obwohl be1de subjektive 
Interessen vertreten, zum Unt,ersdüed vom 
Richter, der objekNv:e Inter'ess,en vertritt. 

Der Ver'teidig'er wird nach der neuen Straf
prozeßordnung die Möglichkeit hahen, in die 
Akten ,im Stadium der Voruntersuchung bes
ser Einsicht zu nehmen, und er wird mit dem 
verhafteten Beschuldigten nunmehr ohne Bei
sein ,einer Gerichtsperson �prechen können. 
Ich glaube, daß der Verteidiger dadurch den 
Sachverhalt besser zu erkennen ,in oder Lage 
.ist und ,daß er ·einen besser:en Kontakt mit 
dem verhafteten Beschuldigten 'hat. Dies,er 
besser:e Kontakt mit idem Bescbuldi'gteill, -diese 
verbesse.rte Akteneinsicht verbür,gt wohl ·auch 
ein r.ichUg,eres Urteil, denn es sollen ja hier 

Den Rechtsanwälten wurde aber auch in der 
StPO das Anwaltsgeheimnis ,eiIlJg,eräum t, das 
ihnen bisher wohl in der ZivtilprOlzeßordnung 
und 'im A VG zustand, das Isi,e aber in der 
Strafprozeßordnung nicht haUen. Das heißt, 
was .ihnen als Verteidioger anvertraut wurde, 
darüher hatten sie das Anwaltsgeheimnis , 

aber nicht darüber, was ihnen als Rechts
anwalt anvertr,aut wurde. Ich glaUlhe, daß die 
Statui'erung des A'llwaltsgeheimnisses lin der 
Strafprozeßordnung ein bess,eDes Vertrauens
v.erlhältnis zwischen dem Mandanten und dem 
Rechtsanwalt schaffen w.iDd. 

Im übrigen wurde festgel'egt, daß der Ver
teidiger nicht mehr der ODdnungsgewalt des 
Rkhters untedie.gen soll, sondern daß er 
disZiiplinär seiner Standesbehönde verantwort
Udl sein soll. Das ist ,auch ein 'Weg '.Zur 
Waffengleichheit, wie man Isagt, oder ein 
Schritt dazu, -daß der Verteidig,er ähnlich gut 
:gestellt wird wie der Staatsanwalt. 

Das Strafrechtsänderung,sg·esetz sieht das 
Haftprüfungsverfahren vor, das er,stmals die 
MögLichkeit geben ,soll, daß sich nun Ver
teidiger, Staoatsanwalt urud ,BeschulJdttgter in 
einer Verhandlung, in einer parteiöff-entlichen 
kontradiktor,ischen Verhandlung 'gegenüber
st,ehen und die Haftgründe darlegen. Ich 
glaube, daß das lein ulligelheur.er Fortsduitt 
.ist, denn erstmals soll in dieser Verhandlung 
,geprüft weroen, ob der Beschuldtgte länger 
in Haft bleiben muß oder ob er .auf fr,ei,en 
Fuß g,es'etzt werden kann. Das Gesetz schreibt 
,grundsätzlich ,eine amtswegige Haftprüifung 
vor. Wir wissen wohl, daß di.eses Haft
prüfungsverf.ahren ,einige Zeit in Anspruch 
nehmen wird und daß die Gepichte dadurch 
mehr beschäftigt sein wenden, aber wir sind 
der Meinung, daß man, wenn es um die Frei
heit ,des Staatsbürg,ers g,eht, l\!eine Mittel und 
keine Mühe scheuen darf und daß man diesen 
Weg des Haftprüfungsverfahrens gehen soll, 
denn ein Freiheits,entzug list ,eben doch die 
krass·este Beschränkung des 'Menschen übe.r
haupt. Wir begrüßen ·es d,aher, daß nun ein 
solches Haftprüfungsv,erfahren stattfindet. 

Weiters sieht die Strafpro2leßordnung nun 
vor, daß die Untersuchungshaft grundsätzlich 
mit .sechs Monaten, bezieihungsweise mit zwei 
Monat-en heschränkt se.in /5;011 und daß von 
dies·en Grenzen nur a'bgegangen we:rden kann, 
wenn d·er Gerichtshof zWleiter ,Instanz !dies 
berwilUgt. 

Darüber hinaus engibt sich ,eine Besdrrän
kung der Haft ,auch ,aus dem Grundsatz der 
VeI'lhältnismäßigke.it. Das heißt, die Unter
suchungshaft ,ist iaufzuheben, sobald ihre 
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Dauer im Verhältnds zu den zu erwartenden 
Strafen unang,emessen ,ist. 

Als wesentliche Neuerung ist in diesem 
Zusammenhang noch der Aushau der g'elin
deren Mittel, durch die eine Haft vermieden 
weI1deon kann, und der Haftaufhehungsgrul1!d 
der sozialen Integration tZU nennen. Weiters 
auch di,e Möglichkeit ,einer Enthaftung .im Fall-e 
einer obHgatorischen Untersuchung.shaft und 
die PflichtV'erteidoigung, die nun bei 'einer Haft
dauer von mehr als sechs Monaten eingeführt 
werden soll. 

Die Reg,i,erungsvorlage hatte vor:goesehen, 
daß die obligatorische Untersuchungshaft 
überhaupt entfällt, und nur der zuständige 
Richter und die Sicherhoeitsor,gane sollten bei 
Kapitalv,erbrechen die Inhaftierung ohne 
PIÜfung des Haftgrundes vornehmen können. 
Die obligatorische Untoersuchung;shoaft ohne 
nähere Prüfung ist und 'bl,eibt prOibLematisch 
und steht ,insbesondere mit doer Menschen

rechtskonvention nicht lim - Einklang. Zum 
Unterschied vom bisher ,geltenden Recht kann 
aber, wie gesa·gt, wenn 'keine Flucht- und 
VierdunkelungS9,efahr ,beste'ht, von .einer \lier
hängung der Haft abgesehen werden. 

Wir sehen also in der Reform der Straf
prozeßordnung ,immer wieder das Bemühen, 
die Tendenz, die Unter.suchungshad't auf ein 
Minimum zu beschränken und st;reng zu 
prüf,en, ob die Haft .gerech.tf.erti.gt ist, um 'Zu 
vermeidoen, daß Menschen, die noch nicht 
rrechtskräftig verurteilt sind und deren Un
schuld sich in der Hauptv:erhantdlung j,a immer 
noch herausstellen kann, jhrer Fr;eiih.oeit 00-
raubt werden. 

Die Regierungsvorlage hatte noch vorge
sehen, daß Laufbild.er und TonbanJdaufnaihmen 
bei der Hauptverhandlung nicht zuzulassen 
sind. Ich 'bedaur,e e,s, daß dieser Punkt zurück
'gestellt wurd,e und daß man .sich darüber nicht 
einigen konnte. Ich glaube nämlich, ,daß man 
damit der Wahrheitsfinldung keinoen guten 
Dlenst Ig,eleistet hat, denn ,es .ist siehe,r, daß 
sich Menschen vor einer Fernsehkamera 
anders verhalten, als wenn si,e sich unbeob
achtet, zumindest nicht von Millionen Men
schen beobachtet fühlen. Die Offentlichkeit ist 
ja g'egeben, da die Presse im Gerichtssaal 
,anwesend. s'ein kann. Ich ,g1aube ,auch, daß 
es im Interesse des Schutzes der P,ersönlich
keit des Beschuldigten gÜDst1g ,gewesen wär·e , 
wenn man sich hier zu einem entsprechenden 
Entschluß durmg'eIUng·en hätte. WIr , hoffen 
aber auch hier auf die nächste Strafrechts
r·eform - so wie Ibezüglim des § 1 44 - und 
erwarten, daß dort dann eine Entscheidung 
getroffen wird. 

Die Reform der Strafprozeßordnung sieht 
weiters die .Beseitigung der Beschränkung des 
Berufungsrechtes bezüglich des Strafausmaßes 
vor. Das Erstgericht hatte bisher die Möglich
keit, durch eine entsprechende Strafzumes
sung der Partei die Berufungsmöglichkeit zu 
nehmen. Professor Nowakowski sagte dazu, 
gerade in einer so wichtigen Frage wie der 
der Strafzumessung sollte der Rechtszug nicht 
abgeschnitten werden. Es leuchtet ein, daß 
die Reform des B erufungsredltes erfoliderlich 
war, denn für den Betroffenen ist es ja tat
sächlich nicht gleichgültig, wie lange er in 
Haft zu bleiben hat. Das zur Strafprozeß
ordnung. 

Und nun noch ein paar Worte zur bedingten 
Verurteilung. Wir sind der Meinung, daß man 
d'ie bedingte Verurteilung vermehrt anwenden 
sollte , und ich glaube, daß diese Änderung 
des Gesetzes über die bedingte Verurteilung 
mehr Menschen die Chance 'gibt, in den Genuß 
der bedingten Verurteilung zu kommen; d-enn 
es ist ja  nun so, daß der Widerruf nicht unbe
dingt erfolgen muß, wenn er rückfällig wird, 
sondern es kann die Probezeit auf fünf Jahre 
verlängert werden. Dadurch wird einem 
Rechtsbrecher nochmals die Chance .gegeben, 

"im Genuß" der bedingten Verurteilung zu 
bleiben, könnte man sagen. 

Es ist ja überhaupt problematisch, daß im 
österreichischen Strafgesetzbuch die Delikte 
mit verhältnismäßig hohen Strafen belegt 
sind. Es wäre wünschenswert, daß diese hohen 
Strafen herabgesetzt werden. Der Entwurf aus 
1966 hat j a auch nur mehr 12 Deliktstypen 
von -einer bedingten Verurteilung ,ausgenom
men. Es sollte aber nicht nur der Deliktstypus 
entscheidend sein, sondern man sollte wirk
lich hier j eden einzelnen Fall prüfen, die ge 

samte Deliktsituation müßte berücksichtigt 
werden. 

Wir Sozialisten begrüßen j edenfalls die 
häufigere Anwendung der bedingten Verur
teilung, da oft die Bestrafung allein ,genügt, 
während der Aufenthalt in einer Strafanstalt 
immer problematisch bleibt und nach Mög
lichkeit bei kleinen Str,afen überhaupt ver
mieden werden sollte. 

Ich habe mich hier bewußt auf die Skizzie
rung der Schwerpunkte der Neuerungen de r  
Strafprozeßordnung beschränkt. Ich glaube 
aber, daß dieser kurze Dberblick. die Bedeu
tung auch dieser Änderung im Strafprozeß 
erkennen läßt, wenn man auch das ganze 
materielle Redlt überhaupt ausklammert. 

Grundsätzlich sagen wir Sozialisten zur 
Reform des Strafrechts und des Strafprozeß

rechts ja, und wir sagen auch zu allen Kom
promissen j a. Ich sage noch einmal: Wir hoffen 

729 
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Dr. Jolanda Oflenbetk 

heute schon auf die näChste, auf die Gesamt
reform, wenn es auCh dem Herrn Dr. Iro nicht 
paßt. Im übr�gen erfüllt 'das vorliegende 
Reformwerk wesentliche Forderungen, die die 
Sozialisten in ihrem Justizprogramm aufge
stellt haben. (Beifall bei der SPo.) 

Vorsitzender: Ich begrüße die im Hause er
schienene Frau Staatssekretär Wondrack herz
lich. (Allgemeiner Beifal1.) 

Als nächster Redner hat sich Herr Bundesrat 
Seidl zu Wort gemeldet. Ich bitte. 

Bundesrat Seidl (SPO) : Hohes Haus I Ver
ehrter Herr Vorsitzender I Frau Staatssekre
tärl Verehrte Damen und Herrenl Ich möchte 
meinen Ausführungen voraus.schicken, daß ich 
das vorliegende Strafrechtsänderungsgesetz 
als einen sehr bedeutenden, als einen sehr 
entscheidenden Schritt auf dem Gebiete zur 
Reform des österreichischen Strafrechts 
betrachte. Ich begrüße diese Vorlage, und ich 
werde auch dieser Vorlage zustimmen. 

. 
Zwei Tatbestände sind in der derzeitigen 

Fassung des § 312 des Strafgesetzes enthalten, 
und zwar die wörtliChe Beleidigung und die 
tätliChe Beleidigung, die wörtliChe und tät
liche Beleidigung jener Personen, die im § 68 
des Strafgesetzes genannt sind, und zwar nur 
dann, wenn diese Personen in Vollziehung 
eines obrigkeitlichen Auftrages oder in Aus
übung ihres Amtes oder ihres Dienstes begrif
fen sind. 

Während die tätliche Beleidigung weiterhin 
strafbarer Tatbestand bleibt, wird die wört
liche Beleidigung durCh das vorliegende 
Strafrechtsänderungsgesetz aus dem österrei
chischen Strafrecht, zumindest in der Form, 
in der sie bisher bestanden hat, eliminiert. 

Nur am Rande möchte iCh bemerken, daß 
die sogenannte wörtliChe Amtsehrenbeleidi
gung weder in der Bundesrepublik Deutsch
land noch in der Schweiz a�s strafbarer Tat
bestand in den dortigen Strafgesetzen enthal
ten ist. 

Wenn ich mich aber zu diesem Gegenstand 
zu Wort gemeldet habe, dann zu dem Zweck, DurCh das Strafrechtsänderungsgesetz wird 

um mich von der Warte eines Beamten und nun die wörtliChe Amtsehrenbeleidigung, bis

von der Warte eines Funktionärs der Gewerk- her im § 312 des Strafgesetzes verankert, 

schaft der öffentlich Bediensteten vielleicht Privatanklagedelikt und ist von dem in seiner 

mit einem Sandkorn, gemessen an der großen Ehre verletzten öffentlich Bediensteten selbst 

Fülle der Probleme der Reform des Straf- zu verfolgen. 
reChtes, die gegeben sind, zu befassen. Mit 
dem vorliegenden StrafreChtsänderungsgesetz 
werden nämlich auch Probleme öffentlich 
Bediensteter, Beamter berührt, aber nicht nur 
berührt, sondern weit hinaus in weiten Krei
sen diskutiert. Unter den verschiedensten 
SChlagzeilen, manChmal auch unter den 
untauglichsten SChlagzeilen, oft auch mit einer 
gewisf en Schadenfreude wird der VersuCh 
unternommen, die öffentlich Bediensteten, 
pauschal gesehen, in einer gewissen Hinsicht 
herabzuwürdigen. Dabei gingen diese Bemü
hungen quer durch die verschiedensten Rich
tungen, der Begr,iff des "Amtskappeis" wurde 
dabei mit einer ganz besonderen Wonne als 
Schlagwort geprägt. 

Was steht nun eigentlich tatsächlich hinter 
dem so oft benützten Schlagwort "Amtskap
pei" ? Absolut zu Recht besteht seit vielen 
Jahren die Ansicht, daß das österreichische 
Strafrecht, das in einigen Positionen ohne 
Zweifel nicht mehr zeitgemäß ist, reformiert 
werden muß. Ich persönlich - ich habe es 
betont - unterstreiche diese AnsiCht. 

Im Zusammenhang mit diesen Bemühungen, 
das österreiChisChe Strafrecht zeitgemäß zu 
gestalten, wurde unter anderem auch der 
§ 312 des Strafgesetzes, die sogenannte Amts
ehrenbeleidigung, in die Diskussion geworfen 
und von der Diskussion erfaßt. 

Wenn also ein Beamter künftig niCht Diehr 
Ehrenschutz genießt als jeder andere Staats
bürger, dann soll das keineswegs heißen 
- und das glaube ich ausdrücklich betonen 
zu müssen -, daß man den öffentlichen Dienst
geber, die Obrigkeit, damit in Verbindung 
bringen könnte, daß sie so manchen Ver
pflichtungen gegenüber den Bediensteten ent
bunden erscheint. Der öffentliche Dienstgeber 
muß sehr wohl auch weiterhin die VerpfliCh
tung haben, für den Ehren'Schutz seiner Be
diensteten in einem bestimmten Ausmaß ein
zutreten, wenn der beleidigte Beamte oder der 
beleidigte öffentlich Bedienstete in Aus
übung seines Amtes tätig war. Es wäre näm
liCh , ungereCht, wenn der Beamte die finan
ziellen Lasten seiner Verteidigung aus seiner 
eigenen Tasche tragen müßte. Es soll daher 
grundsätzliCh - und das wäre einer unserer 
Wünsche - der Staatsanwalt im öffentlichen 
Interesse die Ehrenbeleidigungsklagen für den 
beleidigten Beamten erheben können, aller
dings nur bei wirklicher Beeinträchtigung sei
ner Ehre, wobei, wie auch sonst bei Beleidi
gungen, gerechtfertigte Entrüstung oder 
erbrachter Wahrheitsbeweis straflos machen 
sollen. 

Bei der ganzen Diskussion in der Offentlich
keit über die sogenannte Amtsehrenbeleidi
gung wurde eines allerdings - bewußt oder 
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Seid! 

vielleicht unbewußt - ignoriert: und zwar ' Der öffentliche Dienstgeber untersucht auch 
die Tatsache, daß es sich bei diesen wie das standesgemäße Verhalten - wie schwer 

auch ähnlichen einschlägigen Delikten und sind da die Grenzen zu zlehen! - seiner 
Vorschriften um Schutzbestimmungen nicht Bediensteten nicht nur im Dienst, sondern 

nur für den Beamten handelt, sondern daß es auch außer Dienst in der Privatsphäre. 
sich in Wirklichkeit um Schutzbestimmungen 
für den Staat schlechthin handelt. Geschütztes 
Rechtsgut ist nicht der Beamte, sondern 
geschütztes Rechtsgut ist die staatliche Auto
rität. 

Der jüngst verstorbene östeneichische 
Strafrechtslehrer Rittler registrierte diese 
Delikte in seinem Lehrbuch zusamQ1enfassend 
unter "strafbare Handlungen gegen den Staat". 
In gleicher Weise kategorisierten auch andere 
Strafrechtslehrer, so zum Beispiel der verstor
bene Dr. Malaniuk, in ihren Lehrbüchern 
diese Strafrechtsdelikte. 

Wenn man heute zu Recht in der Demokra
tie - und ich betone ausdrücklich: zu Recht -
die Meinung vertritt, daß ein so überbetonter 
Schutz der staatlichen Autorität nicht mehr 
benötigt wird, dann ist es nur recht und billig, 
wenn man dies auch ehrlich ausspricht. Tut 
man das nicht, dann muß die Offentlichkeit 
ohne Zweifel den Eindruck gewinnen, daß mit 
der sogenannten Amtsehrenbeleidigung die 
öffentlich Bediensteten und nicht der Staat 
privilegiert waren. Wer aber in diesem Zu
sammenhang nur von den öffentlich Bedien
steten spricht, wenngleich er den Staat und 
seine Autorität meint, der darf sich anderer
seits keinesfalls wundern, wenn die öffentlich 
Bediensteten dazu übergehen und auch andere 
in der heutigen Zeit kaum mehr berechtigte 
Vorrechte in die Diskussion werfen, und zwar 
Vorrechte, die der öffentlich-rechtliche Dienst
geber seit altersher den öffentlich Bediensteten 
gegenüber ausübt. 

Gestatten Sie mir, verehrte Damen und Her
ren, daß ich aus der Fülle dieser Vorrechte 
nur einige wenige aufzeige. 

Im Dienstrechtsverfahren entscheidet der 
öffentliche Dienstgeber als Richter in eigener 
Sache. Der öffentliche Dienstgeber ist gegen
über seinen Bediensteten auch Vollstreckungs
behörde in dienstrechtlichen Angelegenheiten 
hinsichtlich der selbst erlassenen Bescheide. 

Strafrechtliche Verurteilung in der Privat
sphäre nimmt der öffentliche Dienstgeber zum 
Anlaß, um Doppelbestrafungen herbeizufüh
ren, und zwar im Zuge der Anwendung der 
Disziplinarbestimmungen. 

Alle Straf- und Verwaltungsverfahren gegen 

Entscheidungen der obersten Disziplinar
kommissionen sind beim Verwaltungsgerichts
hof unbekämpfbar, und zwar bezüglich 

'
der 

Auslegung, Verfahrensmängel, Beweiswürdi
gung und Strafausmaß. Dies ist ohne Zweifel 
keine unbedeutende Lücke in unserem rechts
staatlichen System. 

Gegen gewisse Formalakte wie zum Beispiel 
"ausstellige Bemerkungen" gibt es nach der 
Judikatur des Verfassungs gerichtshofes keine 
Rechtsverfolgungsmöglichkeit. Aber in einem 
Personalakt eines öffentlich Bediensteten kann 
eine "ausstellige Bemerkung" auch dann, wenn 
sie zu Unredft erfolgt ist, ohne weiteres fel
senfest verankert .sein. 

Ich könnte die Aufzählung der heute längst 
nicht mehr zeitgemäßen Vorrechte des öffent
lichen Dienstgebers noch lange fortsetzen. 

Hie und da gelingt es mit Unterstützung 
des Rechtsbüros der Gewerkschaft der öffent
lich Bediensteten so alte, so ganz, ganz alte, 
längst verkrustete Bestimmungen aufzulockern 
und aufzubrechen. 

Das ändert aber nichts an der Tatsache, daß 
es notwendig ist, in der nächsten Zeit auch 
wirklich alles zu unternehmen, um eine Reihe 
noch bes\ehender straf-, aber auch dienstrecht
licher Bestimmungen, die ganz einfach in 
unsere heutige Zeit nicht mehr passen, zu 
beseitigen oder entsprechend abzuänder�. 

Ich weiß schon, daß auch manmes von dem, 
was ich heute gesagt habe, nicht in die Kom
petenz des Bundesministeriums für Justiz 
fällt. Dessenungeachtet geht mein Er.suchen 
an den Herrn Bundesminister für Justiz und 
darüber hinaus an die gesamte Bundesregie
rung, zeitgemäße Bestimmungen für öffentlich 
Bedienstete nicht nur im Strafrecht, sondern 
auch im Dienstrecht der Beamten zu . veran-:
kern. 

Das vorliegende Strafremtsänderungsgesetz 
1911 ist meines Erachtens ohne Zweifel die 
entsmeidendste Reformmaßnahme innerhalb 
der letzten 50 Jahre auf dem Gebiete des 
österreichischen Strafrechts. Der vorliegende 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates ist daher 
nur zu begrüßen. (Beifall bei der SPtJ.) 

Vorsitzender: Zu Wort ist noch Herr Bun
desrat Dr. Skotton gemeldet. Bitte. 

öffentlich Bedienstete werden und müssen Bundesrat Dr. Skotton (SPO) : Hoher Bundes
automatisch dem öffentlichen Dienstgeber rat I Meine Damen und Herren! Ich möchte zu 
bekanntgegeben werden. I dem Entschließungsantrag der Bundesräte 
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Dr. Skotton 

Dr. Iro, Dr. Schambeck, Ing. Mader, Wagner 
und Dr. Gasperschitz doch einiges sagen. Es 
war zwischen den beiden Parteien vereinbart, 
keine Anträge im Plenum im Zusammenhang 
mit dem Strafrechtsänderungsgesetz zu stel
len. Das bezieht sich unserer Meinung nach 
selbstverständlich auf das gesamte Gesetz
gebungsverfahren, also auch auf den Bundes
rat. 

Sollte dieser Entschließungsantrag ange
nommen werden, wäre das eine politische 
Demonstration gegenüber dem Nationalrat 
und auch eine Demonstration der OVP-Frak
tion gegenüber ihren eigenen Kollegen im 
Nationalrat. (Widerspruch bei der OVP.) Ich 
möchte feststellen, daß außerdem im zustän
digen Ausschuß des Bundesrates keine Erwäh
nung davon gemacht wurde, daß ein solcher 
Entschließungsantrag von seiten der OVP ein
gebracht werden sollte. Das entspricht unserer 
Meinung nach nicht den parlamentarischen 
Usancen. 

Meine Damen und Herrenl Die sozialistische 
Fraktion wird diesen Entschließungsantrag 
- das möchte ich besonders betone�n - nicht 
deshalb ablehnen, weil wir nicht dafür sind, 
die Ehe zu schützen, sondern weil wir uns an 
Vereinbarungen halten. Auch die Sozialisten 
hätten im Nationalrat gemeinsam mit der 
OVP mehrere Entschließungsanträge stellen 
können. Sie haben es nicht getan, weil sie 
eben gewohnt sind, Vereinbarungen einzuhal
ten. 

Im Sinne dieser Parteienvereinbarungen 
appelliere ich an die OVP-Bundesratsfraktion, 
diesen Entschließungsantrag zurückzuziehen. 
Sollten Sie ihn aufrechterhalten, so wird die 
sozialistische Fraktion dagegen stimmen. (Bei
fall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Um das Wort hat noch ersucht 
Herr Bundesminister Dr. Broda. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Vorsitzender I Hoher Bundesrat! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Gestatten Sie, 
daß ich zu einigen Debattenbeiträgen Stellung 
nehme. 

Die Frau Bundesrat Dr. Seda hat darauf ver
wiesen, daß die Beratungen über das Straf
rechtsänderungsgesetz und die damit zusam
menhängenden anderen Anträge in vielmona
tigen Verhandlungen im Justizausschuß des 
Nationalrates und seinem Unterausschuß mit 
dem erklärten Ziel aller drei Fraktionen 
geführt worden sind, einen einheitlichen Aus
schuß antrag zu verwirklichen und einen ein
heitlichen Abstimmungsmodus im Plenum des 
Nationalrates sicherzustellen, ohne daß zusätz
liche Anträge dort gestellt worden wären. 

Die Parteien im Nationalrat haben sich auch 
daran gehalten. 

Ich stehe nicht an, das hier zu wiederholen, 
was ich im Nationalrat schon sagte: Die Regie
rungsvorlage stand in der Frage der Straf
barkeit des Ehebruchs auf einem anderen kri
minalpolitischen Standpunkt als nunmehr der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates auf Grund 
des einstimmigen Ausschußantrages. Das 
Bundesministerium für Justiz hat sich im Zuge 
der Verhandlungen mit dieser geänderten Be
stimmung einverstanden erklärt, im Sinne des 
einheitlichen Ausschußanttages und des ein
heitlichen Abstimmungsvorganges im Natio
nalrat. 

In der Sache selbst stehe ich nicht an, hier 
nochmals zu erklären, daß ich die Auffassung 
vertrete, die Frau Bundesrat Dr. Seda hier 
Ihnen vor Augen geführt hat, daß nämlich die 
nunmehr im Interesse der Einheitlichkeit 
getroffene Kompromißformulierung kriminalg 
politisch durchaus nicht unbedenklich ist. 

Dem Herrn Bundesrat Dr. Goess möchte ich 
zu seinen für mich sehr interessanten Ausfüh
rungen folgendes sagen: Ich bin Ihnen, Herr 
Bundesrat, dankbar dafür, daß Sie eine andere 
Formulierung gefunden haben, als sie bisher 
gebraucht worden ist. Sie haben nämlich nicht 
mehr von der "Kleinen Strafrechtsreform", 
sondern von der Strafrechtsreform 1 911  gespro
chen. Dies, glaube ich, zu Recht, weil schon im 
Zuge der Beratungen und auch der Verhand
lungen im Nationalrat immer wieder darauf 
hingewiesen wurde, daß die Strafrechtsreform 
1911 eine Reform mit sehr weittragenden Aus
wirkungen ist. Ich glaube, Sie hatten durchaus 
recht, daher auch zu sagen: Es ist das die 
Strafrechtsreform 1 971.  

Ich stimme Ihnen, Herr Bundesrat Dr. Goess, 
bei, daß es sich durchaus nicht um einen welt
anschaulichen Kompromiß handelt - den, 
glaube ich, kann der Gesetzgeber gar nicht 
schließen -, sondern daß es sich hier um 
einen rechtspolitischen Kompromiß, und zwar 
um einen tragbaren Kompromiß handelt. 

Meine Damen und Herren des Hohen Bun
desrates !  Letzten Endes ist es nichts anderes 
als ein jahrzehntelang zurückliegendes Nach
ziehverfahren, das wir hier vollziehen und 
das andere Länder unseres Kulturkreises 
längst vollzogen haben. Osterreich mußte die
sen Schritt machen - so glauben wir -, und 
die politischen Parteien o.sterreichs waren 
bisher gut beraten, daß sie diese schwierigen 
Fragen bis zur Stunde aus der parteipoliti� 

sehen Auseinandersetzung heraushalten konn
ten. 
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Bundesminister Dr. Broda 

Herr Bundesrat Dr. Goess ! Ich sehe das 
Problem - Sie sprachen vom Grenzbereich 
von Moral und Recht - eigentlich so, wie es 
der Altmeister der österreichischen Strafrechts
wissenschaft, Universitätsprofessor Doktor 
Kadecka, vor vielen Jahren schon formuliert 
hat. Er war der langjährige Vorsitzende der 
Strafrechtskommission. Sein Wort wurde bei 
seiner Beisetzung von seinem Schüler und 
Fortsetzer seiner Arbeit Universitätsprofessor 
Dr. Friedrich Nowakowski im Jahre 1964 
zitiert. Professor Kadecka meinte folgendes: 

"Der Kampf gegen die Vermengung von 
Moral und Recht wendet sich nur dagegen, 
daß sich Gesetzgeber und Richter als Künder 
und Vollstrecker des Sittengesetzes gebärden, 
daß sie ihre Gebote und Urteile mit dem Nim
bus der Moral umkleiden. Keineswegs soll 
damit gesagt werden, daß Gesetzgeber und 
Richter die Moral überhaupt nichts anginge, 
daß sie an ihre Gebote nicht gebunden wären. 
Den Sittenrichter spielen und dem Sittengesetz 
gehorchen, ist zweierlei. Niemals darf ein 
Gesetz etwas Unmoralisches befehlen oder 
dem Richter zumuten." 

So Professor Dr. Ferdinand Kadecka. 

Ich glaube, daß sich der Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates - Sie nannten ihn einen 
tragbaren rechtspolitisdlen Kompromiß -, der 
hier zur Diskussion steht, genau in diesen 
Grenzen bewegt: "Den Sittenrichter spielen 
und dem Sittengesetz gehorchen, ist zweier
lei. Niemals darf ein Gesetz etwas Unmorali
sches befehlen oder dem Richter zumuten." -
Das vermeidet dieser Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates durchaus. Daher, meine Damen 
und Herren, die Sie die Dinge aus welt
anschaulichen Gründen so kritisch sehen, 
glaube ich, könnten Sie dem Beispiel der über
wältigenden Mehrheit des Nationalrates 
durchaus Folge leisten und dem Gesetzes
b eschluß Ihr Ja geben. 

Zu den Ausführungen der Frau Bundesrat 
Dr. Offenbeck und den Zwischenbemerkungen 
des verehrten Kollegen Dr. Iro darf ich doch 
folgendes klarstellen und feststellend auch 
von dieser Bank hier sagen: In keinem Reform
vorhaben der letzten Jahrzehnte oder der 
Gegenwart stand die Aufhebung der Straf
bestimmung gegen die Schwangerschaftsunter
brechung, soweit es nicht zwingende Gründe 
dafür gibt, daß sie von Strafverfolgung frei 
ist, zur Debatte, weder in der Vergangenheit 
noch heute, auch nicht in der Zeit der End
phase des in Ausarbeitung befindlichen Straf
gesetzentwurfes im Justizministerium, den wir 
unmittelbar, Herr Bundesrat Dr. Goess, nach
dem wir wieder die parlamentarische Mög
lichkeit haben werden, im Parlament einbrin-

gen werden und der daher sicherlich am Beginn 
der nächsten Gesetzgebungsperiode, der 
XIII. Gesetzgebungsperiode, den Nationalrat 
beschäftigen wird. 

Wir sprechen einer vollkommenen Auf
hebung des heutigen § 144 Strafgesetz deshalb 
auch nicht das Wort, weil wir durchaus wohl 
alle der Meinung sind - fern von jeder wEi!lt
anschaulichen Uberlegung -, daß die völlige 
Freigabe der Schwangerschaftsunterbrechung 
durch das Strafgesetz durchaus kein taugliches 
und kein vernünftiges Mittel der Geburten
kontrolle und der Geburtenregelung ist und 
auch gar nicht im Interesse der Volksgesund
heit und der Frauen läge. 

Wir sagen etwas anderes - hier bin ich 
in völliger Ubereinstimmung mit der Frau 
Bundesrat Dr. Offenbeck -: 

Erstens : Das geltende, mehr als 170 Jahre 
alte Strafgesetz enthält drakonische Straf
bestimmungen, Verbrechensstrafdrohung bis 
zu fünf Jahren, die von keinem österreichi
schen Rirnter jemals in den letzten Jahrzehn
ten ausgeschöpft worden wären, gegen Frauen, 
die sich in einer besonders schwierigen Kon
fliktsituation befinden, gegen Frauen, die drin
gend die Hilfe der Ge�einschaft, des Staates · 
und der Gesellschaft benötigen. 

Zweitens : Unsere menschlichen Richter wen
den ein längst unmenschlich gewordenes 
Gesetz seit vielen Jahren sehr menschlich an. 
Ich habe das im Nationalrat zitiert. Die Herren 
aus der Richter- und Anwaltschaft - Sie kön
nen das alles aus der Kriminalstatistik nach
lesen - wissen, daß seit vielen Jahren unsere 
Richter trotz der Verbrechensstrafdrohung 
gegen die Frauen, die sich gegen den § 144 
StG vergehen, trotz der Strafdrohung bis zu 
fünf Jahren schweren Kerkers ausnahmslos 
Freiheitsstrafen von mehreren Wochen, manm
mal - in 

. 
seltenen Fällen - von mehreren 

Monaten verhängen, ausnahmslos bedingte 
Freiheitsstrafen geben, wenn es sich nicht um 
Wiederholungsfälle handelt, und in der gro
ßen Zahl der Fälle die Rechtsfolgennachsicht 
aussprechen. - Unsere menschlichen Richter ! 

Nun frage ich Sie, ob Sie glauben, daß ein 
solches Gesetz, das unseren Richtern solche 
Schwierigkeiten macht, unverändert aufrecht
erhalten bleiben soll. - Ganz gewiß nimt! 
Ich bin ganz sicher, daß wir un.s in dieser 
Frage, dem Geiste der Verhandlungen ent
sprechend, ohne Emotionen zusammenreden 
werden. (Bundesrat Dr. I r 0: Ich hoffe nicht, 
Herr Minister!) 

Was wollen wir? Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, was wollen wir? Wir 
wollen, daß unsere menschlichen Richter ein 
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Bundesminister Dr. Broda 

menschliches Gesetz bekommen, um mem;ch
lich Recht zu sprechen gegenüber Frauen, die 
das am dringendsten nötig haben. (Beifall bei 
der SPtJ.) 

ICh zitiere von der Regierungsbank keine 
kirchlichen Stimmen und keine Sprecher der 
Bischofskonferenz oder die vielen anderen 
Theologen, die ,sich dazu scbon geäußert 
haben. ICh meine nur eines: daß ein solches 
Handeln und auch ein solches Uberlegen des 
Gesetzgebers, wie er das besser machen kann, 
wie er hier der Frau in ihrer schwierigsten 
Konfliktsituation, aus der sie nicht anders 
heraus weiß oder glaubt, herausfinden zu kön
nen, ihr gegenüber barmherzig ist. Ich glaube, 
daß das human und daß das im Sinne aller der 
Grundsätze ist, zu denen wir uns bekennen: 
Also eine Milderung von Strafbestimmungen, 
die auch auf diesem Gebiet längst obsolet 
und überständig geworden sind. 

Und ein Letztes dazu: Hat die Gemeinschaft, 
hat der Staat, hat unser Sozialstaat, auf den 
wir so stolz sind, ein Interesse daran, durch 
drakonische, heute in dieser Form nicht mehr 
aufrechtzuerhaltende Strafbestimmungen die 
Frau in den Untergrund und in das Zwielicht 
des PfusChertums abzudrängen? - Ganz gewiß 
niCht I 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Dem Herrn Bundesrat Seidl möChte iCh ver
siChern, daß wir seinen Uberlegungen hin
siChtlich des Rechtsschutzes für den Beamten 
und für den öffentlich Bediensteten voll und 
ganz folgen und sie für riChtig halten. Wir 
bemühen uns i'l). dieser RiChtung und haben so 
auCh die Lösung gefunden, daß der öffentliche 
Beamte, wenn er beleidigt wird, wobei es 
allerdings in Zukunft eben nur mehr e i n e 
Ehre des Staatsbürger.s und niCht eine Amts
ehre und eine private Ehre des Staatsbürgers 
geben soll, auch den ReChtsschutz durch die 
Strafverfolgung durch den Staatsanwalt haben 
soll. 

Dem Herrn Bundesrat Seidl möchte ich fer
ner sagen, daß es auch zum Sinn der Straf
rechtsreform gehört - d1e . wir die "Große 
Strafrechtsreform" nennen -, daß wir dem 
öffentlich Bediensteten und Beamten die Dop
pellast - das ist die Kehrseite des Obrigkeits
staates -, daß er einmal vom Gericht ver
urteilt wird und ein zweites Mal noCh an der 
schweren Last der Rechtsfolgen zu tragen hat, 
zum Teil abnehmen wollen, daß wir vernünf
tige, moderne, eben gar nicht obrigkeitsstaat
liche Bestimmungen schaffen wollen. Eine 
Bestimmung des Allgemeinen Teiles des Straf
gesetzentwurfes wird also eine solche Neu
regelung der auch sChon obsolet, überständig 

gewordenen obrigkeitsstaatlichen Bestimmun
gen der Rechtsfolge� enthalten. 

Zur vorgelegten Entschließung möchte iCh 
nur sagen, daß es zum Regierungsprogramm 
dieser Bundesregierung und zum Programm 
des Justizministeriums gehört, im Rahmen der 
umfassenden Familienrechtsreform, die wir 
vorantreiben, alles, was möglich ist, zum 
Schutze der Ehe zu tun. Dessen können Sie 
gewiß sein. 

Hoher Bundesrat! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich komme zum Schluß. 
Mit diesem . Gesetzesbeschluß, gegen den nach 
dem Ausschußantrag der Hohe Bundesrat kei
nen Einspruch erheben will, ist etwas gelun
gen, was in der Monarchie nicht gelungen ist, 
was in der Ersten Republik nicht möglich war 
und was in 25 Jahren Zweite Republik noCh 
nicht ausgereift war. Es war möglich, ohne 
emotionelle, weltanschauliche und parteipoli
tische Ausnützung aller dieser schwierigen 
Streitfragen zu einer Einigung zu kommen. 
Ich glaube, daß das ein guter Tag für den 
Hohen Bundesrat und für den demokratischen 
Rechtsstaat Osterreich ist. 

Wenn Sie mich fragen, worin ich die ganz 
besondere Bedeutung dieses Gesetzgebungs
verfahrens und dieses Gesetzesbeschlusses 
sehe, so ist es das : Wir haben in der Praxis 
in vielmonatigen Ausschußberatungen, in 
einer Nationalratsdebatte und heute hier 
gesehen, daß wir in der Lage sind, in so 
schwierigen rechts- und gesellschaftspoliU
schen Fragen den Grundsatz der Ubereinstim
mung doch über den Grundsatz des Uber
stimmens zu setzen. Das erscheint uns erfolg
verheißend für den weiteren Weg der Straf
rechtsreform und der Rechtsreform in unserer 
Republik. 

Und jetzt möchte ich Ihnen noch etwas 
sagen: Es lag in hohem Maße im Interesse der 
RechtssiCherheit und der ruhigen ReChts
anwendung, daß das Strafrechtsänderungs
gesetz oder, wie Herr Bundesrat Goess 
gemeint hat, die Strafrechtsreform 197 1 ,  in 
der Sitzung des Nationalrates am 8. Juli die
ses Jahres mit 150 Ja-Stimmen eine überzeu
gende, ja eine überwältigende Mehrheit 
gefunden hat. 

So waren die Beratungen über das Straf
rechtsänderungsgesetz eine gelungene Gene
ralprobe für das Gelingen jenes großen 
Reformwerkes, mit dessen VerwirkliChung der 
demokratische Rechtsstaat OsterreiCh auch im 
Rahmen der europäischen Rechtsentwicklung 
Beispielgebendes leisten kann. Und wir sind 
deshalb so froh über diesen GesetzesbesChluß 
des Nationalrates und den heute zu erwar-
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tenden Beschluß des Hohen Bundesrates, weil 
es ein wirklicher gemeinsamer Erfolg, ja Sieg 
der Vernunft und der Menschlichkeit gewesen 
ist. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünschen die Herren Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
drei Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates 
k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

Die E n t s c h I  i e ß u n g zum Strafrechts
änderungsgesetz 1971  wird a b  g e l  e h n t. 

22. Punkt: Gesetz·esbesdlluß des Nationalrates 
vom 24. Juni 1971 betreffend ein Bundes
gesetz. mit dem das Bundesgesetz über Woh
nungsbeihilfen geändert wird (603 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
22. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Bundesgesetzes über Wohnungsbeihilfen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Liedl. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Liedl: Hoher Bundesrat I 
Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sollen im Wohnung.sbeihilfen
gesetz die Verweisungen auf das Kriegsopfer
versorgungsgesetz an die Fassung der Kriegs
opferversorgungsnovelle, BGBl. Nr. 350/1 970, 
angepaßt werden, um keinen Verlust des An
sprudJ.es auf Wohnungsbeihilfe für bestimmte 
Leistungsempfänge nach dem KOVG herbeizu
führen. 

Gleichzeitig sollen auch andere Zitierungen 
im Wohnungsbeihilfengesetz berichtigt wer
den. 

Außerdem ist eine Ausweitung des Anspru
ches auf Wohnungsbeihilfe auf alle Empfän
ger von Leistungen aus der Kriegsopferver
sorgung vorgesehen, deren Leistungsbezug 
von ihrem Einkommen abhängig ist. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit
zung vom 1 9. Juli 1971 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 24. Juni 1971 betreffend ein Bun
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
Wohnungsbeihilfen geändert wird, wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e'i n e  n E i n  s p r u c h zu 
erheben. 

23. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 24. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Sudltgiftgesetz 1951 g-eändert 
wird (Suchtgiitgesetznovelle 1971) (604 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 23. Punkt 
der Tagesordnung : Suchtgiftgesetznovelle 
1 97 1 .  

Berichterstatter ist gleichfalls Herr Bundes
rat Liedl. Darf ich bitten. 

Berichterstatter Liedl: Durch den vorliegen
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates soll 
eine wirksamere und zugleich den Einzelfall 
berücksichtigende Bekämpfung des SudJ.tgift
mißbrauches ermöglicht werden. Insbesondere 
sollen die dem SudJ.tgiftgesetz unterworfenen 
Substanzen erweitert werden. Jegliche öffent
liche Propaganda für den Mißbrauch von Sucht
giften wird unter Strafsanktionen gestellt, und 
für bestimmte Fälle werden die bestehenden 
Strafdrohungen erhöht. Unter bestimmten Vor
aussetzungen ist eine bedingte Zurück.legung 
der Anzeige beziehungsweise eine bedingte 
Einstellung des Strafverfahrens vorgesehen, 
um eine erfolgreiche ärztliche Behandlung zu 
erleichtern. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 19. Juli 197 1  in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
durch mich . den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 24. Juni 1 971  betreffend ein Bun
desgesetz, mit dem das Suchtgiftgesetz 1951 
geändert wird (Suchtgiftgesetznovelle 1 971) , 
wird kein EinsprudJ. erhoben. 

der Ausschuß für soziale Angelegenheiten Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist Herr 
durdJ. mich den A n  t r a g, der Bundesrat Bundesrat lng. Eder. Ich bitte ihn, das Wort 
wolle beschließen: zu ergreifen. 
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Bundesrat Ing. Eder (OVP) : Hoher Bundes
rat! Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Es ist noch gar nicht lange her, da hat man sich 
in Osterreich unter einem Rauschgiftsüchtigen 
einen Orientalen vorgestellt, der wahrschein
lich aus der Hungersituation, aus der Not, 
aus der Hoffnungslosigkeit geflüchtet ist und 
sich in eine Traumwelt versetzt hat. Man war 
der Meinung, daß so etwas bei uns selbst
verständlich nicht passieren kann; wir haben 
ja geordnete Verhältnisse, es gibt keine Hoff
nungslosigkeit in dem Sinn, wir haben alle 
versorgt, es wird also keine Rauschgiftsüch
tigen bei uns geben. 

Wenn das drüben in Amerika passiert, hat 
man es selbstverständlich auch zur Kenntnis 
genommen, weil man der Meinung war, Ame
rika, das Land der unbegrenzten Möglichkei
ten, . muß selbstverständlich auch auf dieser 
unrühmlichen Sparte etwas zu bieten haben. 

Aber wie rasch haben sich die Verhältnisse 
geändert! Die Suchtgiftwelle ist auch nach 
Europa gekommen, über Westeuropa, Nord
europa letzten Endes auch nach Osterreich, 
und wir haben uns heute also mit diesem 
Problem auseinanderzusetzen. 

Wie hat es begonnen? Zuerst damit, daß 
im Schleichhandel geringe Mengen, in Gramm 
ausgedrückt, dieses Haschgiftes nach Oster
reich gekommen sind. Heute wird nicht mehr 
in Gramm gewogen, sondern bereits in Zent
nern. Es wird laboratoriumsmäßig hergestellt, 
nimmt den Weg direkt zum Verbraucher, oder 
aber Jugendliche brechen in Apotheken ein, 
um sich dort dieses Beruhigungsgiftes zu 
bemächtigen. Sie stehlen Rezeptbücher, um 
selber Rezepte auszustellen und diese in Apo
theken einzulösen, und nicht nur in der Stadt, 
sondern auch in Kleinstädten draußen ist 
bereits dieses Phänomen zu verzeichnen. 

Wir müssen in Osterreich leider einen 
gewaltigen Anstieg des Suchtgiftverbrauches 
feststellen, und nur etwa jeder zehnte Süch
tige kann später erfolgreich behandelt wer
den. Es ist also höchst an der Zeit, daß 
eine Suchtgiftgesetznovelle -beschlossen wird, 
um den Erfordernissen einer wirksamen 
Bekämpfung und einer Vorbeugung gerecht 
zu werden. Wenn der OVP-Antrag, der gestellt 
wurde, die Regierungsvorlage beschleunigt 
hat, dann, glaube ich, ist es ,sehr richtig gewe
sen, denn die Verschmelzung beider, so hoffen 
wir, hat nun ein Instrument gebracht, womit 
wir der Gefahr echt b egegnen können. 

Was heißt nun lIder Gefahr begegnen" ?  Pri
mär müßte man vorbeugen, denn Vorbeugen 
ist besser als Heilen, und das trifft 
gerade hier ganz besonders zu. Vielleicht 
müßte man hier die Ursachen ergründen -

wahrscheinlkb gibt es viele, aber doch die 
wesentlichsten -, die dazu führen, daß ein 
Jugendlicher süchtig wird. Vielleicht sind · es 
Anpassungsschwierigkeiten, wenn er aus d�r 
Familie herausgezogen wird, plötzlich im 
Leben draußen steht, dann nicht den richtigen 
Weg findet, im Beruf unterzukommen und sich 
an die Gesellsdlaft anzupassen. Es ist viel
leicht audl Neugierde, die manchen dazu 
treibt, es einmal zu versudlen. Und wenn der 
erste Versuch getan ist, dann ist es wahr
scheinlich sehr schwer, davon wieder loszu
kommen. Oder es ist auch der Drang, eben 
einmal dabei zu sein bei diesen neuen Erschei
nungen. Sicherlich werden es auch ganz gewal
tige Freizeitprobleme sein, die manch�n 
Jugendlichen in diese Sphäre bringen, aus der 
er dann wahrscheinlich kaum noch heraus
finden kann, wo er sich vorstellt, daß er in 
eine schönere Welt geflüchtet wäre. Es ist 
damit eine eminente Gefahr für unsere 
Jugendlichen gegeben. 

Die Aufklärung hat also hier an vorderster 
Linie zu stehen, um die jungen Menschen über 
die Schäden zu informieren, die an Körper 
und Seele entstehen, wenn sie sich mit diesem 
Suchtgift abgeben. 

Es steht auch fest, daß die Wissenschaft 
nicht nur in Osterreich, sondern auch in vie
len anderen Ländern oder praktisch auf der 
ganzen Welt heute noch nicht alle Probleme 
erforscht hat, wie man etwa dieser Gefahr 
begegnen könnte oder weldte medizinischen 
Wege es gibt, um hier Abhilfe zu schaffen. 

Das zweite wesentliche Moment: Idl glaube, 
hier muß gerade das Strafgesetz oder eine 
Novelle sehr stark durdtgreifen, daß diejeni
gen, die unter Gewinnabsicht Rausdlgift in 
den Handel setzen, die Werbung dafür betrei
ben oder es anpreisen, strengstens bestraft 
werden. Denn sie sind es ja primär, die die 
anderen dazu verleiten, später dieses Sucht
gift zu genießen. 

Suchtgift wird ja bekanntlich im Untergrund 
oder in gesellschaftlichen Randschichten 
gehandelt. Damit ist schon gesagt, welche Pro
bleme damit noch verbunden sind. Es ist also 
für uns ein hohes gesellschaftspolitisches Pro
blem, das wir gemeinsam lösen müssen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn es uns durch diese Gesetzesnovelle 
gelingt, daß mehr Aufklärung erfolgt, daß 
damit eine wissenschaftliche Forschung inten
siviert wird und daß vor allen Dingen die
jenigen, die Geschäfte machen wollen, stren
ger bestraft werden, dann, glaube ich, haben 
wir dem Volk mit dieser Gesetzesnovelle 
einen guten Dienst erwiesen. (Beifall bei der 
OVP.) 
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Vorsitzender: Zum Wort ist ferner gemeldet 
Frau Bundesrat Leopoldine Pohl. Bitte schön, 
das Wort zu ergreifen. 

Bundesrat Leopoldine Pohl (SPO) : Hoher 
Bundesrat! Sehr g·eehrter Herr Vorsitzender!  
Frau Staatssekretär! Meine Damen und Her
ren! Mein Vorredner hat sicherlich schon die 
gemeinsamen Gründe dargelegt, die uns dazu 
berechtigten, diese V orlage einstimmig im 
Nationalrat zu beschließen, und auch hier wer
den wir sie ja einstimmig beschließen. Es ist 
unser aller gemeinsame Meinung, daß das 
Ansteigen des Mißbrauches von Suchtgiften 
i� unserem Lande die Schaffung einer Novel
lierung erforderte, um eine moderne 
Bekämpfung des Suchtgiftunwesens zu 
ermöglirn.en. 

Es ist sicher, wie in der Presse vor einigen 
Tagen verlautbart wurde, richtig, daß man die 
Suchtgiftnovelle unterschätzen oder überschät
zen wird. Unterschätzt wird sie sicherlich, weil 
die katastrophale Wirkung des Suchtgiftes auf 
unsere Jugend nicht entsprechend erkannt 
und deshalb auch noch verniedlicht wird. 
Natürlich wird die Novelle auch überschätzt 
werden, wenn man glaubt, daß damit schon 
das Suchtgiftproblem gelöst sein wird. 

Im Nationalrat wurde von allen Rednern 
besonders begrüßt, daß diese Novellierung 
noch verhandelt und auch einstimmig beschlos
sen wurde. Ich möchte aber doch einer OVP
Sprecberin im Nationalrat, die an dieser Vor
lage Kritik übte, sagen: Wir Sozialisten haben 
nicht nur mit dieser Gesetzesnovellierung, also 
mit dieser Maßnahme, sondern, wie wir heute 
gehört haben, mit einigen Ge.setzesnovellie
rungen nicht auf unser Humanprogramm ver
gessen und natürlich auch in der Folge nicht 
auf unser Regierungsprogramm vergessen. 
Wir haben humane Gesetzesänderungen heute 
beschlossen; sie waren alle; ob im Justizpro
gramm oder im Humanprogramm, von uns 
bereits vorbereitet. 

Wir können hier vor allem dem Sozial
mini.sterium für die Initiative der Gesetzes
novelle danken und natürlich auch allen j enen, 
die an den, glaube ich, acht Dreiparteienabän
derungsanträgen mitgewirkt haben und mit 
diesem Gesetz einen weiteren Schritt zur 
modernen Bekämpfung des Suchtgiftmißbrau
ches getan haben. 

Wie wir alle wissen, stammt das Gesetz 
aus einer früheren Zeit und wurde zuletzt 
1951  novelliert. Es war eben notwendig 
geworden, jene Drogen und Gifte unter Sank
tion zu stellen, die bisher noch nicht genannt 
wurden oder unter der Aufzählung der soge
nannten klassischen Suchtgifte aufscheinen. 

Hier wird in der Vorlage das vielleicht meist
bekannte LSD angeführt. 

Ich glaube, im Nationalrat hat ein Fachmann 
ge.sagt, es gebe bekanntlich kein harmloses 
Suchtgift und deshalb sei diese Erweiterung 
der Aufzählung der Drogen, bei denen es 
Sanktionen gibt, zu begrußen, da man ja 
wisse, daß die Süchtigen zu immer stärker 
wirkenden Giften greifen. 

Wie mein Vorredner schon gesagt hat, ist 
es auch bedauerlich, feststellen zu müssen, daß 
unter den bekannten drogensüchtigen Perso
nen - es wurde eine Zahl von zirka 10.000 
genannt - 15 Prozent Jugendliche sind. Das 
ist .sicherlich alarmierend, hier ist es wirklich 
horn. an der Zeit, daß wir der Aufklärung mehr 
Aufmerksamkeit zuwenden, der Aufklärung 
aller Bevölkerungsschichten über die Gefahr, 
die dem Geist und dem Körper der Menschen 
droht. Aufklärung ist eben besser, Vorbeugen 
- auch das hat mein Vorredner gesagt - ist 
besser als Heilen. 

Ich glaube aber, wir können hier wirklich 
nicht von Heilen sprechen, wenn es, wie Herr 
Ing. Eder eben anführte, noch ein so unbefrie
digendes Ergebnis gibt, daß eigentlich nur 
jeder zehnte Behandelte geheilt werden kann. 
Bei den meisten Fällen, meine Damen und 
Herren, geschieht nichts anderes, als daß das 
Suchtgift dem Organismus entzogen wird, der 
Betreffende aber dennoch nach kurzer Zeit 
wieder rüc:k.fällig wird. Ich glaube, man kann 
ruhig sagen: Hier beginnt der Teufelskreis, 
und er endet manches Mal oder sogar oft im 
Suchtgifttod. 

Dennoch bin irn der Ansicht, daß an erster 
Stelle nirnt die Strafe stehen soll, wie bei so 
manchen Dingen, über die wir heute schon 
gehört haben, sondern daß wir mit allen zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten versuchen 
müssen, die Betroffenen von vornherein vom 
Rauschgiftgenuß abzuhalten. Es sind ja nicht 
nur die Gründe, die der Herr Vorredner 
genannt hat - unbewältigte Freizeit oder 
sonstiges Versagen -; wir wissen, daß es 
Fälle gibt, in denen der Betreffende eben mit 
einem Problem nicht fertig wird, es nicht 
bewältigen kann und dann in die Traumwelt 
flüchten will. 

Ich glaube, die sogenannten neuen Stoffe, 
wie sie genannt werden, sind mit noch schlim
meren Folgen ausgestattet als die aItbekann
ten Gifte. Zuerst ist es sehr harmlos, man i-st 
zuerst einmal nur neugierig, und man kommt 
erst zu spät zur Erkenntnis, wenn die Gewöh
nung eingesetzt hat. In diesem Zusammenhang 
erinnere ich mich an einen Artikel in einer 
Zeitschrift, "Der vergiftete Mensdl" , dessen 
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Leopoldine Pohl 
Verfasser schreibt: Der gute alte Paracelsus 
war somit doch nicht so weise wie angenom
men, als er erklärte, allein die Dosis mache 
es aus, ob ein Stoff als Gift wirke oder 
nicht. - Das soll uns doch zu denken geben, 
meine Damen und Herren. 

Nun lassen Sie mich im Zusammenhang mit 
diesem Suchtgiftmißbrauch doch auch noch 
sagen, daß leider jene Menschen, die der 
Droge bereits verfallen sind und unter allen 
Umständen an diesen Stoff herankommen wol
len, nicht vor kriminellen Taten zurück
scheuen. Wir haben in vergangenen Zeiten des 
öfteren von Einbrüchen in Apotheken durch 
Jugendliche gelesen, die leider in großer Zahl 
erfolgt sind. Hier hat das Gift schon so 
gewirkt, daß · der junge Mensch nur mehr 
schwer zu einer normalen und gesunden 
Lebensführung zurückzuführen sein wird, da 
er j a  bereits mit dem Gesetz in Konflikt 
gekommen ist. 

Vielleicht sagen Sie : Das .sind die leichteren 
Fälle, die wir hier aufzeigen. Natürlich wissen 
wir - auch mein Herr Vorredner hat es 
gesagt -, was in anderen Kontinenten bereits 
unter Drogeneinwirkung vollbracht wird, vom 
Drogenmißbrauch der Soldaten auf dem 
Kriegsschauplatz bis zu den Morden bei ver
schiedenen Anlässen in Amerika, vom einen 
bis zum anderen reicht die Skala. Ich will 
für unser Land gar nicht zu schwarz sehen, aber 
ich glaube, auch bei uns geschieht schon aller
hand. Auch hier vernehmen wir aus Presse
mitteilungen, daß Polizei und Ärzte behaup
ten, sie seien ohnmächtig und müßten weiter
hin zusehen, wie die Suchtgiftwelle immer 
neue Opfer fordert. 

Darum ist diese Gesetzesnovelle vor allem 
in einer Beziehung - das hat auch mein Vor
redner hervorgehoben - wirklich zu begrü
ßen. Es wird nämlich die öffentliche Propa
ganda für den Mißbrauch von Suchtgiften 
unter einen strengeren Strafsatz gestellt. 
Ebenso ist der Strafsatz für die gewerbs
mäßige Begehung verschärft worden; ich 
glaube, das sollten wir ebenfalls begrüßen. 

Meine Damen und Herrenl Natürlich wird 
uns diese Suchtgiftgesetznovelle die Verpflich
tung auferlegen, viel mehr als bisher dafür 
zu sorgen, daß die Behandlungsmöglichkeiten 
für Suchtgiftkranke ausgebaut werden, und 
auf entsprechende Aufklärung noch mehr als 
bisher Wert zu legen, damit diese Menschen 
einer Behandlung zugeführt werden. 

Die Ärzte klagen ja auch darüber, daß die 
derzeitige Suchtgiftbehandlung im Rahmen 
der Medizin eben noch am wenigsten befrie
digend 'gelöst ist. Ein vermehrter Einsatz von 

qualifizierten Fachkräften, die sich auf wissen
schaftliche Erkenntnisse stützen können, wird 
notwendig sein. 

Uberdies ist es auf Grund der bisherigen 
Gesetzesla,ge nur möglich, Süchtige auf kurze 
Zeit zur Uberprüfung ihres Geisteszustandes 
in einer psychiatrischen Klinik zu behalten. 
Nach Ablauf dieser Zeit werden sie wieder in 
ihre Rauschgiftwelt zurück entlassen. Ich weiß 
nicht, ob Sie den Zeitungsartikel kennen, der 
sagt : "Der Opiumzyklus dauert 17 Tage". -
Also auch hier wird noch etwas zu tun sein. 

Am Schluß meiner kurzen Betrachtungen 
zu dies�r Gesetzesnovelle möchte ich aber 
eines nicht vergessen: Wir müssen uns in 
nächster Zeit wahrscheinlich auch mit eineII\ 
anderen Problem ernstlich befassen, dem 
Alkoholmißbrauch in unserem Lande, denn 
dieser fordert, ,glaube ich, genauso viele Opfer, 
und die Belastungen, die die Gesellschaft hier
aus wird tragen müssen oder schon tragen 
muß, sind ebenfalls alarmierend. 

Ich möchte auch nicht vergessen zu sagen, 
daß die Suchtgiftgesetznovelle 1 971 uns sicher
lich die Möglichkeiten erweitert, in gemein
samer Arbeit mit den internationalen Organi
sationen das höchste Gut des Menschen, näm
lich die körperliche und geistige Gesundheit, 
zu schützen. Diese Möglichkeit sollen wir auch 
weiter ausnützen. 

Dieser Novelle 1 971  kommt nicht nur vom 
rechtlichen und vom gesundheitlichen Stand
punkt höchste Bedeutung zu, sondern, ich 
glaube, auch von der sozialmedizinischen Seite 
her. 

Ich stimme mit meinem Vorredner sicher
lich überein, wenn ich sage : Wenn wir durch 
diese Novelle Personen und vor allem junge 
Menschen davor bewahren werden, nach einem 
Ausflug in die sogenannte Traumwelt in die 
Rauschgiftwelt abzusinken, dann haben wir 
das Problem sicherlich noch nicht gelöst, denn 
den Höhepunkt dieser Welle kann j a  niemand 
voraussagen. Aber wir werden die Entwick
lung im Griff behalten und wir werden auf 
Grund unserer Erkenntnisse den Schutz weiter 
ausbauen können. Ich glaube, wenn wir diesem 
Gesetzesbeschluß einstimmig die Zustimmung 
geben, haben wir wieder eine sehr humane 
Gesetzesnovelle beschlossen. (Beifall bei der 
SPO.) 

Vorsitzender: Frau Staatssekretär Wondrack 
wünscht das Wort. Gnädige Frau, bitte. 

,Staatssekretär im Bundesministerium für 
soziale Verwaltung Gertrude Wondrack: Herr 
Vorsitzender! Hoher Bundesrat! Nur ein paar 
Worte zu ' den ausg,ezeich'lleten Ausführung'en 
der beiden Redner. 
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Staatssekretär Gertrude Wondradt 
Ich möchte sagen: Es list aus den Ausführun

gen und aus dem Gesetz,esbeschluß ja zu ,er
sehen, daß es hier ,eine ,echte Zusammen
arbeit zwischen dem So�ialmiITisterium und 
dem Justiozministerium gegehen hat. Es gi'ht 
darüber hinaus - es wurde Me,r besonders 
d:1e Aufiklärung betont - auch eine ,echte 
Zusammenarheit 7JWlischen dem Unterrichts
ministerium und dem SozialminLsterium, weil 
wir der Auff,assung sind, daß vor allem .bei 
der Jugend und bei den Eltern 
und Lehrern das Problem der Sucht
gifte mehr bekaillnt werden soll, als das viel
leicht Ibisher in unserem LaIl!de vor allem 
der F.all war. Darüber hinaus gibt es auch 
eine Zusammenarbeit zw.ismen Sozialmini
sterium und F.orschungsministerium, da 'es 
- wi,e die Redner angeführt halben - noch 
immer so list, daß nur j,etder 'zehnte hehanidelte 
Fall e.ine echte Chance 'hat, wieder ,gesund 
zu werden. Wir ,glauben daher, daß auf dem 
Gebiete der FOI1schung hier noch ,einiges nach
zUlholen i.st. Wir halben bier wirkLich Kontakte, 
und wir hoffen, 'in ,ahsehbarer Zeit auch greif
bare, sichtbal'e Erfolg,e .in dieser Richtung zu 
haben. 

Ich stimme mit den Rednern in aUen Punk-
ten Ülber,ein und möchte im ,besonder,en ,auch 

tionsfehlern, das Haus-besor,gergesetz in der 
W'eise novelliert werden, daß der unrichtigen 
Auslegung einer Bestimmung, die in der Praxis 
zum Teil beträchtliche Entgeltminderungen ge
bracht 'hat, die G rundlage entzogen wird. Da 
es der Zweck dieser Bestimmung war, Ent
geltminderungen aus Anlaß des Inkrafttretens 
des Gesetzes zu verhindern, ist ein rück
wirkendes Inkrafttreten der Novelle mit 
1. Juli 1 970 vorgesehen. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 19 .  Juli 1 97 1  in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
durch mich den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 24. Juni 1971 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Hausbesorgerges'etz ge
ändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir schrei
betonen, daß Vorbeugen besser :ist ,aLs Heilen. 
Osterreich hat hier vielleicht doch 'eine ,ge- ten zur Abstimmung. 

w.isse Chance, weil 'wir etwas später Idr,an Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Stind aLs aUe anderen und uns ISO vielleicht Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
manch,es 'zugute kommt, was die anderen an Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu er
biUer,en Erf.ahrungen :in dieser Richtung schon heben. 
hinter sich haiben. Ich danke. (Beifall bei der 
SPO.) 

25. Punkt: Gesetzesbesc:hluß des Nationalrates 
Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand vom 24. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz, 

mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. mit dem das Heeresversorgungsgesetz ge-
Wünscht der Herr Berichterstatter das ändert wird (9. Novelle zum Heeresversor-

Schlußwort? - Er verzichtet. gungsgesetz) (606 der Beilagen) 

Wir schr,eiten daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m
' 
m u n g beschließt 

Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u  c h 
erheben. 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 25. Punkt 
der der Tagesordnung: 9. Novelle zum Heeres
des versorgungsgesetz. 

zu 
Berichterstatter ist abermals Herr Bundes

rat Liedl. 

24. Punkt: Gesetzesbesc:hluß des Nationalrates Berichterstatter Liedl: Der vorliegende 
vom 24. Juni 1971 betreffend ein Bundes- Gesetzesbeschluß des Nationalrates sieht eine 
gesetz, mit dem das Hausbesorgergesetz ge

ändert wird (605 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir 'gelangen nun zum 
24. Punkt der Tagesordnung : Änderung des 
Hausbesorgergesetzes. 

Berichterstatter ist wieder Herr Bundesrat 
Liedl. Darf ich Sie um Ihren Bericht bitten. 

Berichterstatter Liedl: Durch den vorliegen
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates soll, 
abgesehen von der ,Berichtigung von Redak-

Reihe von Verbesserungen der Leistungen 
nach dem Heeresversorgungs,gesetz vor. Die 
Mindestleistungen sollen künftig entsprechend 
den maßgeblichen Bestimmungen des Kriegs
opferversorgungsgesetzes gebühren, so daß 
sich eine gesonderte Regelung für den Bereich 
des Heeresversorgungs.gesetzes erübrigt. 
Unter anderem sollen auch Verbesserungen 
bei der Gewährung der Schwerstbechädigten
zulage und bei der Berechnung des landwirt
schaftlichen Einkommens eintreten. 
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Liedl 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 19. Juli 1971  in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Sitzung vom 19. Juli 1971  ,in Verhandlung 
genommen und einstimmi,g beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erihelben. 

Als ErHebnis seiner Beratung stellt de,r Aus
schuß für sozoiale Angelegenheiten durch mich 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit den A n  t r a g, .der Bundesrat woUe ibeschl.ie
der AussdlUß für soziale Angelegenheiten ßen: 
durch mich den A n t r a g, d�r Bund�srat 
wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 24. Juni 197 1  betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Heeresversorgungsgesetz 
geändert wird (9. Novelle zum Heeresver
sorgungsgesetz) , wird kein EinspruCh erhoben. 

Vorsitzender: Es liegt keine Wortmeldung 
vor. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu 
erheben. 

26. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1971 betreffend ein Ubereinkommen 
(Nr. 124) über die ärztliche UntersudlUng 
Jugendlicher im Hinblic:k auf ihre Eignung 
zur BeschäfUgung bei Untertagearbeiten in 

Bergwerken (607 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
26. Punkt der Tagesordnung : Ubereinkommen 
über die ärztliche UntersuChung Jugendlicher 
im Hinblick auf ihre Eignung zur Beschäfti
gung bei Untertagearbeiten in . Bergwerken. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat 
Kunstätter. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Kunstätter: Hoher Bundes
rat l Die Allgemeine Konferenz der Inter
nationalen Arlbeitsorganisation hat am 
23. Juni 1965 das vorlie,g,ende Ubereinkom
men angenommen. Dieses Ubereinkommen 
sieht insbe,sondere reg.elmäßige ärztliche 
Untersuchungen von JugendLichen, die in 
Bergwerken unter 'tag beschäftigt werden, so
wie Röntgenaufnahmen für diesen Persone.n
kreis bei der ärztlichen Einstellung'sunter
suchung vor. Nach vollständig·er Anpa.ssung 
der einschlägigen ,östeueichischen VOIschI1if
ten an die Bestimmungen des genannt,en Ulber
einkommens steht ,einer Ratifikation durch 
Osterreich nichts mehr tim Wege. 

Der Nationalrat hat bei der Genehmig,ung 
des Ubereinkommens beschloss'e.n, daß dieses 
Vertragswe.rk 'im Sinne des Artikel,s 50 Abs. 2 
B-VG durch Erlassung von Bundesgesetzen 
zu erfüllen ist. 

Der Ausschuß 'für soziale Ang,elegenheriten 
hat die .gegenständliche VorLage ,in seiner 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1971 betreffend ein Ubereinkommen 
(Nr. 124) über die ärzt1iche Untersuchung 
Jugendlicher im Hinblick auf ähre Eoignung 
zur Beschäftigung ,bei Untertag,eaI1beiten in 
Bengwertken wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat s1dl niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

27. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 13. Juli 1 971 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Betriebsrätegesetz geändert wird 

(608 der Beilagen) 

28. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 16. Juli 1971 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Landarbeitsgesetz neuerlich abge
ändert wird (3. Landarbeitsgesetz-Novelle 

1911) (619  der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zu den Punk
ten 27 und 28, über die eingangs gleichfalls 
beschlossen wurde, die Debatte unter einem 
abzuführen. 

Es sind dies : 

Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates vom 
13. beziehungsweise 1 6. Juli 1971 betreffend 

Änderung des Betriehsrätegesetzes und 

3. Landarbeitsgesetz-Novelle 197 1 .  

Berichterstatter über Punkt 2 7  ist Herr 
Bundesrat Liedl. Ich bitte um seinen ,Bericht. 

Berichterstatter Liedl: Hoher Bundesrat! 
Frau Staatss'ekretär! Durch den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß deoS Nationalrates sollen 
unter anderem Bestimmungen des BetDiebs
räteg1esetzes geändert beziehungswetse neu 
gelschaffen werden über die Anfedltung der 
Betl'ietbsratswahl, die Informationspflicht des 
BetriebsiDihabers, die Aufgafben und Befug

nisse der BetDiebsratsmitglieder, die Frcistel
lung der Betriebsr.atsmUgHeide.r, die BiLdu!llgs
ofr,etstellung, die erweiterte Bildungsfreistel
lung, die Immunität der Betr.iebsrausmitgll1eder 
sowie die Befugnisse der Vertrauensmänner. 

Der Ausschuß .für soziale An9,e1egeIllheiten 
hat die gegenstäIl!dliche Vorlag,e in seiner 
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Liedl 

Sitzung vom 1 9. Juli 1911 dn Verhandlung 
genommen und 'einstimmig 'beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehl,en, keinen Einspruch 
zu 'erheben. 

Als Ergebnis .seiner Beratung stellt somit 

dem ,ich ,annehme, daß wir alle der Igleichen 
Auffassung ,sind, obwohl ich schon nach der 
Situation heute früh meine GedankJen ändern 
muß und ich vielle,icht von der rechten Seite 
einen Zwischenruf ,erhalten werde. 

der Ausschuß für sozi.ale Angeleg'enheit,en Die Dienstge!ber in Osterreich fassen die 
durch mich den A n  t r  a ,g, der Bundesrat Institution .aes Betriebsrates wohl als re rnt
wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 13. Juli 1971 betreffend ,ein Bundes
g,esetz, mit dem das Betriebsrätegesetz ge
ändert wird, wird kein Einspruch ,erhoben. 

Vorsitzender: Berichterstatter über Punkt 28 
ist Herr Bundesrat Deutsch. Ich bitte um seinen 
Bericht. 

Berichterstatter Deutsdt: Hoher Bundesrat! 
Frau Staatssekretär! Ich habe den Ber,icht des 
Ausschusses für wirtschaftHebe Ang'elegen
heiten über den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 1 6. Juli 1 971 betr.effend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Landarbeits
gesetz neuerlich albgeändert wiNl (3. Land
arbeitsg·e,setz-Novelle 1 97 1 ) ,  zu eI1statten. 

Durch den vorliegenden GesetZiesbeschluß 
des Nationalrates sollen - a1nalog zum 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates betreffend 
ein Bund,e,sgesetz, mit dem das Betriebsrät'e
g,es'etz ,geändert wird - die Aufgaben und 
Befugnisse der BetIii,ebsräte, die Freistellung 
von Betriebsratsmitgliedern sowlie die Immu
nität der Betriebsr,atsmitgHeder neu g,ereg,elt 
werden. 

Der Ausschuß für wirtschaftl1che Angelegen
heiten hat die Ig,egenständliche Vorta,ge lin 
seiner Sitzung vom 19. Juli 1971 in Ver
handlung genommen und einstimmig beschlos
sen, dem Hohen Hause !Zu empfehlen, keinen 
Einspruch 'zu erheben. 

mäßiges Organ, nicht aber imme.r ,als zweck
mäßiges Organ ,auf. Das soll die Einleitung 
sein,' damit wir ,dann ,in der Diskussion nicht 
'gestört sind. (Bundesrat S c  h r e i n  e r: Da 
muß ich nachher gleich. widersprechen!) 

Die Regierungsvor lag,e list, wie bekannt, im 
NOV1effilber 1 970 ausg,esendet worden, das 
heißt, wh haben acht Monate obis 'Zu ,ihrer 
Erledigung gebraucht. Das bedeutet allgemein, 
daß in dies,em Gesetz v,iele wichtige Schwer
punkte ,oothalten sind, die einer Lang,en Be
ratung \becturft haben. Daß Idie ,amt Monate 
Beratung notwendig waren, zeig,en auch di,e 
Vorgespräche, die ,in diesen acht Monaten iin 
den Arbeitsausschüssen der Kommission . zur 
Vorber·e,itUing der Kodifi!kation de,s Arbeits
rechtes geführt worden ,sind. Hier tagte di,es'er 
Arbeitsausschuß neunmal. Aus diesem neun
maligen Zusammenkommen Ider Kommission 
des Al1beitsausschus.ses plus der acht Monate 
Be.arbeitungoSzeit kann man ,ersehen, daß 'es 
hi,er um 'eine Materie g,eht, Idie von allen 
BeteHi.gten s·ehr wichtig g'enommen wurde. 

Aber nicht nur die Wichtigkeit .ilst dabei 
entscheidend, sondern auch die Notwendi,g
�eit. Wenn wJr herücksichtigen, daß das 
Betrie!bsrätegesetz, das ,in der NeuaufLag,e ,im 
Jaihre 1 947 'entstanden ist, in diesen 24 Jahren 
nur ganz wenige kleine Korrekturen erfahren 
hat, so glauben wir doch ,alle und sind davon 
überzeugt, daß in unserer schneHebdgen Zeit 
auch ,ein solches Gesetz, das 'sich ,grundsätz
lich mit aUen Problemen ,auf Wirtschaftsebene 

Als Ergebnis Iseiner Beratung stellt der 
Ausschuß für wirtschaftliche Angeleg,enheiten 
somit durch mich den A n  t r ,a g, der Bundes- befaßt, eine knpassung an di,e Gegenwart 

rat wolle beschließen: nötig hat. 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 16.  Juli 1 97 1  betr,effel1!d ein Bundes
gesetz, mit dem das LandaI!beitsges,etz neuer
lich abgeändert wüid (3. Landarbeitsgesetz
Nov,elle 197 1 ) ,  wird kein Einspruch ,erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein, die über diese beiden Punkte 
unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort ,g,emeldet hat slich Herr Bun
desrat BöCk. Ich bitte ihn, das Wort zu ergrei
fen. 

Bundesrat Böck (SPO) : Herr Vorsitzender! 
Fr,au Staatssekretärl Seihr geehrte Damen und 
Herren! Darf ich einen Satz voranstellen, von 

Es wÜ'd ni,emand .bestr,eiben, daß sich ,auf 
wirtschafUichem Gelbiet, in ,allen technischen 
BeLangen, aber auch ,auf sozialer Ebene in 
24 Jahren sehr viel g'eäooert hat, sich voll
kommen geändert hat, daß Isich die Situation 
manchmal sogar umg,e�ehrt hat und d.aß ,ein 
Gas'etz, das ,siro mit all diesen Problemen 
bet.aßt, nicht 24 J a:lire .gleichIbleiben kann. 

Binli:ge Pitmkte W'Ulf.den meineT Ansärot nach 
leidelf so g.eändert, daß sie nlicht an den 
Notwendigkeiten ,ger.echt .g.eworden 'sdnd. Es 
ist Wliader eline ,einv,eI1StändlJicbe Kompromiß
lösung, und es sind 'ew,ge Punkte drinnen, 
wIe von SeUe der so�ialistJLs<hen Fraktion 
etwas stärkoe,r hätten 'getbaUen weI1den mÜStS:en. 
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Bödt 

Der § 9 regelt in einigen Absätzen die der Betri,ebsrat und die Gew.erkschaft mit
bessere Sicherstellung bei Anfechtungen bis reden kann. nicht er,st, wenn man bereits 
zur Nichtigkeit eines Wahlaktes. Dabei ist 'bankrott ist. 
man so vorgegangen, daß man die bisherige 
Rechtsprechung in diesen ungeklärten Fällen 
als Grundlage für die neue Abfassung der 
Absätze 8 und 9 des § 9 genommen hat. 

Der entscheidendste Punkt liegt im § 14. 
der die Aufgaben und Hefugnisse des Be
triebsrates beinhaltet. Ich . stelle als entschei
dend die Verpflichtung der Information des 
Dienstgebers an den Betriebsrat in fast allen 
Dingen voran. verpflichtend innerhalb von 
drei Monaten. auf Wunsch des Betriebsrates 
auch monatlich. 

Sie könnten einwenden und sagen: Das 
stand ja in ir:gendeiner Form auch im alten 
Betriebsrätegesetz. Stimmt! Die Bestimmung 
wurde nur bisher sehr weIl!ig beansprucht, 
weil sie zu vage war j j etzt halben wir aller
dings eine konkrete Feststellung. Ich 'be
zeichne diesen neuen ,er.s'ben Absatz dieses 
§ 14. die Verpflichtung zur Information, als 
Vorstufe für die Mitbestimmung der Betriebs
räte in allen Belangen des Betriebes. Sie wer
dIen sag,en, daß wt1r als Gewerkischafter oft 
hören: Ja will denn der Betriebsrat überall 
im Betrieb dreinreden? Bei allem muß er 
dr,einreden? - Man sieht es nicht g·erne, weIl[l 
'er es tut. Aber es .gibt Momente. wo man 
es ·gerne si'ent. daß der B.etriehsr,at dreinr.ed'et. 

Als Gewerkschaftsfunktionär kann ich sagen 
- und ich übertr,eibe j,etzt nicht -: Es gibt 
Jede Woche m1ndestens einen F,all. d,en .ich 
zu behandeln ihabe. wo 'es mehr als Mitbe
stimmung und ,Mitreden im Betrieb bedeutet. 
nämLich wenn der Betrieb wirtschaftlich am 
Boden liegt. Dann weiß der Dienstg,eber. daß 
im Betriebsrätegesetz ein Passus enthalten ist. 
daß der Betriebsrat in wirtschaftlichen Frag,en 
mitreden und mitbestimmen Imnn. Dann findet 
der Diensbgeber .den Betrie1bsrat und dann 
weiß er auch die Adresse d'es Gewerkschafts
sekroetariats. Dort kreuzt ,er dann mit dem 
Betrielbsliat aufj dann darf nicht nur der 
Betriebsrat mitr,eden und mitbestimmen im 
Betrieb. auch der Gewe.r,kschaftssekretär darf 
,im Betrieb mithestimmen: Darüber. wo das 
Geld herkommt. damit ,der Betr,ieb wi,eder 
wei1leliartbeiten kann. 

Aber wir stellen eindeutig und objektiv 
fest : Wo wir helfen können. helfen wir. nicht 
nur im Interesse des Di.enstglebelis. sondern 
a:uch im Interesse der .im BetI1ieb B eschäftigten. 
damit die Wirtschaft florieren kann W1rl die 
Arbeitskräfte ,g'ooalten wenden. Wenn das 
Mitbestimmung jjst. begrüßen wir es. Nur 
würden wJ.r -es begrüßen. w·enn die Dienst
geber schon -früher daraufkämen, daß auch 

Im § 26 ist eine ganz interessante Bestim
mung enthalten. die leicht übersehen wird: 
Wenn der Dienstgeber dieser verpflichtenden 
Information nicht nachkommt, kann diese 
Information erzwungen werden. Auch hier ein 
Fortschritt geg'enüber bisher, wo alles frei
willig war. 

Besonders wichtig ist in der neuen Zeit 
j etzt auch die Bestimmung, daß der Betriebs
rat bei der Lohnfindung mitwirken kann. soll 
und muß. und zwar nach 'allen neuzeitlichen 
Lohnsystemen. Sie wissen, wie schwierig die 
sindj es gibt wenige Fachleute. 

Wir haben dann noch einen Punkt, bei dem 
wir dem Betriebsrat helfen und ihm die Mög
lichkeit des Mitredens und der Mitwirkung 
geben wollen. Der Betriebsrat hat auch die 
Verpflichtung, beim Erlassen und Abändern 
von 'Arbeitsordnungen mitzuwirkenj ohne 
seine Mitwirkung kann dies nicht geschehen. 

Eine ganz neue Situation finden wir in der 
Mitwirkung des Betriebsrates bei der Berufs
ausbildung und Umschulung. Beides allerdings 
in Zusammenarbeit mit den zuständigen Stel
len der Arbeitsmarktverwaltung. 

Schon aus diesen wenigen Punkten ersieht 
man. daß der Betriebsrat in Zukunft sehr 
viel Arbeit hat, wenn er sie richtig ausführt: 
Er kann bei den Erzeugungsplänen mitreden 
und bei der Erstellung von Investitionsplänen, 
er hat das Recht zur Einsichtnahme in die 
Gewinn- und Verlustrechnung - ein heikles 
Thema, weil das der Dienstgeber nicht 'gerne 
aus der Hand gibtj aber er ist verpflichtet, 
es über Forderung des Betriebsrates zu tun -, 
der Betriebsrat hat das Recht. über die gesamt
wirtschaftliche Lage informiert zu werden, 
über den Auftragsstand. über die Absatzmög
lichkeiten und insbesondere auch über bevor
stehende Betriebsveränderungen. 

Neu sind auch Teile des § 1 6  - es war 
ein langgehegter Wunsch und eine langge
hegte Forderung der Gewerkschaften, den, 
wie er früher im Volksmund geheißen hat. 
Bildungsurlaub einzubauen. und. wie es im 
Gesetz; heißt. die Bildungsfreistellung -: Der 
aktive Betriebsrat kann innerhalb einer 
Funktionsperiode zwei Woch'en 'gegen Fort
zahlung des Entgeltes vom Dienst freigestellt 
werden. wenn er in diesen zwei Wochen Kurse 
besucht, die ihrem Inhalt nach dem Wesen 
des Betriebes oder den dort Beschäftigten 
etwas bringen. 

Im § 16 b wird weiter ausgeführt. daß es 
innerhalb einer Funktionsperiode einen Bil-
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dungsurlaub geben kann, der ein ganzes Jahr 
währt. Hier könnte jemand versucht sein 'zu 
sagen, daß ein Jahr innerhalb von drei Jahren 
etwas viel ist. Deswegen ist die Abgrenzung 
enthalten, daß dies nur in jenen Betrieben 
möglich ist, die mindestens 200 Beschäftigte 
haben. 

Und warum ein ganzes Jahr? Es gibt in 
Osterreich nicht weit von Mer, nämLich in 
der Hinterbrühl bei Mödling, eine Schule für 
Funktionäre: d.i-e Sozialakademi-e der Kammer 
für Arbeiter und Ang,estellte für Wien. Das 
ist eine Jahresschule. Für diese ist die Bil
dungsfreistellung ,g,edacht. Sie brauchen nicht 
zu ,glaU'ben, daß die 35 Personen, die dort 
jährlich ein J,a'hr lang 19eschult werden, wenn 
sie von dieser Schule herauskommen, 
Apparatschiks s:ind, wi,e man oft annimmt, 
sondern dort wild hochqualifizierte Wirt
schaftslehr,e in ·aUen Fächern, für alle 
Situationen gebote.n. Wir bedauern es gar 
nicht, daß Absolventen dies·er Schule sofort 
oder kurze Zeit später für dte Gewerkschaoft 
verlor,en sind, w.eil Isie von dem Betrieh, in 
dem sie tätig waren, wenn sie zurückkehren, 
als Betr,iebsl'eiter oder als Personalrefer,enten 
eingestellt werden. Sie sind damit optisch für 
die Gewerkschaft verloren. Aber ,ich persön
Lich sa,g,e mir : Wenn 'si'e m1t der Erfahrung, 
die ,sie als Gewerkschafter ,gewonnen haben, 
und mit dem W,Lssen, das si,e sich in d,iesem 
J alhr ,in der Schule angeei'gnet harben, di,e,sen 
Posten ,so ausfüllen, wie man ,es sich vorstellt, 
,dann kann der Mann auch auf dem Posten 
als Betriebsleiter, als Werkmeitster oder als 
Personalchef sehr viel für di,e im Betrieb 
Tätig'en tun. Darum fr·euen wir uns, daß nach 
langem R!ing.en die Bildungsfre.istellung iin 
be.Lden Vrarianten ,endlich im Gesetz verankert 
1st. 

Erlauben Sie mir, noch 'etwas zu erwähnen, 
was sich ,in diesen ArbeitsausschüSlSen albge
spj,elt hat. Der dort .anwesende Vertr,eter der 
Bunrleswirtschaftskammer hat in einem Ge
spräch .grundsätzlich ;die Bi1dungsfr�1stellung 
abg·elehnt. Erst nach lang,em Hin- ;und Her
reden hat er ges.a.gt, nur unter einer Bedin
·gung köIline er Isich vorsteHen, daß man den 
Bildungsurlaub einbaut: Di,e Bezahlung :soll 
der Osterreichische Gewerkschaftsbund vor
nehmen; das Programm für diese Kurse und 
dü,e R'eferlenten 'st,eIlt ,eliie Bundeswliiftschafts
kammer, - Das list doch wlirkLich ein Hohn. 
Man hat -damals schon geglaubt, daß auf Grund 
dieser Binstellung aUes pLabren wird. (Bundes
rat B ü r k 1 e: Da hat der AAB eingegriffen, 
und da hat es funktioniertl) Bravo, Herr 
Kollege Bürkle! Ich halbe zwar nichts davon 
gehört . .  , (Bundesrat B ü r k 1 e: Alles braucht 
man nicht wissen, Herr KollegeI) 

Ich darf aber festhalten, daß w.ir uns nicht 
mehr ,in den dreißiger JahI1en befinden, son- ' 
dem bereits in den sj,ebziilger Jalhren, und da 
hat sich auch wieder 'etwas .gewandelt. 

§ 18 - ich brauche nicht viel dazu zu 
sa'gen - behandelt den besseren Kündigungs
schutz für Betriebsräte; er wurde ausgedehnt 
auf den Wahlvorstand und auf die Wahl
werber; leider nicht auf die Ersatzmitglieder, 
die aktiv werden können. Das haben wir ver
mißt. 

Ich darf noch dazusaogen, daß die 3. Land
arbeitsgesetz-Novelle die gleichen Bedingun
gen und den .gleichen Inhalt hat wie das 
Betriebsrätegesetz und daher zusammen mit 
diesem erledigt wird. 

Gestatten Sie mir noch einige Sätze, die 
eigentlich noch nicht direkt dazugehören. Wir 
haben ·ein Betriebsrätegesetz, wir haben in 
vielen Betrieben viele jugendliche Arbeiter 
und Lehrlinge, wir haben aber kein Gesetz, 
das diesen jungen Mensc:hen dasselbe Recht 
einräumt wie den Erwachsenen, daß sie näm
lich in den Betrieben Jugendvertrauensmänner 
wählen dürfen, die gesetzlich ,geschützt sind. 
Denken wir kurz weiter: Die Jugendlichen 
können in der Berufsschule die Vertrauens
personen wählen, die mit der Direktion die 
Gespräche führen. Uberall anders, wo es ähn
liche Situationen gibt, dürfen sie das ;  im 
Betrieb dürfen sie es nicht. 

Ich darf heute schon in diesem Hohen Haus 
an alle appellieren: Wenn dieses Jugend
vertrauensmännergesetz einmal vorliegen 
wird - ich weiß, daß es bereits in Vorberei
tung ist -, dann bitte ich Sie heute schon, 
wenn wir schon so viel von Jugend gesprochen 
haben, auch in dieser Frage positiv zur Jugend 
eingestellt zu s·ein und dem Gesetz, wenn es 
hier vorliegen wird, auch die Zustimmung zu 
geben. 

Der Änderung des Betriebsrätegesetzes und 
der Landarbeitsgesetz-Novelle geben wir 
unsere Zustimmung. (BeiJa11 bei der SPO und 
bei Bundesräten der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist ferner gemeldet 
Bundesrat Ing. Gassner. Ich bitte ihn, das 
Wort zu ergreifen. 

Bundesrat Ing. Gassner (OVP) : Frau Staats
sekretärl Hohes Haus ! Meine Damen und 
Herren! Beide zur Behandlung stehenden 
Gesetzesbeschlüsse erwecken bei oberfläch
licher Betrac:htung - hier stimme ich mit 
Bundesrat Böck völlig überein - den An
schein, als würden sie nur den Arbeitnehmern 
dienen. Ich vertrete jedoch die Meinung, daß 
gerade das Betriebsrätegesetz dadurch, daß 
es nicht nur die Einrichtung einer Betriebs-
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vertretung regelt, sondern vor allem die 
Grundlage des Zusammenwirkens zwischen 
den Unternehmern - hier darf ich etwas ein
fügen: Kollege Bundesrat BöCk hat bei seiner 
Eingangsbemerkung keinen Zwischenruf erhal
ten; ich nehme an, ich erhalte auch keinen, 
wenn ich feststelle: es gibt leider nicht nur 
Unternehmer als Mitglieder bei der OVP, es 
kann sein, daß sich ab und zu auch jemand zur 
SPO verirrt hat ; wenn man also Kontakt
gespräche führt, dann mit allen Parteien und 
mit allen Unternehmern - und den Vertre-

den würden und damit auch den Betriebsrat 
als Vertreter der Interessen der im Betrieb 
Beschäftigten in eine neue Aufgabenstellung 
bringen würden, blieben auch in dieser 
Novelle unerfüllt. 

Ich möchte gar nicht auf die bei den ver
sdliedensten Anlässen geäußerten Wünsche 
auf eine vermehrte betriebliche Mitbestim
mung im einzelnen eingehen. Ich zitiere nur 
wörtlich aus der Regierungserklärung von 
Bundeskanzler Dr. Kreisky: 

tern der Arbeitnehmer im Betrieb ist, einen "Durch eine Erweiterung des BetriebsrätG

wesentlichen Bestandteil des demokratischen gesetzes soll der Betriebsvertretung verstärktE: 

Lebens in ei'nem modernen Staat darstellt. Es Mitbestimmung eingeräumt werden." 

bildet die Voraussetzung für das gemeinsame 
Wirken im Betrieb, welches nicht nur den 
Arbeitnehmern, sondern letztlich auch dem 
Arbeitgeber zugute kommt. 

Dies haben fortschrittliche Politiker bereits 
vor fast 100 Jahren erkannt. Am 1 6. Juni 1891 
legte die Regierung Taaffe dem Reichsrat einen 
Gesetzentwurf zur Schaffung obligatorischer 
Arbeitsausschüsse in allen fabriksmäßigen 
Betrieben und gewerblichen Unternehmungen 
vor. 

Vertreter der verschiedensten politischen 
Richtungen stellten die Forderung nach dem 
Recht der Arbeitnehmerschaft, im Betrieb ihre 
Interessen wahrnehmen zu können, auf. 

So verlangte unter anderem der christliche 
Sozialreformer Dr. Adam Trabert am 6. Jänner 
1895 bei einer Arbeiter-Großversammlung in 
Wien Arbeitsausschüsse in j enen Betrieben, 
die mindestens 100 Arbeitnehmer beschäfti
gen. Es dauerte allerdings noch eine Weile, 
bis durch das Gesetz am 15. Mai 1919 die 
Betriebsräte geschaffen wurden. 

Wir können uns heute eine Partnerschaft 
im Betrieb ohne Betriebsrätegesetz nicht mehr 
vorstellen. So ist es auch nicht verwunderlich, 
daß gleich nach dem Krieg im Jahre 1947 
das Betriebsrätegesetz - oder wie es genau 
heißt: das Gesetz über die Einrichtung von 
Betriebsvertretungen - neuerlich beschlossen 
wurde. 

Daß dieses Gesetz - man könnte es fast 
als eine Art Betriebsverfassung bezeichnen -
auch ständig den in der Praxis immer wieder 
besser gestalteten Betriebsvertretungen ange
paßt wurde, ergibt sich daraus, daß es bisher 
bereits viermal novelliert wurde und heute 
die fünfte Novelle dazu vorliegt. 

Viele Wünsche haben die Arbeitnehmer zu 
dieser Materie angemeldet. Viele davon wur
den im Laufe der Zeit erfüllt. Einige wesent
liche, welche die prinzipielle Stellung der 
Arbeitnehmer im Betrieb in neue Form klei-

Leider, muß ich feststellen, blieb es auch 
hier nur bei einem Versprechen von Bundes
kanzler Dr. Kreisky. Beim Studium der zur 
Begutachtung ausgesandten Novelle müßte 
man sich fragen: Wie ernst war es der SPtJ 
mit einer Vermehrung der betrieblichen Mit
bestimmung? - Man findet darin kaum 
etwas. Im Gegenteil: Ganz deutlich ist zu 
erkennen, daß zum Beispiel durch die Einrich
tung der staatlichen Wirtschaftskommission 
- verzeihen Sie mir, Frau Staatssekretär; ich 
hätte lieber mit Herrn Vizekanzler Ing. Häuser 
die Klingen gekreuzt als mit Ihnen - Vize
kanzler Ing. Häuser eher daran dachte, eine 
überbetriebliche Vormundschaft über die 
Betriebsräte zu etablieren. 

Wir von der OVP-Fraktion, wir christlichen 
Arbeitnehmer, bekennen uns voll und ganz 
zum Osterreichischen Gewerkschaftsbund. Wir 
anerkennen die Tätigkeit der gesetzlic::hen 
Interessenvertretungen der Arbeitnehmer. Wir 
lehnen jedoch eine Bevormundung des einzel
nen oder einzelner Betriebe durch diese 
Arbeitnehmerorganisationen ab. Wir waren 
und sind auch heute bereit, in allen Arbeit
nehmervertretungen mitzuarbeiten, und zwar 
deshalb, weil wir glauben, daß in der Ver
tretung der Interessen aller Arbeitnehmer oder 
einzelner Arbeitnehmergruppen gegenüber 
den Organisationen der Unternehmer nur eine 
geschlossene Organisation die entsprechende 
Durchschlagskraft besitzt. 

Wir begrüßen auch die Hilfeleistungen, 
welche der Osterreichische Gewerkschaftsbund 
oder die Fachgewerkschaften und die Arbei
terkammem den Betriebsräten geben. Wir sind 
j edoch dagegen, daß es durch gesetzliche 
Bestimmungen den Arbeitnehmerorganisatio
nen von sich aus möglich ist, auc::h dann, wenn 
es die Belegschaft beziehungsweise die 
Betriebsräte nicht wollen, betriebliche Mit
bestimmung in den einzelnen Betrieben auszu
üben. (Bundesrat S c  h i p  a n  i: Das war ja gar 
nicht vorgesehen, Herr Kollege!) Ich glaube 
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auch, Kollege Schi pani , daß viele SPO
Betriebsräte mit dieser von Vizekanzler Ing. 
Häuser vorgesehenen sogenannten betrieb
lichen Mitbestimmung - ich habe den hiezu 
ausgesandten ersten Entwurf sehr genau stu
diert - nicht viel Freude gehabt hätten. (Bun
desrat S c  h i p  a n  i: Darüber werden wir uns 
am Gewerkschaftstag unterhalten!) 

Wir von seiten der OVP haben in unseren 
Betrachtungen und in unseren Zielsetzungen 
immer den Menschen in den Mittelpunkt 
gestellt. In diesem Falle, wo es um die demo
kratische Einrichtung in den Betrieben geht, 
wollen wir nicht, daß das direkte Eingreifen 
von außerbetrieblichen Organisationen ermög
licht und gestattet wird. Wir wollen, daß die 
Rechte und der Schutz derjenigen, die im 
Betrieb die Interessen der Kolleginnen und 
Kollegen vertreten, verbessert werden. 

Zu diesem Teil meiner Ausführungen stelle 
ich zusammenfassend fest : Die ursprünglich 
von Vizekanzler Ing. Häuser zur Begutachtung 
ausgesandte Novelle zum Betriebsrätegesetz 
stand hinsichtlich der vermehrten Mitbestim
mung der Betriebsvertretungen im Wider
spruch zur Regierungserklärung von Bundes
kanzler Dr. Kreisky und hätte neben einigen 
Verbesserungen - das gebe ich zu - vor 
allem eine Vormundschaft über die Betriebs
räte gebracht. 

desrat B ö c k: Nur hätten die OAAB-Abgeord
neten wieder im Parlament dagegen gestimmt!) 
Herr Kollege Böckl Warum hat man nicht ge
sprochen? Warum haben die sozialistischen 
Gewerkschafter allein v,erhandelt? Ganz allein 
habt ihr verhandelt I (Bundesrat B ö c k: Ein
stimmige Beschlüsse! - Bundesrat N 0 v a k: 
Einstimmig!) Was ich sage, das ist die Wahr
heit! (Bundesrat S c  h i p  a n  i: Ihr spielt ein 
Doppelspielf) Aber Herr Kollege Schipani ! Das 
stimmt doch nicht! (Bundesrat S c  h i p  a n i: Im 
Gewerkschaftsbund "ja", im Parlament 
"nein" !) 

Wir sind bis heute so weit gekommen: Wir 
haben die Gespräche geführt. Der Bundesrat 
hat heute die Novelle zum Betriebsrätegesetz 
in Behandlung. Herr Vizekanzler Häuser hat 
sich deshalb so bemüht, weil er unbedingt 
noch vor Ende der von ihm selbst oder von 
den SPO-Nationalräten geköpften SPO-Regie
rung unbedingt noch eine Vorlage einbringen 
und in Behandlung ziehen wollte. (Bundesrat 
S c  h i p a n  i: Aber keine Alibi-Novelle!) Hät
ten wir doch wirklich über die Probleme 
gesprochen I Wir haben uns im OGB zusam
mengesetzt. Wir haben die Probleme mitein
ander im OGB-Bundesvorstand behandelt. 

,(Bundesrat B ö c k: Acht Monate war Zeit/) 
Was ist daraus geworden? - Ein "Mini
Alibichen" , möchte ich fast sagen. Warum 
hat . . .  (Bundesrat S c  h i p  a n  i: Vielleicht 

Da von verschiedenen Seiten starke Wider- könnte ein Herr des Wirtschaftsbundes hier 
stände gegen diese Novelle einlangten, brachte stehen, dann wüßten Sie genau, daß es nicht 
Vizekanzler Ing. Häuser - man muß diese dazu käme!) Herr Kollege Schipani l Ich bin 
Novelle leider so bezeichnen - eine SPO- nicht dazu da, um die Bundeshandelskammer 
Alibi-Novelle im Ministerrat ein, welche als zu vertreten. Ich bin dazu da, die Stellung
Regierungsvorlage im Nationalrat eingebracht ! nahme der OVP-Bundesratsfraktion bekannt
wurde. Warum nenne ich diese Novelle eine zugeben und zu vertreten. 
Alibi-Novelle? - Weil sie nur deshalb ein
gebracht wurde, weil von der SPO versprochen 
worden war, im Bereich der Betriebsvertre
tungen eine Initiative zu setzen. Dies geschah. 

Warum hat man nicht . . . ? - Diese Frage 

tut Ihnen weh. Ich verstehe das. Man sagt 

immer: Ich bin der große Gewerkschaftsver

treter! Wenn dann so ein kleiner christlicher 

Gewerkschaftsvertreter daherkommt und sich 

eine solche Frage zu stellen traut, dann tut 

Ihnen das weh! Das verstehe ich vollkommen. 

(Zustimmung bei der OVP. - Bundesrat 

B ö c k: Das tut niemandem weh, das ist Dem
agogie! - Bundesrat S c  h i p  a n i: Keine Lip

penbekenntnisse, das wäre wünschenswert!) 
Ihr Argument stimmt doch nicht ! (Weitere 

Zwischenrufe bei der SPtJ.) 

Aber wie sieht diese Initiative nunmehr 
aus? - Außer einigen kleinen Verbesserun
gen - sie wurden vom Herrn Kollegen Böck 
bereits genannt -, die oft in der Praxis bereits 
angewandt wurden, ,enthält si<e nichtls. Wlir 
haben uns ,e1gentliich .ganz etwas anderes 
erwartet. (Bundesrat S c h i  p a n  i: Man war 
nicht zu mehr bereitf) Wir hofften, daß wir auf 
dem Weg zu einer echten betrieblichen Mit
bestimmung ein wesentliches Stück weiter
kommen würden. Es wäre besser gewesen, Wir behandeln diese Probleme, Kollege 

wenn wir gemeinsam - ich wiederhole :  wenn Tirnthal ist leider nicht da. Er hat mir gesagt, 

wir gemeinsam -, alle Fraktionen im OGB i daß ich hier eine Meinung vertrete, die kon

und in der Arbeiterkammer, und dann wieder trär zu derjenigen ist, die Herr Generalsekre

gemeinsam mit unseren Wirtschaftspartnern tär Dr. Mussil vertreten hat. (Bundesrat T i r n

diese Probleme durchbesprochen hätten. Wir t h a I  betritt  den Sitzungssaal.) Er ist schon 

wären dann zu wirklichen Verbesserungen im I da, Gott sei Dank. (Heiterkeit) D�zu darf ich 

Bereiche der Mitbestimmung gekommen. (Bun- nur sagen: Ich bekenne mIch lmmer zur 
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Sozial- und Wirtschaftspartnerschaft. Ich 
werde von diesem Standpunkt nicht abgehen. 
Wir wären innerhalb der OVP damit einver
standen. Ich hoffe, daß wir endlich einmal so 
weit kommen, daß die SPO nicht versucht, 
ihre eigenen Vorschläge durchzusetzen, son
dern auch in den Gewerkschaften bereit ist, 
echt und konkret gemeinsam im Sinne der 
Arbeitnehmer diese Probleme zu beraten. 
(Bundesrat N o  v a k: Wer hindert euch? -
Weitere Zwischenrufe bei der SPO.) Jawohl, 
im Sinne der Arbeitnehmerl 

Aber warum wurde nicht der Vorschlag, 
der von der christlichen Fraktion erarbeitet 
wurde, weiter diskutiert? (Bundesrat N ,0 v a k: 
Wenn euch die Arbeitnehmer keine stärkere 
Vertretung im Gewerkschaftsbund geben! Was 
wollt ihr?) Meine Kolleginnen und Kollegen 
von der sozialistischen Fraktion : Warum hat 
man das nicht getan? Ich frage Sie! (Bundes
rat B ö c k: Kollege Gassner! Im Vorjahr 
wurde das Forderungsprogramm der Regie
rung überreicht! Unter anderem auch die ein
s timmigen Beschlüsse in bezug auf das 
Betriebsrätegesetzl Und jetzt sagen Sie: Wir 
haben nicht mitreden können/ Das glaubst du 
selber nic;htl) Herr Kollege Böckl Ich wieder
hole : Die christliche Fraktion hat zum Betriebs
rätegesetz einen kompletten Vorschlag erar
beitet. Aus diesem Vorschlag wurde . . . (Bun
desrat B ö c k: Vor zwei M,onaten!) Nicht vor 
zwei Monaten, Kollege Böckt Sie sind ja bes
ser darüber informiert. Ich weiß genau, daß 
Sie politisch ja so sprechen müssen. Das ver
stehe ich. Aber wir sollten im Gewerkschafts
bund doch einmal die Dinge anders behan
deln. Ich weiß genau: Wenn wir mit Initiativen 
kommen (Bundesrat B ö  c k: Zu spät/), so paßt 
Ihnen das nicht ins Konzept, weil damit Ihre 
angebliche Monopolstellung in der Interessen
vertretung der Arbeitnehmer erschüttert wer
den könnte. (Zwischenrufe bei der SPO.) 

Warum - ich frage noch einmal - hat man 
nicht in echten Gesprächen auf der Grundlage 
der von der Fraktion christlicher Gewerkschaf
ter erarbeiteten Vorschläge die Novelle zum 
Betriebsrätegesetz besprochen? Vielleicht des
halb, um nicht später zugeben zu müssen, daß 
die christlichen Arbeitnehmer gute Arbeit 
geleistet haben. Das ist wahrscheinlich die 
Motivation dazu. (Zustimmung bei der avp.) 

Ich darf dazu noch sagen: Wir wären nicht 
so ehrgeizig gewesen, das allein irgendwohin 
zu stellen, uns geht es nicht darum, welche 
Fraktion die Urheberrechte bei Initiativen für 
die Arbeitnehmer, ja  überhaupt für die Bevöl
kerung Osterreichs oder unseres Staates selbst 
hat, wichtig ist uns nur, daß diese Initiativ·en 
gesetzt' werden und daß damit eine Aufwärts-

entwicklung unseres Staates und damit der 
Arbeitnehmer gewährleistet ist. (Bundesrat 
T i  r n t  h a I: Warum waren Sie bei den lJber
stundenzuschlägen gegen unsere Initiative?) 
Herr Kollege Timthai ! Das habe ich von die
sem Rednerpult aus viermal gesagt. Ich wie
derhole es nicht. Sie haben es mir heute vor
gelesen, damit nehme ich an, daß Sie es sich 
gemerkt haben und daß Sie es noch immer 
wissen. Ich gebe dazu keinen Kommentar mehr 
ab. (Bundesrat N 0 v a k: Der Zeitpunkt war 
nieh t dafür dalj 

Was beinhaltet nunmehr die vorliegende 
Novelle zum Betriebsrätegesetz? - Ich darf 
es nochmals sagen: Leider keinen Schritt zur 
Verwirklichung - ich hoffe, da werden Sie 
mir beipflichten - des Zieles einer verstärk
ten betrieblichen Mitbestimmung, und dies, 
obwohl der Bundesvorstand des OGB noch 
am Beginn dieses Jahres eine Novelle zum 
Betriebsrätegesetz als Schritt zur Erweiterung 
der betrieblichen und überbetrieblichen Mit
bestimmung für wichtig und notwendig hielt. 
(Zwischenruf des Bundesrates S c h i  p a n  i.) 
So nachzulesen im Gewerkschaftlichen Nach
richtendienst vom 13. Februar 1971 .  Wo ist das 
geblieben? 

Wir von der OVP begrüßen das Gesetz des
halb - da kommt meine Antwort -, weil es 
in einigen Fragen kleine Verbesserungen und 
Klarstellungen bringt. Zu der überschweng
lichen Freude, die aus den Zeilen der "Arbei
ter-Zeitung" klingt, besteht jedoch kein 
Anlaß. 

Als ersten Punkt der Verbesserung begrüßt 
die "Arbeiter-Zeitung" die Informationspflicht 
des Unternehmers gegenüber dem Betriebs
rat. Auch wir sind der Meinung - ich gebe 
das gerne zu -, daß dieses "verstärkte Infor
mationsrecht" - so möchte ich es von der 
Warte des Betriebsrates aus gesehen bezeich
nen - an sich zu begrüßen ist. Es ist aber 
keine Neuerung. Liest man in "Floretta-Stras
ser" nach - ich gestatte mir, auch dieses Werk 
zu studieren -, so kommt man darauf, daß 
dieses Recht bereits nach dem alten Betriebs
rätegesetz bestanden hat, und es wurde auch 
in der Praxis - nicht überall, ich weiß das -
bereits gehandhabt. (Bundesrat S c h i  p a n  i: 
Hat man diese Information seinerzeit  bei der 
NEW AG auch gepflogen?) Kollege Schipani ! 
Der Betriebsrat hat sich auch mit der General
direktion der NEW AG ins Einvernehmen 
gesetzt. (Bundesrat S c  h j p a n  i: Phanta
stisch/) Die machen doch das. Oder nicht? 

Betreffend die Bildungsfreistellung sagen 
wir ein volles Ja zum vorliegenden Gesetz
entwurf. Der Betriebsrat konnte bereits bisher 
auf Grund des § 16 Abs. 3 des Betriebsräte-
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gesetzes die Bildungsfreistellung in . Anspruch 
nehmen. Neu ist hingegen in der vorliegenden 
Novelle die Möglichkeit der Freistellung 
gegen Karenz des Entgeltes. 

Diese Freistellung ermöglicht es dem 
Betriebsrat, sich echt weiterzubilden und sich 
die Grundlagen anzueignen, die für eine echte 
Mitverantwortung im Betrieb notwendig sind. 
Was würden denn den Betriebsräten die maxi
malen Informationen über Geschäftsführung, 
Bilanzen et cetera nützen, wenn sie damit 
nichts anzufangen wüßten? 

Die Ausbildung, die Information, die Schu
lung der Betriebsräte und jener, die einmal 
solche Aufgaben übernehmen sollen, muß noch 
wesentlich verbessert werden. Nur dann, wenn 
der Arbeitnehmer über das entsprechende 
Wissen verfügt, kann er als echter Partner 
der Unternehmensleitung bei wirtschaftlichen 
Entscheidungen mitwirken. Deshalb unser Ja 
zu diesem Gesetz. 

Wir dürfen aber damit nicht zufrieden sein, 
wir dürfen uns nicht mit diesem Schritt begnü
gen. Es gibt auch heute bereits viele Unter
nehmer, die erkannt haben, daß der qualifi
zierte Betriebsrat, der auch über das entspre
chende wirtschaftliche Wissen verfügt, für die 
Entscheidungsfindung zwischen Betriebsfüh
rung und Arbeitnehmerschaft für die Führung 
des Betriebes nur von Vorteil ist. Der gut 
geschulte und wirtschaftlich informierte 
Betriebsrat bringt den Arbeitnehmern wesent
liche Vorteile, kann er doch selbst zeUgerecht 
eventuell im Betrieb notwendige Umgruppie
rungen, Änderungen der Produktion et 
cetera erkennen und daraus wichtige personal
politische Entscheidungen treffen. Wir haben 
dafür, vor allem im Bereich der verstaatlichten 
Industrie, einige Musterbeispiele, wo zur Zeit 
der Konjunkturabflachung - Kollege Schi
pani wird mir, glaube ich, jetzt beipflichten -
zeitgerechte Entscheidungen manche Katastro
phe verhinderten. 

Wir hoffen, daß durch die angekündigte 
Verordnung ehebaldigst jene Bildungsinsti
tute und Organisationen fe.stgelegt werden, 
deren Besuch für die Bildungsfreistellung 
anerkannt wird. In der Regierungsvorlage 
wurden dafür nur die Gewerkschaften und die 
Arbeiterkammern genannt. Ich anerkenne die 
Tätigkeit dieser Arbeitnehmerorganisationen, 
die bereits jetzt wesentliche Mittel für die 
Schulung und Bildung der Arbeitnehmer auf
wenden. Es sollte aber der Rahmen nicht so 
eng gesteckt werden, und auch andere Orga
nisationen, welche sich bereits bisher im 
Bereich deI: , Arbeitnehmerbildung Anerken
nung erworben haben, · wie die Katholische 
Sozialakademie, das WIFI, die Volkswirt-

schaftliche Gesellschaft oder das Kummer
Institut, sollten anerkannt werden. 

Die Novelle zum Betriebsrätegesetz bringt 
auch einen verstärkten Kündigungsschutz der 
Betriebsräte. Ehrenrührig aufgefaßte Äußerun
gen des Betriebsrates sind kein Entlassungs
grund mehr. Ein sehr weiter Schutz - ich 
möchte sagen: ein fast vollkommener - war 
bereits bisher im § 18 des Betriebsrätegesetzes 
gegeben. Wir haben auch hier keine wesent
liche Neuerung. Ich würde die Novelle in 
diesem Bereich eher als Klarstellung bez·eich
nen. 

Wir christlichen Arbeitnehmer hätten viel 
lieber einen Kündigungsschutz für aUe 
Arbeitnehmer verankert gesehen. Wir hätten 
gerne gesehen, wenn dem Arbeitnehmer selbst 
der Weg 'Zum Einigungsamt geöffnet worden 
wäre. Leider sind wir bei diesem Verlangen 
bei den Sozialisten .auf keine Gegenliebe 
gestoßen. Es bleibt also wie bisher: Ohne 
Zustimmung des Betriebsrates genießt der 
Arbeitnehmer selbst keinen Schutz. 

Wir von seiten der OVP hätten zum vor
liegenden Gesetz außer dem bereits von mir 
genannten Verlangen nach mehr betrieblicher 
Mitbestimmung eine Reihe von Wünschen 
gehabt. 

Das ganze Ges·etz ist, wie von allen Seiten 
erkannt wird, nicht sehr systematisch auf.ge
baut. Es beschäftigt sich ja die Kodifikations
kommission mit einem Betriebsverfassungs
gesetz. 

Das derzeitige Gesetz - daran hat sich 
durch die vorliegende Novelle nichts geän
dert, und das möchte ich feststellen - ist 
minderheitenfeindlich. Durch die ursprünglich 
vorgesehene Gewichtung der Mandate bei der 
Wahl des Zentralbetriebsrates hätte sich die
ser Effekt noch verstärkt. 

Wir hätten uns sehr darüber gefreut, wenn 
Vizekanzler Häuser beziehungsweise die SPO 
diese Novelle dazu benützt hätten, den Min
derheiten etwas mehr Chancen einzuräumen. 
Von einer Chancengleichheit der Minderheit 
gegenüber der bestehenden Mehrheit wage 
ich ja gar nicht zu sprecben. In den ver
schiedensten Betrieben könnte es durch 
gemeinsame Initiativen der bei den großen 
Fraktionen im OGB beziehungsweise in der 
Arbeiterkammer .gelingen, Betriebsratswahlen 
durchzuführen. (Bundesrat S c  h i p  a n  i: Wie 
viele Stimmen kostet Ihnen im Durchschnitt 
ein Mandat? Die sind sehr billig!) Kollege 
Schipani! Ich komme darauf 'zu spr.echen, w,as 
ich d.amit meine. Ich möchte Jetzt nicht Ver
gI.e'iche zieihen, wle viele Stimmen die eine 
Partei oder die andere Partei 1n e'inem Betrioeb 
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braucht, um dann festzustellen: Hier sind 
weniger Stimmen, da sind mehr Stimmen! -
Man sollte ver,gleichen, wte V'i'ele S1:immen 
in einern Betrieb bei derselben Beschäftigten
anzahl notwendig sind. Darauf komme ich 
noch mit einem Beispiel - bitte etwas Ge
duLd - zu spr'ech�n. 

Von einer Chancoengleicbtheit, habe ich fest
gestellt, ,i.st nicht zu sprechen. In den ver
schiedensten Betr.ieben könnte es durch 'ge
meinsame IniNativen der beiden großen Frak
tionen im OGB beziehungsweise im der 
Arbeiterkammer gelingen, Betriebsratswahlen 
durchzuführen. Es IgeNngt uns christlichen 
Arbeitnehmern jedoch nicht, unsere Fr·eunde 
in den Betri,eben davon zu überzeug,en, daß 
jene Te.ile des Betri'ebsrätegesetzes, welche 
sich mit oder W,ahl beschäftigen, dem demo
kratischen Gleichheitsgrundsatz entsprechen. 

ratswahlen durchgeführt werden. Dies würde 
auch bedeuten, daß die Arbeitnehmer
organisationen, vor allem die Gewerkschaften, 
neue Mitarbeiter gewinnen könnten; Mit
arbeiter vor allem in den kleinen Betrieben, 
die derzeit gewerkschaftlich nicht gut organi
siert sind. 

Für die Betriebsräte in den großen Betrieben 
ist vor allem die Freistellung von Betriebs
räten wichtig, welche im § 16 Abs. 4 geregelt 
ist. Die Schlüsselzahlen für die Freistellung 
werden durch die

'
ses Gesetz bei zwei B

'
etriebs

räten von 800 auf 600, für drei von 5000 auf 
3500 Dienstnehmer heruntergesetzt. Für Je 
weitere 3500 Dienstnehmer wird ein weiteres 
Mitglied des Betriebsrates von der Arbeits
leistung unter Fortzahlung des Entgeltes frei
gestellt. 

Wir seitens der OVP hätten im Gesetz bei 
der Freistellung gerne verankert gesehen, daß 
bei Freistellung mehrerer Betriebsräte das 
Wahlergebnis bei der Betriebsratswahl inso
fern zu berücksichtigen -ist, als auch Betriebs
räte, die nicht der stärksten Fraktion ange
hören, freigestellt werden. 

Der Ausschuß des Nationalrates hat diesen 
Wunsch positiv zur Kenntnis genommen und 
eine Empfehlung in diesem Sinne ausge
sprochen, jedodl leider nicht im Gesetz ver
ankert. Wir werden genau beobachten, ob 
dieser Empfehlung Folge geleistet wird. 

Die Regierungsvorlage war auch noch in 
einigen anderen Punkten sehr minderheiten
feindlich. Erst im Ausschuß des Nationalrates 
ist es gelungen, auf einen gemeinsamen Nen
ner zu kommen, der es der OVP ermöglicht, 
dieser Novelle zum Betriebsräte'gesetz zuzu
stimmen. 

Nehmen wir als Beispiel einen Betrieb mit 
der g·eringsten Anzahl von Arbeitnehmern, in 
dem Betriebsräte .gewählt werden können ; das 
ist ein Betr.ieb mit 20 BesdläfUgten. Um eine 
Liste einreichen zu können, hraucht man, da 
drei Mandate vergeben wenden, drei Kan
didaten und drei Ersatzkandidaten. Von die,sen 
weIden auf die Isechs notweruf.igen unter
stützenden Unterschriften nur drei angerech
net, sodaß man weit-ere drei Betriebsange
hörig,e zur EinbrilJlgung des Wahlvorschlages 
benötigt. Das sind insgesamt neun p.ersonen. 
Für die Erreichung eines Betriebsratsmandates 
genügen zum Beispiel, wenn drei Wahlvor
schläge eingebracht waren und eine Stimmen
verteilung von 9 zu 6 zu 5 Stimmen g,egeben 
ist, fünf Stimmen. Eine Wähl'ergruppe braucht 
daher bei diesem Beispi,el neun Personen, um 
zu kandidieren, jedoch nur fünf Stimmen, um 
ein Mandat zu erreichen. Ich halte deshal:b -
g·estatten Sie mir das - das Betriebsräte
gesetz für mirrderheitenfeindlich. 

Man bekam überhaupt, vor allem von der 
ersten Fassung der Novelle, welche zur Be

fol- gutachtung ausgesandt wurde, den Eindruck, 

ein- daß die Sozialisten die Zeit der Minderheits
regierung dazu benützen wollten, um dort, 
wo sie bereits eine starke Position besitzen -
im Betrieb -, diese zu Lasten der Minderheit 

Aus diesem Grunde erlaube idl mir, 
genden E n t s c h I  i e ß u n ,g s a  n t r a g 
zubringen: 

Der Bundesrat woUe beschlti:eßen: 

Die Bundesr.egierung wird ersucht, den 
gesetzgebenden Körperschaften eine Regie
rungsvorlage .betreffend Änderung des 
Betriebsrätegesetzes zuzuleiten, welche die 
Anrechnung aller Unterschriften von Wahl
werbern auf den W.ahlvorschlägen gemäß 
§ 9 Abs. 5 Betriebsrätegesetz zum Inhalt 
hat. 

Ich bitte alle Mitglieder des Bundesrates, 
diesen Antrag zu unterstützen. Sie können 
damit ihre demokratische Gesinnung bewei
sen. Könnten wir doch in vielen kleinen Be
trieben damit leichter erreichen, daß Betriebs-

noch weiter auszubauen. Besser wäre es ge
wesen, sich mehr um die echten Anliegen der 
Arbeitnehmer zu kümmern. 

Ein Beispiel : Die sozialistischen Gewerk
schafter hatten mit den Vertretern der Bundes
handelskammer vereinbart, daß die Ubermitt
lung der Abschrift von Bilanz sowie Gewinn
und Verlustrechnung des Betriebsinhabers an 
den Betriebsrat erst in Betrieben mit mehr 
als 10 Besdläftigten zu erfolgen hat. Hier war 
der OAAB initiativ. - Es wurde von Bundes
rat Böck gefragt - als Kollege Bürkle gespro
chen hat -, wo der OAAB aktiv gewesen 
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wär€. Ich möchte die Namen nicht nennen, 
aber zwei prominente sozialistische National
räte haben gesagt, daß bei diesem Problem 
infolge der Initiative des OAAB ein besserer 
Weg g,efunden wurde. 

Pie Vertreter des OAAB haben die For
derung gestellt, daß eine Verschlechterung 
für die Industrie, wo bisher bereits ab 
20 Beschäftigten, und für Handelsbetriebe, 
Banken und Versicherungsanstalten, wo 
bisher dauernd 30 Dienstnehmer beschäftigt 
sind, die vorgenannten Abschriften an 
den Betriebsrat übergeben werden mußten, 
nicht eintreten darf. Daraufhin wurde vorerst 
im Ausschuß des Nationalrates und dann in 
diesem selbst für diese Betriebe die 'bisheri.ge 
Regelung im Ges'etz verankert. Der ursprüng
liche Antrag hatte eine Verschlechterung vor
gesehen. 

Die in der Novelle enthaltenen Ver
besserungen des Betriebsrätegesetzes sind im 
wesentlichen im Vorschla:g des FCG-Entwurfes 
enthalten. Dieser geht im Gegenteil in 
wesentlichen Punkten, vor aUem der betrieb
lichen Mitbestimmung, bereits viel weiter in 
die Zukunft, in eine Zukunft, in der Unter
nehmensleitung 'beziehungsweise Betriebs
inhaber und die Arbeitnehmer echte Partner 
im Betrieb sein werden. Erst zu diesem 
Zeitpunkt werden wir die Chance haben, 
gemeinsam die Osterreicher an den Lebens
sta.ndard des Westens heranführen zu können. 

Erkennen wir die Aufgaben der Zukunft. 
Versuchen wir, diese im Sinne echter Demo
kratie gemeinsam zu lösen. Dann wird es uns 
gelingen, die Chancen, die uns die Zukunft 
bringt, zu nützen. 

Da die vorliegenden Novellen einen Schritt, 
wenn auch nur einen Mini-Schritt, in diese 
Richtung bedeuten, geben wir seitens der 
OVP dazu gerne unsere Zustimmung. (Beifall 
bei der OVP.) 

Vorsitzender: Der von den Bundesräten 
Ing. Gassner und Genossen eingebrachte Ent
sdlließungsantrag ist genügend unterstützt 
und steht daher zur Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Böck. Bitte schön. 

Bundesrat Böck (SPO) : Sehr geehrte Damen 
und Herren! Ich hätte mich nicht mehr zum 
Wort gemeldet, wenn nicht heute schon zum 
vierten oder fünften Mal ganz überraschend, 
ohne ,ein Wort zu reden, ohne in der Aus
scl:1ußsitzung am Monta,g etwas anzukündi.gen, 
Entschließungsanträge vorg,elegt worden 
wären (Bundesrat B ü r k 1 e: Eine ganz klare 
Geschichte war das!), über die man innerhalb 

weniger Sekunden entscheiden müßte. - Uber 
den letzten könnte man in einer halben 
Sekunde entscheiden. 

Darf -ich aber doch noch ,etwas zu den Fest
stellungen des Kollegen Gas,sner sagen. So 
Leicht, wie er sich das heute 'g,emacht hat, 
glaube ich, sollte es sich ein Bundesr,at in 
diesem Hause nicht machen. Hier über Dinge 
zu reden, die man selbst verhindert, urud dann 
noch Anträge dazu zu stellen, das ist etwas 
zuviel, Kollege Gas.sner! 

"Es ist nichts in der Novelle, 'es ist eine 
Mini-Novelle" . - Ihr habt j a  alles abgelehnt. 
Es könnte übeIiall mehr se:in. In der Novelle 
waren vier Wochen Bildungsfreistellung vor
g'esehen. Die OVP hat ,es ,in den Gesprächen 
auf zwei Wochen he:r:untergedrüc.kt. Es war 
drinnen, daß bei 1 50 BeschäfUgten ein Be
triebsrat freigestellt werden soll. Das wurde 
abgelehnt i Es bleibt wie bisher bei 200. 

Es wurden 600 Betriebsangehörige statt 
1 000 für zwei Freigestellte verlangt. Di·es
bezüglich wurde eine Kompromißlösung von 
800 gefunden. Ich halbe me,ine Unterlag,en, 
wo ich das genau noNert habe, bereits her
gegeben. Ich muß das Jetzt .aus dem Stegreif 
sagen. 

Es wurden 2500 für den dritten und je 2500 
für jeden weiteren Betriebsrat zur Freistellung 
verlangt. Wir mußten uns wieder zu einer 
Kompromißlösung entschließen. Es wurde auf 
3000 hinauflizitiert. Und dann steht hier ein 
Bundesrat auf, sagt, es war zuweni,g, und 
verlangt mehr. Und Sie haben selbst das Mehr 
abgel,ehnt! (Bundesrat lng. G a s  s n  e r, v.om 
Platz des Schriftführers: Mehr wurde abge
lehnt! - Bundesrat Dr. S k o t  t o n: Bitte 
keine Zwischenrufe vom Vorsitzendenpult 
aus! - Bundesrat N o  v a  k: Du bist ein neuer 
Besen und mußt erst zu kehren anfangen, 
das ist der Witz!) Es ist genug drinnen! 

Noch ein Satz : Ich möchte dem Kollegen 
Bundesrat Gassner, der mehrmals von diesem 
Pult ·aus ähnliche Reden hi,elt, einmal vor 
allen Anwesenden s.agen: Hier ist er mit 
se'inen guten Ratschläg,en fehl am Platz! Er 
muß vorher zu ·denen g,ehen, die alles ver
hindern, damit ,es besser wird. (Beifall bei der 
SPO.) 

Den Entschließungsantra:g wind meine Frak
tion ablehnen, weil wir mit dem ogenug haben, 
was jetzt im Gesetz drinnen ist. (Neuerlicher 
Beifall bei der SPo.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünschen die Herren Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 
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Vorsitzender 

Die Abstimmung üb-er <:Hese b-eiden Ge
setzeSibeschlüsse ,erfolgt ,getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
beiden Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates 
k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

Der Ausschuß tür soziale Angelegenheiten 
hat di,e g,eg'enstäIlJdliche Vorla.ge in seine,r 
Sitzung vom 19. Juli 1971 in Verhandlung 
genommen und -einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu ,empfehlen, ketnen Einspruch 
zu erheben. 

Als Er-gebnis ,seiner Beratung stellt ,somit 
Die E n t s c h I  i e ß u n g zur Anderung des der Ausschuß für soziale Angeleg,enheiten 

Betriebsrätegesetzes wird a b  g e l  e h  n t. durch mich dein A n  t r a g, der BUIlldesr,at wolle 
beISchließen: 

29. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 13. Juli 1911  betreffend ein Bundesgesetz 
über die Krankenversicherung der in der ge
werbliChen Wirtschaft selbständig Erwerbs
tätigen (GewerblidIes Selbständigen-Kranken
versicherungsgesetz - GSKVG 1911)  samt 

Anlage (609 der Beilagen. 

Gegen den GesetzBsbeschluß des National
rates vom 1 3. Juli 1971  betr,effend ein Bundes
gesetz über di'e Krankenversicherung der in 
der g-elWerblichen WirtschaJft selbständLg 
Erwerbstätigen (Gewerbliches SeLbständigen
Krankenversicherungsgesetz - GSKVG 1 97 1 )  
samt Anla:ge (543 der Beilagen) wird kein 
Einspruch ,erlhoben. 

30. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates Der 2. Bericht betrifft die 20. Novelle zum 
vom 13. Juli 1911 betreffend ein Bundesgesetz, GewerbliChen Selbständigen-Pensionsversiche
mit dem das Gewerbliche Selbständigen-Pen- rungsgesetz. 
sionsversicherungsgesetz geändert wird Mit diesem Gesetzesbeschluß des National
(20. Novelle zum Gewerblichen Selbständigen- rates soll eine Anpassung des Gewerb
Pensionsversicherungsgesetz) (563 und 610 der lichen Selbständigen-Pensionsversicherungs-

Beilagen) ges-etzes an die vorgesehene Neuregelung im 

Vorsitzender: Wir gelangen zu den Punk- I Bereich �er gewerblichen Selb
.
ständig.e:n-Kran

ten 29 und 30, über die eingangs gleichfalls k
.
enverslcherung erfolgen. D�e Pens�onsver

beschlossen wurde die Debatte unter einem sIcherungsanstalt der gewerblIchen WIrtschaft 

abzuführen. 
' 

soll dabei ab 1 .  Jänner 1 914 gleich allen ge-
werblichen Selbständigenkrankenkassen in die 

Es sind dies : vorgesehene "Sozialversicherungsanstalt der 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates vom g,ewerblichen Wirtschaft" übergeführt werden, 

13 .  Juli 1 971 betreffend wobei sowohl für den Zweig der Kranken-
versicherung ,als auch für den der Pensions

das Gewerbliche Selbständigen-Kranken- v.er.sicherung eine ,getrennte Erfolgsrechnung 
versicherungsgesetz 197 1  und und gesonderte statistische Nachwe.isungen 

die 20. Novelle zum Gewerblichen Selb- erstellt wenden soHen. 

ständigen-Pensionsversicherungs-gesetz. Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
,hat die gegenständltiche Vorlage in seiner 

Berichterstatter 
.. 
über beide �unkte ist H�rr Sitzung vom 19. Juli 1971 in VerhaIlJdlu.ng 

Bu�desrat Kunstatter. Ich bItte um seme I genommen und einstimmi,g ,beschlossen, dem 
Benchte. 

Hohen Hause zu 'empfehlen, kei'nen Einspruch 
Berichterstatter Kunstätter: Hohes I-Iaus !  zu erheben. 

Mit dem vorNe.genden Gesetzesbeschluß des Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
Nationalrates vom 1 3. Juli 1 971 betreffend 'der Ausschuß für so�1ale Angelegenheiten 
ein Bundesgesetz über di-e Krankenversiche- I durch mich den A n t r a g, der Bundesrat wolle 
rung der in der gewerblichen Wirtschaft ,selh- beschließen: 
ständig Erwerbstätigen soll das Gewerb
liche Selbständigen -Krankenv,ersicherungs
gesetz aus dem Jahre 1 966, das einer verhält
nismäßig umfangreichen Novellierung bedurft 
hätte, durch eine Neukodifikation ersetzt wer
den. Vorg-esehen wird dabei die Errichtung 
einer "Sozial versicherungsanstalt der gewerb
lichen Wirtschaft" , in die mit 1 .  Jänner 1 974 
alle derzeitigen gewerblichen Selbständigen
krankenkassen gemeinsam mit der Pensions
versicherungsanstalt der g,ewerblichen Wirt
schaft übergeführt werden sollen. 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 1 3. Juli 19'11  betreffend e,in Bundes
ges-etz, mit dem das Gewer,bliche Selbstän
digen -P,ensionsversicberungsgesetz geändert 
wird (20. Novelle zum Gewerblichen Selb
stäIlJdigen-Pensionsverrsicherungsgesetz) , wird 
kein Einspruch -erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein, 
die über beide Punkte unter einem abgeführt 
wird. 
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Ich darf hier noch darauf hinweisen, daß 
wir zu Anfang dieser Sitzung informell uns 
geeinigt haben, nach Möglichkeit nicht länger 
als 15 Minuten zu sprechen. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Bun
desrat Dr. Pitschmann. Ich bitte ihn, das 
Wort zu ergreifen. (Bundesrat Dr. S k o t  t o n: 
War das nur wegen des Kollegen Pitschmann 
oder wegen des Kollegen Schranz? - Heiter
keit.) 

Bundesrat DDr. PitsChmann (OVP) : Sehr 
geehrte Frau Staatssekretär I Meine Damen 
und Heuen l Hohes Haus I Im Jahre 1 966 
wurde gegen die Stimmen der SPO das Ge
wenbliche Selbstänldi:gen-Krank·enversiche
rungsiJ'esetz veralbschiedet. Das war damals 
notwendig, weil die Meisterkrankenkassen, 
die Vorläuf.er ,dieser Anstalten, durch -einen 
Verfassungsgerichtshof-Entsmetd ihrer recht
lichen Grundlage entledigt ,wurden. 

Im J.ahre 1 961 mußte in allen Fachgruppen 
aller Sektionen - mit Ausnahme Geld, Kred.it 
und. Industrlie -, die früher noch nicht den 
Meisterkrankenkassen ang,ehörten , ,eine Ur
abstimmung durchgeführt werden. Es wur.de 
damals auch di'e Be.stimmung eingebaut, daß, 
wenn nur 10 Prozent der Fachgruppenmitglie
der oder mit einfacher Mehrheit ,der Fach
gruppenausschuß eine neuerliche Urabstim
mung verlangt, diese j ederzeit über die Bühne 
gehen kann. Es ist ,auch ir'genldwie von Bedeu
tung, feststellen zu dürfen, daß seit dem Jahr.e 
1 961 keine einzige Urabstimmung dieser frei
willig g'ewünschten Art stattgefunden hat. 

von einer kurzfristigen Sanierung .sprechen. 
Aber s:i,e ist notwendig, ,damit die jetzig-en 
Krankenvers-icherten eben von dem Ver
sicherungsschutz Gebrauch machen können. 

Der zweite, langfristige Akt, d,er hier ges,etzt 
wird, ist eine Vereinfachung der \T.erwaltung, 
eine Rationalisierung, später eine Fusionie
rung ,zwiscben der Pensions- und Kr,anken
versicherung. Schon nach dem .Jahre 1 913 wird 
die Beitragseinhe'bung für di,e Krank.en
versicherungsanstalten durch ru,e p.ens:ions
v,ersicherungsanstalt erfolgen, und im Jahre 
1 914 ,soll ,es also nur noch ,eine geme'insame 
Sozial verskberungsanstal t der SelihstäncU,gen 
g,eben, allerdings mit ,getrennter Rechnungs
legung. 

Nun komme ich zum d�itten Purrkt; meiner 
Ansicht nach hätte ,er .der Gewichtigste s€'in 
sollen. Er betrifft die Frage d,er KraI1!ken
verskberung der Gewerbepensionisten. Zu 
dieser Lösung muß ,ich ,als Vorarlber,ger, als 
Westö.sterreicher - denn ,ich darf in dem 
Falle ,auch für Tirol sprechen -, ISaJgen, daß 
das recht unbefriedi'gend gelöst wurde. 

Die Gewerbepensionisten, die joet.zt sChon 
versichert sind oder die durch eÜlien Mehr
heitsbeschluß der Aktiven inklusive Penslo
nisten künftighin in die · GewerMiche Kranken
versicherungsanstalt hineinkommen werden, 
haben den Vorteil, daß auch ihre Gattinnen 
künftighin ver-sichert sind und daß sie wesent
lich weniger Beiträge zu leisten haben - ab
gestuft auf 3 und später auf 2 Prozent - als 
di,e bisherigen Pensionisten. Die Diskrepanz 
zwischen den nicht versicherten Ge.werbe-

Nun haben also di,e Se1bständi,gen, die ,bei pens!ionisten und denjenigen, die die Mäg-
den Selhstä�digen-I<:r.anken�a.ssen noch nicht lichkeit haben, sich versichern zu la:ssen, �st 
krankenverSIchert smd, mIt Ausnahme der also noch größer geworden - geringere Bei
S�kti°

u
nen

b 
I
t
�dustI'i'e, 

d
Geld

h 
un

f
'�

h
Kredit , 

d
Wi,eder I träge und bessere Leistungen -, obwohl ab 

eme ra s Immung , urc zu u ren, un zwar d J h 1 912 _ oder 1 91 1  ich weiß es nicht 
bis Mitte 1 9�3. �esmal unter Ei[)Jschluß der d�: F:a�e 

Staatssekretär wlfrd ,es wissen � 
GewerbepensIOnIsten. 

für sämtliche Gewerbepensionisten, -gleichgül-

Warum überhaupt ,diese heutig-e Novelle tig, olb sie nun nach dem GSKVG künftighin 

des GSKVG? Ich möchte in aUer Kürze drei Viensichert sind oder nicht, von deri Penslions

Gründe ,anführen: versicherungsanstalten 9,15 Prozent des Pen

Erstens: Sanierungsnotwendigkeit. EinLge 
Krankenkassen, mit Ausnahme von zweien , 

sionsaufwandes de.n Krankenversicherungs
anstaUen überantwortet werden müss,en. 

sind vom Pleiteg'eier verfol,gt. Sie waren schon In Vorarlberg wird das etwa so werden , 
in den wten Zahlen, vielleicht deswegen, weil und zwar deswegen, weil ,ein beträchtlicher 
man sich damals bei der Urabstimmung zu- Teil, manche meinen, bis 'zu 40 Prozent, der 
viel versprochen hat; denn daß die Alters- SelbstäI1Jdigen bei der Gebi:etskrankenkasse 
struktur eine schlechte ist, war lim Gewerbe sind, daß viele einfach privatversichert blei
schon immer so; daß die Selbständi'gen nicht ben wollen und viele überhaupt nicht ver
stark zunehmen, war auch schon im Jahr 1 966 sichert werden wollen, sodaß es also mög
bekannt. Das ist letder Gottes nur eine kurz- licherweise nur in jenen Fachgruppen, in 
fristige Sanierung, weil im Jahre 1913 bereits denen die Anzahl der PensionLsten größer ist 
wieder 11 Millionen Schilling Abgang progno- al,s die der Aktiv,en - vielleicht bei den Schuh
stiziert sind. Da kann man also wirkhch nicht machern und bei den Kleidermachern -, zu 
von einer mittelfristigen, sondern bestenfalls einer Mehrheit kommt. Aber sonst wird es 

303. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 103 von 191

www.parlament.gv.at



8366 Bundesrat - 303. Sitzung - 2 1 .  Juli 197 1 

DDr. PUschmann 

kaum in einer Fachgruppe der Fall sein kön- I fallen, dies,en Betra'g zu zahl,en, weil sie dort 
nen, auch in Tirol nicht. I sehr günstig versichert ,sind. 

Auch die Einteilung wird sehr schw.ierig I Diejenigen, ,die privat versichert s,ein wol
werden. W'elchen Fachgruppen gehört'en die len, sol1en es bleiben; sonst hätten sie ja die 
Pensionisten früher an? Beispielsweis,e g,ab ! Möglichkeit, sich freiwillig se�bst versichern 
es früher, mit Ausnahme von Wien, nur die zu lassen. 
Innung der Friseure. Zwischenzeitlich 'gibt es 
die Innung der Fr,is'eure und die der Kos
metiker. Nun, wo ,sollen denn die Gewerbe
pensionisten, die früher Friseure waren, hin
gezählt werden? Wenn nur zu den Fris,euren, 
dann haben wahrscheinlich die Kosmetiker 
überhaupt kaum ei'ne Chanc.e, hier eine Mehr
heit zu bekommen. 

Aber ist es nicht ausg,esprochen weit herge
holt, wenn man für alle Gewerbepensionisten 
diesen hohen Betrag von 9,75 Prozent von der 
PV A zur Kr,ankenvers-icherung herüberzieht, 
auch in Bundesländern, in denen nur 
ganz, ganz wenige von diesen Benes sozialer 
Art Gebrauch machen können? 

Ist es nicht irgendwi,e ,eine moralische Nöti
gung durch den Gesetzg,eber, den Aktiven lin 
Tirol und Vorarlberg, di,e sich bisher 'zu 
90 Prozent gegen diese obligator,Lsche Ver
sicherung ausgesprochen haben, zu sagen: 
Meine Herren, wenn ihr j etzt be,i der Ur
abstimmung nicht mit j a  stimmt, dann hängen 
eure Gewerbepensionisten w1eder in der Luft, 
obwohl in Sacben Krankenversicherung di,e 
Pensionsversicherungsanstalt 9,75 Prozent -des 
Pensionsaufwandes der Krankenversicherung 
zur Verfügung stellt ! ?  

Ich verweise da auf die SäJgewerker, ,auf die 
Lohnsäger, die der Sektion 1ndustrie ange
hören. Dort kann gar nicht aJbgestimmt wer
den, weil Industrie, Geld- und Kredit
wesen ja herausgenommen sind. Wenn also 
ein armer Lohnsä,ger in Pens,ion ist, hat er 
auch dann, wenn die Aktiven mit den Pen
sionisten diese staatliche Sozialregelung über 
sich 'er'gehen lassen wollten, nicht die Mög
Hchkeit, in' den Genuß derselben zu kommen. 

Diejentgen, ,die also weder bei der Gebiets
krankenkasse sind noch sich privat versichert 
haben, können sich Isagen: Wenn ich in den 
Jahren der Aktivität zu meine! PensioI1S-
versicherung vieUeicht nur 1 Prozent ,dazu
bezahle, -dann haobe ich für spätere Tage, für 
Tage des Alters, ,ein Anrecht darauf, auch als ,; 
Gewerbepensionist in die Kranken
versicherung der geweriblichen Wirtschaft, in 
die Krankenversicherung der Selbständigen, 
zu kommen. 

Im übrigen sollten wir, wie ,ich ,glaube, 
darüber froh sein, daß ,es im Westen Oster
reichs - -das gleiche gilt aber auch für Kärnten 
und die Slei,ermark - noch sehr viele Ge
werbetreibende gibt, die privat versichert ,sein 
wollen. Denn j eder, der privat versichert ist, 
stellt einen Gewinn für <He Allgemeinheit dar. 
Vvenn joemand privat versichert ist, wird seine 
Anstalt, also die Privatversicberungsanstalt, 
oder er selber einen vollen Tagessatz bei 
Spitals aufenthalt 'zahlen müssen, währ,end die 
staatlichen Versicherungsanstalten bekannt
lich nur etwas mehr als die Hälfte des Tages
satzes zahl,en. Diese Personen faUen also dem 
Staat und den Gemeinden, den Spitalefihaltern, 
praktisch nicht zur Last. 

Allerdings, so leicht, wie es sich die "Tiroler 
Tageszeitung" gemacht hat, die bei dies'er 
Ges'etzesmaterie von einem "Ausverk,aufs
gesetz",  yon mangelnder Zivilcourag'e der 
Abgeordneten und ähnlichem mehr gesp.rochen 
hat, kann man -es slich nicht machen: Zusehen, 
wie di,e Selbständigen-KrankenkaJSsen in den 
Konkurs kommen - dahei kann man sagen: 
di,e Jetzige kurzfristige Sanierung, wenn man 
überhaupt von ,einer solchen spI"echen kann, 
'ist v,ielleicht ,ein Ausgleich für 'zwei oder drei 
Jahre ; man wird dann schon ir,gendwie wieder 
weiter sehen, wird Soich der Ges,etzgeber 9'e
dacht haben - und die Gewerbepensionisten 
überhaupt links liegenlassen und keinerlei 
Gegenvorschläge machen: ,da macht man es 
sich schon 'ein bißchen leicht. 

Aber am leichtesten hat es sich in dies·em 
pensionisten auch freiwillig krankenversichern Fall der Freie Wirtschaftsverband gemacht, 
l,assen können? und zwar die Fraktion des Freien Wirtschafts-

Warum - .sehr geehrte Frau Staats
sekfietär, bitte das künftighin zu übedegen 
und es in die Diskussion zu werfen - könnte 
man es nicht ,so machen wie hei den aktiv'en 
Selbstärudigen, die nicht hei der Selbständigen
Krankenversicherung obligatorisch versichert 
sind, wie es in Tirol und Vorarlberg gesamt
haft der Fall -ist, daß sich die Gewerbe-

Selbstv,er,stäJndlich wäre dazu notwendi,g ,  verb.andes im Bundesk,ammertag. Hier hat sich 
daß die Aktiven vi'elleicht 1 Prozent, höchsten- diese Organisation durch ein asoziales Strip

falls 1 ,5 Prozent SoHdaritätsb.eitrag leisten. tease .eine recht große Blöße gegeben. 

Denjenigen, die bei der Gebietskrank:en- Im Jahre 1966 w,ar die SPO da'gegen. Aber 
kasse bleiben wollen, würde es nicht schwer- biUe, das gehört der Vergangenheit an. Man 
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muß das sagen, obwohl das Jetzig'e Gesetz 
nicht allzu weitgehend novelliert wird, mit 
Ausnahme der Sanierung und der kommenden 
Fusionierung der Anstalten. 

Der Freie Wirtschaftsverband, dessen 
Sprecher Präsident Nationalr,at Kostroun ist, 
hat im Bundeskammertag, in d,em diese 
Materie sehr ,eindeutig behandelt wurde, laut 
zwei ProtokoUseiten dreimal die Zustimmung 
der SPO-Fraktion lim Bundeskammerta.g davon 
abhängig gemacht; daß künftighin in der 
Sozialvers icherungs-Zentralanstalt der ,ge
werblichen Wirtschaft und in den Landes
stellen der Wirtschaftsvel1band ,eben -entspre
chende Machtpositionen hat. 

Man sollte wirklich die Not der kranken 
Selihständigen nicht dazu benützen, um wieder 
oder noch mehr Machtpositionen zu hekom
men! 

Nationalrat Kostroun hat als Präsident des 
W'irtschaftsv'erhandes laut Ol1iginal des Proto
kolls des Bundeskammertag'es, Seite 1 3 ,  fol
gendes gesagt - ich ziHere nur eini.ge 
Sätze -: 

"Wir können diese Vorla'g,e in unser,er 
Partei, .in unserem Verband, vor unser,en 

Ich hoffe, Kollege NOViak hat nichts dag,egen, 
wenn ich sage, warum die FPO gegen das 
Gesetz ist. (Bundesrat N o  v a k: Wenn ihr sie 
so liebt, habe ich nichts dagegen!) Lhr liebt 
sie v.ilel, viel mehr ; ihr hätschelt und verwöhnt 
sie nach allen Reg,eln der Kunstl - Es heißt, 
man müsse gegen die Zentralisierung sein, 
weil diese Art verschiedener Selbständigen
Krankenkassen und di,e Pens.ionsversiche
rungsanstalt später in ein einheitliches 
Sozialversicherungsinstitut eingebaut werde, 
man müsse doch gegen Zw,angsmaßnahmen 
sein, und man schalte hier die Konkurrenz 
innerhal·b der SozialVrersicherungsträger pri
vater UIl!d staatlicher Art aus. 

Das Gesetz wäre also nicht ,ztlJstande
gekommen. De,r Pleiteg'e�er hätte fröhliche 
Urständ in den Selbständigen-Krankenkassen 
gefeiert. Es wäre zu ,einem Chaos, zu einem 
Konkurs gekommen, wenn der Wirtschafts
bund nicht nachgeg,eben häUe und der Freie 
Wirtschaftsverihand -intern diese Pos<itionen 
nicht zugesagt bekommen hätte. 

Da das Gesetz trotz aHer Schönheitsfehler, 
die vorhanden sind, sicherlich mehr Vorteile 
als Nachteile hat, sagt meine Fraktion ja dazu. 
(Beifall bei der OVP.) 

Landesorganisationen nur vertreten, wenn wir Vorsitzender: Nächster Redner ist Herr 
in einer Vereinbarung zwischen uns intern Bundesrat Dr, Schranz. 
schriftlich unter anderem festleg,en, daß uns.e
r'em Verlangen entsprochen wird, durch Ver
größerung des Instituts eine Anpassung 
unserer Minderheitsvertretung vorzunehmen. 
Ich möchte klar salgen, meine Herren: Bei 

Um nicht eine falsche Akzentsetzung zu 
begehen, bitte ich auch Sie, so liebenswürdig 
zu sein und das 15-Minuten-Limit nach Mög
lichkeit zu beachten. 

Vemeinung unseres Anspruches kann es keine Bundesrat Dr. Schranz (SPO) : Hohes Haus ! 
Zustimmung geben im Parlament." Die sozialistische Fraktion ist im Prinzip mit 

Die Stimme jener Partei, die sagt, sie sei den vorli�genden Gesetzesbeschlüssen des 

für die sozialen Nöte der kleinen Gewerbe-
Nationalnates 'Zu einem Gewerblich'en Selb

treibenden besonders auf.geschlossen! 

Auf Seite 14 lese ich: 

"Machen Sie es uns nicht unmö.gLich, der 
Vorlag,e im Parlament die Zustimmung zu 
geben, sondern anerkennen Si,e unser Recht, 
im vergrößerten Institut ein kleines Mit
spr,acherecht in der Form des 'zweHen Obmann
Stellvertreters wahrzunehmen." 

Also deutl<icher kann man nicht zum Aus
druck bringen, daß hier Machtpositionen vor
rang�g sind (Bundesrat B ü r k 1 e: Posten!) und 
anscheinend erst in 1lweiter Linie oder unter 
"ferner liefen" die sozialen Nöte der Unter
nehmer ausschlagg,ebend s.ind. 

Im übrigen möchte :ich feststellen: Wenn 
die SPO im Bundelskammertag nicht zuge
stimmt hätte beziehungsweise hier nicht zu
stimmen würde, käme das Gesetz nicht zu
stande, weH ja die FPO dagegen ist. 

ständigen-Knankenversicberunglsgesetz 1 97 1  
und zur 20. Novelle zum GewerbHchen Selb
ständiglen-Pensionsversicherungsgesetz ein
verstanden. Denn diese beiden Gesetze hrin
gen - wenn auch nicht in allen Bereichen -
doch Fortschritte auf dem Gebiete d,er Sozial
versicherung für Selbständige und vor aHem 
auch für Selbständi.g.en-Pensionisten. 

Wir ,sind auch der Meinung, daß es vom 
legistischen Standpunkt aus richtig war, mit 
einem neuen GSKVG 1971 vorzuglehen UIl!d 
nicht mit einer umfassenden Novelle eine 
schwierige Gesletzeslage zu schaffen. 

Mein geschätzter Vorredner hat Knitik an 
diesem Gesetz geübt. Ich bitte ihn, diese Kri
tik in erster Linie an die Bundeskammer der 
gewerbHchen Wirtschaft . und an ihren Gene
ralsekretär zu richten. Sie wissen wahrschein
lich bess'er als ich, daß .dieser Gesetzentwurf 
von der Bundeskammer der gewerblichen 
W,irtschaft ausgearbeitet wurde und das 
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Bundesministerium für lso:zliale V-erwaltung , 
wiie auch der zuständi.ge Ressortminister Vize
k.anJZl.er lug. Häuser im Nationalrat erklärt 
hat, nur technische Hilfe für die AusaI1beitung 
dieses Entwurfes ,geleistet hat. Es ,ist also 
hier f.ehl am Platz, politisch zu p01emisieroo; 
die Polemik müßte im SchoUe der Bundes
kammer der g-ewerblichen Wirtschaft erfolq·en. 

Wenn von Machtpositionen für die Selbst
verwaltung dieser neuen Sozialversicherun91s
anstalt der g,ewerblichen Wirtschaft ,gespro
chen wurde, so wäre tdazu zu sagen : Diese 
Machtpositionen bestehen j1a lauch dann, wenn 
sie ausschLießlich vom Wirtschaftsbund ein
genommen werden. Es geht Ihnen halt in 
Ihrer Polemik darum, daß Sie keine Macht
positionen an die doch beträchtliche' Minder
heitsgrupp-e der 'gewerblich Selbständi,gen ab
treten müssen. Sie wollen die Machtpositionen 
offenbar zu 1 00 Prozent für sich. Daß da die 
Interessenvertretung der sozialistisch wäh
lend-en gewerblich SelbstäDldtg,en nicht mittun 
konnte, ist wohl für j,eden Eins'ichti-gen selbst
verständlich. (Bundesrat B ü r k 1 e: Herr Dok
tor! Das stimmt nichU) 

Wenn Sie der Meinung sind, daß es bei 
dieslern Gesetz nur um Machtpositionen gegan
gen wäre, so unt,erschätzen Si,e , was die 
Sozialisten in Jahrzehnten für die soziale 
Sicherheit der Selbständigen getan halben. Sie 
vengessen auch offenbar, was di,e OVP .anläß
llich der BBschlußfassung des Allgemeine n  
Sozialv·ersicherungsgesetJzes an Machtpo.sit:io
nen .in der Selbstverwaltung untd unter den 
l'eitenden Anglestellten der Sozialv,ersiche
rungsträger für sich verlangt hat. (Bundesrat 
S c  h r e i n  e r: Wo denn?) Man soll also nicht 
dies,es Gesetz anders 'beurteHen als das Zu
.standekommen des Allgemeinen Sozial
versiche _'ungsgesetzes . 

Wir wÜ.rden es noch mehr !begrüßen, wenn 
es eine umfass·end,e soziale Sicherheit für alle 
selbständig Erwerbstätigen und für alle Pen
sionisten .gäbe. Wir halten es für richtoig, daß 
die Pensionisten das Recht der Mitentschei
dung haben. Es sind münd�ge ältere Staats
bürger,  die ,in keinem Bereich von der Mit
bestimmung ausgeschlossen lW-erden sollten, 
und ,sie brauchen ja ,die Krankenv,ersicherung 
am dringendsten . Wir ;sind daher der Mei
nung, daß auch diese ältere Gener.ation in 
aUen Bereichen des gesellschaftlichen L,ehens, 
besonders aber auch in der Krankenversiche
rung, wo es um ihre Lehensinteressen Igeht, 
mitentscheiden können muß. 

Es ist erfreulich, daß sich zumindest teil
weise dIe eherne Maxime der Arbeiterbewe

gung, der Grundsatz der Solidarität, nun auch 
im B.ereich der Selbständig.en ·auszuwirken 

'beginnt. Wir meinen, daß es auch eine soziale 
SoHdarität der Generationen, eine Solidarität 
zwischen den Jüngeren, den Aktiven, und den 
aus der Erwerbstätigkeit bereits Ausgeschie
denen, den Pensionisten, g-eben muß . 

Es ist daher richtig, daß an den neuer
lichen AbsHmmungen auch die Pensionisten 
teilnehmen können. Wir halten das für eine 
wesent1iche positive Neureg·elung diese,s Ge
setzes. Es ist vielleicht ·eini.g'ermaßen ·eigen
artig, daß ich hier einen Geset'zentwurf ,auch 
,in -diesem Punkt mit 'Y,anzem Herzen ver
te�dige , der von der Bundeskammer der ge
weI1blichen Wirtschaft kommt (Heiterkeit bei 
der aVP), aber von ihr-en eigenen, ihr poli
tisch nahestehenden Interessenvertretem 
nicht so sehr begrüßt wird. Aber dcus ist auch 
territorial und nach der Position in der Bun
deskammer und ihl1en OrganisationsteHen 
offenbar unterschiedlich. 

Meine Damen und HerIienl W,ir begrüßen 
außerdem, daß es einen großen Schr.itt zur 
Ramilienver,sicberung endlich auch im GSKVG 
durch die beitragsfreie Kr.ank,enversicherung 
für KJiDJder und durch ,die beitrcugsfreie Kran
kenversicherung für die Ehefrauen von P.en
sionisten gibt. 

Wir begrüßen di·e Herabsetzung des 
Krankenversicherung,sbeitrages für Pensio
nisten . NatürHch kostet ·eine Kr.ank,en
ver.sicherung auch Geld, und in diesem Zu
sammenhalllg sind die Erhöhung des Beitrags
satzes und die Hinaufsetzung der Mindest
un.d der HöchstbeitragS'grundlage zu nennen, 
wobei man ,sich in Zukunft ,auch eine 
Dynamisierung dieser 'beiden Grenzen wird 
wohl überlegen mÜlSsen. 

Besonders wesentlich aber erscheint mir die 
Fra.ge der Neuorganisation der SoZ'ialver·stiche
rung ,der Selbständigen, über die noch ein 
Wort zu sa·gen sein wird. 

Im GSKVG ist weiterhin -eine mögLiche 
Zusatzversicherung auf fr·eiwilligler Basis für 
Geldleistungen, nämlich für Krankengieid, Tag
geld und WocheI1Jg,eld, enthalten. Es wäre zu 
überlegen, ob diese Form ,der fr,eiwilligen Ve:r

sicherung nicht auch für die zweite Sparte der 
Selbständigen -Krank,enversicherung, näm�ich 
für die Bauern-Knankenversiche-mng, ,ein zu
mindest diskussions würdiges Muster darstellt. 

Wir bedauern, daß ·es in der Kranken
versicherung der g.ewerbHch Selbständigen 
noch immer keine vone Familienversicherung 
gibt, daß also keline beitragsfreie Mit
versicherung für d1ie Ehegattin des AktiV1en 
besteht. 

Die Ausdehnung der sozialen Sicherheit der 

Selbständi.gen und vor allem auch der Selb-
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ständ1gen-Pensionisten entsprimt durchaus 
dem Grundsatz der Sozialisten von der Unteoil
barkeit der sozialen Sicherheit. In diesem Sinn 
haben sich Idie Sozialistische P,artei, .der Frei,e 
Wirtschaftsverband und die große Interessen
vertretung der älteren Generation, der Ver
band der öste.rreichilschen Rentner und P,en
sionisten, seit langer Zeit für eine Ver
besserung ,de.r So:zlialv.ersicherung der Selb
ständigen und der Sel1bständigen-Pensionisten 
einges·etzt. Hätte man schon vor 10 J ahl1en 
den Vorstellung,en der Sozialisten ){.edmung 
g'etrCilgen, s o  gäbe es läng.st auch 'eine um
f,assende sozial,e Sicherheit für die Selbstän
digen. 

Beim Gr,azer Parteitag .des Jahres 1 900 hat 
die SoziaLdemokratische Partei die Schaffung 
einer Kranken- und Rentenversicherung für 
alLe Erwerbstätigen, für Arbeitnehmer -g.enau
so wi,e für Selbständige, 'ge.foI1dert. Die kon
servativen Parteien haben dies j ahrzehntelang 
nicht nur bei den .gewerblich Selbständigen, 
sondern auch bei den .agrarisch Selbstä'ndigen 
verhindert. Denken Sie etwa daran, .daß geg·en 
di,e Schaffung der :bäuerlichen Kranken
versicherung sogar noch vor gar nicht aUzu 
langer Ze.it Urabstimmung,en in Szene 'g.esetJzt 
wur.d-en. Denk,en Sie daran, daß man das Ende 
des freien Berufsstandes der Selbständigen für 
den Fall prophezeit hat, daß es ,eine ,sozial,e 
Sicherheit auch für sie geben sollte. 

All d as ist nicht ,eingetr,eten, tdi,e bessere 
Einsicht hat sich durchgesetzt. Der Gedanke 
der Notwendigkeit der ,sQ;�ialen Sicherheit und 
damit das Bekenntnis zur sozialen Demokr,atie 
überhaupt ist weithin Allgemeingut gewor
den, und das .stellen wir, weil es unseren 
Auffassungen schon seit Jahrzehnten ent
spricht, mit Genugtuung fest. .Es hat .sich längst 
eingebürgert, zu -w.issen, daß auCh die Sel;b
ständ1gen für Wechselfälle des Lebens nicht 
mehr ,auf sich allein gestellt di,e EX'istenz mei
stern können, sondern ,den Schutz der Gemein
schaft hra,uchen. Es bekommen j a  j etzt die 
Selbständigen-P.ensionisten g,era.de .für ihre 
Krankenvensicherung di'e Hilfe der Gesell
schaft. Denn, wie Sie wi.ss'en, wird .ein erheb
licher Teil des Aufw,andes der Pensionsver
sicherungsanstalt der -gewerbLichen Wirtschaft 
und künftig der Sektion Pensionsversicherung 
der gemeinsamen Sozialversicherung:sanstalt 
aus Bun.desmiUeln finanziert, U!nd dies.e Bun
desmitt€l fließen im Weg über den Kranken
versicherungsanteil dieses Instituts in die 
Kr.ankenve.rsicherung der Gewerbepensio
nisten. 

Die Ausdehnung der sozialen Sicherrheit im 
Bereich der Selbständigen ist aktuell darauf 
zurückzuführen - das ist viel1eicht ,ein kleiner 

Wermutstropfen in der Entwicklungs
geschiChte -, daß di,e gefährliche Finanzl1lige 
der bishel,ig,en Versicherungsträger der An
tni,eb für die nun eingetr,etene Entwicklung 
war. Aher, meine Damen und Herren, noch 
vor fünf Jahren, als das GSKVG im Jahre 1 966 
im Nationalrat tbehandelt wurde, hat man eine 
wesenUich ,schlechtere Sozialv,e.rs'icherung für 
die 9'ewerblich Selbstäntdlg;en zu schaffen ver
sucht. Alle diese V,eJlbess·erungen, tCllie j etzt ins 
Gesetz kommen, wurden von den Sozialisten 
1966 bere.its beantragt, Isind ,aber damals von 
der absoluten DVP-Mehl'lheit albgel'ehnt wor
den. Das sollte doch auch f.estgehalten werd·en. 

In der Zweiten RepubHk ist die Sozial
versicherung für g,ewerMich und bäuerlich 
Selbständig-e stark ausgebaut, teilweise neu 
geschaffen worden. Sie könnte schon länger, 
schon Jahrzehnte bestehen. Im Oktober 1 947 
hat doie Soztalistisme Partei und zwei Jahre 
später rdi-e DVP einen Antrag ,auf Schaffung 
einer AlteI1s-, Invaliditäts- und Kran�enver
sicherung der Selbständig,en der gewerbliChen 
Wtirtschaft im Nationalrat eingebracht. Am 
1 4. Juli 1 950 wurde der gemelinsame Entwurf, 
der daliaus ,gemacht wuIde, einstimmi,g 1m 
Nationalrat beschlossen. 

Fünf T,a.ge später gaJb es ,in .d1esem Haus 
bei .anderen, entgeg'eng·esetzten Mehrheits
verhältnissen die negative Sensation : Damals 
erhob der Bundesrat Einspruch g,egen die 
Schaffung der Kranken- und Pensionsv,ersiche
rung der geweI1blich Sel,bstäIlldi.g·en und hat 
sie damit auf J.ahrzehnte verhindert. Das hat 
skh �m Bunde.srat lim Jahre 1 950, vor 21 Jah
ren, so lZugetragen. 

Wäre damals diese.r Standpunkt von der 
OVP in di,es.em Haus ,auf Gnmd einer offenbar 
für di,e kOIlJServativ,e Gruppe übermächtigen 
Lobby nicht zum Durchbruch ,g'ekommen, 
hätten die Selhständi-gen längst ihre ausreli.
eh,ende soZ'iale Sicherheit. Es �ist dann 1 966 
ein nach unserer Meinung unzureichendes 
Gewerbliches SelbstäIlldig,en-Krankenv.ersli.che
rungs.g-e.setz Izustande -ge�ommen. 

Ich möchte aber doch noCh zur pr:inzipi,eHen 
Seite dies,er beiden GesetzesbeschlÜlsse des 
Nationalrates einige Feststellungen treffen, 
denn erstmals in der Zweiten Republik kommt 
es durch dieses Ge setz zu einer Konzentration 
-in der Organisation der östeneichtsche:n 
Soz1alv,ersoicherung, und das :ust durchaus be
grüßenswert. 

Lass.en Sie mich zu Frag·en von Organi
sationsr.eformen der Sozialv·ersich:eruIlJg dn 
unserem Land ein paar Zeilen 21itier,en; da 
heißt es -etwa: "Das schwerste Ubel, unter dem 
die österreichische Krankenv·er.sicherung l,ei
det, ist di'e ·große Zersplitterung der Kranken-
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kassen." Oder : "Die über,aus we>itgeheIl!de 
Zersplitterung d-es Krankenkassenwesens bil
'cet schon lang-e den Gegenstand ernster Kla
gen, denen verschiedene Versuche, auf adminli
strativem Wege eine Bess,erung herbei
zuführen, bisher nicht a,bhelfen konnten."  

All das, meine Damen und Henen, klingt 
außerordentlich aktuell. Darf ich Ihnen v'er
raten, wann das -g-esagt wurde ? Es wurde ge
sagt in der Provisorischen Nationalv,ersamm
lung im J,ahre 1 9 1 9  anläßlich der Beg.rün
dung und des Berichts zum Aflbeiter-Kranken
versicherungsgesetz. 

Und lassen Sie mich Ihnen ein paar sehr 
lehrreiche Zitate aus der damalig-en Debatte 
darlbI1ing,en. Da hat der Abgeordnete SkaTet 
gesagt: "Sie wissen j a, me'ine Herren, wie es 
bei '':'en Kr,an�enkassen ist : Die Funktionär·e 
und leitenden Beamten hängen an dem 1hnen 
so lieh .gewor-denen Institut" so -sehr, daß sie 
niemals die Initiative ;zur Auflösung eines 
solchen Institutes ergreifen werden. - Wer 
traut sich denn heute noch, so etwas zu sagen, 
was vor jetzt 52 Jahren in der Provisorischen 
NationalveI1sammlung -gesagt 'WuI1de? 

Oder der sozia1demokrati.sche Abgeordnete 
Widholz: Es 'Wurde "beI1eits darauf verwiesen, 
·daß es e1ne Reihe von kleinen Krankenkassen 
gibt, di,e ihrer Aufgabe durchaus nicht gewach
sen sind". Dieser ung,esuIl!de Zustand müßte 
doch zu der Schaffung einer einhe'itlichen 
Kr,ankenversicherung führen. 

Und der große Sozialreformator der Ersten 
Republik, Staatssekretär Hanusch, hat in die
s-er Sitzung d-er Provisorischen Niltionalver
sammlung für Deutschösterreich am 
6. Februar 1 9 1 9  erklärt: "Meine Herren, 
die Dinge stehen ,so, daß wir, wenn Sti·e sich 
auch heute noch dagegen wehr,en, nach meiner 
festen Uberzeugung im Laufe der Zeit in 
Deutschösterreich zur einheiUichen Kranken
versicherung kommen müssen." Darauf hat 
ein Abgeordneter Wohlmeyer die Zurückver
weisung dieses KassenkoIllZIentrationsges,etze,s ,  
das auch die Schaffung einer moderneren 
Familienversicherung ,g,ebracht hat, an den 
Ausschuß verlangt. Und damit wäre wohl 
di'ese fortschrittliche Initiative umgebracht 

gesetz gemacht hat. Aber diese Initiative des 
christlichsozialen Abg'eordneten ist zum Glück 
für die österreichische Arbeiterschaft in der 
Minderheit geblieben. 

Die Konzentration :der SoZ'ialv,ersicherung 
hat eine lange und leidvolle Geschichte in 
unserem Land. 1 9 1 4, ,in der Monarchie, hat es 
2990 Krankenvers:icherungsträger gegeben, 
1 91 8, in der Republik, waren es 541 , 1 923 ist 
ihre Zahl auf 1 68 verringert worden, g,eg,en 
Ende der Ersten Republik waren es 62 ; derzeit 
haben wir unter Einschluß der in der Zwisdlen
zetit neu geschaffenen Bauernkr,ankenka.sse 
40 Krankenversicherungsträger, und erfreu
licherweise wird ,ihre Zahl durch ldi'e Fusion 
der Gewerblichen Selbständigen-Kranken
kassen mit der Pensionsv.ersicherungsanstalt 
der .gewerbllichen Wirtschaft ab 1 974 auf 33" 
gesenkt werden. Wir sollten die Bedeutung 
dieser Organi'sationsreform nicht untersdlät
zen. 

WÜ SoZ'ialisten sind allerdings der Me'i
nung, daß nicht eine ständische Organisation 
der Sozialversicherung der Idealzustand ist. 
Wir haben überhaupt, wie Sie verstehen wer
den, erhebliche Bedenken gegen ständische 
und stände staatliche Regelungen. Wir sind 
der Ansicht, daß es keine vertikale Konzentra
tion der Sozialversicherung geben sollte, son
dern eine nach Sadlgebieten, eine horizontale 
Zusammenfassung. Und eine solche organi
satorische Straffung der österreichischen 
SOZlialvers.icherung - viele Mö.glidlkeiten 
bieten sich für ,sie - wiffi es auch ,in Zukunft 
.anzustreben .gelten. Freilich muß Jede 
Zusammenfassung von einer weitgehenden 
örtlichen Dezentralisation 'beglelit,et .sein, unter 
der bewährten Führung der Sellbstverwaltung, 
weil nur auf diese Weis·e ,eine versicherlen
nahe Administration möglich list. 

Und noch etwas, meine Damen und Herren! 
In der Zwe.iten Republik haben erf.roeulicher
weise di.e Selbständigen ebenfalls ein weites 
Maß an sOZlialer Sicherheit erhalt,en. Sie haben 
-dies'e soziale Sicherhe.it viel schneller bekom
men als Idi,e Arbeiter und Angestellten. Aber 
-ich lSa.ge Ihnen .aus tiefster Uberzeugimg: Ohne 
den erfolgreich-en Kampf der Gewerkschaften 
um die soZ'ial·e Sicherheit für .die Arbeitnehmer 

worden. -gäbe es auch keine soziale Sicherheit für die 
Sie werden erraten, meine Her,ren, welche Se�bständi,gen in Stadt und Land! (Beifall bei 

Partei dieser Abgeordnete Wohlmeyer in I der SPO.) -

der Provisorischen Nationalversammlung ver- , Es haben also die Sel'bständigen zumindest 
treten hat. Es war di,e ChI1LstIichsozial,e Part'ei. mittelbar ihr'e soziale Sicherheit auch dem 
Der schwarze Faden .zieht sich also vom Jahre erfolgreichen Wirken der Gewerkschafts-
1 9 1 9, sog,ar von der MonardJIie bis zum Jahr bewegung 'zu verdanken, alber sogar .auch. 
1 950, aLs die Selbständig'en-Krankenversiche- unmittelbar, denn die alljährliche Erhöhung" 
rung hier verhindert wurde, und Ibis zum aller Pensionen, auch der gewerblichen Selb
Jahr 1966, als man ein schlechtes Gewerb- ständigen-Pensionen und der Bauern-Pensio
liches Selbständigen-KrankJenversicherungs- nen und nidlt nur der ASVG-Pensionen, ist ab-
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hängig von der Entwicklung der Löhne und 1 . Jänner 1 912, also in 1 1/2 Jahren um immer
Gehälter. J'e stärker also die Löhne und Ge- hin 28 Proz,ent - das gab es noch niemals 
hälter auf Grund der gewerkschaftlichen Er- zuvor 'in der Geschichte de.r östeneichischen 
folge hinaufges-etzt werden, desto stär�er wer- Sozialpolitik -, Verbesserung.en in bezug auf 
den auch Jdä·e Bauern- und (He Gewerbe- den Pensionsbeginn, die Höherversicherung, 
treibendenpensionen erhöht. ! die Witwenpension bei Versorgungsehen, 

. " I die Pensionsberechnung, Umwandlung neu-
Meme Damen und Herren! SIe sollten dl·esen tTaler Zeiten in Ersatzzeiten bessere Anrech-�usamm��a�g auch seh�n, u�d Sie 

. .  
sollten nung .der Studien- und Schulzeiten, Ver

ms �al�ul zIeh.��, d�ß ·dIe soz1alpolIhsch so besserungen in der Arbeitslosenversicherung, 
erfo1grellche TatlgkeIt d.�r Ge:w.erksc�lafhs- Kriegsopferversorgung, Opferfürsorge, Abfer
bewe9.�

n� au� zu der sozIalen SIch�rheIt der tigung, Verbesserungen für andere Lebens
Selbstandlg.en ln Stadt und Land belg,etragen bereiche der älteren Generation, wie Senioren-
hat. Aktion der Bundesbahnen, Befreiung von 

Da.s GSKVG und die Novelle zum GSPVG Rundfunkgebühren, Fernsehgebühren und 
fügen sich WÜIldi,g an die lange Reihe der Telephongrundgebühren. 
sOz'ialpollitischen Verbesserung,en, die in 
letzter Zeit zustande g,ekommen sind. UIid 
man wird dieser Bundesregierung nicht ab
streiten können, daß sie ,erhebliche soziale 
Verbesserung·en in ,ihI'ler kurz,en Ambs'zßit 
zuwege gebr,acht hat. 

Ich ha.be zum Vergleich, me,ine Damen und 
Herren, ich hoffe, ein Ihnen hekanntes Doku
ment zu Rate gezogen: ,die DiskussionSlg,rund
la.g,e für ·ein Grundsatzprogramm der Oster
reichischen Volkspartei ·unter dem VJi,elver
sprechenden Titel "Das Osterreich von mor
gen - Modell für e'ine bes.sere VI elt" . Da 
finden sich also neben den 'epochalen Fest
stellung,en : "Im Sinne unser·es Menschenbildes 
ist j eder Mensch zugleich Mit-Mensch" - eine 
typische "No-na-Feststellung" -, auch Bemer
kungen zu sozialen Frag,en, in ,einem sehr 
umfangreichen Entwurf von 23 Seiten leider 
konkret nur sechs Zeilen, und da heißt es : 

. "Eine moderne Sozialpolitik muß bei der 
gesetzlichen Festle'gung von Ansprüchen die 
Offentlichk!eit wCllhrheitsgemäß informie.ren : 
immer mehr soziale Leistungen an ,immer mehr 
Menschen bedeuten ,auch immer mehr Lasten, 
die angeskhts .ihrer Größe nicht nur einigen 
wen1gen aufgebündet werden können. "  

Meine Damen und Her,renl W'enn Sie nicht 
mehr zu den Lebensfrag,en der öst,err.eichischen 
Sozialversicherung und Ider Entw.icklung der 
sozialen Sicherheit zu sag·en haben , dann 
können Sie wahrlich keinen Vergleich mit der 
Tätigkeit dieser Bundesregi,erung aushalten. 

Lassen Sie mich ·abschUeßend festst'ellen: 
GSKVG und GSPVG passen gut in die Liste 
der sozialen Verbesserungen der letzten fünf 
Vierteljahre : verbesserte Dynamikerhöhung, 
dauerhafte Verbesserung der Dynamik
berechnung, Erhöhung der Witwen- und 
Wa;isenpensionen, erfolgreicher Kampf ge·gen 
die Armut durch mehrmalige Erhöhung·en Ider 
Ausgleichszula'Y,en vom 30. 6. 1910 bis zum 

Meine Damen uIld Herren I Die g·e.gen
wärtige Bundesregierung ist w,ahrlich eine 
Bundesr,egierung des sozial,en Fortschritts. 
Umso notwendiger mußte sie es seLin, aLs es 
zuvor vier Jahre lang 'einen weitgehenden 
sozialpoEtilSchen Stillstand ,geg,eben hat. 

(Widerspruch bei der tJVP.) Wenn nun ,eine 
Verbesserung des Lehens der SeLbstäIlddgen 
und der Selbständigen-Pensionisten 'zustande 
kommt, dann fügt sich ,dies g,enau und :gut 
in die Tätigkeit dieser Regi,erung des 
sozialen Fortschritts. (Starker Beifall bei der 
SPtJ.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist gemeldet Herr 
Dr. Pitschmann. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat DDr. Pitsdlmann (OVP) : Hohes 
Haus l Meine Damen und Herren1 Mein Vor
redner hat !Sich fürchterlich widersprochen. 

(Heiterkeit bei der SPtJ.) Zuerst hat er gesagt, 
daß di,eses Gesetz, ,das GSKVG, und ,die Ver
besserung des GSPVG praktisch allein von 
der Bundeshandelskammer ausgearbeitet 
wurden, und Vizekanzler Häuser herbe g,esa.gt, 
die SPO s·ei nur beigetreten. Am Schluß hat 
er mehrere Male erwähnt, daß diese heiden 
Gesetze sich wundeJlbar in den sozialen Groß
rei,gen der Milllderheitsreg.ier:ung anfüg'en wür
den. Auch in der Zeitung "Der Selbständig·eu 
des Freien Wirtschaftsvethandes hat di,e SPO 
den von SPO und OVP eingebrachten In
itiativantrag als ihr Kind hingestellt, obwohl 
er, wie mein Vorredner sagte, eine alleinige 
Ausarbeitung der Bundeshandelskammer sei, 
und Vizekanz}.er Häuser gesagt habe, die SPO 
sei nur beigetr,eten. 

Im übrigen darf 'ich die Feststellung tr,effen, 
daß auch in der Bauern-Kr,an�enkass'e, wo es 
kaum sozialistische Wähler gibt, die SPO 
Machtpositionen auf dem Beamtensektor 
durchgeboxt hat, bevor sie ihr Ja für die 
Bauern-Kr,ankoenv,ersicherung gegeben hat. 
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Eine RichtLgstellung zu meinem Vorredner : 
Beitra.gsfreie Leistungen für Kinde,r nach dem 
GSKVG gibt es nur dann, wenn die Gattin 
sich freiwillig seIhst versichern läßt. 

Zum UKVG : Im Jahre 1 950 erfoLgte Ein
spruch durch den Bundesr.at. (Unruhe.) 
UKVG - das ist I'hnen noch kein Begriff, 
da siIlld Sie noch zu jung .in der Mateliie. 
(Heiterkeit bei der SPO.) Unternehmer
Krankenv'ers.icherung:s�esetz hedßt das auf 
Deutsch. Ja, wenn er den Kop[ schüttelt, muß 
ich 'ihm das verdeutschen. Damals halben die 
Initiatoren des Gesetzes hehauptet, die obli
gatorische Krankenversicherung der Selb
ständigen sei notwendig, um darauf eine 
spätere P.ensionsversicherung aufhauen zu 
können. Sie wissen, daß wir längst die kom
plette Pens.ionsversicherung haben, längst be
vor das UKVG und später das GSKVG in 
Kliaft getreten ,sind. (Zwischenruf bei der 
SPo.) 

Seit .dem Jalhre 1 958 haben wir di,e gewerb
liche PensioIlJSversicherung. Und das GSKVG, 
den Nachfolger des UKVG - das nicht ganz 
geborene �, haben wir aus dem Jahre 1 966. 
(Bundesrat B ö  c k: Ich würde mich auf eine 
Diskussion mit dem Schranz nicht einlassen!) 
o joa, da kann ich mich 'einlassen! Aber leicht I 
Obwohl ich kein Profi bin, sond'ern nur 
Amateur. Ich bin �ein Profi, kein Proporz
Profi, sondern nur Amateur. (Zwischenrufe bei 
der SPO.) 

Im übriogen giobt es anscheinend doch noch 
vorrangig.ere ,soziale Dinge in der ,gewerb
lichen Wirtschaft als diese Krankenversiche
rung. Warum hat doch seit dem Jahre 1 966 
keine einzige der vielen hundert Fachgruppen 
in Osterreich von der Urabstimmung Gebrauch 
gemacht? Warum drängten sich die Massen 
nicht dort hinein, wenn Ihr,er Ans.icht nach 
alles danach schreit? (Zwischenruf bei der 
SPO.) Wir haben von den AkHVlen gesprochen! 
Die Aktiven konnten .immer ,aJbstimmen, ,alber 
nicht 'eine 'einzige Fachgruppe hat mit den 
Aktiv,en .abg'estJimmt. Das werden Si,e n�cht 
bestreiten können. Ich danke. (Beifall bei der 
OVP.) 

31. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 13. Juli 1971 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem Urlaubsvorschriften geändert wer-

den (61 1 der Beilagen) 

32. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nati.onalrates 
vom 13. Juli 1971 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Landarbeitsgesetz neuerlich ge
ändert wird (2. Landarbeitsgesetz-Novelle 

1971) (562 und 616 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zu den Punk
ten 3 1  und 32, über die eingangs ebenfalls 
beschlossen wurde, die Debatte unter einem 
abzuführen. 

Es sind dies: 

Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates vom 
13. Juli 191 1  betreffend 

ein Bundesgesetz, mit dem Urlaubsvorschrif
teD. geändert werden, und 

die 2. Landarbeitsgesetz-Novelle 1 91 1 . 

Berichterstatter zu Punkt 31 ist Herr Bun
desrat Liedl. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Liedl: Hoher Bundesrat I 
Frau Staatssekretär I Der vorliegende Geset
zesbeschluß des Nationalrates bezweckt vor 
allem die Rechtsanpassung und Rechtsverein
heitlichung auf dem Gebiete des Urlaubs
rechtes und enthält Änderungen beziehungs
weise Ergänzungen in folgenden Gesetzen: 
Arbeiterurlaubsgesetz 1 959, Bauarbeiter
Urlaubsgesetz 1 951, Heimarbeitsgesetz 1 960, 
Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, 
Angestelltengesetz, Gutsangestelltengesetz, 
Hausbesorgergesetz und Privat-Kraftwagen
führergesetz. Die Abänderungen betreffen 
unter anderem das Urlaubsausmaß und die 
Voraussetzungen für das Entstehen des Ur
laubsanspruches. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 1 9. Juli 1 91 1  in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 

durch mich den A n  t r a g, der Bundesrat wolle 
Wünscht der Herr Berichterstatter das beschließen : 

Schlußwort? - Es ist nicht der Fall. 
Gegen den Gesetzesbeschluß des National

Die Abstimmung über diese beiden Punkte rates vom 1 3. Juli 1971  betreffend ein Bundes-
erfolgt getrennt. gesetz, mit dem Urlaubsvorschriften geändert 

werden, wird kein Einspruch erhoben. 
Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m-

m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die Vorsitzender: Berichterstatter zu Punkt 32 
beiden Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates ist Herr Bundesrat Deutsch. Ich bitte um sei-
k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. nen Bericht. 
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Berichterstatter Deutsm.: Hohes Haus I Ich 
habe den Bericht des Ausschusses für wirt
schaftliche Angelegenheiten über den Geset
zesbeschluß des Nationalrates vom 13. Juli 
1 971 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Landarbeitsgesetz neuerlich geändert wird, 
zu bringen. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates sollen die Grundsätze des 
Urlaubsrechtes der Land- und Forstarbeiter 
analog den Bestimmungen des Arbeiter
urlaubsgesetzes geändert werden. Im beson
deren sind dabei Verbesserungen hinsichtlich 
des UrIaubsausmaßes, der Voraussetzungen 
für das Entstehen des Urlaubs anspruches und 
der Urlaubsabfindung sowie eine Anrechnung 
von Vordienstzeiten bei der Bemessung der 
Urlaubsdauer vorgesehen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten hat die gegenständliche Vorlage in sei
ner Sitzung vom 19.  Juli 1 971 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten durch mich den A n  t r a g, der Bundes
rat wolle beschließen : 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 1 3. Juli 1 97 1  betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Landarbeitsgesetz neuer
lich geändert wird (2. Landarbeitsgesetz-No
velle 1 971 ) ,  wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitz·ender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein, die über beide Punkte unter 
einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes
rat Krempl. Ich bitte ihn, das Wort zu ergrei
fen. 

Bundesrat Krempl (OVP) : Herr Vorsitzen
der ! Frau Staatssekretär I Hoher Bundesrat! 
Meine Damen und Herren! Ich hoffe, daß Sie, 
meine Kolleginnen und Kollegen, nicht unge
halten sind, wenn ich nicht einmal die Zeit 
von 15 Minuten für meine Ausführungen in 
Anspruch nehmen werde (Bundesrat B ö e  k: 
Bravo, ich auch nicht/), und zwar deswegen, 
weil erstens dem Gesetz so ausführliche Er
läuterungen beigelegt sind, und weil zweitens 
bei der Debatte zum Betriebsrätegesetz man
ches, was auch hier in die Urlaubsvorschrif
ten hineinfällt, schon vorweggenommen 
wurde. 

Meine Damen und Herrenl Die Änderungen 
der Urlaubsvorschriften für Arbeiter wurden 
im Nationalrat einstimmig beschlo.ssen. Wer 
sollte sich auch einer Notwendigkeit verschlie-

ßen, wenn es darum geht, die Unterschiede 
zwischen Arbeitern und Angestellten im sozia
len Bereich abzubauen? Mit der Änderung des 
Arbeiterurlaubsgesetzes soll ja im wesent
lichen das Urlaubsrecht der Arbeiter auf jenes 
der Angestellten angehoben werden. 

Vlir begrüßen diese Novelle und werden 
ihr selbstverständlich unsere Zustimmung 
geben, zumal sie dazu beiträgt, die Schranken 
zwischen Arbeitern und Angestellten, die bis
her im sozialen Bereich bestanden haben, ab
zubauen. Der Arbeiter soll gegenüber dem 
Angestellten im sozialen Bereich keine 
schlechtere Stellung und keine schlechtere 
soziale Sicherheit haben. 

Im Programm des OAAB. aus der Gründer
zeit des Jahres 1 945 stehen einige Sätze, die 
außer der weltanschaulichen Zielsetzung und 
dem Bekenntnis zur christlichen Soziallehre 
den harten Kern bilden und heute noch 
unerschütterlich ihre Gültigkeit haben. 

Es heißt dort: "Der Mensch hat ein Recht 
auf Arbeit." Das heißt, mit anderen Worten 
ausgedrückt, daß wir uns die Sicherheit des 
Arbeitsplatzes zum Ziel gesetzt haben und 
daß wir uns weiters zum Ziel gesetzt haben, 
daß jeder Mensch, der arbeiten will, auch 
seine Arbeit und seinen Lohn haben soll. 
Die Sicherung der Arbeitsplätze ist daher 
unsere vornehmste Pflicht, und wir vom OAAB 
und von der Osterreichischen Volkspartei wer
den jederzeit bereit sein, uns dafür einzu:.. 
setzen. 

In diesem Grundsatzprogramm steht aber 
ferner, daß der Mensch auch die Pflicht hat, zu 
arbeiten, sofern er dazu geistig und körper
lich in der Lage ist. In diesem Programm sind 
auch die mutigen und - ich möchte sagen -
revolutionären Abhandlungen auf sozialpoli
tischem Gebiet über die Mitbestimmung und 
Mitverantwortung des Arbeiters und des An
gestellten in ihrem Betrieb enthalten. 

Mehr als 20 Jahre haben der OAAB und 
mit ihm die Fraktion christlicher Gewerk
schafter gearbeitet und getrommelt, um Ver
ständnis in der eigenen Partei gerungen, bis 
endlich der Boden bereitet war, dieses Samen
körnchen aufzunehmen. Nun sind die Sozial
partner bereit, darüber zu diskutieren; nun 
hat auch der gesamte OGB diese Forderung 
nach Mitbestimmung und Mitverantwortung 
in sein Forderungsprogramm aufgenommen. 

So wie mit dem gemeinsamen Urlaubsrecht 
der Arbeiter und Angestellten ein Schritt in 
Zielrichtung einer neuen und modernen Ge
sellschaftsordnung getan wurde, so hoffen wir 
auch, daß sich die gesetzgebenden Körper
schafter im Sinne unseres Programms bald 

I 
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Krempl 

mit der Mitbestimmung und mit der Mitver
antwortung der Arbeiter und Angestellten in 
den Betrieben befassen mögen. 

Mit der fortschreitenden Industrialisierung 
und Technisierung schreitet auch die Anforde
rung an die physische und psychische Lei
stungsfähigkeit des Arbeiters und des Ange
stellten fort. Daher kommt auch dem Gesetz 

Ein anderes Thema: Die medizinischen Er
kenntnisse - und deren gibt es in den letzten 
Jahren ungeheuer viele - sagen eindeutig, 
daß ein Urlaub nur dann für den einzelnen 
wirksam ist und der Körper und die Organe 
nur dann richtig aufgefrischt werden, wenn 
er mindestens drei Wochen währt. Das hören 
wir von den Medizinern seit einigen Jahren. 

über die Anpassung der Urlaubsvorschriften Sie sagen noch dazu, daß es zweckmäßig 
des Arbeiters an die des Angestellten beson- wäre, nicht den ganzen Urlaub im Sommer 
dere Bedeutung zu. oder Winter zu nehmen, sondern einen Teil 

im Sommer und den anderen Teil im Winter 
Wenn nun auch durch die willkürliche Auf- zu verbringen. Dazu würden aber drei Wochen 

lösung des Nationalrates auf sozialem Gebiet nicht ausreichen, weil die erste Erkenntnis 
nicht weitergearbeitet werden kann, so kann lautet, daß drei zusammenhängende Urlaubs
doch erfreulicherweise festgestellt werden, daß wochen unbedingt notwendig sind. Die zweite 
dieses Gesetz im Nationalrat noch beschlos- Erkenntnis ist, daß man sowohl im Winter 
sen wurde und daher der Bundesrat heute zu als auch im Sommer Urlaub nehmen soll. 
einer Beschlußfassung kommen wird. 

Diesen medizinischen Erkenntnissen Rech
Meine Damen und Herren I Abschließend nung tragend, haben sich die Wirtschafts

darf ich im Namen meiner Fraktion sagen, daß 
wir uns zu dieser Änderung bekennen und 
dem Gesetz gerne unsere Zustimmung geben. 
(Beifall bei der OVP.) 

partner im Jahre 1 964 zusammengesetzt und 
haben damals den Generalkollektivvertrag 
für den Mindesturlaub von drei Wochen aus
gehandelt. Diese drei Wochen Mindesturlaub 
würden dem entsprechen, was uns die Medi-

Vorsitzender: Um das Wort hat gebeten ziner sagen, ich will nicht sagen, vorschreiben. 
Herr Bundesrat Böck. Ich erteile es ihm. Genaugenammen müßten die Mediziner auf 

Bundesrat Böm (SPO) : Sehr geehrte Damen diesem ' Gebiet mehr Gewicht haben und 

und Herren! Ich werde die freundliche Mah- sagen: Es muß so sein ! 
nung des Vorsitzenden von heute morgen be
herzigen und auch nur ganz wenige Minuten 
sprechen. (Beifall bei der SPO und Bundes
räten der OVP.) 

Zu diesen beiden Vorlagen darf ich einlei
tend sagen: Es ist eine altbekannte Tatsache 
und statistisch bewiesen, daß die Unfall
gefahr in den Betrieben immer mehr zu
nimmt, je länger die Arbeit dauert, also in 
den Nachmittagsstunden viel größer ist als 
in den Vormittagsstunden. Das ist die erste 
Feststellung. 

Dazu eine zweite Feststellung. Die vorzei
tige Invalidität bei Arbeitern ist immer dann 
stärker, wenn der Arbeiter in seiner Jugend 
bis zu einem gewissen Alter bei der Arbeit 
einer Uberbeanspruchung ausgesetzt war oder 
- das sage ich auch dazu - wenn er die 
Uberbeanspruchung selbst gewollt hat. Auch 
eine Tatsache. 

Für jene, die dem Arbeiterurlaubsgesetz 
unterliegen und, für jene sieben oder acht 
Gruppen, die in den Unterteilungen angeführt 
sind, ist der Mindesturlaub von drei Wochen 
immer noch Vertrag und nicht Gesetz. Er wird 
erst heute formell in das Gesetz übernommen, 
denn in der Einleitung zu diesem Gesetz heißt 
es : Änderungen des Arbeiterurlaubsgesetzes 
in der Fassung 1959. 

Nur ein Gesetz gibt es, das damals bereits 
den dreiwöchigen Urlaub gesetzlich ver
ankern konnte. Das war naturbedingt, weil 
es nicht anders ging, das war das Bauarbeiter
Urlaubsgesetz. Dort mußte das gesetzlich ver
ankert werden. 

Nun haben wir nach den drei Wochen 
Mindesturlaub die zweite Stufe. Da muß ich 
dem Kollegen Krempl etwas widersprechen. 
Er hat von einer vollkommenen Angleichung 
an die Angestellten gesprochen. Ich wünschte, 
es wäre so. Ich wäre sehr dankbar dafür. Die vorzeitige Alterspension wird immer Aber leider war es Ihre Fraktion, die eine von J' enen mehr in Anspruch genommen, bei vollkommene Angleichung verhindert hat. denen die körperliche Beanspruchung im Laufe 

der Jahre größer war. Zeitenmäßig schon, nach zehn Jahren beim 
Arbeiterurlaubsgesetz und allen NebengesetDrei eindeutige Feststellungen, die durch zen, nach zehn Urlaubsperioden nach dem Statistiken bewiesen sind. 

Die Schlußfolgerung : Daher ist der Urlaub 
für jeden Arbeitenden unbedingt notwendig. 

Bauarbeiter-Urlaubsgesetz, nicht aber in der 
vollen Auswirkung, weil das Angestellten
gesetz die Bestimm,ung enthält, daß gewisse 
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"BöCk 

Vordienstzeiten angerechnet werden können, 
was Sie aber Ihrerseits für die Arbeiter abge
lehnt haben. Nach dem Arbeiterurlaubsgesetz 
und den angeschlossenen Gesetzen kann es 
nach zehn Jahren wohl einen Urlaub von 
vier Wochen geben, .es muß ihn aber nicht 
geben, weil die Vordienstzeiten in diesen 
Gesetzen nicht angerechnet werden. Hier eine 
leichte Korrektur, die ich bei Kollegen Gass
ner machen mußte und die ich auch bei Kol
legen Krempl machen muß. 

Wir freuen uns aber, daß es so ist. Es ist 
ein Fortschritt, aber leider war es Ihre Frak
tion, die die vollkommene Angleichung ab
gelehnt hat. 

Ich habe bereits erwähnt, daß die Bestim
mung, der wir heute die Sanktion zu geben 
haben, auf das Heimarbeitsgesetz, auf das 
Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz 
und auf viele andere Gesetze zutrifft, es sind 
sieben oder acht Gesetze, aber auch auf das 
zweite Gesetz, das wir behandeln, das ist die 
2. Landarbeitsgesetz-Novelle. 

Ich sagte schon: Wir bedauern es, daß wir 
die Anrechnung von Vordienstzeiten in die
sem Zusammenhang nicht erreichen konnten. 
Wir haben daher wohl eine teilweise Anglei
chung, aber wiederum " eine unterschiedliche 
Behandlung der Angestellten und der Arbei
ter. 

Wir bedauern auch den festgelegten Wirk
samkeitsbeginn. Wir geben diesem Gesetzes
beschluß, den der Nationalrat beschlossen hat, 
die Sanktion, wir wissen aber, daß die Wirk
samkeit mit 1 .  Jänner 1913 beginnt, also prak
tisch noch eineinhalb Jahre aussteht. 

In diesem Zusammenhang die letzte Be
merkung : Innerhalb der Osterreichischen 
Volkspartei gab oder gibt es einen Sozial
experten. Dieser Sozialexperte hat unter sei
ner Zeichnung zu den Urlaubsbestimmungen 
einen Gegenvorschlag eingereicht. Ich will 
nicht in Einzelheiten gehen, ich will außer 
zwei Hauptmerkmalen alles andere weglas
sen. 

Dieser Gegenvorschlag lautete: Wirksam
keitsbeginn 1 .  Jänner 1916 - noch drei Jahre 
mehr, wir haben jetzt schon eineinhalb Jahre, 
dann wären das viereinhalb Jahre gewesen. 
Außerdem sollte die ganze große Gruppe des 
Baugewerbes, des Bauhilfs- und Bauneben
gewerbes und was dazu gehört, von dieser 
Bestimmung überhaupt ausgeschlossen sein. 
Das ist im jetzigen Gesetzesbeschluß der 
Artikel H. Dieser Mann, der Sozialexperte 
war, heißt Dr. Kohlmaier. 

Ich weiß nicht, ob seine Haltung dafür maß
gebend war, daß er heute Generalsekretär 
Ihrer Partei ist. Sind das Stufen auf der Lei
ter, wenn man als Sozialexperte sozialpoli
tisch negativ eingestellt ist? Es ist doch ver
wunderlich, daß der führende Mann einer 
Partei in Sozialfragen eine solche Haltung 
einnehmen kann, daß er sagt : Wirksamkeits
beginn 1 916, und eine Gruppe mit 200.000 
Menschen überhaupt auszuschließen. Das ist 
für mich etwas verwunderlicb.. 

Noch dazu war er zu der Zeit, als er Sozial
experte war, in einem Haus gegenüber unse
rem Sekretariat, wo er gearbeitet hat. Das 
Sozialinstitut der OVP ist in dem Hause 
Ebendorfer Straße 6, und auf 1 bin ich. (Bun
desrat Dr. S c h a m  b e c k: Vierter Stockl) 
Der Stock. interessiert mich nicht, Doktor. Mich 
interessiert nur ein Dr. Kohlmaier als Sozial
experte, der eine solche antisoziale Einstel
lung an den Tag gelegt hat. Der interessiert 
mich. 

Ich will abschließen und sagen: Ein Glück 
für j ene, die von diesem Gesetz positiv be
troffen sind, daß sie nicht vom Vorschlag 
des Sozialexperten Kohlmaier betroffen wor
den sind. Danke. (Bei/all bei der SPO.) 

Vorsitzender: Als nächster Redner ist Bun
desrat Hötzendorfer gemeldet. Ich bitte ihn, 
das Wort zu ergreifen. 

Bundesrat Hötzendorfer (OVP) : Hohes 
Haus I Frau Staatssekretärl Meine sehr ge
ehrten Damen und Herren I Auch ich kann wie 
meine Vorredner dem Vorsitzenden die Ver
sicherung geben, daß ich die uns bewilligte 
Redezeit nicht voll in Anspruch nehmen 
werde. 

Zur Beratung und Beschlußfassung über die 
Abänderung des Landarbeitsgesetzes haben 
wir heute zwei Vorlagen zu behandeln. Sehr 
leicht könnte es in diesem Zusammenhang 
passieren, daß jemand die falsche Meinung 
vertreten würde, es wäre unnütze Zeitver
geudung, über das Landarbeitsgesetz und den 
Landarbeiterstand zu sprechen, vielleicht mit 
der Begründung, daß diese Berufsgruppe so
wieso schon so zusammengeschrumpft sei, daß 
eine eigene gesetzliche Regelung überflüssig 
wäre. 

Erlauben Sie mir bitte daher, daß ich einige 
mir wesentlich erscheinende, diesen Berufs
stand betreffende Dinge und Tatsachen an
führe. 

Ich bin selbst Landwirt und beschäftige 
Landarbeiter in meinem Betrieb. Ich kenne 
daher auch ihre gesetzlichen Rechte von seiten 
der Arbeitgeber sowie ihre sozialen Errun
genschaften, um welche sie jahrelang ge-
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Hötzendorier 
kämpft und die sie mit Hilfe und Unterstüt
zung der Abgeordneten der Osterreichischen 
Volkspartei auch errungen haben. 

Erwähnt seien vor allem das Landarbeits
gesetz sowie die einzelnen Landarbeitsord
nungen. Diese Gesetze regeln meiner Uber
zeugung nach die Rechte der landwirtschaft
lichen Dienstnehmer mustergültig. Sie stehen 
in ihrer Art einzigartig da, denn das Land
arbeitsgesetz und die Landarbeitsordnungen 
bieten ein geordnetes, modifiziertes Arbeits
recht für alle in der Land- und Forstwirtschaft 
beschäftigten Arbeiter. 

Die land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter 
sind es , die seit 1 950 ein Recht auf eine Ab
fertigung haben und deren Abfertigungs
anspruch seit 1 965 besser ist, als es der im 
Angestelltengesetz war. 

Ich begrüße es und freue mich darüber, 
daß nun wiederum eine Verbesserung des 
Urlaubsanspruches für die Arbeiter in der 
Land- und Forstwirtschaft beschlossen wird. 

Sehr viel gäbe es auch zur Abänderung der 
Bestimmungen über die Rechte der Betriebs
räte zu sagen. Ich denke hier an den § 1 1 9 
Abs. 1 ,  ebenso an den § 120 a, die mir ganz 
besonders wichtig erscheinen. Ist es doch so, 
daß sich audl von seiten der Dienstgeber 
mit einem gut ausgebildeten Betriebsrat meist 
sachlicher und besser reden läßt als mit einem 
schlecht ausgebildeten oder uninformierten 
Verhandlungspartner . 

Auch wissen wir alle, daß im Zeitalter der 
Automation jeder Mensch mehr Bildung und 
Wissen braucht, um bestehen zu können, j a  
i ch  möchte sagen, um die Welt überhaupt in 
Zukunft noch lebenswert zu gestalten. Dies 
trifft natürlich ganz besonders auch für jeden 
Betriebsrat zu. 

Nach der Beschlußfassung über diese Ge
setzesbeschlüsse ist das Landarbeitsgesetz 
wieder auf dem neuesten Stand und ermöglicht 
immer mehr eine Gleichstellung der land- und 
forstwirtschaftlicben Dienstnehmer mit Dienst
nehmern anderer Berufsstände. 

Eines aber, 'glaube ich, muß auch hier gesagt 
werden: Hätte man das Landarbeitsrecht, so 
wie manche im Hohen Hause es wollten, ver
bundlicht, hätte es heute nicht mehr die 
große Bedeutung, weil eben die einzelnen 
Landesgesetze immer wieder befruchtend auf 
die Weiterentwicklung des Bundesgesetzes 
wirken, wie eben überhaupt der Föderalismus 
nicht hemmend, sondern fördernd wirkt. 

Wie gut ist es doch, daß es heute eigene 
berufsständische Kammern, Kranken- und 
Sozialversicherungen gibt, auf Grund deren 

es heute möglich ist, den einzelnen Menschen 
rasch zu helfen. 

Ich denke hier als Landwirt vor allem an 
den Land- und Forstarbeiter-Eigenheim- und 
-Di-enstwohnungsbau, um welchen -sich unser 
hochverehrter Nationalrat Landarbeiterkam
merpräsident Nimmervoll große Verdienste 
erworben hat. Mit dieser Hilfe konnten viele 
Wohnungen für Land- und Forstarbeiter neu 
gebaut und wesentlich verbessert werden. 

Ich erinnere auch an die Schaffung von Kur
und Erholungseinrichtungen durch die land
wirtschaftlichen Kranken- und Pensionsver
sicherungsanstalten, durch welche es heute 
möglich ist, kranken und behinderten Men
schen zu helfen, ihre Schmerzen zu lindern 
oder die Gesundheit wiederzuerlangen. 

Es gäbe noch viele Dinge aufzuzählen und 
anzuführen, die in diese Richtung gehen. Las
sen Sie mich abschließend aber nochmals fest
stellen, daß die zur Debatte stehenden Ände
rungen eine echte Verbesserung für die land
und forstwirtschaftlichen Dienstnehmer brin
gen, die ich begrüße und bej ahe und denen 
ich gerne die Zustimmung gebe. (Beifall bei 
der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter das 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Die Abstimmung über diese beiden Punkte 
erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b  s t i  m
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
beiden Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates 
k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

33. Punkt: Gesetzesbesmluß des Nationalrates 
vom 13. Juli 1971 betreffend ein Bundesgesetz. 
mit dem das Kriegsopferversorgungsgesetz 
1957. BGBI. Nr. 152. geändert wird (612 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
33. Punkt der Tagesordnung : Änderung des 
Kriegsopferversorgungsgesetzes. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Lied!. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Liedl: Hoher Bundesratl 
Frau Staatssekretär I Durch den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates sollen 
Verbesserungen im Bereich des Kriegsopfer
versorgungsgesetzes erreicht werden. Insbe
sondere soll ab 1 .  Juli 1 97 1  - als erste 
Etappe einer Nachdynamisierung - eine Er
höhung des Grundrentenbetrages für Beschä
digte und Witwen sowie der Waisenrenten-
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Liedl 
beträge um 3,5 Prozent erfolgen. Um Härten 
zu vermeiden und eine gleiche Behandlung 
der Schwerkriegsbeschädigten und Krieger
eltern bei der Bemessung einkommensabhän
giger Versorgungsleistungen zu gewährlei
sten, sollen auch der bisherige Einkommens
freibetrag von 217 S für die Erhöhung der Zu
satzrenten für Beschädigte 'U,nd für Elternren
ten beseitigt und die erhöhten Zusatzrenten 
für Beschädigte und die erhöhten Elternren
ten um den gleichen Betrag aufgestockt wer
den. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 1 9. Juli 1 971 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Vorsitzender: Ich darf als Vorsitzender 
unterbrechen. Selbstverständlich aus freien 
Stücken I Ich ersuchte auch j eweils um die 
Liebenswürdigkeit, und die Liebenswürdig
keit kann nie geschäftsordnungsmäßig fest
gelegt werden. (Beifall.) 

Rundesrat Schreiner (fortsetzend) : Die Frei
heitsliebe eines oberösterreichischen Innviert
lers ist halt mindestens so groß wie die eines 
Steirers. 

Sehr geehrte Damen und Herren und, jetzt 
möchte ich beinahe sagen, lieber Herr Pro
fessor Fruhstorfer:  Wenn sich in diesen Tagen 
der Innviertler Mundartdichter Franz Stelz
hammer in unserer Mitte befände, dann würde 
er wieder, allerdings diesmal an Dr. Kreisky 
und sein Team gerichtet, ausrufen: Schwar 
redn und g'ring stechal (Rufe bei der SPO: 
Ubersetzen!) Denn noch nie . . .  

Vorsitzender: Darf ich als Vorsitzender 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
durch mich den A n  t r a g, der Bundesrat wolle 
beschließen: nochmals unterbrechen. Ich wollte nur sagen: 

Die Verhandlungssprache ist Deutsch! (Heiter
keit.) Gegen den Gesetzesbeschluß des National

rates vom 1 3. Juli 1 971 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Kriegsopferversorgungs- Bundesrat Schreiner (fortsetzend) : Noch nie 

gesetz 1957, BGBl. Nr. 1 52, geändert wird, wurden die Kriegsopfer mit so großen Ver

wird kein Einspruch erhoben. sprechungen beglückt wie bei der Regierungs-

Vorsitzender: Ich danke für den Bericht und 
danke auch für Ihr Verständnis, mit dem Sie 
meinen früheren Appell für das 15-Minuten
Limit aufnahmen. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Schreiner. Ich erteile es ihm. (Heiterkeit. -
Bundesrat B ö e  k: Hat der Vorsitzende das 
wegen Bundesrat Schreiner gesagt?) 

Bundesrat Schreiner (OVP) : Hohes Haus! 
Sehr geehrte Frau Staatssekretär! Verehrte 
Damen und Herren! Ich habe heute vormittag 
schon vernommen, daß die beiden Klubob
männer - ich sage: die beiden - vereinbart 
haben, den Bundesräten zu empfehlen, sich 
heute kurz zu halten. Es hat mir das schon 
etwas sauer aufgestoßen, denn ich bin ein frei 
gewählter Abgeordneter und lasse mir die 
Redezeit nicht beschränken. Und es stoßen 
sogar Empfehlungen auf, denn nach den 
Empfehlungen kommen die Klubbeschlüsse, 
nach den Klubbeschlüssen könnte es weiter 
und weiter gehen bis zum Maulkorb. Aber 
trotzdem sage ich: Aus freien Stücken, ohne 
Rücksicht (Bravo-Rufe und Beifall bei der SPO 
und bei Bundesräten der OVP) auf diese 
Empfehlungen, die ich ignorieren möchte und 
von denen ich lieber hätte, daß sie nicht ins 
Protokoll dieses Parlaments gekommen wären, 
aus freien Stücken - Sie dürfen versichert 
sein - habe ich mich entschlossen, daß auch 
meine Rede sehr kurz sein wird. 

übernahme durch die Sozialisten. 

Dr. Pittermann erklärte am Kriegsopfer
delegiertentag 1970, am Ende der sozialisti
schen Legislaturperiode werde es keine offe
nen Forderungen der Kriegsopfer mehr geben. 
Ich glaub's !  Wenn Sie dann beim Ho-ruck. 
auch die volle Macht nicht mehr fordern dür
fen, dann ja !  Die viel versprechenden Soziali
sten haben in Wirklichkeit die Kriegsopfer 
recht kurz gehalten! Bereits die erste Kriegs
opfergesetznovelle der sozialistischen Minder
heitsregierung zeigte klar und eindeutig, daß 
diese Regierung nicht einmal die Minderheit 
ihrer großen Versprechungen einzuhalten 
fähig war, wenn man die Rentendynamik 
außer acht läßt, die von der OVP-Regierung 
eingeführt wurde und selbstverständlich auch 
von der SPO-Regierung in Befolgung des Ge
setzes weiter bezahlt werden muß. 

Die erste Kriegsopfergesetznovelle durch 
die sozialistische Minderheitsregierung , 
brachte an Verbesserungen für die Kriegs
opfer nicht einmal oder kaum jenen Betrag, 
der durch den jährlichen natürlichen Abgang 
eingespart wird. Mit Recht wurde diese soge
nannte Errungenschaft als "Mini-Novelle" be
zeichnet. 

Heute stehen wir vor einer ähnlichen Fest
stellung. Nicht gern, sondern unter dem 
Zwang der Verhältnisse auf Mehrheitssuche 
für das Budgetüberschreitungsgesetz 1 97 1 ,  

303. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 115 von 191

www.parlament.gv.at



8378 Bundesrat - 303. Sitzung - 21. Juli 1971 

Schreiner 

mußte sich die sozialistische Regierung dazu 
bequemen, wenigstens 34 Millionen Schilling 
für die Kriegsopfer im zweiten Halbjahr 1 97 1  
zusätzlich z u  gewähren. Die alten Soldaten 
haben also noch einmal sozusagen einen 
"Nachschlag" gekriegt, aber mit einem sehr, 
sehr kleinen Schöpfer. Dieser Betrag kann im 
Lichte der Budgetentwicklung wohl nur als 
sehr bescheiden bezeichnet werden, denn 
1 03 Millionen Schilling wären ·erforderlich 
gewesen, um der Nachdynamisierung halb
wegs zu entsprechen und die Mängel der 
ersten sozialistischen Kriegsopfernovelle zu 
beheben. 

Das Budget 1971 brachte nämlich den 
Kriegsopfern ledigliCh 48 Millionen Schilling 
mehr, obwohl die Berechnungen schon damals 
ergaben, daß eigentlich 1 66 Millionen Schil
ling hätten vorgesehen werden müssen, gar 
nicht zu reden von den Versprechungen, die 
vorher gemacht wurden! 

Wenn zur folgenden Kriegsopfergesetz
novelle im Zuge des Budgetüberschreitungs
gesetzes 1971 mit Stolz festgestellt wird, daß 
sie zusätzlich zu den in der 15. KOVG
Novelle enthaltenen Leistungsverbesserungen 
ab 1 .  Juli 1 971  mit gleichem Wirksamkeits
beginn unter anderem die Erhöhung der 
Grundrenten für die Beschädigten und Wit
wen und der Waisenrenten um 3,5 Prozent 
bringe, dann ist das eine recht magere Kriegs
opferhilfe in Hinblick. auf die Entwertung der 
Kaufkraft unseres Schillings, wo die soziali
stische Regierung auf Rekorderfolge im nega
tiven Sinne verweisen kann. 

Am Versagen der Regierung Dr. Kreisky 
auch in der Kriegsopferfrage ändert auch die 
Ankündigung nichts, daß diese Regierung 
jetzt, nachdem sie mit ihrem Jägerlatein zu 
Ende ist, noch im Monat Juli eine KOVG
Novelle zur Begutachtung aussenden will, die 
die Kriegsopferfrage in einem Gesetz in drei 
oder vier Etappen regeln soll. Dies in einem 
Zeitpunkt, in dem die Regierung in Selbst
erkenntnis ihrer Unfähigkeit, anstatt selber 
abzutreten, den Nationalrat nach Hause 
schickt, der für die Unfähigkeit der Regie
rung wahrlich nicht die Verantwortung zu tra
gen hat. (Bundesrat N 0 v a  k: Ihr habt euch 
ja nicht getraut, einen Mißtrauensantrag zu 
stellen!) Die Regierung Dr. Kreisky wurde 
vom Nationalrat weder gebildet noch ange
lobt. Der Fehlgriff ist also anderswo zu 
suchen. Bedauerlich, daß auch die Kriegsopfer 
darunter zu leiden hatten. 

Sehr geehrte Damen und Herren! ICh fühle 
mich verpflichtet, noch auf ein Sonderproblem 
der österreichischen Kriegsopferversorgung 
hinzuweisen. Ich tat dies bei solchen Gele-

genheiten bekanntlich bereits viele Jahre 
hindurch, und ich möchte feststellen, trotz 
größter Schwierigkeiten und Meinungsver
schiedenheiten doch nicht ganz umsonst. 

Sie wissen, wie weit die Meinungen bei der 
Behandlung der Probleme bäuerlicher Kriegs
opfer auseinandergingen und leider zum Teil 
immer noch auseinandergehen. Auf dem Ge
biete der Grundrenten bestehen keine Diffe
renzen. Anders liegen die Dinge bei den Zu
satzrenten für Schwerbeschädigte und bei der 
Berentung der Hinterbliebenen, vor allem bei 
den Kriegereltern und bei den Kriegerwitwen. 

Für die Bemessung dieser Renten ist größ
tenteils auch das Eigeneinkommen des Ren� 
tenantragstellers maßgeblich. Nun wird nach 
den einschlägigen Bestimmungen des Kriegs
opferversorgungsgesetzes für alle übrigen 
Gruppen das steuerliche Einkommen zugrunde 
gelegt, nicht aber für die bäuerliche Gruppe 
der Kriegsopfer. Das bäuerliche Einkommen 
aus selbständigem Erwerb und das Einkom
men aus dem Ausgedinge wurde in der 
Kriegsopferversorgung viele Jahre hindurch 
lediglich geschätzt und dabei häufig über
schätzt. Es ist verständlich, daß bei einem 
weitgehend freien Ermessen menschliche Feh
ler vorkamen, die zu groben Härten für zahl
reiche bäuerliche Kriegsopfer führten. Es man
gelte also an einer gerechten Bewertung des 
bäuerlichen Einkommens in der Kriegsopfer
versorgung. 

Uber Fragen - ich möchte hier eine sehr 
wesentliche und grundsätzliche Frage an
schneiden und dies besonders an die Adresse 
des Sozialministeriums richten - des bäuer
lichen Einkommens, selbstverständlich auch 
im Zusammenhange mit der Kriegsopferver
sorgung, zu sprechen und mit der Bundes
regierung und selbstverständlich auch mit 
einem Ministerium, in diesem Fall also mit 
dem Sozialministerium, zu verhandeln, ist 
zweifellos die gesetzliche bäuerliche Inter
essenvertretung, nämlich die Präsidenten
konferenz der Landwirtschaftskammern Oster
reichs, zuständig. 

Sie hatte daher bereits unter der Koali
tionsregierung Anfang der fünfziger Jahre 
einschlägige Gespräche und Verhandlungen 
vor allem mit dem Sozialministerium auf
genommen. Erfreuliche Teilerfolge konnten 
bereits damals, noch unter der Ministersrnaft 
Proksch, erreicht werden. Das sei objektiver
weise auch an dieser Stelle anerkannt. Ich 
tat das auch seinerzeit in Anwesenheit des 
Ministers Proksch im Bundesrat, weil ich auch 
bescheidene Teillösungen zu würdigen weiß. 

Unter der OVP-Mehrheitsregierung setzte 
die Präsidentenkonferenz ihre Verhandlungen 
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mit dem Sozialministerium fort, und es konn
ten unter der Ministerschaft der Frau Rehor 
und ihrer Staatssekretäre Soronics und Bürkle 
sehr entscheidende Schritte auf diesem Ge
biete getan werden, wenn sie auch keine volle 
Lösung der Frage brachten. Das bäuerliche 
Einkommen aus selbständigem Erwerb wurde 
für die Kriegsopferversorgung vom landwirt
schaftlichen Einheitswert abgeleitet und damit 
einer gerechteren, wenn auch noch nicht einer 
befriedigenden Lösung zugeführt. Also Aner
kennung auch der Frau Minister Rehor und 
ihren Staatssekretären Soronics und Bürkle 
für das, was sie auf diesem Gebiete der 
Kriegsopferversorgung an Verständnis aufge
bracht haben! 

1910 folgte die erste KOVG-Novelle unter 
der Regierung Dr. Kreisky. Ich habe sie in 
ihrer Gesamtsicht bereits beleuchtet. In der 
Frage des landwirtsdlaftlichen Einkommens 
brachte die Novelle wenig Fortschritt und lei
der für ·einen Teil der Kriegerwitwen und 
KriegereItern sogar vorübergehende Nach
teile. 

Wenn in einer sehr optimistischen Aussen
dung über die Beurteilung der heute vorlie
genden KOVG-Novelle von einer "Begünsti
gung für bäuerliche Kriegsopfer" die Rede 
ist, dann erscheint diese Feststellung sicher
lich unbewußt irreführend. 

Es müßte richtiger heißen, daß in der vor
liegenden Novelle eine weitere Benachteili
gung der bäuerlichen Kriegsopfer in der Ein
kommensfrage vermieden wurde, denn es ist 
doch selbstverständlich, daß die gegenwärtige 
Anhebung der Kriegsopferrenten um 3,5 Pro
zent als Teil der Nachdynamisierung für das 
Jahr 1966 gerechterweise kei.ne Amedmung 
auf die Einkommensbauschbeträge des land
wirtschaftlichen Einkommens finden darf, weil 
diese erst später festgelegt wurden. Den Ver
fassern des Textes dieser Novelle im Sozial
ministerium möchte ich allerdings dafür dan
ken, daß durch ihre Aufmerksamkeit und 
durch ihre hervorragenden legistischen Kennt
nisse eine weitere Benachteiligung in der 
Frage der landwirtschaftlichen Einkommens
verhältnisse in der Kriegsopfer.gesetzgebung 
vermieden werden konnte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren' 
Ich habe bereits dargelegt, daß in der Frage 
einer gerechten landwirtschaftlichen Einkom
mensbewertung in der Kriegsopferversorgung 
wohl beachtliche Fortschritte, jedoch noch 
keine befriedigende Lösung im Vergleich zur 
Bewertung des nichtlandwirtschaftlichen Ein
kommens gesetzlich erreicht werden konnte. 

Es ist daher Pflicht der Präsidentenkonferenz 
der Landwirtschaftskammern Osterreichs als 

bäuerliche Interessenvertretung, ihre Bemü
hungen und Gespräche mit der jeweiligen 
Bundesregierung, vor allem mit dem Sozial
ministerium, fortzusetzen. In diesem Zusam
menhang muß ich feststellen, daß bei Beach
tung einschlägiger Gesetze die Präsidenten
konferenz von niemandem daran gehindert 
werden kann, weil sie als gesetzliche bäuer
liche Interessenvertretung unbestritten dafür 
zuständig ist, mit der Bundesregierung, also 
auch mit dem Sozialministerium über Fragen 
eines absoluten oder pauschalierten Einkom
mens zu sprechen. 

Ich weiß, daß es hier Eiferer gibt - wir 
wir kennen das Sprichwort: "Eifersucht ist 
eine Leidenschaft, die mit Eifer sucht, was 
Leiden schafft". Eiferer auf diesem Gebiete 
gab es schon unter der Ministerschaft Proksch 
und Rehor. Die Eiferer wollten plausibel 
machen, daß sie, obwohl landwirtschaftsfremd, 
der gesetzlichen Bauernvertretung, also der 
Präsidentenkonferenz, die Kompetenz in 
bäuerlichen Einkommensfragen absprechen 
und selber übernehmen könnten. 

Die Sozialminister Proksch und Rehor mit 
ihren Staatssekretären haben ' sich aber von 
den Eiferern nicht beeindrucken lassen und 
die gesetzliche bäuerliche Interessenvertre
tung in ihrer Kompetenzausübung nicht be
hindert. 

Ich habe nun ein gleiches aum von der 
Ministerschaft Häuser erfahren, wofür ich 
Achtung zollen möchte, wenn ich auch an den 
beiden letzten KOVG-Novellen als Bauern
vertreter notwendiger- und gerechtfertigter
weise Kritik üben mußte. 

Mögen sich ' die demokratischen Kräftever
häEnisse in Ost erreich und in der Volksver
tretung unseres Parlaments so oder so ent
wickeln, eine gesetzlich frei gewählte Inter
essenvertretung darf in ihrer Kompetenzaus
übung von einer demokratischen Regierung 
nie und nimmer behindert werden. Das war 
bisher so, auch unter dem heutigen Sozial
minister. Ich habe das schon anerkannt und 
möchte der Hoffnung Ausdruck verleihen, daß 
es auch in Zukunft so bleibt. Denn würde es 
anders, dürfen Sie versichert sein, daß die 
Bauernschaft Osterreichs das nicht unwider
sprochen lassen würde und, wenn solche Uber
griffe passieren sollten, zu ihren Kriegskame
raden hinter dem Pflug, die großteils Schwer
beschädigte sind, fest und treu jeder Regie
rung gegenüber stehen würde. 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirt
schaftskammern Osterreichs muß trotz Ver
ständnis für gewisse fiskalische Uberlegungen 
wenigstens für eine etappenweise weitere und 
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schließlich völlig gerechte Lösung der bäuer
lichen Einkommensbewertung in der Kriegs
opferversorgung eintreten und wird daher die 
einschlägigen Gespräche zwecks Durchsetzung 
gewiß maßvoller Forderungen mit dem Sozial
ministerium fortsetzen müssen. Ich darf hie
für das grundsätzliche Verständnis des Sozial
ministers erwarten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Die vorliegende KOVG-Novelle bedeutet 
wahrlich nur einen allzu kleinen Schritt auf 
dem Wege der Verbesserung der Kriegsopfer
versorgung Osterreichs. Sie stellt einen 
Kompromiß-Initiativantrag der Sozialisten 
und Freiheitlichen dar, dem die Osterreichi
sche Volkspartei, wenn auch mit Bedauern 
wegen seiner Geringfügigkeit, beigetreten 
ist. 

Die OVP-Fraktion des Bundesrates bean
tragt deshalb, gegen diesen Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates keinen Einspruch zu er
heben. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist ferner gemeldet 
Frau Bundesrat Dr. Demuth. Bitte, gnädige 
Frau, Sie haben das Wort. (Zwischenrufe bei 
der OVP.) 

schätzen es ganz besonders, daß es doch mög
lich war, trotz der Novelle im November vori
gen Jahres auch diese Novelle heute vorzu
legen und zum Gesetz zu erheben. 

Sie haben, glaube ich, vergessen oder gerne 
vergessen, daß die Kriegsopferverbände schon 
1 964 einen Reformentwurf eingebracht haben, 
daß man dann sehr intensiv bei der Regierung 
vorstellig geworden ist, damit dieser Reform
entwurf, der natürlich das Idealmaß für die 
Kriegsopfer darstellt, in Behandlung genom
men wird. 

Es wurde im Dezember 1 966 einstimmig ein 
Initiativantrag im Parlament beschlossen, daß 
die Regierung sich mit di�sem Reformvor
schlag beschäftigen möge, um diesen Reform
vorschlag zumindest in Etappen zu verwirk
lichen. Der Erfolg war, daß Ihre OVP-Allein
regierung auch über Vorstellung der Kriegs
opferverbände und ihrer Vertreter auch im 
Parlament bei Dr. Klaus nichts getan hat. Im 
Jahre 1969 hat Dr. Klaus erklärt, er kann 
etwas, was unreal ist, nicht in Angriff neh
men. Im übrigen seien Initiativanträge für 
ihn in keiner Weise ein Befehl oder eine 
Weisung. Er hat sich sozusagen der Verant
wortung entzogen. 

Bundesrat Dr. Anna Demuth (SPO) : Herr Ich glaube, daß diese Haltung zeigt, daß 
Präsident I Frau Staatssekretär I Meine Damen 

I die OVP es nicht allzu ernst mi�
. 
die�en sehr 

und Herren! Ich bedauere, daß der Herr Ab- i schwerwiegenden Forderungen fur dIe Opfer 
geordnete Schreiner, mein Kollege, es als des Krieges gemeint hat. (Bundesrat B ü r k 1 e: 
Zwang oder als Unhöflichkeit oder als Be- Jetzt werden Sie unsachlich!) Darüber gibt es 
vormundung empfunden hat, daß wir frei- Dokumente und Protokolle, in denen steht, 
willig verzichtet haben, eine längere Rede- daß zwei Jahre überhaupt nicht geantwortet 
zeit als 1 5  Minuten in Anspruch zu nehmen. wurde. (Bundesrat B ü r k 1 e: Es ist sehr 
Ich komme mir absolut nicht unter Maulkorb schade, daß Sie jetzt unsachlich werden!) Das 
gestellt vor, und ich füge mich auch freiwillig ist eine Wahrheit, Herr Bürkle, Sie waren 
und gerne diesem Wunsch, der uns allen zu- dabei, und Sie haben es auch mit abgelehnt, 
gute kommt, weil wir eventuell ein paar Stun- sodaß die Erhöhung, die Nachziehung der 
den früher zu unserer sonstigen Arbeit kom- 7 Prozent, nicht möglich war. Laut Protokoll I 
men. (Bundesrat B ü r k 1 e: Heute nicht mehr, (Bundesrat Dr. H e  g e r: Schreiner, das ist der 
heute gehen wir schlafen!) Heute nicht mehr, Dank tür deine loyale Haltung!) Die Wahrheit 
aber morgen! tut weh, aber da kann man lei�er nichts 

An die Spitze meines Diskussionsbeitrages machen. 
möchte ich den Dank an Herrn Minister Häu- Die Opfer des Krieges bedürfen unserer 
ser stellen, daß er im Zuge des Budgetüber- besonderen Aufmerksamkeit und verdienen 
schreitungsgesetzes diese erste Etappe einer diese auch absolut. Sie, Herr Bundesrat 
Anhebung der Pensionen für Kriegsopfer er- I Schreiner, sind ganz besonders für die Bau
möglicht hat, eine Forderung, die seit 1 965, ern eingetreten, und ich möchte das für die 
Herr Abgeordneter Schreiner, offen ist, zu Witwen und Waisen tun. Fast 100.000 Witwen 
deren Erfüllung sich die OVP-Regierung nicht leben heute noch, die eine kleine, sehr mäßige 
entschließen konnte und die wir nun in An- Entschädigung nicht nur für den verlorenen 
griff nehmen. Denn seit 1 965 sind 7 Prozent Mann und für das verlorene Lebensglück 
anzuheben, um die Renten und Pensionen der bekommen (Bundesrat S c  h r e i n  e r: Das wis
Kriegsopfer und ihrer Hinterbliebenen auch sen Sie auch? Da wissen wir schon mehr! -
nur annähernd den anderen Anhebungen der Bundesrat N o  v a k: Nicht gar so überheblich! 
Pensionen anzugleichen. Ein anderer weiß auch etwas!), sondern auch 

Sie wissen j a  selber, wie schwer es ist, für für den Entgang des Ertrages eines gemein
irgend etwas Beträge zu bekommen. Wir samen Arbeitens. Sie haben es im Leben 
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unschuldigerweise wesentlich. schwieriger als 

I 
Vorsitzender: Zum Wort hat sieb. niemand 

jene, die diese Opfer nicht bringen mußten. mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir wissen aber auch, daß die Kriegs- Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß-
beschädigten selber diese Zuschüsse absolut wort gewünscht? --:- Das ist nicht der Fall. 
verdienen und daß es am Anfang für die 
Kriegsopfer eigentlich zuwenig war. Aber 
weldle Leistung für sozial Bedürftige ist nicht 
zuwenig'? Das könnte man ohne Ende fort
setzen. Es könnten die Rentner des ASVG 
ihre Unzufriedenheit genauso anmelden, weil 
die Einkommen der Berufstätigen doch wesent
lich stärker steigen und die Berufschancen 
heute wesentlich besser sind, als sie sie je in 
ihrer Jugend hatten, als sie in ihrer Arbeits
zeit berufstätig waren. Das ist der soziale 
Fortschritt, daß sich die Verhältnisse für die 
jüngeren Menschen bessern und daß die älte
ren Menschen unschuldig an den Sünden der 
Vergangenheit tragen, die sie auf sich nehmen 
müssen. Wir müssen hier mit viel mehr Ver
ständnis darangehen, diese Probleme zu 
lösen. 

Wir wissen, daß nun aus dem Sozialmini
sterium der Entwurf zu einer Novelle kom
men wird, daß man hier doch den Reform
forderungen, die seit 1964 erhoben wurden, 
zumindest in Etappen Rechnung zu tragen ver
suchen wird. 

Ich möchte noch darauf verweisen, daß die 
Arbeiter und Angestellten ihre Solidarität 
auch auf einem anderen Gebiet beweisen, und 
zwar wird die Krankenversicherung für die 
Kriegsopfer von den Gebietskrankenkassen 
übernommen. Hier sind Riesenabgänge zu 
verzeichnen, und die Arbeiter und Angestell
ten sind es, die sozusagen auch für die Kriegs

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b  s t i m  m u n g beschließt 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u e h  
erheben. 

der 
des 

zu 

34. Punkt: Bericht der Bundesregierung (111-
23 der Beilagen) betreffend die Einführung 
einer weiteren Bemessungsgrundlage im 
Bauern-Pensionsversicherungsgeselz (613 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
34. Punkt der Tagesordnung : Bericht der Bun
desregierung betreffend die Einführung einer 
weiteren Bemessungsgrundlage im Bauem
Pensionsversicherungsgesetz. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Kun
stätter. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Kunstätter: Hohes Haus! 
Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 
4. Dezember 1970 anläßlich der Behandlung 
der 1 .  Novelle zum Bauern-Pensionsversiche
rungsgesetz eine Entschließung gefaßt, in der 
die Bundesregierung aufgefordert wurde, s o  
rasch wie möglich eine Novelle zum Bauern
Pensionsversidlerungsgesetz vorzulegen, mit 
der in Anlehnung an die Bestimmungen des 
§ 239 ASVG eine weitere Bemessungsgrund
lage im Bauern-Pensionsversicherungsgesetz 
eingeführt werden soll. 

opfer ein Opfer bringen, die nicht aus dem Hiezu teilt die Bundesregierung im vorlie
Angestellten- oder Arbeiterstand kommen. genden Bericht mit, daß auf Grund der am 
Das heißt, daß wir hier eine Solidarität zei- 1 .  Jänner des laufenden Jahres in Kraft getre
gen, die uns im Sinne einer Riskengemein- tenen Regelung für die in der Land- und Forst
schaft eigentlich gar nicht aufgebürdet wer- wirtschaft selbständig Erwerbstätigen auf dem 
den sollte. Wir wissen aber ebenso, daß der Gebiet der Pensionsversicherung der gegen
Bund derzeit nicht in der Lage ist, diese Forde- I wärtige Zeitpunkt nicht geeignet erscheint, 
rungen zu übernehmen. Wir können es nur Leistungsverbesserungen vorzunehmen, da 
hoffen, denn diese Beträge sollen den Arbei- die Auswirkungen des geltenden Leistungs
tern und Angestellten verbleiben und nidlt rechtes derzeit noch nicht bekannt sind. Wei
relativ zweckentfremdet verwendet werden. teTs könnte die Einführung einer zweiten 

Bemessungsgrundlage strukturpolitisch uner-
In diesem Sin� beg

.
rüßen wir die j etzige ' wünschte Folgen haben und auch dazu miß-

Novelle, denn SIe bnngt doch einen Fort- braucht werden die Beitragsleistung - ohne 
schritt, eine erste Etappe von 3,5 Prozent. eine entspreche�de Schmälerung der zu erwar
Wir sind überzeugt, daß d�e n�chsten 3,5 Pro- tenden Leistun in Kauf nehmen zu müssen -
zent folgen werden, und WIr konnen nur wün-

g 
zu verringern. 

sehen, daß wir mit dem Wahlergebnis vom 
1 0. Oktober diese Probleme leichter lösen Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
können. (Bei/all bei der SPO. - Bundesrat hat den gegenständlichen Bericht in seiner 
B Ü r k 1 e: Nichts wäre geschehen, wenn euch , Sitzung vom 19. Juli 1911 in Verhandlung 
nicht der Halbgenosse Melter gezwungen

' 
gezogen und einstimmig beschlossen, dem 

hätte, etwas zu tun - als Preis tür die Wahl- Hohen Hause die Kenntnisnahme dieses B e-
gesetzreform!) ridltes zu empfehlen. 
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Kunstätter 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
durch mich den A n  t r a g, der Bundesrat wolle 
beschließen: 

Der Beric:ht der Bundesregierung betreffend 
die Einführung einer weiteren Bemessungs
grundlage im Bauern-Pensionsversicherungs
gesetz (III-23 der Beilagen) wird zur Kenntnis 
genommen. 

Vorsitzender: Ic:h danke. 

Zum Wort hat sic:h niemand gemeldet. Wir 
schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b 8 t i m  m u n g wird der Bericht 
der Bundesregierung zur K e n n t n i s genom
men. 

genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Kenntnisnahme dieses Be
rIchtes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Angelegenheiten 
durch mich den A n  t r a g, der Bundesrat wolle 
beschließen : 

Der Bericht des Bundesministers für soziale 
Verwaltung über die Lage auf dem Gebiete 
der Umwelthygiene (III-24 der Beilagen) wird 
zur Kenntnis genommen. 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Frau Bundesrat Hella Hanzlik. Ich bitte sie, 
das Wort zu ergreifen. 

Bundesrat Hella Hanzlik (SPO) : Sehr ge
ehrte Frau Staatssekretär I Hohe.s Haus! Di'e 

35. Punkt: Bericht des Bundesministers für derzeitigen Umweltbedingungen in diesem 
soziale Verwaltung (111/24 der Beilagen) über Hohen Hause scheinen so günst:i.g zu oSe!in, daß 
die Lage auf dem Gebiete der Umwelthygiene wir noch keinerle.i· Ermüdung.sersc:h,einurngen 

(614 der Beilagen) f.eststellen könn-en. Das hängt also sic:her mit 
. .  dieser sehr erfmulichen Atmosphäre zusam-

VorsItzender: WlI gelangen nun zum men. Ich glaube, 'wir verstehen uns. 35. Punkt der Tagesordnung: Bericht des Bun- I desministers für soziale Verwaltung über die Sehr ge.ehrte Damen und Herren! Daß 
Lage auf dem Gebiete der Umwelthygiene. unsere Umweltbedingungen in größte Un

oronung 'geIiaben Slind, weiß iheute jeder. 
Beric:hterstatter ist wiederum Herr Bundes- Uns,ere Luft ' ist in den IndustI11ez'ootren und 

rat Kunstätter. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Kunstätter: Hohes Haus! 
Der gegenständliche Bericht führt einleitend 
aus, daß sic:h zur Behandlung der Fragen der 
Umwelthygiene am 1 .  Oktober 1970 ein 
Interministerielles Komitee unter dem Vorsitz 
des Bundesministers für soziale Verwaltung 
konstituiert hat, dem Vertreter des Bundes
kanzleramtes sowie von neun Bundesministe
rien angehören. Den Arbeiten dieses Komitees 
werden auch Vertreter der Verbindungsstelle 
der Bundesländer sowie des Städte- und Ge
meindebundes zugezogen. 

Der Bericht enthält eine Bestandsaufnahme 
über die wesentlichsten Faktoren und die der
zeitige Situation der Umweltverschmutzung, 
eine Ubersicht über Institutionen, die sich mit 
Fragen der Umweltverunreinigung befassen, 
sowie eine Zusammenstellung der wichtigsten 
bundes- und landesgesetzlichen Re�htsvor
schriften zur Bekämpfung der Umweltver
schmutzung. Ferner wird über die Maßnahmen 
der einzelnen Ressorts und die Arbeiten des 
bereits erwähnten Interministeriellen Komi
tees berichtet. Außerdem befaßt sich der Be
richt mit der Mitarbeit Osterreichs auf inter
nationaler Ebene. Schließlic:h werden auch 
Schwerpunkte für weitere Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Umwelthygiene skizziert. 

Großstädten gefährlich ver.giftet uoo mit 
Schmutz ang,ereichert. Bei manchen Flüssen 
und Se,en kann man von Kloaken und Sumpf
tümpeln sprechen. Straßen- und Fahdklärm 
beeinträchtiJgen unser Wohlbefinden, also ,auch 
unsere Gesundheit. 

Um den lebensnotwendigen Auf.gahen ge
recht zu wl€l1den, die s.ich auf dem Geibiete 
d'es Umweltschutzes ,er,geben, hi,eß e.s in der 
Regi,erungserklärun.g, die Bundeskanzler Dok
tor Kreüsky abgab : 

Im Rahmen 'eines längerJristigen Gesund
heitsplanes 'sind Maßnahmen zum Schutz vor 
gesundheitsschädigenden Umwelte,inflüssen 
durch Sicherung der Erholungsräume, Rein
haltung von Luft und Wass'er, hy.g;i,enische 
A:bfall:beseitigung, Bekämpfung von Lärm und 
Geruchsbelästigungen und Strahlenschutz zu 
realisi·eren. 

Nun, meine Damen und Herren, Hegt uns -
nach etwas mehr aLs einem Jahr 'so2'iialisti
scher Regierung - ein aufschlußr,eicher, inter
essanter und, ich möchte auch sagen, für die 
Zukunft hoffnungsvoller Bericht de.s Sozial
ministeriums vor. Zum ersten Mal 1I5t es mÖog
lich gelworden, e,inen echten Ubertblick über die 
Lage auf dem Gebiet -der Umwelthyg.iene zu 
bekommen. 

Der Ausschuß für soziale Angelegenheiten Eine große Zahl von Behörden und Insti-
hat den gegenständlic:hen Bericht in seiner tutionen des Bundes und der Länder haben 
Sitzung vom 19.  Juli 1971 in Verhandlung sich mit den verschiedenst,en Faktor,ern des 

303. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)120 von 191

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 303. SitzlUlg - 21. Juli 1971 8383 

Hella Hanzlik 
Umweltschutzes befaßt. Wir entnehmen dem 
Bericht, daß sich 27 Stellen mit Luftverunreini
gung beschäftigten, 19 Stellen mit Wa.sser
Vierunreinigung, 6 Stellen mit Fragen der Be
sei1:igung fester AbfalLstoffe und ebenfalls 
6 Stellen mit Fragen der Lärmbekämpfung. 

Weiters enthält der Bericht ·einen umf.ang
reichen Katalog von R:echts- und Schutzvor
schI1iften, aus dem ersichtlich ist, ,daß bereits 
-seit Jahr'en sowohl bundesrechtliche .als auch 
landesrechtHche Vorschriften -bestehen. Ich 
hahe -ausgerechnet, daß es ins-gesamt 
1 02 bundesrechtlicbe und auch landesrechtliche 
Vorschriften gibt, die .sich mit l1rnweltfragen 
beschäftig'en und der Umwelthygiene dienen. 

EI'Ifr,eulich sind auch die Maßnahmen der 
einzelnen Ressorts und die als letzter Punkt 
angeführten "weiteren Maßn.ahmen" , die uns 
dJie Sicherheit geben, daß hier mit großer 
GewissenhaftigkeH und mit Verantwortung,s
bewußtsein gearbeitet wird. 

Für die Erstellung dieses Berichtes und auch 
für di,e Erarbeitung we.iterer Maßnahmen 
wollen wir d'em Sozialministerlium wiI1klich 
herzlich Dank sagen. 

Aber, meine Damen und Herren, Umwelt
schutz darf und soll auch nicht zu einem 
Politikum werden. Wer immer Positives zu 
d:i1es-en wichHgen Fr,ag-en beiträgt, dem gebührt 
Wlirklich ehrliche Anerkennung. 

W.as ich j etzt zu .sagen habe, sage .ich nicht 
deshalb, weil Fnau Staatssekretär Wondrack 
hier ist, s<mdern ich habe es in meinen Notizen 
vermerkt, und bei der Vorbereitung, bei den 
Uberlegungen ,zu dii'esern Punkt !Sind mir auch 
diese Unterlagen unter-gekommen. 

Ich habe zwei Tribünen-Art1kel in den "Salz
burger Nachr.ichten" -g-ele,sen, einen der Frau 
Staatss-ekretär Wondr-ack und ,eioon der Frau 
Abg'eordneten Dr. Hubinek. Wenn man diese 
be!tden Artikel vergleicht, kann ma·n stich des 
Eindruckes nicht erwehren, daß :in d-er OVP 
sogar der Umweltschutz mit 'entstellenden und 
verzerrenden Brillen gesehen wird. 

Im Hubinek-Artikel lesen wir über den 
"Umweltschutz auf dem Tiefpunkt" vom 
"chroni,schen Verzögern" ; von Umweltfragen, 
die "ausrg-eklammert" werden; "die wenigen 
konkreten Schritte waren nur optischer 
Natur" ; es werde -ein ",großer PubIizitätsauf
wand" getrieben; es werden "Schreinmaßnah�� 
men" getroffen und schließlich, wie nicht 
anders zu 8orw-arten, vom "Unvermögen der 
Bundesregierung". (Bundesrat S C h I  e i n  e r: 
Stimmt auch!) Ich werde Ihnen beweisen, daß 
das nicht stimmt. 

Fr,au Staatssekretär Wondrack .hat hingegen 
die Prioritäts Liste für den Umweltschutz in den 
Mittelpunkt ihre.r Betliachtungen gestellt : 
Umwelthyg.iene ist eine Aufgabe, di-e nicht 
isoliert, sondern nur koorrdinIiert zu lösen ist. 
Bei der Ausarbeitung von Lösungsvor:schlägen 
für die vordr_inglichen Probleme wird auch 
auf dtLe wirtschaftlichen Auswirkungen zu 
achten s'ein. Allerdings kann von dem Grund
s-atz nicht abgegang-en weroen, daß die 
menschliche Gesun_dheit den Vorrang vor 
alLen ,anderen überlegungen haben muß. -
Soweit dle Erklärungen von Frau Staats
sekretär Wondr,ack, und ,ich -glaube, daß wir 
diese Ausführungen alle unterrschre.iben und 
allselits ihnen zustimmen mÜ:ssen. 

Ich darf bei dieser Gelegenhelit auch noch 
darauf verweisen, daß die Sozialistiscbe Partei 
im Jahre 1 969 ,in ihrem Humanprogl1amm der 
Umweliliygiene den größten Platz einräumte. 
- Si'e können sich davon überzeugen; wenn 
Sie sich dieses Programm ansehen wollen, bin 
ich gerne ibereit, Ihnen ein solches zu über
g-eben. - Es üst das Ergebnis der krHischen 
P,rüfung d'er LebenSlbedingungen des Menschen 
in der modernen Industri-e'g-esellschaft und der 
Gef,ahTen, die unseren Lebensraum bedrohen. 
Wissenschaft und Technik jedoch geben uns 
zug1eJich die Chanee, dies'e Gefahren zu be
kämpfen und die Umwelt zu humanisieren. 

Umweltforschung 'Und Umweltschutz Ibe
schäftigen heute di,e ganze Welt, und zwar 
in einem ste-ig,enden Maße. Auf inter
nationalen Konferenzen bekommt man Ein
blick in dlie weltwe.iten Probleme, denn eines 
ist gewiß : Luft und Wasser kennen keine 
Grenzen. Das Beispiel des Rheins, ,der Nord
see, des Atlantiks beweisen 80S. Von den nicht 
vorhandenen Kläranla·g-en über die .industni
eHen Abwässer bis zu den Olverlusten 
beschädigter Tanker und dem Atommüll in 
den Wleltmeeren ist der Bogen delr biolo
gischen Vernichtungsgefahren weit gespannt. 

Man hat auf !internationaler Ebene erkannt, 
daß -eftektive Maßnahmen dring-end notwendig 
sind. Es g'eht darum, die natürlichen Hilf.s
quellen unserer ·einzigen Welt mit e-iner ,g'e
sunden Umwelt und dem s01Jialen, wirtschaft
Hchen, w.is.senschaft�ichen und kulturellen 
Fortschritt der Menschheit zu erhalten. 

W,ie intensiv an diesen Problemen gearbei
tet wird, g-eht ,aus einem ßrericht über elin 1m 
Juni ,in Ottawa in Kanada a'bgehaltenes 
"Umw-eltsymposium" hervor. Auf dem Gebiet 
der Luftverschmutzung wurden ,allein in den 
letzten !zwei J ahr·en 800 w,issenschaftläche Ar
be:iten veröffentlicht. Die Schwerpunkte di.es-es 
Symposiums waren ebenfalls W,asser, Luft, 
Boden und Nahrungsmittel. 
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Von d'en ölSuerreiChiscben Teilnehmern an 
d}esem kanadischen Symposdum wurde f.est
gestellt: 

"WÜ sind wissensChaftlich noch keineswegs 
im Hintertreffen. Die ,anderswo .a.ngewandten 
Methoden .sind auch Ibei uns nicht unbekannt, 
wenn auch der Aufwand 'bei uns in ganz 
anderem Rahmen ist." 

Aber auch di,es ist nicht allgemein gültig, 
denn auch hinsichtl'ich analytischer Meß
method'en kann Osterl"eich durchaus auf man
chen Gebieten ein Ige:w1ichtiges Wort mitl"eden. 
Es besteht größtes Inter,ess'e an internationaler 
Zusammenarbeit. Dies bedeutet daher für 
Osterreich zum Beispilel .die Durchführung 
g,emeinsamer Forschungsprojekte, was nicht 
nur vom finanziellen Standpunkt ·aus ,inter
eSISant ,erscheint. 

In diesem Bericht über .das in Ottawa statt
g'efundene Symposium heißt 'es unter anderem, 
daß die amerikaIliische Umweltschutzv·ereillii
·gung gemeinsame P.roj,ekte mJit Frankreich und 
auch mit ander.en Ländern betr,eibt und im 
kommenden Jahr für diese Zwecke ·ein Budget 
von 50 Millionen Dollar zur Verfügun.g haben 
wird. 

Vi'elleicht kann man den Prozeß in der Welt 
aufhalten, dessen Ausgang Albert Smweit?ier 
einmal, allerdings ,sehr pessimiJsti:sch, fonruu
Herte. Er sagte: 

"Der MensCh hat di'e Fähigkeit, voraus
zubHck,en und vorzusorgen, verloren. Er wird 
am Ende die Erde zerstöl"en." 

Wir wollen auch hier unseren Beitr,ag lei
sten, daß es nicht iSO werde. 

Es wipd also zu ,den vOIidningLichsten Auf
g,aben der siebziger Jahl"e der Umweltschutz 
gehören. Das war auch die Erkenntnis reiner 
der letzten Kongr.ess'e der Weltgesundheits
mganisation. Dort appellierten die Ärzte auch 
an di'e Stadtplaner und stellten ·ein Sechs
Punkte-Sofortprogramm ,auf: 

Wenn man weiß, daß Herr und Frau o.ster
reicher bereits vor zwei Jahren eine Luft 
atmeten, die mit rund 1 15.000 Tonnen Ruß, 
Stau1b und Asche verunreinigt war, dann kann 
der Appell der Ärzte nicht ,rasch g·enug der 
größten Aufmerksamkeit unterzog,en werden. 

Wri'e schaut es in der Bundeshauptstadt 
Wi,en aus? 

Die Stadt Wien selbst :ist auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes schon selit vi.elen Jahren 
aktiv täHg. Kleinere Kläranlagen wurden be
reHs 'errichtet, di'e Hauptkläranlage in 
Simmering, die allein mehr als 'eine halbe 
MilHarde Schilling kosten wJird, list derzeit 
im Bau. Di'e Aufschheßung von Betriebsbau
gebieten di,ent der Ans'i,edlung neuer Betriebe 
und der UmSliedlung von Igewerblichen und · 
industriellen Produkllionsstätten, um ihnen die 
Möglichkeit d'er Ausdehnung und der Moder
nisierung 'zu ,geben. 

Di,e in Arbeit Ibefind1Jichen Ges'etze beschäf
tigen sich mit dem Schallschutz beli Wohn
bauten, mit der Vephinderung von Baustellen
lärm und mit der Abgas- und Abwässerreini
gung in gewerblichen und lindustri-ellen Be
trieben. Es muß uns ,alber bewußt s,el'n, daß 
diese Maßnahmen hohe Kosten V'erursachen 
werden. Auch für die .gewerblichen und die 
industriellen Betriebe muß mit finanziellen 
BeLastungen g,erechnet werden. Die Stadt 
Wien wird daher überle'gen, ob sie die .für 
dies,e Zwecke von Unternehmern auf
genommenen Kredite durch Zinsenzuschüs,se 
verbilligen kann. 

Sehr geehrte Damen und Herrenl Verant
wortung übernehmen und s.ich auch zur Ver
antwortung bekennen, wird auch weiterhin 
zu den Verpflichtung,en des Bundes, der Län
der und der Gemeinden, aber ,auch zur Ver
pflichtung aller Wirtschaftszwei'g'e und unserer 
g,anz'en Gesellschaft gehören. 

Die soziaLilstische Fraktion w,ird diesen Be
richt des Sozialministeriums gerne zur Kennt
nis nehmen. - Danke schön. (Beifall bei der 
SPO.) 

Beheizung von Wohngebi,eten durch zen
trale Heizwerke ; Vorsitzender: Als nächst.er hat sich zu Wort 

gemeldet Herr Bundesrat Bürkle. Ich erteile es 
oder ihm. Hausbrandkohle soll durch Gas 

Elektriz'ität ersetzt werden; 

die Schlote der Industflie müssen mehr als 
rusher mit Filteranl,agen ausgerüstet werden; 

Wohngebiete sollen durch Grüngürtel von 
den Industriezentren g,etpennt werden; 

die Auspuffgase der Autos müssen entgiftet 
werden; 

Regierungen und Or,g,anJisationen müssen 
einen Feldzug gegen das Rauchen eröffnen. 

Bundesrat Bürkle (OVP) : Frau Staats
sekretärl Herr Vorsitz'enderl Meine sehr ge
'ehrten Damen und Herrenl In einem habe lich 
die Frau Kol1egin Hanzlik nicht verstanden, 
näm�ich in der zuletzt .getroffenen Feststel
lung, daß die Gemeinde Wien eine Großklär
anlage in Simmering schon im Bau habe. Das 
hätte ich an ihrer Stelle Heber v,erschwiegen. 
Das 'ist nämldch ein ,echter Skandal, daß die 
Millionenstadt Wien erst heute eine Groß-
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kläranl.age .in Bau hat (Bundesrat Doktor 
S c  h n e  1 1 : Sie hat eine zweite in Inzersdorfl) 
und bisher aUe ihI1e Abwäss,er ungeklärt in 
,dJie Donau eing,eleitet hat, ,in den sicher sehr 
,großen und sehr 'bequemen Vorflut,er!  (Zu
stimmung bei der OVP. - Bundesrat B ö e  k: 
Und Ihre Freunde sagen etwas über das Fern
heizwerk!) 

In der Zw1isChen1Jeit haben viele, viele 
kleine Städte und Gemeinden !bereits Klär
anlagen gebaut, um ,der Gewässerver
schmutzung Hinhalt gebieten 'Zu können. Idl 
hätte das nidlt gesagt. . .  (Bundesrat Hella 
H a  n z 1 i k: Viele kleinel Wien ist eine Groß
stadt und hat 24 Bezirke/) Aber ke:ine Groß
klär,anlage ! Die 'ganZlen großen Kanäle rinnen 
off,en ,in dJi'e Donau ,als Vorfluter ein. Darüber 
gibt 'es doch nidlts zu diskutier,en. (Bundesrat 
S c  h r e i n  e r: Die reichste Gemeinde von 
OsterreichI) 

Meine Damen und HerI'lenl Umw,eUhygiene 
- das haben wir j etzt audl ,sdlon ,gehört -
äst heute ,ein weltweites Problem. Luftver
schmutzung, WasserverunI'leinigung und Lärm
gef.a1hr sind fast schon zum Schla,gwort ge
worden. Sie wurd'en in letzter ZeH so hom
,gespi'elt und oft .gebr,aumt, daß nach meiner 
Meinung die Gefahr besteht, daß diese ,ernste 
Sache von der Bevölkerung nicht mehr so 
ernst genommen wird, wie sie genommen 
werden sollte. 

DCl!zU kommt, daß vor allem in den Massen
medlien immer nur der Appell an die öffent
liche Hand - an die Gemeinden, an die 
Länder und an den Staat - gericht,et wird, 
in der Sache etw,as zu tun. Dadurch 'entsteht 
die Gefahr, ,daß die Menschen dies,es Landes 
glauben, ,dJie Sache gehe sie 'eig,entloich gar 
nichts an. Es sei Sache "der da oben" , ,es 
sei Sache der Gemeinde, das Entsprechende 
zu tun. 

Dabei ist nam meiner Meinung die Sache 
nicht ganz so. In weiten Bereichen ist es 
geradezu umgekehrt. Wenn sich j eder Bürger 
dieses Landes der Verpflichtung, ,auch d'ie Um
w,elt zu schützen, bewußt wär,e und in seiIl!em 
BeI'eich das machen würde, w,as er von der 
öffentlichen Hand verlangt, wäre ,es um die 
Umweltverschmutzung bei Wleitem nicht so 
schlecht bestellt, Wiie es tatsächlich lbestellt 
list. 

Wenn oich daran denke, daß viele, die heute 
unsere Straßen benützen, ohIl!e Rücksicht auf 
and'er,e und auf die Umwelt ,an joedem Rast
platz an den Str:aßen unsel1es Landes ,alles 
und j edes He,gen lassen, so kann ich nur 
sagen: Wenn sie das uonterlioeßen, dann wäre 
schon sehr viel Schmutz aus unserer Land
schaft beseitigt. 

Es hat vor kurzem eine Maturaklasse aus 
Frankfurt am Maiin dies'es Parlament hesich
tiogt. Es waroen einige Parlamentarier mit ,den 
jungen Leuten ,zusammen, um ihnen über 
östefI'leichiscbe Verhältnisse Auskünfte zu 
'gelben. Bei dieser Gelegenheit hat der Abge
or,dnete Ströer vor kurZlem gesa,gt, daß ,es 
geradezu deprimJieJlend sei, mit welcher Leicht
f.artigkeit, ja geradezu Verantwortungslosig
ke,it Ausflügl,er aus ,den Städten - er hat 
nicht W'i,en allein ,g,emelint - ,an SonntCligen 
Rastplätz'e v,erschmutzen. Ströer hat darauf 
IhJingewiesen, daß die Gemeinden tin den Aus
flugsg,ebieten diese Rastplätze Jeden Monta-g 
und Dienstag reinigen Lassen müßten, weH 
sie sonst am nächsten Sonntag ullbenützbar 
wären. Er hat damit den jung,en Leuten sag.an 
wollen: Wir machen sicher ,aHes Mö,glidle 
- die öHentlidJ:e Hand, also der Bund, dlie 
Länder und die Gemeind'en -, aber es He.gt 
auch am einzelnen, mitzuwirken, die Umwelt
verschmutzung zu verhindern. ICh will damJit 
- und mit Ströer - nur sagen, daß WJir nidlt 
in den Fehler verfallen sollten, ,alles Helil 
in dieser Frage darin ZlU :sehen, daß es der 
Staat allein zu ver,antworten hat. 

Selbstverständlich ist tes Aufgabe der öffent
Lichen Hand, die großen Dinge :zu tun, weil 
j a zurn Beispiel der ,einzelne nicht liIn. der Lage 
dJst, eine Kläranlage 'etwa für ,eine ,ganze Par
zelle oder für ,eti:Il!en ,g,anzen Bezlirk zu b auen. 
Die ,großen Dinge sind die Abf.allbeseitdgungs
anlagen, die MüllveIibrennungseinrichtungen, 
di'e Kompostierungseinr.ichtungen, Idi,e Ab
wrasserbeseitigung und odüe Klär,anlagen. Es 
wird Sache .der öffentHchen Hand sein, dafür 
zu sorgen, daß der Luftverschmutzung Einhalt 
geboten wird. 

Wenn wtir das j etzt noch ,rechtzeitig - ich 
gLaube, wir sind mit Ausnahme von einigen 
Gebieten noch ,gar nicht so 'W'eit; lieh denke 
'Zum Beispiel an die Zone L'inz und andere 
echt'e BallungsZlentren der Industrlie - in aus
reichendem Maße tun und wenn es uns auch 
gelingt, unsere Landschaft sauber zu halten, 
dann werden wir eines Tages lin Osteneidl 
in ,ganz weiten Gebieten unsere,s Landes 
unser'e saubere Luft und unser,e .sa.uberoe Land
schaft so gut nützen können, w,i,e wir heute 
im Winter unsere Scb:neelandschaft als Er
holungsge!biiet für weite Teile Mitteleuropas 
nützen können. 

Bei dieser Gelegenheit muß auch einmal 
gesagt werden, daß es g,aIllz und gar nicht 
so ist, daß in diesem LandJe etwa bi,sher im 
Hinbl!ick auf di,e Reinhaltung d'er Luft und 
,im Hinblick auf d:�e Umweltv,erschmutzung 
nichts Igeschehen sei. Man dürfte auch nicht 
sagen, daß w,ir keine Rechtsgrundla,gen hätten, 
,diese Dinge zu tun. Wenn ich an das Wasser-
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rechtsgesetz ,aus dem Jahr 1 959 denke, so 
muß ich feststellen, d.aß in diesem Gesetz g,anz 
ei!1dreutig ,gereg,elt ist, daß ,es nur mit einer 
behördlichen Bewilligung ,gestattet ist, Ab
wäss,er in ein öffenthiches Gewässer einzu
leiten. Das :heißt also, es ist Sache der zu
ständig'en Wasserrechtsbebörde zu bestimmen, 
unter welchen Bedingungen A'bwässer in ein 
öffentliches Gewässer ,eing'eleitet we.m,en dür
�en. 

Ebenso hietet an sich unsere Gewerbe
ordnung und auch das Baurecht der 
allerme:i,sten Länder genüg.end Handhabe, 
Emissionen aus Gew'erbe- und IndustrJe
betrieben .auf ein erträ,gliches Maß zu redu
zieren, wobei man natürlich erkennen muß, 
daß die Möglichkeiten der Behörden manchmal 
ihre Grenz:e am sog.enanntern wtirtschaftlich 
nodl "�'mgbar'en finden, wo:hei s'e�bstverständ
lich diejenigen, die da zahl,en müssen, diese 
Gren�e herunterzuschrauben versuchen und 
die Behörde sie hinauf\zudrängen bemüht ist. 
Daher kommt dann manchmal ein Kompromiß 
her,aus, der eigentLich für di,e heutigen Ver
hältnisse nicht mehr g,anz befr,iedigend ist. 
Die Kostentr,agung ist zweifellos eline Frage, 
die noch sehr emst diskutiert und überlegt 
'Werden muß. 

Meine Damen und Henen! W'enn man he
denkt, daß ein über den Atlantik fliegender 
DÜJsenklipper mit vier Düsenmotoren während 
des Flug'es v;on England nach der amerikani
schen Ostküste etwa, wie ich einmal Ig'ehört 
habe - ich weiß mcht, ob es wahr ist -, 
24 Tonnen r:einen Sauerstoff verbraucht, der 
über der Wasse"rwüste des Atlantik nicht 
-ersetzt wird, weil j.a keine Grünpflanzen da 
sind, dann muß man eig'enUich, wenn man 
die Dichte des Luftverkehrs betrachtet, lin 
,großer Sorge um den SauerstoffhaUishalt 
unS'erer Luft s,ein. Wir sind in unserem Lande 
iin einer noch weH 'glückl'icheren Lage, weil 
uns,er Land immerhin noch auf 34 Proz'ent 
seiner gesamten Oberfläche von Wald Ibedeckt 
ist, ganz abgesehen von den übrigen rie,sigen 
Grünflächen, Almen, We1den und Feldern, die 
noch da ,sind, die ,also Grünpflanzen tIiagen 
une: daher SauerstoffprOldu2ienten s.ind. Bei uns 
dst dll!e Gef,ahr also noch nicht ISO groß. 

Daß es Aufgabe der öffenUichen Hand, vor 
aUem aber der Techniker wäre, dafür zu sor
gen, daß wir lärmgeplagten Zeitgenossen von 
dieser Plage Ibefreit werden, möchte ich .auch 
no�h als Wunsch a'UlSspredlen. Ich bin der 
�;::einuIllg, daß ger.ade auf dem Gebiet des 
Motorenbaues hinsichUich des Auspuffs bei 
den Autos und den Motorrädern von Seite 
der Techniker her noch w.eit mehr geschehen 
könnte, um uns eine Unmenge Lärm zu erspa
l1en. 

Meine Damen und Herr,en! Der vorliegende 
Bericht des Bundesministers für so:dalie Ver
waltung über die Lage auf dem Gebiet der 
Umwelthygiene wird auch von meiner Frak
tion zur Kenntnis genommen, obwohl e,r, Frau 
Kolle,gin Hanzlik, bei weitem nicht so groß
,artig ist, Wlie Si'e ihn darzustellen versucht 
hahen. Er .ist .ein Statement, ,er sagt, was jetlZt 
an Rechtsgrundlagen da ist, was ,an SteHen 
da ist, die prüfen, aber etwa eine Aussage, 
was nun gesd1ehen soll - mit Ausnahme der . 
vier kleinen Kommissionen 'im Ministerium -, 
ist doch nicht da. Gar nid1ts. (Bundesrat Hella 
H a  n z 1 i k: Was haben Sie gemacht in vier 
Jahren? Gar nichts!) Er ist ,eine Bestandsauf
nahme der Rechtsvorschru:ften, aher wlirklich 
nicht mehr. 

Der Bellicht ,spricht von Ressortmaßnahmen. 
Meine Damen und Herren! Eigentlich kann 
man sich ,eines Lächelns kaum enthalten, wenn 
man liest, daß das V:e,rkehrsmin1Sterium als 
R,essortmaßnahme die weltumstoßende T,at
sad]!e mitteilt, daß die Elektrifizierung der 
Bundeshahnen eine echte Tat des Umwelt
schutzes ,gewesen IS'ei, ,als ob die Elektrifizie
rung der Osterreichisc:hen Buooesbahnen im 
Interesse des Umweltschutzes gemacht worden 
wäre. (Heiterkeit bei der OVP.) Bei Gott, da 
drängt sich elinem das Wort des Dichters auf: 
Mit Worten läßt sich trefflich streiten, mit 
Worten ein System - nein, ein Bericht be
l1eiten. 

Meine Damen und Herren! Trotz-dem neh
men wir, wie ich herelibs gesagt habe, den 
Bericht zur Kenntnis, indem wir .gleichzeitig 
unseJ."er V,erwunderung darÜlber Ausdruck 
gelben, Frau KaUegin Hanzlik, warum eigent
Hch in ,chesem Bericht das berühmte Human
programm nicht zumindest in einem Teil
bericht Umweltschutz einen 'f.elilniederschla,g 
gefund,en hat. V:on dem ,steht nämlich wirk
Hch nichts dIlin. Das müssen Sie uns eines 
T,ages noch genau sagen, was in diesem 
Humanprogramm über Umweltschutz steht, 
denn ,in dem Bericht hat der He,rr Minister 
nichts davon gesagt. (Beifall bei der OVP. -

Ruf bei der SPO: Wird noch kommen! -
Bundesrat N 0 v a k: Er will im Regierungs
bericht ein Parteiprogramm haben!) 

Vorsitzender: Zum Wort ist Frau Bundesrat 
Leopoldine Pohl gemeldet. Ich erteile ihr das 
Wort. 

Bundesrat Leopoldine Pohl �SPO) : Herr Vor
sitzender! Frau Staats.sekretär! Meine Damen 
und Heuen! Ich 'bitte zu ,entschuLdigen, wenn 
trotz vorgeschrittener Stunde noch eine Frau 
zum Problem Umweltschutz etwas sag'en 
möchte. Ich gehe nur auf etwas 'ein, wa"s mein 
Herr Vorredner gestreift hat. Ich möchte Sie 
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nur daran erinnern, Wlie sidl Ihre P,artei ge
b ärd.'et hat, ,als Bundeskanzl'er Kre-isky ,g'esagt 
hat, die Betriebe und die Wirtschaft werden 
den Schmutz beseitigen müssen, den si,e ver
ur,sachen. Erinnern Si,e sidl daran, wie Srie 
sich da 'gebärdet haben! (Bundesrat B ü r k 1 e:  
Er hat es sich einfach gemacht, der Herr 
Bundeskanzler! - Gegenrufe bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Wenn ädl als 
Vertreterin der Steiermark zu diesem Problem 
ganz üm besonderen e,iniges sagen möchte, 
so biUe !idl, meine Kollegen ,aus der Steier
mark zu entschuld1gen. Die .stammen nämLich 
audl aus diesem Industri€lballungszentrum, 
und e,s hätte sicherlich ein Mann der ver
staatlicht'en Industrie auch dazu spr,echen 
können. Aber ich habe mir €rlaubt, das hier 
zu tun. 

Ich bin der AnSlicht, daß ,alles stimmt, was 
meine Vorredner 'gesagt haben, w,as -ge
schehen muß, um die UmWlelt IZU sdlützen. 
Ich möchte nur zusätzlich daran 'erinnern, 
welche Diskussionen es .gegeben hat, .als wir 
Sozialisten bei der Erstellung unseres Human
progI1amms, Herr Staatssekretär Bürkle, uns 
auch erlaubt haben zu sagen: J,eder wird 
seinen Beitrag zu leist'en haben, wenn wir 
di,es€s Problem wirkungsvoll ang,e'hen werden 
müssen. (Zwischenruf des Bundesrates 
S c  h r e  i n e  r.) Wir sind damals, gelinde ge
sagt, belächelt worden. Heute hat man j a  
eine ander€ Vorstellung vom Umweltschutz. 

Ich möchte aber auch e.ingangs is,a<g<en, daß 
ich auf keinen Fall hier als Anklägellin -gegen
über den Industrien auftreten möchte, sondern 
ich möchte nur sa'g,en: Ich spreche deshalb , 
weil die Ballungs�entr'en des Mürz- und des 
Murtales tn diesem Beridlt besonders g,enannt 
worden slind und weil die Ver,schmutzung von 
Luft und von Wasser dort von der verstaat
lichten Industrie schon 'in einigen Bereichen 
auf ein bestimmt'es Maß herahg,esetzt worden 
ist. Es ist uns allen bekannt, daß die OIAG 
erst kürzlich bekundet hat, daß säe über zwei 
Milliarden Schilling in Vorhaben, dJie die 
Umweltv,erschmutzung betreffen, 'investiert 
hat. 

In meinem Heimatland sdnd, ,s,eit ,altersher 
b ekannt, Kohle, Holz und ELsenerz die Stoffe 
unserer Grundstoffindustrie. Aus den aIven 
Hammerwerken und aus den alten Papie.r
müh}.en an unseI1en Flüssen sind natürlich 
moderne Betriebe entstanden, und wir haben 
eine beachtliche Industr1ialisierung in ,der 
Steiermark miterlebt. Uber 1 00.000 Menschen 
arbaiten in dies,en Edelstahlwe.rk'en und 
modernen Papier- und Zel1stoffabrik'en, und 
sie haben die steirischen Erzeugruisse welt-

bekannt gemacht. Es ,ist natürlich auch über
flüssig zu sa,g.en, daß in di,es'en Industllien 
di,e Verschmutzung durch di'e A1bwäss,er 
unserer Mur, ,dlie seinerz,eit die nier/de der 
Steiermark war, leider den bedauerlichen 
Ruhm eing'ebracht hat, eine,s der :schmutzigsten 
Gewässer im mitteleuropäischen Raum ,gewor
den zu sein. Es wird nicht nur Alarm 'ge
schlagen weqen d.er Gefahr für ,das Grund
w,ass'er, sondern ,es hat der Vertreter aus 
unserem Nachbarland Jugoslawien bei einer 
g,roßen :intern.aHonalen Tagun.g in Bann vor 
einig,en Wochen als ,einzigen Beitrag mahnend 
seine Ford'erungen bezüglich dieser schmutzi
gen Gewässer, die aus der Stei,ermark kom
men, erwähnt. Ich weiß schon, daß viieIe 
Bundesländervertreter - und W1ir sind j,a aUe 
Bundesländervertreter - tgleidle Probleme 
haben. In Kärnten haben wir kürzlich gehört: 
Flschvergifter s'ind weiterhin IUnge&traft ,am 
Werk. 

Nehmen Si,e aber ,nicht deshalb, weil ich 
von der Steiermark im besonderen sp.r'eche, 
an, daß wir uns hervortun wollen. Wlir sind 
nicht nur ,ein Bund,esland, tin dem es konzen
trierte Schwerindustrie 'gibt, ,sondern Wlir 
Wiaren auch immer die "grüne Stei,ermark", 
in die viele Menschen 'gekommen sind und 
noch kommen, um Erholung zu suchen. Leider 
muß ich ,sag,en : Wir sind in Sorge um die 
Erhaltung dieser Erholungsgehi'ete, denn Wlir 
können das von einigen Gebi,et.en fast nicht 
mehr behaupt,en. 

V1eUeicht kennen einig·e Damen und Herren 
das Gehiet um Peggau kurz vor unserer 
Landeshauptstadt. Dort list ,ein alteingesesse
ne,s Zementwerk und ·ein groß'er Steinbruch. 
Diese WerIDe sind die Ursache, daß dies.er 
Lan.dstrich keine Igrüne LandschaH mehr ist, 
sondern daß dort ,alles grau in ,grau ist. 

Aber nicht nur di'ese Tatsache macht uns 
große Sorge. WQr w:Lssen ·auch, .daß die 
Mineralstäube - so steht es auch im Be
richt - nicht nur für den mensdllichen 
Or,ga!llismus schädlich sind, ,sondern daß sie 
besonders schädlich für dlie -gesamte Pflanzen
produktion sind. W€lche Gefahren daraus ent
stehen, darüber haben meine Vorredner in 
eiIl!em anderen Zusammenhange gesprochen. 

In meiner Heimatstadt, die ja Hochschul
stadt ist, haben wir auf Initiative der Stadt
g:emeinde von den zuständig,en Institutionen 
ein sogenanntes Meßprogramm tfür Staub und 
Schwef,eldioxyd eingerichtet. Ich hoffe, aus 
diesen Untersuchungen werden wir konkrete 
Aussagen über die tatsächliche Luftv'er
schmutzung in unse,rem Industriegelbiet erhal
ten, und es w.ir.d zu k<einem Gefälligkeitsgut-
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achten kommen, wlie wir sie aus der Ver
g,angenheit kennen, worin uns Ibestätigt wird, 
daß der Staub oder der Ruß, dn dem wir 
leben, vielledcht ,sogar ,g,esuoo sei ;  er sei für 
gew,isse Materialien schädhlch, er sei ätzend, 
aber laut Gutachten für den Menschen ,angeb
lich nicht gefährlich. 

bauung zu finden, zu :erhalten. (Beifall bei der 
SPO.) 

Vorsitzender: Die Frau Staatssekretär 
wünscht noch das Wort zu ergreifen. Ich bitte, 
gnädige Frau. 

Staatssekretär im Bundesministerium für 

Meine Damen und Herren I Ich glaube, in soziale Verwaltung Gertrude Wondrack: Sehr 

Zukunft wird es die StI"eti.tfrag,e um d'ie I geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen 

Kostentragung nicht mehr ,geben. Bei der und Herren I Entschuldigen Sie, daß ich mir 

letzten Meldung über die Aggr,e'gatanschiaf- auch noch erlaube, dazu ein paar Worte zu 

fung der Mineralölverwaltung hat man fest- sag,en. Da mir gerade diese Aufg,aben dm 

gelstellt: Weil dieses .A!g,gregat eine MiHion S
.
ozialminlisterium im besonderen übertragen 

SchiHing kostet, Wlird es sidi nie amortisieren. s'lIld, Hegt eiS mir am HerZlen, auch etwa.s da,zu 

Ich 'glaube, wenn wir solche Preise ins Kalkül zu sagen. 

ziehen, dann werden wir ,in kürzester Zeit Ich stimme mit den KritJikiern überein. Auch 
einen Vliel teureren Preis be�ahlen müssen. dch wünschte mir, es wäre schon mehr ge-

S�e alle haben sicherIoich g,elesen _ nicht schehen. Wenn man dr,außen ,st,eht und die 

nur lieh allein, ich nehme das nidlt für mich Arbeit der ,a.nderen betr,achtet, dann g,eht es 

in Ansprudl -, daß bei einer Ta,gung lin immer zu langsam. Man gLaubt immer, es 

Israel, es war das berühmte Weitzmann- könnte ,bereits mehr geschehen sein. Nur wenn 

Institut, wo sich ,bekannte Wlissensdlaftler und man dann miterlebt, wie schwüerig es ist, 

verantwortliche V,ertreter der Großlindustrie ,auch nur kleine Schritte weiterzukommen, wie 

zusammeng,etan haben, kein Geringerer ,als schwierig es ist, beispielsweis.e ,auch nur eine 

der Direktor des Max-Planck-Institutes gesagt Bestandsaufnahme durchzuführen, wll.,e viele 

hat : Wir Laufen Gefahr, auf dem Wege ins Hindernisse sich einem in den Weg stellen, 

GoLdene Zeitalter im Chaos unterzugehen. dann muß man - und ich muß das auch -
le,�d'er zur Kenntnis nehmen, daß es nicht 

Nicht nur .diese Mahnung müssen wir hören 
oder mit Schrecken vernehmen. Es ist Ihnen 
sicherlich bekannt, daß auch ein bekannter 
Physiker gesa,gt hat: Der Nobelpreis für 
PhYlsik ,hat mehr Schaden aLs Nutz'en ange
ridltet, denn nahezu jede Entdeckung bringt 
heute mehr Bedrohung als Segen! - auch 
eine sehr bedenkliche Mahnung. 

Ich 'glaube, wir verfolgen .diese Mahnungen 
,in der Hoffnung, daß nun doch die Welt 
wachgerüttelt worden ist und das Problem 
Umweltschutz permanent bleibt. 

Ich möchte zum Schluß sagen :- Sie gestat
ten, Herr Staatssekretär Bürkle -: Auch ich 
halte diesen Bericht für einen bedeutenden 
ersten Schritt zu einer Zusammenarbeit. Ich 
möchte hier besonders unserer Frau Staats
sekretär Wondrack. danken, die sich nidlt nur 
für das Humanprogramm in Angelegenheit 
Umweltschutz eingesetzt hat, sondern stets 
auch in vielen anderen Belangen für den 
Schutz des menschlichen Lebens ,eingetreten 
ist. (Beifall bei der SPO.) 

Mit der Zustimmung zu diesem Bericht ver
binden wir Sozialisten den Wunsch, es mög,e 
uns gelingen, unsere schöne Heimat mit allen 
thren Indust:r:iestätten und Industrieballungs
rg,ebieten ihI"en Bewohnern als lebenswerten 
Raum zu sichern und auch weit,enhin als An
ziehungspunkt für viele Menschen, 'w'e nach 
o.sterreich kommen, um Erholung und Er-

rganz ,so ,schnell geht, wie man es wünschen 
würde. 

Ich darf vieUedcht g1.eich edn paar Bemer
kungen anfügen: Alle Vorredner haben be
tont, daß das Ja leider nicht nur ein örtliches 
PrOlblem ist, daß es nicht nur länderweils!€ 
be,steht, sondern weltweit. Ich er,innere mich 
Wlir war,en vor wenigen Wochen bed eine; 
Tagung in Stockholm, .die eine große Konfe
renz für das Jahr 1972 voroo,reitet. Dort hat 
der Vertl1et.er .der Schweiz einen !brennenden 
Appell an alle Teilnehmer gerichtet, man 
mö'g,e konform gehen, weil ,es sich kein Land 
- vor allem nicht die kleineren Länder -
leisten könne, sozusag,en nach vorn zu prellen, 
ohne dann letzten Endes andere Dinge im 
eigenen Lande zu gefährden. Ich bitte Sie, das 
,auch mit in Betracht zu ,Z'iehen. 

W'enn wir vorhin sehr Vliele Roedner über 
Forderungen auf sozialpoldtischem Gebiet 
sprechen gehört haben, so gehö,rt dazu ,auch, 
daß wir unsel'e Betriebsstätten erhalten und 
daß di,e Wirtschaft floriert. Das, was wir auf 
dem Gebiete des Umweltschutzes tun müssen 
- und ich glaube, .ich darf sagen, alle tun 
wollen -, kostet auch s'ehr viel Geld. Die 
,gesamte Menschheit w.ird sich .das gemeinsam 
l,eliJsten müssen. 

Die E'inrichtung des Internationalen Arbeits
amtes war ja auch ein solcher Schnitt. Man 
hat festgestellt: Es kann nicht ,ein Land alle 
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sozialen Errungenschaften haben und dann in 
der Welt bestehen, wenn die anderen zu
rückbleiben und mit billi'gen Produkten die 
Wirtsmaft d.es fortschrittlichen Landes zu
grunde r.ichten. Ich habe mir refl.aubt, Ihr 
Aug,enmerk auch darlauf zu richten. 

Wenn Herr Staatssekretär Bürkle ,betont 
hat, es sollten die Probl'eme des Erträglichen 
ermessen werden, es sollte ,ermessen werden, 
was uns zugemutet werden kann, dann ge
hört auch dazu, daß man zuerst weiß, wo 
wir stehen. Ich darf hier einen Mitarbeiter 
an dem Bel1icht ' zitieren, der gesa,gt hat: Wir 
haben mit diesem Bericht einen Rückstand 
aufg'eholt. - Die Bestands aufnahme wäre also 
länQlSt fällig gewes1en. Wtir sind froh, daß 
wir diese Bestandsaufnahme nun gemacht 
herben. Die weiteren Schritte werden folg,en. 

Herr Kollege Bürkle, lich unteTiSchreilbe Ihre 
Feststellung, daß der Umweltschutz auch ein 
Problem j edes einzelnen ,1st. Ich blitte Sie 
aber ,gleichzeitig, 'es nicht her,abzusetzen, wenn 
die einzelnen zuständigen SteHen, ob es nun 
Länder, Gemeinden oder Ministerien sind, 
auch ,ihre Maßnahmen treffen. 

Wenn in absehbarer Z.eit di,e letzten Dampf
loks aus dem Verkehr 'gezogen werden, dann 
werden j ene Geg,enden davon profitieren, !in 
denen derzeit noch immer Dampfloks betrie
ben werden, worunter natürlich die Umg,ebung 
leidet. 

Es g,ibt auf diesem Gebj'et aber auch noch 
,ander,e Maßnahmen. So wird zum Beispiel 'in 
manchen Städten der Paketzustelldienst der 
Post nur mehr mit Elektroautos durcbgeführt 
werden. Das bedeutet für ,die Ballungszentren 
der Städt,e zweif.ellos ,eine Erleichterung, wenn 
es sich dabei zugegebenermaßen auch nur um 
einen kleinen SchI1itt handelt. Aber vie1e sol
cher kleinen Schritte werden eben dann ent
sprechend Erfolg,e zeit!igen. 

Wir können :di'e Tatsache feststellen - bitte 
das jetzt nicht aLs Klag,e ,aufzufassen, denn 
es wird .geme Igesagt, man rede sich dar,auf 
aus, daß es keine Kompetenzen gebe -, daß 
manchmal v,erschdedene SteHen zuständig und 
verantwortlich sind. 

Wir verfügen - das wunde gerade von 
Ihnen angeführt - über eine Reihe guter 
g,esetzlicher Maßnahmen. Ich ,denke da heli
spielsweiSIe an das Wass,errecht, das Mer 
ebenfalls zitiert wurde. 

Uber,all glibt es alber Lücken, die .g,eschloss'en 
werden müss·en. Gerade darauf kommt es an. 
Denn was hilft es, wenn wir .gute Gesetz'e 
haben, diese aber nicht 'immer elingehalten 
werden? Manchmal braucht man 'eben .auch 

entsprech!ende Kontrollen und vielleicht - wir 
s'ind eben nur Menschen! - hin und wieder 
auch eine Sankbion, wenn ,sich j emand absolut 
nicht an dlie gesetzHchen Vorschriften hält. 

Diese Möglichkeiten sind nun eröffnet. 
Osterreich ist in der internationalen Gemein
schaft nicht ,ein Land, das Slich zu schämen 
braucht. Wir halten Schritt mit den anderen 
Ländern, ja wir wenden versuchen, vi,elleicht 
immer einen Schritt voranzugehen. Wir haben 
es auf dem sozialpo�itischen Gebiet ja auch 
zustande gebracht, daß uns heute viele noch 
immer ob dessen bewundern, was wir auf 
diesem Gebiet eneicht haben. 

Wir werden also auf ,dem 'internationalen 
Ge.bli'et nicht die letzten sein, im Geg'enteill 

Wir Iwerden auf nationalem Gebiet dafür 
Isorlg,en, daß die Kompetenzen dort blelilben, 
wo sie ,sil1!d. Wir werden aber Vlersuchen zu 
kOOIdinier'en, Wlir werden Lücken schHeß.en 
und in ,gemeinsaner Arbeit für Oster,reich 
- ich bitte Sie, das wirklich so aufzufas sen, 
wie ,es ,gemeint ist - die ,Maßnahmen treffen, 
die notwel1!dig sind. 

Wlir werden darüber hinaus - ebenf.alls 
g,emeinsam - sehr viel Erziehungsarbeit zu 
le�sten haben. Es wird beli dieser Rr,age auf 
j1eden einzelnen ankommen, es wird nicht nur 
darum gehen, daß jad,er 'einz,elne persönlich 
mithilft, die Umwelt zu schützen, sondern ·auch 
darum, daß ,er Ver.ständnis dafür hat, daß 
aUe ,diese Maßnahmen letzten Endes auch 
Kosten v,erursachen werden. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter das Schluß
wort gewünscht? - Er v.erzichtet. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g wird der Bericht 
des Bundesministers tür soziale Verwaltung 
zur K e n n t n i s genommen. 

Vorsitzender: Meine Damen und Herrenl 
Es sind 'Zwar noch 'weIllig,e Minuten bis zur 
Eriieich.ung des Zeitlimits 21 Uhr, das wir uns 
seltbst ges,etzt haben; da zum nächsten Tages
oI1dnungspunkt ,aber ein Redner vorgemerkt 
ist und ,ich diesen Redner dann mitten in 
seinen Ausführungen untenbrechen müßte, 
nehme lich die Zustimmung von Ihnen allen 
dazu an, daß wir nunmehr die Sitzung unter
bI1echen und morg,en, Donner.stag, den 22. Juli, 
um 9 Uhr fortsetzen. - Ich danke Ihnen. 

Die Sitzung wird um 20 Uhr 55 Minuten 
unterbrochen und am Donnerstag, dem 22. Juli 
1971,  um 9 Uhr wiederautgenommen. 
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Fortsetzung der Sitzung am 22. Juli 1971 
Vorsitzender: Hoher Bundesrat! Meine desg'esetz über Maßnahmen ,auf dem Gebiete 

Damen und Herren I Ich nehme die gestern des Ums.atzsteuerrecht,es wiPd kein Hinspruch 
unterbrochene 303. Sitzung des Bundesrates ,eIlhoben. 
wti,eder auf. Das heißt ,auch, ,daß unser für 
d1e gestrige Sitzung gültiges formloses Uiber- Vorsitzender: Danke schön. 
leinkommen, sich nach Möglichkeit an eine Zum Wort hat sich gemeldet Herr Bundes-
RedezeH von 15 Minuten zu halten, auch als rat Dr. Heger. Ich erteile es ihm. 
wi'ederauf.g,enommen gilt. Ich blitte , das nicht 
als Maulkorb zu betr,achten, sondern 'es ist ei!ll Bundesrat Dr. Heger

' (OVP) : Herr Vorsit
Er,suchen, nach Möglichkeit das Limit eim'lU- zender! Herr Bundesminister I Meine Damen 
halten. Ich möchte auch nochmals Ibetonen, 
daß das nicht heißt, daß man unbedingt 
1 5  Minuten reden muß. Ich danke schon im 
vOI1hinein für Ihr Ve.r.ständnis. 

36. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 23. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des Umsatz-

steuerrechtes (591 der Beilagen) 

und Henen! Ich muß etwas ' nachholen, was 
idl 'gestern versäumt habe. Der Herr Vorsit
zende hat lin liebenswürdi,g,er Weds'e meiner 
Arbeit hier im Bundesliat während der sechs 
Monate, als kh den Vorsitz führte, ,g,edacht. 
Ich verdiene dieses Laib nicht, aber, Herr Vor
s.itzend!er, ,ich möchte eines dazu sa'gen: Wenn 
über uns Politi,ker tagaUJS, tagein der Schmutz
kübel übe.r den Kopf ausgeschüttet wird, dann 
ist es doch für einen Politiker eine dankbar 

Vorsitzender: Wir kommen zum 36. Punkt 
der Tagesordnung : Maßnahmen auf dem aufgenommene kleine Geste, wenn ihm wenig-

Gebiete des Umsatzsteuerrechtes, stens im eigenen Haus einmal Lob gespendet 
wird. Dafür danke ich dir im Namen von allen, 

Berichterstatterin ist Frau Bundesrat Leopol
dine Poh!. 

Bevor wir in die Verhandlung eingehen, 
begrüße ich den im Hause erschienenen 
Herrn Bundesminister für Finanzen Doktor 
Androsch herzlich. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender: Ich danke ·auch recht schön. 
(Allgemeiner Beifall.) Meine Damen und Her
ren ! Das mindeste, was wir tun können, ist, 
daß wir uns wenigstens gegenseitig loben. 
(Allgemeine lebhafte Heiterkeit.) 

Bundesrat Dr. Heger (fortsetzend) : Meine 
Isehr v-erehrten Damen und Herren! Lassen Sie Berichterstatterin LeopoLdine Pohl: Hoher 

Bundesrat! Durch den vorlLegenden Gesetzes- mich nun ,etwas zu dem vorliegenden Ges,et-

Nunmehr bitte !im um den Bericht. 

zesbeschluß von rein wirtsdlaftlicher Seite als beschluß des Nationalrates soll lin Ergänzung 
.der Befr,eiungsbestimmungen für Umsätze der Anmer��ng bringen. Ich sitze ,�ort am äußer-

Luftv k h te h d B f"  sten Flugel !Und habe also dl,e '9roß.e Ehre, er e rsun rIl!e mungen aus I ,er e or- , , . " ,  . 
derun P d G t" d 'Immer ibel S01Jldlg,esetzen dI,e LIZItation zu , g von ·ersonen un egens an 'en ,aus .. . . . 
Gr"  d d GI ' h t 11. h ch f " horen und müzumachen. Ich muß '9anz 'ehrlIch un en er ,elC s ·e JJung nunme r au ur , '" 

" 

d' V " " . ' :  sagen: Ich freue mIm wber Jedes Gesetz, uber le ermletung von Luftfahrzeugen 1m mter- . d N 11 " b ' 00  V b d' 
nationallen R:eiseV'erkehr _ 'W,enn di,es,e LUft- I

" J'B � o� er u er J e  ,e
,
TI ,e

.
sser�ng, 'le 

fah ' L " d' t '  t t m,elnen
, 
MItmensch,en und ,dramlt VIelleICht auch rzeuge 1m 'ITIiI,en leIlS emg'ese z wer- " , 

d ' B  f '  , t t I H '  bI' 
k mu ugendwle zugute ,.kommt. (Bundesrat , en - eme 'e relUng ,ell!ll re en. m ur IC . ' 

,""uf d "  f I ' " d  t P '  _ ...1 L h W a 1 1  y: Das macht d1e Gesetze besonders 
'U. ' le ,m 0 g,e 'g,ean er ·er JlelS- UUIU. 0 n-

h" lt ' , t t V ,. d , wertvoll!) v,er a nIsse -elng,e re ,enen eran ,erung'en \In 
der Höhe der umsatzsteuedichen Vorbelastung 
der ZollfI1eizonenverkehre sind ,auch di,es
bezügliche Anpassungen vorg,esehen. 

Der BinanzauSosmuß des Bundesrates hat die 
gegenständliche Vorlag'e in se.iner Sitzung 
vom 1 9 ,  JuLi 1911 �in VerhandLung ,g'enommen 
uIl!d einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu ,empfehlen, k'einen Einspruch 'zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Binanzaussmuß ,somit durch mich den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
mtes vom 23. Juni 1 911 Ibetreffend ein Bun-

Ich habe Verständnis dafür, wenn man in 
soziaLen Fmg·en manchmal von Seite der 
Arbeitnehmer, manchmal von Seite der Wit
wen und so weiter interveniert, Dann kommt 
mein Freund Schreiner und will lwi'eder für 
die Bauern und KI1ieg,sopfer mehr. Ich habe 
volles Verständnis dafür. Was mim ,alber bei 
diesen Dingen immer wieder nimt freut, das 
ist, daß ich als Vertreter der Wirtschaft 
in diesem Haus immer wieder wie der "Friedl 
mit der leeren Tasche" nach Hause gehen muß. 
Ja im Gegenteil, ich muß dafür geradestehen, 
daß wir wieder einen Eingriff, wieder einen 
Einschnitt in die freie Wirtschaft beschließen. 
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Dr. Heger 

Meine Damen und Herren! Wir leben, das 
weiß jeder von uns, ,in einer Welt - ,gerade 
was die österreichische Exportwirtschaft 
betrifft - des Wettbewerbs, und wir leben 
in ,einem Wettbewerb, der uns, die wir dn 
der Exportwirtschaft tätig si,nd - ich ,spreche 
soOwohl für die exportierende Industrie als 
auch für das exportierende GeweI'lbe als auch 
überhaupt für den AußeIllhandoelskaufmann -, 
sehr harte Zeiten bI1ingt. Idl darf Sie daran 
erinnern, ,daß wir zweimal eine D-Mark-Auf
wertung mitgemadlt hatten: eine D-Mark-Auf
wertung, wo wir mit leisen Schritten einmal 
nach- und bei der zweiten mitgezogen sind, 
was ich persönlich aLs vernünftig empfinde, 
denn der größte Handelspartner für uns ist 
IimmerbJin die BuooesrepubHk, und wenn wir 
da nicht in vernünftigen Sdlnitten mitgezogen 
wären, dann hätte es für uns ,sehr harte Folg,en 
gegelben. EiIlJe empfindliche Teuerung wäre 
meiner Ansicht nicht 'zu vermeiden -g'ew,esen. 
Aber bitte, wlir ,exportJiel'en ja nicht nur lin 
die Bundesrepublik, sondern audl nach Eng
land und ,solchen Staaten, di,e die Aufwertung 
nidlt mitgemadlt haben. Endergebni.s :ist, daß 
wir nicht nur ,einen enormen Verlust von sei
ten doer exportierenden WirtJsmaft zu tragen 
haben, albgesehen von dem Aufwertungsver
lust, den ,die Nationalhank zu tragen hat, son
dern daß uns diese Situation :immer wi'eder 
viele, "Wele Sorgen macht. 

Meine Damen und Herren! Wdr ,stehen in 
einem, wie ich das ,sdlon sagte, sehr harten 
wirtschaftlichen W'ettbewerb! Wenn Sie jetzt 
heute ,ein Gesetz be,schUeß'en, bei ,dem W1ied'er 
unsere Bedingungen im Export schlechter 
gestellt werden - Sie werden sagen: Was 
macht das schon? -, ,soo muß ich doch festhal
ten, daß sich die Anhebung der Grenzen .der 
Wertvermehrung - ich will Sie nicht mlit 
fachmännischen Details befassen - der Be
und Veraflbeitung in den Zollfreizonen - und 
das würd sich bald '71e:igen - exporthemmend 
und nicht 'exportföfldemd ,erw,eist. 

Ich mödlte ,deutlich Isagen, daß ,die An'he
:bung der Wertschöpfung von bi.sher einem 
Drittel auf 50 Pro,71ent sehr erhebliche, ein

,schnetdende Bewegungen auf .dem Exportmarkt 
hinterLassen wird. V.iele ,exportierende Be
trrielbe haben bisher aus den ,entsprechenden 
RüCkver,gütung,en auf dem Gehiete des Expor
tes ihre winzige Spanne gedeckt, und diese ist 
nun wi'ooer 'gering-er geworden, und dd,e Ver
.schärfung von einem Dflittel ,(Jjuf die Hälfte der 
Wertschöpfung wild sich bestimmt auf unse
l1eIl Markt ,auswirken. 

Ich ,darf aber .sagen, daß wir auf der ande
r,en Seite nicht g,anz freiwülHg - ich glaube, 
der Herr Finanzminister wird mir zustim-

men - dieses Umsatzsteueränderuongs-gesetz 
mitgemacht haben, denn wir sind ja in 08ter
reich nicht allein in uns'erem Finanzwesen ent
,scheidend, sondern wir haben ,auch das, was 
in den internationaLen Vierpflichtungen 
- GATT und andere - auf uns zukommt, 
mitzumachen. Das heißt ,aLso, wir sind wi,eder
holt von den !im GATT vereinigten Staaten 
aufgefordert worden, unsere Ausfuhrvergün
stirgungen � dezimieren. 

Deswe,g,en muß kh sagen: Wir Isind �ernünf
Hg genug, diesem Gesetz unser,e Zustimmung 
zu ,geben. 

Aber kh darf hiler 'eines vor diesem Haus 
noch 'einmal zusammenfassend ,anmerken. 
Meine Damen und Herren! Der Leidensweg, 
den däe österr:eichisdle e�portierende Wirt
schaft, von der · wir viele, VIi'ele, viele abhän
-g,en, g,ehen muß, ist ein 'enormer, und '.iQh 
fürchte nur, daß ,eines Tages das, was unserem 
Herrn Finanzminister den SäCk.<el füllt, näm
lich die Steuern, die immel"bin audl von uns 
in de,r Wirtschaft eing,ebradlt werden, durch 
die Schrumpfung des Gewinnes allmählich 
eine Grenze erreichen wird, die wir kaum 
mehr verantworten können. 

Meine Freunde aus der OVP werden diesem 
Gesetzes'beschluß ihlie Zustimmung geben. 
(Beifall bei der OVP und bei Bundesräten der 
SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist -geschlossen. 

Wünscht die Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort? - Di!es ist uicht der Fall. 

Wir schreiten zur .A!bstimmung. 
Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 

Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n e n  E i n s p r u c h  zu 
erheben. 

Vorsitzender: Ehe ich zum 37. Punkt der 
Tagesordnung gelange, begrüße ich den bei 
uns im Hause erschienenen Herrn Bundes
minister für Land- und Forstwirtschaft Dipl.
lng. Dr. Weihs sehr herzlich. (Allgemeiner 
Beifall.). 

3'1. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
23. Juni 19'11 über die Siebente Niedersc:hrift 
(Proces-Verbal) betreüend die Verlängerung 
der Deklaration über den vorläufigen Beitritt 
Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und Han- · 

deisabkommen (GATT) (598 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir kommen zum 37. Punkt 
der Tagesordnung: Siebente Niederschrift 

betreffend die Verlängerung der Deklaration 
über den vorläufigen Beitritt Tunesiens zum 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT) . 

732 
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Vorsitzender 
Berichterstatter ist Frau Bundesrat Hermine Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wally . .  

Kubanek. Ich bitte um den Bericht, gnädige Darf ich um den Bericht bitten. 
Frau. Berichterstatter Wally: Herr Vorsitzenderl 

Berichterstatterin Hermine Kubanek: Herr Meine Herren Bundesminister ! Sehr vefiehrte 
Vorsitzender! Hohes Haus! Durch die vorHe
gende Niederschrift soll der provi.sorische Bed
tritt Tunesiens 'zum Al1gemelinen Zoll- und 
Handelsabkommen (GATT) bis zum Wirksam
werden d-er definitiv-en MitgHedschaft be'Zlie
hungsrweise bis längstens Ende 1 971 verlän
gert werden. Es entsprlicht dies den handels
po�iti.sch-en Interessen Osterreichs und y.ewähr
leistet weiterhin die Anwendbarkeit der Be
stimmungen des Allgemeinen Zoll- und Han
delsabkommens auf den Warenaustausch mit 
Tun-esi·en. 

Dem Nationalrat erschden Ibei der Genehmi
gung der Niederschrift die Erlassung eines 
besonderen Bundesgeset�es dm Sinne des 
ArUk1els 50 AbiS. 2 B-VG zur Uberführung des 
V,ertragsiIl!haltes in die innerstaatliche Roechts
oI1d.nung nicht erforderlich. 

Der Finanzauslschuß hat .die g;egenständLicbe 
Vorlage in seiner Slitzung vom 19.  Juli. 1 971 
in V:erhandlung g,enommen und einstimmi,g 
beschloss-en, dem Hohen Hause :zu empf'eihlen, 
k,einen Einspruch zu erheben. 

Als Er.gebnis sedner Beratung .stellt der 
Finanzausschuß somit durch mich den 
A n  t r ,a g, der Bundesrat wolle beschU,eßen: 

Geg.en den Beschluß des Nationalmtes vom 
23. Juni 197 1  über die Si,ebente Niederschrift 
(Proces-V.erbal) ibetr·effend die Verlängerung 
d.er Deklaration über den vorläufigen Beitritt 
Tunesiens 'zum AHg-emeinen Zoll- und Han
delsabkommen (GATT) wird kein Einspruch 
emoben. 

Vorsitzender: Danke schön. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir schrei
ten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National
rates k e i n e n E i n s p r u c h  zu erheben. 

Damen und Herren! Durch den vorliiegenden 
Gesetzeslbeschluß des NatJionalrabes soll der 
bisher als Bestandteil der Inntalautobahn g.el
tende "Westast" von Innsbruck/Anschlußstelle 
Süd bis Innsbruckl Anschlußstelle West 
Bestandteil der Brenne raut ob ahn werden. Da 
der Bau dieses Straßenstückes etwa 400 Mil
lionen Schilling kosten wird, soll der derzeit 
mit 2,8 Milliarden Schilling begrenzte Haf
tungsrahmen des Bundes auf 3,2 Milliarden 
Schilling erhöht werden. Außerdem soll in 
der Brenner Autobahn Aktiengesellschaft das 
Beteiligungsverhältnis zwischen dem Bund 
und dem Land Tirol von bisher 90 zu 10 auf 
75 zu 25 geändert werden. 

Nach den Erläuternden Bemerkungen zur 
Regierungsvorlage unterliegen von dem 
gegenständlichen Gesetzesbeschluß des Natio
nalrates die Bestimmungen des Arti'kels I Z. 3, 
soweit sie sich auf § 3 Abs. 1 bis 6 beziehen, 
im Sinne des Artikels 42 Abs. 5 Bundes-Ver
fassungsgesetz nicht dem Einspruchsrecht des 
Bundesrates. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 19 .  Juli 1 97 1  
in  Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erhebeil. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit durch mich den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Ge.gen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 23. Juni 1 97 1  betreffend ein Bun
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz betref
fend die Finanzierung der Autobahn Inns
bruck-Brenner geändert wird, wird - soweit 
er dem Einspruchsrecht des Bundesrates unter
liegt - kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Danke schön. 

Vorsitzender: Ich habe die Freude, bei uns Zu Wort gemeldet ist Herr Ing. Gugl-

im Hause Herrn Bundesminister Dr. Stari- berger. Ich erteile es ihm. 

bacher herzlich zu begrüßen. (Allgemeiner Bundesrat lng. Guglberger (OVP) : Hohes 
Beifall.) Haus! Sehr ·geehrte Herren Minister! Meine 

38. Punkt: Gesetzesbesmluß des Nationalrates 
vom 23. Juni 19'11 betreffend ein Bundesgesetz. 
mit dem das Bundesgesetz betreffend die 
Finanzierung der Autobahn Innsbruck-Bren-

ner geändert wird (599 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
38. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
Bundesgesetzes betreffend die Finanzierung 
der Autobahn Innsbruck-Brenner. 

V1erehrten Damen und Herrenl Als dm Jänner 
1 964 die Finanzierung der Brennerautobahn 
Innsbruck-Br,enner als Mautstraße g,es-etlZlich 
,ger.egelt wurde, waren ;in Ttirol -einJige Stimmen 
skeptisch, daß ·zum Unterschied von den übri
.g,en AutobahnstIlecken Osterreichs auf dieser 
wichtigen Alpenüberquerung eine Maut ein
'gehOben werden sollte. Di-ese Sonderfinanzie
rung der Brenner.autobahn hat laber zwei 
Hauptvorteile g·ebr,acht. 
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Ing. Guglberger 

Erstens: Der Fertigstellungstermin konnte 
um mindestens zehn . J ahr.e vorgezog,en wer
den, und die alte Hundesstraß,e wäre schon !im 
letzten Jahr nicht mehr in der Lage ge wesleu, 
den Ve.rkoehr ,aufzunehmen. Man kann sich 
kaum vorstellen, was es <bedeutet hätte, wenn 
dieser Zustand noch ,ein wetitel1es J,ahrzehnt 
angedauert hätte. 

Zweitens : Durch die Vorziehung der Fertig
s1lellung,stermine sind dem Staate aus den 
verschiedensten Gebieten Einnahmen �uge
flossoen, in deren Besitz er so früh nicht Igekom
men wär'e. Dazu ,gehören: .bedeutende Ein
nahmen iIllfolg.e des forcierten Baus, wie Lohn
steuern, Warenumsatzsteuern, Gewerbesteu
ern, Einkommensteuern und andere mehr; 
Zunahme bei der Beföl1derungsst'euer infolge 
zunehmenden LKW-Ve.rk!ehrs, da ,eide ,alte Bun
desstraße auch den LKW-Verkehr nicht mehr 
hätte aufnehmen können; Zunahme der Mine
ralölsteuer :infolg'e echter Frequenzerhöhungeu 
weg,en Bestandes einer Autobahn über den 
Alpenhauptlmmm ; Anziehung von Verkehr,s
teilnehmern nicht nur ,aus Gründen .der 
Zunahme der Motol1isierung, sondern ,eiben 
deshalb, weil die Autobahn bevorzugt wird. 

Dazu kommen noch fremdenverlmhrspolitd
.sche Aspekte, deren Ausmaß nicht abg,esehen 
werden kaIl!n. Es steht einwandfrei fest, 
daß die Autobahn auch zusätzlichen Fr,emden
ve,rkehr gebr.acht hat und noch bringen wird. 
Das wird !besonders der Fall s'ein, wenn die 
Inntalautohahn fertig sein wlird. Di'e Forcie
rung de,s Br.ennerautobahnbaues hat arber da;zu 
beigetmgen, daß die Inntalauto,bahn Ibescbleu
nigt gebaut wurde. 

Schlli,eßlich ergab sich ein besonderer Vo.rteil 
dadurch, daß die Erhöhung der Baukosten, die 
in den nächsten zehn Jahren sicherHch 'zu 
el1Warten ist, eingespart wurde. 

Während der letzten zehn Jahre erfuhr der 
B aukostenindex eine Erhöhung von etwa 
60 Prozent. Wenn dieser Trend auch in den 
nächsten zehn Jahren anhält, kann eine Bau
kosteneinsparung in der Höhe von 700 Mil
lionen Schilling genannt werden. 

Hohes Haus I Hiezu ist · festzustellen, daß 
von den Baukosten mit dnsgesamt 2,7 Mil
Hard!en Schilling 600 Millionen SchilLing vom 
Bund selbst aufgebracht wurden, die r,estlichen 
2,1  Milliarden Schilling wurden von der Bren
ner Autoba:hn AG. aus fred finan'Z!ierten Kr,e
diten mit Bundeshaftung flüssiggemacht. 

Diese wohl wichtigste '9uropäisChe Nortd
Süd-Ve11bindung hat !gledchsam .eine Lawine 
im Tliroler Straßenhau ausg,elöst. Die Inntal
autobahn ist aus dem ,europäischen V'9rk'ehrs
konZ'ept nicht mehr wegzudenken; von der 

Achensee Bundesstraße kann man heute kreu
zuug.sfrei his nach SüdNrol fahren, und in 
einem Jahr wird dies auch von Skandinavi,en 
aus .bis zum Endle des itaHenischen Stiefels der 
Fall sein. 

Für die Inntalautohahn halben di,e Tiroler 
ein schw,eres Opfer ,g,ebracht: Ein Vorfinan-
2lierungskredrit von 400 Millionen Schilling 
ermö,glicht:e dieses Bautempo ; das Land hat 
dem Bund unter die Arme gegriffen, und die 
beträchtlichen Zinsen weliden geteilt. 

Der Bau der Br,ennerautobahn von Inns
bruck-Ost bis zur Staatsgrenze ist praktisch 
abgeschloSlSen, aber di'ese Straße br,aucht nun 
Joeistungsfähige Zubr.inger. Die vom Arlberg, 
Fernpaß, Scharniitz und selobst von der west
lichen Peripherie kommenden Kolonnen müs
sen die ganze Stadt Innsbruck durchqueren, 
his sie nach 'einer Kehrtwendung endlich die 
Br,enner,autobahn 'er,reichen. Die I)urchzugs
straßen zur Ansdllußstelle Innsbruck-Ost sind 
v,erstopft, Motorenlärm und Di'eselqualm belä
stigen die Anrainer. Derzeit gilbt es aber keine 
andere Möglichkeit, vom Westen die Verbin
dung zum Alpenhauptkamm zu erreidlen. 

Die Süd-West-Tangente rw:i.id von der 
gep1anten Anschlußstelle Innsbruck-West 
beim Peterbrünnl sanft ansteigen und dann 
mit zwei kurzen Tunnelröhren - 1 72 und 
1 75 Meter - den Berg Isel durdlquer·en. Im 
Gegensatz zu den beI1eits bestehenden Berg
Isel-Tunnels - übnig,eIliS die eJ"sten Autohahn
tunnels Osterreichs - werden die g,epl,anten 
Betonröhren nur die Flanken des Tiroler 
Schicksalsberg,es durChstechen. 

Der dritte und nicht minder wichHge Schen
kel dieses proj.ektierten und dliing,end notwen
dig gewordenen Autobahndr,eiecks wird etw,a 
vier Kilometer lang und dnfolge der Grund
ablösungen auch dementsprechend teuer sein. 

Für di,e Entlaostung Innsbruck.s von dem 
beträchtlichen Transitverkehr und die verlän
'g,erte Inntalautobahn ist ,allerdings die Basis 
dieses Dreiecks die VOTalussetzung. 

An di'e 400 Millionen .soll der neue Ast zur 
Br,ennerautoibahn kosten, und er wird wi,eder 
befruchtend ,auf den Ti.mter Straßenbau wir
ken. 

Hohes Haus! Von Innsbruck-West bis Telfs 
muß die Inntalautobahn vOIidringHch ausge
baut werden. Wer einmal !in den Hauptver
kehrszeiten die Ortsdl.lrchf,ahrung in Zirl mdt
erlebte, der wird d1e Vo.rrangi.gkeit des Baues 
,dieser Str:eck!e verstehen. Ei'er ,eine Edeichte
rung zu schaffen, bemühte ,sdch der Tiroler 
Landta.g seit J,ahrzehnten. Es ist nun eine 
Schnellstr,aße von Zirl--Seefeld-'Schamitz 
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hewilligt, welche ei!ßJe Erleichterung auf dieser 
eminenten GefahrensteUe bringen wird. 

Bei den durchgeführten Grundablösen 
durch das Minist,erium sind eine Re!ihe von 
Siedlern - Arbeiter und kleine Angestellte -
hetroffen. Sicherlich siJeiht man 'ein, daß beim 
Bau -einer Autoschnellstraße di,es,e geradLinLg 
und zügig -gebaut werden muß und daß ,sie 
daher -zwangsläufig in KoHiS/ion mit dem Sied
lungsgebiet kommt. Hier lSoll nicht der Bun
desstnaßenverWialtung und ,den Projekt anten 
der VOI'Wiurf gemaCht wenden. Abe,r der Vor
wurf ist zu erheben geg,en eine herzlose 
Grundeinlösung, und die scheint überall Platz 
zu greifen. Es wurde auf -einmal ,ein Einheits
pJleis für GrundaJblösen .in ·ganz Timl erfun
-den, ' und überall soll der -g},eiche Pr'eis Ibezahlt 
werden. Es sollte sich doch von selbst ver
'stehen, daß dort, wo bei .geschloss,ener Hof
nähe Grundstücke -zersChnitten werden, die 
entsprechende Wlrtschaftserschwemis zu zah
lien ist. 

Hohes Hausl Durch die Mittel, die die 
Ges,ebzesvorlage für den Bau des Westastes 
und der ZUlbringer:autdbahn zur Verfügung 
stellt, _soll di'e VerkehI1Ssituat1on in Innsbruck 
wesentlich entlastet weroden, für ,ai'e Br.ennex
autobahn eine wichtige Zubringerstraße vom 
Westen her-gestellt und die DurCh�ahrt von 
Inntal-Ost naCh Inntal-West geschaffen wer
den. 

Die OsterreiChiscbe Volkspartei und beson
ders wir Tiroler 'geben der Vorlage gern me 
Zustimmung mit der Hoffnung, daß damit auch 
die Voraussetzung der Weiterführung d'er Inn
talautobahn InIllSbruck.-Telfs Igeschaffen 'W1ird. 
(Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist ferner gemeldet 
Frau Bundesrat Hagleitner. Darf lich bitten. 

Bundesrat Maria Hagleitner (SPO) : Herr 
Vorsitzender! Mei-ne Herren MiIliister l Sehr 
geehrte Damen und Herren I Durch die 
Beschlußfassung des Bundesgesetzes, dem wir 
heute die Zustimmung Igeben werden, wodurch 
die Finanzierung der Autobahn Innsbruck.
B renner ,abgeändert wird, Wlird die rechtliche 
Grundlage für den Ausbau des sogenannten 
W-estalStes ZUJ:' Brenuerautobahn -geschaffen. 
Der Bau des W-estast'es bringt der Broenner 
Autobahn AG bedeutende Vorteile, da der 
gesamte vom Westen - Adberg, F,ernpaß, 
Zirler Berg - kommende Verkehr, ohne sich 
durch Innsbruck quälen zu müssen, frühz,eitig 
an die Brennerautohahn gebracht wilid. 

Die bisher .Slehr unangenehmen Erfahrung-en 
haben besonder.s in der Hauptr'eisezedt -gezeigt, 

Durchfahrt durch Innsbruck, zur Folge hatte, 
daß die Autofahrer dann mcht mehr auf die 
Autobahn fuhren, ,sondern weiterhin ,dJi'e Bun
desstraße zum Br-enner henützten und daß 
dadurch auf di'e Dauer ,ein nicht unbeträcht
liCher Ausfall ,an Mautgebühr:en 'entstand. 

Durch die Errlichtung des W-estastes wird 
besonders der Durchzugsverkehr vom Westen 
nach d-em Osten und umgekehrt :in Innsibruck 
-entscheLdend venhessert, denn W1iChtige Str.a
ßenzüge . <m'e bi,sher vom Südv'erktehr blockiert 
w.aren, weId·en nun durch den Abfluß "West
ast" wesentlich entlastet. 

Die Vel1k!ehrszählungen der l,etzten J,ahre 
2leigten -erfreuliche.rweise eine ,ständig stei
gende Tendenz des Autoverkehrs vom We,sten 
kommend nach dem Südeni und es ist unschwer 
vorauszusehen, daß bei ,der noch zunehmen� 
den Motorisierung eine unhaltbare Verkehrs� 
Isituation in Innsbruck 'entstehen müßte. W,enn 
man weiters erwarten darf, daß ,auch in abseh
barer Zeit die Sdmellstraße Scharnitz-See
feld-Zirl :gebaut wird, dann list zw·eifellos 
mit ,einer 'Weiteren beaChtlieben Steigerung 
zu r,echnen. Darum ist ·es ein unabdingbares  
Gebot der Stunde, d.aß eine echte Verkehrs

sanienung im Raume Innsbruck. durchgeführt 
wenden muß I 11irol als Hauptfremdenverkehrs
Land - das darf ich mit aller Besch,eidenheit 
hier ,aussprechen - kann isich wohl nicht lei
osten, daß die Verkoebrsverhältnisse -im Raume 
Innsbruck so ar-g werden, Idaß die Autofahre r 
durCh Rundfunk und ·Fernsehen tin den Nach
barländern -gewarnt w,erden, über Innsbruck 
nach dem Süden zu fahren. 

ICh tbiin überz-eugt, daß durch den Bau des 
Westastes zur B:l1ennerautobahn .ein bedeuten
der Markstein für die Verkehrssanierung im 
Raume Innshruck. g·eschaffen wird. Es ist all
gemein bekannt, daß der Brennerpaß der wich
Ugste Ubergang lim Alpenhauptkamm ist. Das 
war ja auch die Unsache, warum das Brenner
autobahngesetz g-eschaftoo wurde, um vOfozeli
tig ,di:e Autobahn 'zum Brennerpaß zu hauen. 

Nun stellt sich heraus, daß die Brennerauto
bahn ndcht nur dir,ekt mittels Autobahn vom 
Osten her erreicht wenden muß, sondern es ist 
auch notwendig, daß vom W·esten her e.ine 

di�ekte Autobaihnv,erbindllIlig hergestellt wird. 

Gewiß, die Kosten waren enorm. Ein Kilo
meter hat rund 15 Millionen Schilling geko
stet. 2,1 Milliarden ScbHldng wurden bisher ian 
Baukosten aufgewendet. Wir werden nun 
beschließen, daß weiter,e 400 Millionen Schil

Ling für den Bau des W,estastes zur V:erfügung 
-gestellt werden. 

daß der vom Westen kommend!e V,erkehr, Durch die Errichtung des Westastes wird 
bedingt durch .die langwie,rige und schwierige das derzedtig'e Grundkapital der Brenner Auto-
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bahn AG von 1 0  Millionen Schilling analog 
zu den v,er,gleichbaren ,g,roßen Straßengesell
schatten aU/f 200 Millionen SchJiHing ,erhöht, 
wobei der Pro�entsatz des Bundes von derzeit 
90 Prozent ,auf 75 Prozent sinkt und Jener des 
Landes von 10 Prozent auf 25 Proz'ent steigt. 

,Di,ese Veränderung der BeteHilgung am 
Grundk.apital ist ein gemeinsames B.ekenntIllis 
des Bundes und .des Landes Ti.rol zur Schaf
fung eines Werkes, das nicht nur dem Land 
Tiral nütozt, sondern auch Iganz Osterreich. Wer 
je einmal Geleg'enheit hatte oder noch hat, auf 
der Br.ennerautobahn von Innshruck nach dem 
Süd'en zu fahren, und Zeit findet, das Wunder 
der TechDl�k, v;eI1bunden mit der herrlichen 
Natur, 'Zu betrachten, der wird mir r,echt geben, 
wenn ich sage, daß nicht nur wir Tiroler, son
dern auch ,alle ander,en Osteueicher auf unsere 
Technik'er, Ingenieure, FachaPbeUer und Arbei
ter ,stolz .sein dürfen, ihLe fin iheiJspielgebender 
Pionierarbeit im hochalpinen Gelände die 'erste 
offene Gebirgsautobahn der Welt bauten. 
Ihnen gebührt unser Dank. 

. Aber auch Ihnen, meine s,ehr 'geehrten 
Damen und Heuen, möchte ich im Namen des 
Land,es Tirol danken, daß Sie ,d'€r Flinan�ierung 
der Brenner Autobahn AG so wohlwollend 
zugestimmt haben. Ich sage da.s de'shal'b, weil 
ich mich noch ·an die Diskussion erinnere, als 
zum ersten Mal die Brenner Autobahn AG 
hier besprochen wurde. Man hat nicht hIi'er 
dageg.en g,esprochen, aber man hat von den 
anderen Ländern gehört - das list jetzt aber 
wirklich nicht für die ,Press,e ! -; J:hr Tiro}er, 
ihr seid ganz großzügLg geworden. Hochstapler 
hat man uns im still'€n .g,enannt. Heute �ber 
&ind wir aUe ,glückliCh, ,daß so v1iele Menschen 
,aus dem Ausland diese wunderhar'e Straße 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Geselzesbeschluß des 
Nationalrates - soweit er der Beschlußfas
sung des Bundesrates unterliegt - k e i n  e n 
E i n  s p r u c h zu erheben. 

39. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 23. Juni 1971 betreffend ein Bundes
gesetz über die Erhöhung der Quote öster
reichs beim Internationalen Währungsfonds 
und die Ubernahme der gesamten Quote durch 
die Oesterreidtiscbe Nationalbank (600 der 

Beilagen)-

Vorsitzender: Wir gelangen zum 39. Punkt 
der Tagesordnung: Erhöhung der Quote 
Osterreichs beim Internationalen Währungs
fonds und Ubernahme der gesamten Quote 
durch die Oesterreichische Nationalbank.. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat SChwarz
mann. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Scbwarzmann: Herr Vorsit
zender! Meine Herren Minister! Werte Abge
ordnetel Durch den vorliegenden Gesetz,es
beschluß des Nationalrates soll die Quote 
Osterreichs beim Internationalen Währungs
fonds um 95 Millionen US-Dollar auf 270 Mil
lionen US-Dollar erhöht werden. Gleichzeitig 
soll die OesterreiChische Nationalbank er
mächtigt werden, die gesamte Quote der 
Republik OsterreiCh beim Internationalen 
Währungsfonds zu übernehmen. 

Diese Quot'enerhöhung beruht auf einer 
vom Gouverneullsrat des Internationalen 
Währungsfonds über Vorschlag des Direkto
riums ,empfohlenen Erhöhung der Quoten der 
MitgHeder ,auf ;inslgesamt 28.900 Millionen 
US-Dollar und ,soll .dlen Umfang des Fonds an 
das Wachstum .der Weltwirtschaft und die 

benütz'en, anhalten, schauen und - Maut- Quoten der 'eti,nzelnen Mitglied,er an 'ihre wirt-
g,ebühren zahlen. schaftliche Entwicklung anpassen. 

Mir hat vor 14 T,a'gen ein Engländer, der auf 
der Europaibrücke stand, ges,agt, er wohne s'€:it 
fünf Tagen 1n Igls, aber er kenne I,gls noch 
nicht, denn er ist fünf T,age hindurch Jeden 
Tag 'einmal von I,gLs über di'e Europahrücke 
nach Matrei gefahren. So schön ist das. 

Der Finanzausschuß hat die gegeIllStändldche 
Vorl,a,ge -in &einer S:itzung vom 19. Juli 1971 
in Ver:hand1ung genommen und ·einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empf.ehlen,  
kein.en Einspruch zu erheben. 

Als Er:gebnis seiner Beratun,g stellt deJ:" 
Finanzausschuß somit durch mich den 

Alle lin diesem Saal'€, die dies'e Straße A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschHeßen:  

Gegen iden Geset2lesbeschluß des National
rates vom 23. Juni 197 1  betreffend ein Bun-

noch nicht kennen, würde ,ich einladen, di,ese 
Straße zu befahren� (Beifall bei SPO und 
OVP.) 

des gesetz über die Erhöhung der Quote Oster
Vorsitzender: Eine weitere Wortmeldung reichs !beim InternationaLen Währung,sfonds 

liegt nicht vor. und .die Ubernahme der gesamten Quot'e durch 
die Oesterr.eichische NaHonalbank wird kedn 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Einspruch erhoben. 
Schlußwort? - Er wünsdlt es nicht. 

Vorsitzender: Es liegt keine Wortmeldung 
Wir kommen daher zur Abstimmung. vor. Wir schreiten zur Abstimmung. 
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Bei der A b  s t i m  m u n g beschließt der Vorsitzender: Wir gelangen
' 

nun zum 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 4 1 .  Punkt der Tagesordnung : Neuerliche 
Nationalrates k e i n  e n E i  l1 S P r u e h  zu Änderung des Katastrophenfondsges·etzes. 
erheben. 

40. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 23. Juni 19'1 1  betreffend ein Bundes
gesetz über die Zeichnung von zusätzUdlen 
Kapitalanteilen bei der Internationalen Bank 
rur Wiederaufbau und Wirtscbaftsförderung 

(601 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 40. Punkt 
der Tagesordnung : Zeichnung von zusätzlichen 
Kapitalanteilen bei der Internationalen �ank 
für Wiederaufbau und Wirtschaftsförderung. 

Berichterstatter ist wiederum Herr Bundes
rat Schwarzmann. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Schwarzmann: Herr Vorsit
zender! Durch den vorliegenden Gesetzes
-beschluß des Nationalrates wird der Bundes
minister für Finanzen ermächtJigt, bei der Inter
nationalen Bank für Wi,ooeraufbau und Wirt
schafts förderung namens der Republ'ik Oster
reich zusätzliche Kapitalanteile in der 
Höhe von 43,7 Millionen US-Dollar zu 
2leichnen. DLese Erhöhung :entspricht der Lang
jähIligen Ubung, daß die MUgliedstaaten der 
Welllbank bei 'einer El1höhung ihr,er Quote 1m 
Internationalen Währungsfonds ,gleichz'eitig 
auch lihren Kapital'anteil bei der Weltbank 
·entsprechend erhöhen. 

Der Finanzausschuß hat dl1e g,eg,enständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 9. Juli 1 97 1  
i n  Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Haus'e zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
F,inanzausschuß Isomit durch mich den 
A n  t r ·a g, der Bundesrat wol1e beschließ.en : 

Gegen den Ge,s'etZ'esbeschluß des National
rates vom 23. Juni 1 9 7 1  'betreffend ein Bun
·desg.esetz über die Zeichnung von ·zusätzHchen 
KapitalanteHen bei der Internationalen Bank 
für Wiederaufbau und Wirtschaftsfölderung 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Keine Wortmeldung. Wir 
schreiten zur Abstimmung. 

Abermals ist Herr Bundesrat Schwarzmann 
Berichterstatter. Ich bitte. 

Berichterstatter Schwarzmann: Herr Vorsit
zender! Durch den vodie,genden Gesetz'es
beschluß des Nationalr,ates sollen im Jahre 
1 97 1  zusätzlich zu den für vorbeug,ende Schutz
maßnahmen vorgesehenen Mitteln des Kata
st.rophenfonds in der Höhe von rUIlid 324 Mil
Honen SchiUing weitere 50 Millionen Sdlil
hing zum Einsatz komm-en und ,damit eine 
'beschleunigte Errichtung von Schutz bauten 
zur Vorbeugung gegen künftige Hochw,asser
und Lawjnenschädoen ,ermöglicht werden. 

Der Flinanzausscbuß hat di·e g.egenständliche 
Vorlag'e in seiner Sitzung vom 1 9. Juld. 1 97 1  
in Ve.Ithandlung genommen und einstimmig 
beschloss,en, dem Hohen Hause �u 'empfehlen, 
koeine'n Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis s·einer Beratung stellt der 
FinaIlizausschuß Isomit durch mich den 
A n  t r a  ,g, der Bundesrat woUe beschHeßen: 

Gegen d,en Ges'etzesbeschluß des National
rates vom 24. Juni 1 97 1  betreffend -ein Bun
desgesetz, mit dem das Katastrophenfonds� 
gesetz neuerlich geändert wird, wird kein Ein
spruch 'erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Berichterstat
ter. 

Es hat sich niemand zum Wort gemeldet. 
Wir schreiten daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu 
erheben. 

42. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 30. Juni 19'11 betreffend ein Bundes
gesetz, womit das Bundesgesetz vom 2'1. Juni 
1969 über die Bereinigung der Eigentumsver
hältnisse des im Gewahrsam des Bundesdenk
malamtes befindlichen Kunst- und Kulturgutes, 
BGBl. Nr. 294/1969, abgeändert wird (Kunst-

und Kulturgutbereinigungsgesetz-Novelle 
19'11) (583 der Beilagen) 

Bei der A b  s t i m  m u n g beschließt der Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 42. Punkt der Tagesordnung: Kunst- und Kul
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu turgutbereinigungsgesetz-Novelle 1 97 1 .  
erheben. Berichterstatter ist der , Herr Bundesrat 

Novak. Bitte, Herr Bundesrat, um Ihren 

41 .  Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates Bericht. 

vom 24. Juni 19'11 betreffend ein Bundes- Berichterstatter Novak: Herr Vorsitzenderl 
gesetz. mit dem das Katastrophenfondsgesetz Meine Herr'en Minister! Hoher BUIl!desrat! 
neuerlidl geändert wird (602 der Beilagen) ! Meine Damen und Herren! Durch den vor1te-
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Novak 
genden Gesetzesheschluß ,des Nationalrates 
soll die am 3 1 .  De7Jember üno ausgelaufene 
Frist für die Anme1dung von Ansprüchen nach 
dem Kunst- und KulturgutbereinJigungsg,esetz 
wieder ,eröffnet und bis Ende 1 972 erstreckt 
werden. G1ekhzeihg soll die bisher auf Grund 
der ausgelaufenen FJ'ist eingetr,e1:ene V,erwir
kung von Ansprüchen ,auf'Y·ehoben wel1den. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
.angelegenheiten hat dte gegenständLiche Vor
lage in seiner Sitzung vom 19. Ju�i 1971  in 
VIerhandlung genommen und etnstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu ,erheben. 

Der Ausschuß für Wlirtschaft1iche Angel:e
g'el1!heilen hat ,die ,geg,enständliche Vo.rlage in 
seiner Sitz.ung vom 1 9. Ju�i 1 971  in Verhand
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Bin
spruch zu erheben. 

AllS ErgebIllis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angeleg'en
heiten durch mich den A n  t r ,a g, der Bundes
rat wolLe beschHeßen: 

Geg,eu Iden Ges·etz·esheschluß des National
r,ates vom 24. Juni 197 1  über ein Bundes
gesetz betreffend die übergang.swe1ise Rege
lung der Vieh- und Fleischbeschau und !des 
�erk'ehrs mit Flei,sch (Fleischbeschau-Ube.r
gangsges·etz 1 97 1 )  wird kelin Einspfiuch ,erho
'ben. 

Als Erg,ebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für V,erfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n t r a 'g, 
der Bundesr,at wolle beschlließen: Vorsitzender: Zu Wort hat sich gemeldet 

Gegen den Ges,e�esbeschluß dies Namonal- Frau Bundesrat Hella Hanzlik. Ich ·  bitte sie, 
rates vom 30. Juni 1971 betrefliend ein Bundes- das Wort zu ergreifen. 
g'esetz, womit das Bundes.ges'etz vom 27. Juni 
1969 über die Bereinigung der Etgentumsver
hältnisse des im Gewahr.sam des Bundesdenk
maLamtes befindlich-en Kunst- und Kultur'gut.es, 
BGBI. Nr. 294/1969, abgeändert wird (Kunst
und K ulturgutbereinigungsgesetz-N ovelle 
1971) ,  wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Danke schön. 

Es ist niemand zu Wort gemeLdet. Wir 
schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu 
erheben. 

43. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 24. Juni 1 911 über ein Bundesgesetz 
betreffend die übergangsweise Regelung der 
Vieh- und Fleischbeschau und des Verkehrs 
mit Fleisch (Fleisdlbesdlau-Ubergangsgesetz 

1911) (556 und 615 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
43. Punkt der Tagesordnung: Fleischbeschau
Dbergangsgesetz 197 1 .  

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Deutsch. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Deutsch: Hoher Bundesrat! 
Meine sehr geehrten Herren Minister! Geehrte 
Damen und Her,ren! Durch den vorN:egenden 
Gesetzesbeschluß des NaHonalr.ates soll die 
Beschauverordnung aus dem Jahre 1 924 aus 
verfassungsrechtlichen Gründen im ganzen 
auf Gesetzesstuf,e ang,ehoben und dadurch eine 
einwandfreie Grundlag,e für ·alle Maßnahmen 
auf dem Beschausektor, im obesonde.ren .auch 
für die Uberbeschau ul1!d di'e Trichinenunter
suchung, -g·eschaffen werden. 

Bundesrat Hella Hanzlik (SPO) : Sehr geehr
ter Herr Minister! Hohes Haus ! Es ist bekannt, 
daß durch die lim Fleisch enthaltoenen Bakterien 
Viren, Parasiten und sonsbi-g'e Krankheits
erreger entstehen können. nie Heischunter
suchung wird daher seit altensher geübt und 
hat ,den Zweck, den Menschen vor Kral1!kheit 
zu schützen. Die Fleischuntersuchung hat aber 
,auch di'e Auf-gabe, 11iers'euchen, di-e lauf den 
Menschen nicht übe.rtr,agbar sind, zu ·erkennen 
und ihr'e Weiterveribreitung zu verhindern. 

Alus städtischen, später landesgesetzHchen 
Regelungen entwickelte ,sich in Osterreich das 
Fleischbeschaurecht, das 1 924 zur Schaffung 
der Vieh- und Fleischbeschauverordnung 
geführt hat. Im wesentlichen beruht di'es'e V,er
ordnung ,auf dem § 13 des Tierseuchengesetzes. 
Daneben sind die §§ 1 und 2 auch im Gesetz 
betreffend die Organisation des öffentlichen 
Sanitätsdienstes und die §§ 6 und 7 im 
Lebensmittelgesetz begründet. 

Sehr frühzeitig war man sich über bestimmte 
rechtliche Mängel dieser Materie im klaren, 
hatte man doch von Anfang an daran gedacht, 
ein eigenes Gesetz zu schaffen. Obwohl die 
große Bedeutung der Fleischbeschau als einer 
der wichtigsten Zweige der Lebensmittelkon
trolle erkannt wurde, war es nicht zu einem 
eigenen Gesetz gekommen. 

In der Zwischenzeit hat sich an der Bedeu
tung der Fleischbeschau für die Volksgesund
heil und die Tierseuchenbekämpfung nichts 
geändert. 

Der wertmäßige Anteil von Fleisch und 
Fleischwaren am Gesamtlebensmittelkonsum 
der städtischen Bevölkerung ist im Steigen 
begriffen und derzeit sehr hoch, nämlich 
30 Prozent; gerade auf diesem Sektor liegen 
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die Beanstandungen aber auch bedeutend 
höher als bei . anderen Grundnahrungsmitteln, 
wie Brot, Milch oder Fett. 

Die seit 1924, also seit 47 Jahren, bestehende 
Vieh- und Fleischbeschauverordnung hat 
sicherlich gute Dienste geleistet. In der Zwi
schenzeit hat sich aber sehr viel ereignet. Die 
Mangelwirtschaft, in der die Verordnung 
zutiefst verwurzelt ist, entwickelte sich zur 
Uberflußwirtschaft. Mit Besserung des Lebens
standards der Bevölkerung schmilzt der Käu
ferkreis für minderwertige Waren immer 
mehr, sodaß die alten Beurteilungsnormen 
"minderwertig" und "bedJingt taug�ich" und 
die Erhaltung von Frei'bankeinrichtungen 
durch die öffentliche Hand zu überdenken sind. 
In einigen westlichen Ländern wird nur mehr 
"tauglich" und "untauglich" beurteilt, und 
Freibänke existieren dementsprechend fast 
nicht mehr . .  

Auf dem Lebensmittelsektor ist auch ein 
Wandel in der Gewinnung, Verarbeitung, 
Lagerung, beim Fleisch vor allem durch den 
Transport über weite Räume, eingetreten. 

Schließlich ist durch die moderne Massen
tierhaltung und den damit propagierten Ein
satz von Arzneimitteln bei der Fütterung von 
Masttieren eine Entwicklung eingetreten, die 
die besondere Aufmerksamkeit aller Verant
wortlichen erfordert, denn praktisch alle Nutz
und Masttiere sind letztlich als Lebensmittel 
für den Menschen bestimmt. 

Zu dem sogenannten Rückstandsproblem 
gehören neben ArzheimiUeln auch Rückstände 
von Pflanzenschutzmitteln. Sie gelangen über 
das Futter ins Fleisch. Das Problem dieser aus 
gesundheitlichen Erwägungen unerwünschten 
Rückstände kann beim Fleisch nur vor und 
mit der Fleischbeschau geregelt werden. Nach 
der Fleischbeschau, sozusagen in jedem ein
zelnen Schnitzel, ist es müßig, Antibiotika zu 
suchen. 

Den Erläuternden Bemerkungen stimme ich 
dort nicht ganz zu, wo es heißt, daß die 
Fleischbeschauverordnung trotz ihrer mehr als 
vierzigjährigen Geltungsdauer mit ihren Beur
teilungsgrundsätzen noch immer als eine den 
Beschaubedürfnissen im wesentlichen entspre
chende Rechtsnorm anzusehen ist. 

Wie allgemein .bekannt ist, wird seit mehr 
als 16 Jahren im Bundesministerium für Land
und Forstwirtschaft an einem neuen Fleisch
beschaugesetz gearbeitet. Unverständlicher
weise hält man heute noch am antiquierten 
Begriff "Beschau" fest, obwohl dieser Termi
nus technicus in keiner Weise den tatsäch
lichen Vorgängen, die durch ein derartiges 
Gesetz zu regeln sind, Rechnung trägt. Obwohl 

die zuständigen Fachleute, die Tierärzte, seit 
langem ein neues Fleischhy,gienegesetz im 
Interesse eines optimalen Gesundheitsschutzes 
fordern, sind diese Bemühungen über mehr 
als drei ministerielle Gesetzentwürfe nicht 
hinausgegangen. Da diese Entwürfe j edoch 
grobe fachliche Mängel aufgewiesen haben, 
aber auch im Interesse des ungeteilten 
Gesundheitsschutzes unabdingbare Forderun
gen, wie die Untersuchung a I I  e r Schlacht
tiere, nicht berückSichtigt worden waren, hat 
die Sozialistische Partei ein Fleischhygiene
gesetz als Initiativantrag im Parlament ein
gebracht. Der Antrag war aber von der dama
ligen Regierungspartei nicht weiter behandelt 
worden. 

In diesem Zusammenhang sei ·erwähnt, daß 
die landwirtschaftlichen Hausschlachtungen 
von Schweinen, die nicht der Beschau unter
liegen, in den letzten Jahren zwischen 22 und 
24 Prozent aller Schweineschlachtung'en in 
Osterreich ausmachten. Allein auf Grund die
ser Versäumnisse ist nun dieses Fleisch
beschau-Ubergangsgesetz dringend erforder
lich geworden. 

Seit mindestens 20 Jahren ist bekannt, daß 
diese umfangreiche Verordnung durch den 
§ 13 des Tierseuchengesetzes bei weitem nicht 
zur Gänze gedeckt ist und daher die als not
wendig erachteten Einrichtungen der Fleisch
beschau gelegentlich von Beschwerden beim 
Verfassungsgerichtshof aus formalen Gründen 
aufgehoben werden können. Trotz häufiger 
Hinweise auf diesen Umstand wurde aber sei
tens des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft so lange nichts unternommen, 
bis dieser Umstand nun im Vorjahr mit der 
Anfechtung der Linzer Uberbeschaukund
machung tatsächlich eingetreten ist. Jetzt erst 
hat sich das Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft darauf 'besonnen, in der 
gegenständlichen Materie die Anhebung der 
Fleischbeschauverordnung auf Gesetzesstufe 
vorläufig verfassungsmäßig vorzunehmen, um 
die Kontinuität der Fleischbeschaueinrichtun
gen zu sichern. 

Erwähnenswert ist auch, daß die Fleisch
beschau mit Wirksamwerden des Kompetenz
gesetzes endlich dorthin kommen soll, wo sie 
seit j,eher hingehört, nämlich ins BundesmiIl!i
sterium für soziale Verwaltung. 

Nun zum einzelnen. 

Bisher war es fakultativ den Gemeinden 
überlassen, bei Bedarf die mikroskopischen 
Untersuchungen der geschlachteten Schweine 
auf Trichinen anzuordnen. Allein in Betrieben, 
die Rohwürste oder rohe Fleischwaren erzeu
gen, war die Untersuchung aller Schweine auf 
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Trichinen gemäß einer Verordnung des Bun
desministeriums für soziale Verwaltung vor
geschrieben. 

Nunmehr werden mit 1 .  Jänner 1 972 alle 
der amtlichen Untersuchung, also der Fleisch
beschau, unterliegenden Schweine diesem spe
ziellen mikroskopischen Untersuchungsverfah
ren unterzogen. Die österreichische Landwirt
schaft wünscht Schweine zu exportieren, die 
Importländer verlangen eine obligatorische 
Untersuchung der , untersuchungspflichtigen 
Schweine auf Trichinen über einen längeren 
Zeitraum, was bisher in Osterreich nicht 
'geschah. 

Selbstverständlich ist die Einführung der 
obligatorischen Trichinenuntersuchung sehr zu 
begrüßen. Aber ich muß doch feststellen, daß 
es wirklich bedauerlich ist, daß nicht der 
Gesundheitsschutz der österreichischen Bevöl
kerung das Motiv dieser gesetzlichen Rege
lung ist, sondern der landwirtschaftliche 
Export. Aber - diese Frage möchte ich hier 
ganz ernstlich stellen - ist nicht auf jeden 
Fall Gesundheit allen anderen Gesichtspunk
ten vorzuziehen und soll nicht Gesundheit 
wirklich Vorrang haben? - Durch diesen 
U:ntersuchungszwang wird ein Großteil der 
Konsumenten vor dieser heimtückischen 
Krankheit weitgehend ,g·eschützt. 

Di,e IIlIitiatoren der Fleischbeschau waren 
im vorig'en Jahrhundert ,die r,asch wachsenden 
Städte. Nicht nur bei .den SchLachtungen im 
Gemeindegebiet, ,sondern auch beim FLeisch, 
das in di,e Gemeinde eing,eführt wur,de, mußte 
durch entsprechende Untersuchungen v.orsorge 
für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung 
g,etroffen werden. Die restlose, Stück. für Stück 
vorgenommene Untersuchung hat sich durch 
Jahrzehnte als der wirksamste Schutz des Ver
brauchers erwiJes.en. 

Daß dieses Problem heute noch die gLeiche 
Bedeutung besitzt, zeigen die statist1schen 
Unterlagen, welche ,ebenfalls in den Erläutern
den Bemerkungen erwähnt werden. Nach 
einer Statistik der WeUg,esundheitsorlg,anisa
"bion we,rden international 74 Proz'ent Ider fest
gestellten Lebensmittelvergiftung,en auf 
Lebensmittel tierischer Herkunft und hier vor 
allem auf Fleisch zurück.·g,eführt. Daß :zum Bei
spiel dn Wien in keinem ein�igen Falle 
bekanntgewordene Lebensmittelvergiftungen 
auf Fleisch zurückzuführen waren, .sp.richt mit 
&echt für die Beschau- und Ube,rbeschauvor-

Uberwachung der Uberbeschau ,daran gehin
dert, verdorbenes Fleisch und hinterzogene 
Konfiskate - das sind 'bei der Beschau als 
untauglich befundene Toierkörp,erteile -, 
anstatt sie dem W,asenmeister zu übergehen, 
in die Verbraucherzentren zu bllingen und dem 
Verbraucher anzubieten. Das wind also nicht 
mehr mö.glich sein. 

Die Uberheschau kann dn iihrer Wirksamkeit 
durch kein ,anderes V,erfathren ,ersetzt werden 
und stellt für die Mehrheit der österreichdschen 
Bevölkerung, die in den Städten illnd in den 
·größeroen Gemeinden lebt, einen notwendigen 
Gesundhei1Jsschutz dar. 

Mit Zustimmung wird auch zur Kenntnds 
genommen, daß den mit der FLeischbeschau 
beauftragten Tderämten die Befugniss,e von 
Aufsichtso:r:ganen nach dem Lebensmittelgesetz 
übertra1gen wurden. 

Es ist dies nicht nur für die Handhabung 
,der Uberbescbau vorteilhaft, sond·ern es bringt 
eine erwünschte V.ermehrung der LebeDlsmit
telpolizeiorgaIlie, vor allem für die Hygi,ene
kontroUe. Di'e Wirksamkeit eine,r ,solchen 
Hy.gi,enekontrolle wild allerdings noch auf sich 
w;arten lassen, denn vorläufig bestehen in 
Osterretich noch immer keine gesetzlichen 
HygienebesNmmungen. 

Ich möcht'e bei di,es,er Geleg.enheit Frau 
Abgeordnete Dr. Hubilliek und ihre Mitstreiter 
für einen wirksamen Umweltschutz auffor
dern, uns dahei zu helfen, .  lin Osterredch die 
Voraus.setzungen hiefür zu schaffen. Dazu 
g'ehören vor allem auch 'gesetzliche Hygi,ene
bestimmungen. Leider kann man sich dabei 
aufs .gute Zureden nicht ve,rlassen. 

Das Problem Lebensmittelhygi,ene ist .s1cher
loich nicht neu und nicht unbekannt. TrolMem 
ist es mir ein Bedürfnis, weil es Slich hier 
um eline wirklich wichtig,e Materie handelt, 
eintge Worte noch dazu zu sa'gen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich wegen 
der ev.entuellen Parallelen zum Fleischfbeschau
Ubergangsg,esetz an die ParlamentsdeIbaUe am 
22. November 1 950 erinnern, an welchem 
Tage eine Lebensmittel'gesetznov,elle behan
delt wurde, die ,im wesentliichen odi'e Grund
La,ge für Lebensmittelhygiene- und Kennzelich
nungsv,erordnungen bringen sollte. Damals 
hat die s02'lialistische Abgeo,rdnete Fr,au Wil
helmine Maik unter anderem folgendes aus
geführt - das war vor 21 Jahren -: 

schriften und Iilhre exakte Durchführung. Aber "Auf ,dem Gebiete der Hygiene gebe es dort 
auch di,e Zahl der bei der Dlberbeschau fest- und .da im LebensIIllittelV'erkehr Mißstände 
g,estellten und aus dem Verkehr g,ezogenen ' und Unzukömml1ichkeiten, die in der Zieit der 
Beanstandungen zeigt die Notwendli,gkeit der-

I 
Lebensmiuelknapp

. 

heit wohl hing,enommen 
s'elben deutlich auf. So werden also skrupel- wiurden, jetzt sei es jedoch an :der Zeit, daß 
lose Geschäftemacher durch die lintensive solch unhYiglienischer Gebarung g,esteuert 
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wer,de. Di-e Rednerin kommt dann ,auf di-e 
chemischen Konservi-erungsmittel und die 
T,eerfarben zu sprechen und verLangt im Inter
·esse der Konsumenten, daß di.ese Zusätze für 
den Käufer 'ersichtlich zu mach-en .seien. Di.e 
VerordnungsermächtJi'gung der Regi,erung 
dür�e j edoch nicht nur ,auf dem Papier IblHiben, 
sondern die Konsumenten erwarten 'eine rasche 
Anwendung dieses Verondnungsrechtes." 

Aber auch di-e Hoffnungen und Wünsche 
der sozialistischen Abgeordneten Frau Wil
helrruine Moik sind bis zum heutigen Tage 
noch immer nicht in Erfüllung gegangen. Dem 
federführenden Sozial ministerium war es 
damals 'geg,en den WideI1stand des Iheteihlgten 
Handelsmimsteriums IlIicht möglich gewesen, 
wirk,s.ame Verordnungen durchzubringen. 

Bei g,enauer Uberlegung w,ar'en das Lebens
mittelges'etz 1 891 UIl!d die Vieh- und Beisch-

. beschauverordnung 1 924 die �etzten ,größ,eren 
Konsumentenschutzreg,elungen. Erst dieses 
j-etzt zur Debatte stehende Fleischbeschau
Ubergangsgesetz bningt 'ein:ige wesentliche 
\lierbe.s.serungen für dien Konsumenten. Uber
l-egen Sie, meine Damen und Henen, welche 
FüHe gesellschaftlicher, 'WJirtschaftlicher und 
technologische.r Veränderungen sich in der 
Zwischenzeit erg,eben hahen, auch di'e Konsu
mentenforderungen sind in der Zwischenzeit 
bevechtigterweise gestiegen. Wi,e wenig wurde 
ihnen ,aber 'entsprochen. wi,e häufig sind sie 
im Gestrüpp der Erzeuger- UIl!d Handelsinter
essen hängeng'ebHeben l Erst seitdem es ,die 
sozialistische Regierung ,gibt, wer,den auch 
Konsumenteninteress'en wahrgenommen. (Zu
stimmung bei der SPO. - Zwischenrufe �nd 
Heiterkeit bei der OVP.) Es ist 1hnen nicht 
recht, meine s,ehr ,g,eehrten Damen und Henen. 

Es ist Ihnen nri.cht recht, sehr ,geehrter Herr 
Dr. Pitschmann, daß auch der Handelsminister 
zum aller2lrstenmal LS'eit 1945 und 'selitdem es 
überhaupt le'ln HandelsministeI'lium gibt ein 
Konsumentenforl1lll einberufen hat, wo auch 
di,e Konsumenten zu W ort'e kommen. Daß 
Ihnen das I1licht Decht i,st und daß Sie über das 
ViersäuIDIl!is heute l,achen, das list sehr hedauer
hich, denn Sli·e sind auch Konsumenten (Bun
desrat DDr. P i t s c h m a n n: Alle Osterrei
eher sind Konsumenten! Teilen Sie die Oster
reicher in Konsumenten und Nichtkonsumen
ten?), und ich habe Ihnen wiederholt erklärt, 
daß wir auch Ihre Interessen als Konsumen
ten vertreten, Herr Dr. Pitschmannl 

Auch im Jahre 1 897 wurde laut Motiven
bericht der Regierung das Lebensmittelg,esetz 
e.rzwungen, weil die umHeg,enden Staaten 
schon längst strenge Gesetze erlassen hatten 
und Osterreich zu einem lohnenden Absatz-

gebi'et für fremdländische gefälschte Lebens
mittel gewo.rden 'War. Das war schon vor 
etlichen Jahrz.ehnten so, und es hat sich bis 
heute nicht viel verändert. (Bundesrat 
DDr. P i t s e h  m a n  n: Die Fremden kaufen 
diese Lebensmittel in Osterreich sehr gerne!) 
Aber zum Glück haben wir, seit es eine sozia
listische Regierung gibt, diese wichtige Auf
gaben doch erkannt, und wir werden sie auch 
erfüllen. 

Wir stehen also heute neuerlich vor einer 
solchen Situation. Während unser·e Nadrbar
sta,aten bereits j ahrelang str,eng,e Vorschriften 
auf dem Gebiete der Hygiene, der Lebens
mittelkennzeichnung und der Heischunter
suchung besitzen und diese auch ständLg im 
S.inne der V,erbraucher verbessern, war e,s in 
Osterreich nicht möglich, sich diesen modernen 
Erfor,dernissen ,anzupass,en. 

Osterreich droht daher neuerdings zum 
Abfallkorb von Waren 'zu werden, di'e in 
anderen Staaten zum Konsum IlIicht .zug,elassen 
sind. (Bundesrat DDr. P i  t s e h  m a n n: Eine 
ausgesprochene Fremdenverkehrswerbung!) 
Auf hygienischem Gebiet ist ,es äußerst 
bedenklich, daß ösbeneichische -Exporthetriebe 
für die EWG und di,e ,anderen westLichen 
Staaten besonders str,eng,en Hygienebedingun
g.en und -kontrollen seitens ,cHeser Länder 
unterworfen werden, während ausländische 
Betrie1be, d"ie nach Osterreich liefern, genauso 
unkontrolMert sind wde diJe innerösterreich'i
sehe P.roduktion. Erkennen wir endlich die 
Gefahren, die ,darin bestehen, daß auf diese 
W'eise Ausschuß.güter und Ausschußwaren auf 
unseren Märkten angeboten werden, die an
dere Länder ablehnen! 

Es ist also höchste Zeit, daß lim Interesse 
der Konsumenten das .ganZie sich mit der 
Gefährdung der Menschen durch IJebensmittel 
bef'dls:sende Gesetzesp.aket, zu dem das Fleisch
unte.rsuchungsg,esetz genauso g,ehört wie das 
Lehensmittelg,esetz, einer Neure,g,elung und 
Verbess,erung unterzogen ·wüd. 

Das 9'egenständliche Fleiscbbeschau-Uber
gangslge,s.etz list notwendig, um den gegen
wärt1g.en Stand an Verbrauche.rschutz zu ,erhal
ten, anerkennenswerterweise bringt ,e,s dar
über hinaus eine echte V,erbesserung. Wir 
stimmen 'ihm daher auch g,erne zu. 

Aber wie schon der Name IIUbergangs
gesetz" sagt, soll es nicht von langer Gel
tungsdauer ,sein, da eine gesamte Neuregelung 
erforderlich ist. Daß hiebei das Konsumenten
interesse gewahrt wird. werden wir jed,enfalls 
sicherstellen. Danke -schön. (Beifall bei der 
SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort '9Iemeldet list HeT:f 
Bundesrat Ing. Eder. Ich erteile es ihm. 
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Bundesrat lng. Eder (OVP) : Hoher Bundes
rat l Sehr geehrter Herr Minister I Ich glaube, 
dies1es Gesetz, das heute zur Behandlung steht, 
ist ein sehr wertvolles Gesetz, das hi'er nicht 
r-ein parteimäßäg behand,elt werden solUe. 
(Zustimmung bei der OVP.) Wenn meine ver
ehrte Frau Vorrednerin sa,gte, daß erst seit 
etwa -einem J.ahr, s,eit di,e MindeI1hei'bsregie
rung im Amt �ist, auf diesem Gebiet etwas 
g-eschi-eht, so muß ich ,ihr sagen, Idaß sie -sich 
:in 'einem .g·ew.altigen Irrtum befindet. Ich 
möchte das nur ,global sagen, denn wenn Sie 
einen Ver'gleich zwischen den V:eI1hältnissen 
in Osterreich und denen in anderen Ländern 
anstellen, dann muß man mit großer Freude 
feststeHen, daß der Standard der ÖlSterr.eichi
sehen Lebensmittel sehr hoch 11st und - daß 
sich auch die Kontrollen, die durchgeführt 
wuroen, ,absolut sehen lassen können. Ich 
möchte das nur ei'nleitend aHgemein hier fest
stellen; ich werde ,auf manche Pmrkte später 
noch zurückkommen. 

Es ist richtig, daß es zu einer der Haupt
sorgen des Staates g'ehört, seine .Bürger mit 
gesund-en, genußfähli,gen Lehensmitt-eln zu ver
sor'g-en. Fleisch g-ehört nun eirunal zu den 
Haupteiweißträg,eI1ll, und es .i,st rrichtJig, daß der 
Konsum von Fleisch immer mehr steigt. 

Wenn man einen kleinen Blick auf das 
Angebot Wlirft, dann muß man :fJeststellen, daß 
in Osterreich das Angebot ,an Fle�sch, sei 
es nun Srn.weinefleisch, Rind- oder Hühner
fleisch, schwankend, ,aber !im allgeme-inen aus
r'eichend :ist. Europäisch 'gesehen list die 
Situation schon etw.as anders. Da können wir 
feststellen, ,daß ein Rindfleischmangel .besteht. 
Und wenn Sie einen weltweiten Blick tun, 
dann fust ein echter Manglel an .diesem Haupt
nahrungsmittel festzustellen. 

Es ist daher verständHch, daß man di'esem 
Haupteiweißträger·"Fleisch 'großes Augenmerk 
wird zuwend'en müssen. Nun ist es aber 
in der Natur oder Sache .gele,gen, daß Fleism 
l'eicht verd-eJ."lblich list. Daher pflicht-e ich ab.so
lut bei, wenn ges,agt wurde, daß die '  meisten 
Beanstandung-en von Lebensmitteln ,auf dem 
Sektor des Fleisches Heg,en. Das äst -eiben 
durch die leichte Verderblichkeit bedängt. Man 
muß aber der Ursache nachgehen, wodurch 
diese Verderblichkeit entstanden ist. Sicherlich 
kann sie zum ersten vielleicht dadurch entste
hen, daß eben kranke Tiere oder Fleisch mit 
Krankheitskeimen vorhanden sind. Da muß 
selbstverständlich der entsprechende Erstbe
schauer sofort eingreifen und derartiges 
Fleisch aus dem Markt nehmen. Zum zweiten 

Kühlhaus in Wien (Bundesrat S c h r e i n  e r: 
So is t es! Das hat es noch nie gegeben, aber in 
Wien!) - ich möchte Jetzt nicht ·den Schuldi
gen hi'er suchen - Dut�ende Tonnen Fleisch 
v-erdoI1ben sind und daß kUI1z vorher Dutzen(le 
Tonnen BuHer verdorben sind. Dort hat man 
Fleisch mit Or,ang,en zusammeng,ebr,acht. 
Heute noch suchen wir nach dem Schuldigen; 
es findet sich anscheineIl!d keiner. Das heißt 
also, daß dJie Gefahr .einer schlechten Lag,er,ung 
mindestens ,ebenso 'groß ist wi'e di,e Gefahr, 
die von s-eiten ,des Produz,enten kommt. (Zu
stimmung bei der OVP.) 

Des weiteren kann selbstv,er.ständlich durch 
entsprechend unsachgemäß'e Transporte eine 
Viersdüechterung d,er Qualität 'eintr,eten. 
(Neuerliche Zwischenrufe bei der avp. � 
Bundesrat Dr. S k o t  t o n: Schreien Sie nicht 
so, sonst stimmen Sie wieder falsch ab!) 

Ich gLaube dah-er mit Recht sagen zu kÖIlIIlen, 
daß es im al1g,emeinen Inter,es,Sle ist, wenn wir 
bemüht sind, b.este Ware zu er�eugen und 

diese beste Ware letzten Endes auch anzu:" 
bieten. 

Vom Standpunkt des Konsumenten - und 
'hier darf ich mit Recht 'einflechten, daß die 
Landwirte, di,e die Nahrungsmittel ,erz'eugen, . 
-selbst zum Großteil auch auf der einen oder 
anderen Bbene Konsumenten wurden - darf 
ich 'sag'en, daß die Konsumenten s-elbstv,er
ständLich daran interesSliiert sind, daß Isi:e ge
sunde, best,e W-are angeboten ,enhalten. Vom 
Standpunkt des ProduZienten aus ges-ehen 
pnichte :ich Ihnen .absolut bei, wenn Si,e sagen, 
daß der Produzent dar,an intenessiert 'ist, daß 
nicht minderwertige ausläIl!dische Ware her
,einkommt und damit dli,e ei,g,ene Produktion 
konkurrenziert. DieSle schlechtere Ware könnt,e 
man ja p'f'E�ilsHch nLederner anbiet-en ood könnte 
daher den Normalpreis damit �ersch1a,.g-en. 
Von dieser Seite her geSiefl.en ist selhstv·er
ständlich auch der Produzent g'anz besonders 
dar,an inter,esSri-ert, daß dieses Heischbeschau
gesetz bezj,ehungsW1etLse d�ese Uberbeschau, 
d1i,e w.ir heute zu behandJellIl. haben, 
auch beschlossen wird. Gerade !beim Impo,rt 
ist meiner Meinung nach ,di'eSie Uberbeschau 
von ganz besonder,er Bedeutung. 

Daß daTüber hJinaus d-er Staat auch noch 
ein wirtschaftliches Inter'9ss-e an ,gesunden 
Lebensmitteln hat, geht schon aus der Tat
,sache hervor, daß Oster.reich ja ein Fremden
Vierkehrsland ist und wir daran interess'iert 
-sind, daß viele Fnemde he.r:einlmmmen und 
daß sie so verpflegt werden, wie es notwendig 
und wie es richtig ist. 

kann Fleisch durch eine schlechte Lagerung Di'e Meinung, daß durch d-ie MaSisenHer
verderben. Ich darf in diesem Zusammenhang haltung, also durch d,en Einsatz kommerzi·ell 
darauf hinweisen, daß in einem städtischen - hergestellter Futtermittel, u.nd auch PflaIlZ'en-
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schutzmittel, die man draußen anwen
den muß, Rückständ,e davon lim Fleisch und 
in sonstigen Lebensmitteln bleiben, ist, .glaube 
ich, ÜJbertrieben. Sicherlich kann. das pa,ss:i,eren, 
wenn eine unsach.gemäße Anwendung von 
PflanzenSchutzmiUeln oder von Tierfutter
mitteln ,erfolgt. Aber der Prozentsatz dieser 
Rückistände oder besser gesa.gt der Beanstan
dungen, wo solche Rückstände �estg;e.stellt 
wurd,en, ist in Osteueich Gott sei Dank 
äußerst ,gering. 

Es ist auch gesa'gt wond,en, daß di'ese Fleism
überbeschau - oder das auslösende Moment, 
damit diese Fleischüberbeschau dn einem Ge
setz g·er,egeIt werden kann - dadurch ent
standen ist, daß d�e Landwirtschaft ihLe über
schüssig'en War,en, ihre Exportwaren, leichter 
anbringen möchte. Das ist absolut nicht richtoig. 
Daß so 'etwas notWlendi,g ist, steht außer 
ZweiJel, aber es list nicht das Haupta,rgument, 
damit dJies,e Fletschüberbeschau neuerlich ge
r€.gelt wird. 

Wir haben schon von der werten Vor
r:edneflin gehört, daß di'e Fl-eischbeschau bisher 
durch ein-e Verondnung geregelt war. Die 
heutige Gesetzesvorlage soll nun diese Uber
beschau regeln. Nun erhebt sim die Fra'ge : 
War denn dJi'e Fleischbeschau, 'W1ie sie 'bisher 
durchgeführt wurde, nicht g,enügend, hahen 
wir ein Mißtrauen geg'eTI die Tierä:pzte, die 
draußen di,e Floeischbeschau durchgeführt 
haben? - Ich glaube, sicherlich ndcht. Denn 
SI�e haben sich redlich bemüht, Mer ,ihlien Vier
pflichtungen nachzukommen. 

Aber von der Erstbeschau bis zum Ver
brauch können Umstände eintreten, wie ich 
sie vorhin schon geschildert habe, die es eben 
notwendig machen, eine UbeI1beschau durch
zuführen, eine weitere Kontrolle durchzu
führen. Oder wenn Sie wollen, können wir 
auch saogen: Doppelt hält besser. In dies·em 
Falle ist das "doppelt" auch g,erechtfertigt, vor 
aUen Dingen aum deswegen 'g.er'echtfertigt, 
weil neben dem Gesagten noch ein Moment 
zu berücksichtigen li,st : In der letzten Zeit 
haben sich auch in Osterreich zum Teil neue 
Es,sensgewohnheiten durchgesetzt. Ich denke 
dar,an, daß man Fleisch ,etw.a nur halbfertig 
oder halbgekocht ,geni,eßt. Das w,ar vor einig,en 
Jahren oder J ahrz'ehnten noch kaum der FalL 
Daher ist es umso wichtiger und umso not
wendiger - wenn man 'zum Beispiel ein Steak 
nach englischer Art zubereitet -, daß das 
F1ei'sCh selbstverständlich völHg gesund serin 
muß. 

Diese Uberbe.schau darf aber nun keine 
Schikane sein. Sie muß realisierbar, sie muß 
erfüllfb.ar sein. Warum sage ich das? - Hätte 
man .den Erstentwurf zum GeSJetz og.emacht, so 
hätte das q;um Beispiel bedeutet, daß tief-

gefrorenes Fl'eisch, und zwar in der Ge's,amt
meng'e, wieder unter,sucht hätte werden müs
sen. Das heißt mit anderen Worten, man Ihätte 
di,e gesamte Meng,e Fleisch ,auftauen, unter
suchen und wieder einfl'i'er,en mÜs,sen. Das 
wäre sich,e,rlich mcht zWleckmäßig gewes-en. 
Gott sei D.ank ist es möglich 'gew.esen - ich 
erinnere dar,an: es war ein Dreiparteien
Zusatzantrag -, daß hier eben nur Stich
proben durchgeführt werden, um eine Kon
trolle zu nahen. 

Zum zweiten muß dies,e Ubelibeschau auch 
finanzi,ell verkraftbar sein. Es muß sie j a  
Jemand bezahlen. W·enn es notwendig 'ist : 
selbstveroStändlich. WleIl!n sie aber einfach 
ohne Uberlegung ,ang'eordnet wird, würde das 
Kosten verursachen, odJi,e 'entweder der Produ
zent oder - auf der anderen Seite, wenn Sie 
woUen - der Konsument bezaMen muß. 

So 'g,esehen also sind Wlir selbstv'erständlich 
auch dafür, daß diese Uber.beschau, w,enn sie 
sinnvoll durrng,eführt wird, vor,genommen 
werden soll. 

Nun darf ich noch zur Bhrenrettung der 
Tierärzte vielleicht ein kurzes Wort sa,gen. 
Wenn man ,einen internationalen st,atistisc:h-en 
Vergleich heranzieht, kann man mit ,großer 
Freude f.eststellen, daß die Verseuchung der 
österreicbJi.schen Lebensmittel oder im beson
deren hi.er des Fletsches relativ 'gering ist. 
Das heißt also, daß die österreimiscnen Tier
äl1Zte und Fleischlbeschauer g,ewissenhaftest 
gearbeitet haben. Trichinen sind kaum nom 
festzusteHen. Ich · weiß jetzt nicht die Zahl, 
aber in den l'etzten J,ahrz·ehnten hat es kaum 
,einen Trichinenfall g'egeben, und bei Salmo
nellen ist es nicht vi,el anders. 

W,enn meine v,erehrte Vorrednerin sagte, 
,daß ein 'gr.oßels Versäumnis ,auch darin be
steht, daß die Hausschlachtungen Ibei Schwei
nJen ,etwa 22 Pro�ent hetragen, dann, glaube 
ich, tst dieses Versäumnis sichedich mcht 
groß. Denn -in Anbetracht des guten 
Gesundheitszustandes uns-erer Haustiere, wie 
ehen aUJS dJi'eser Statistik hervorgeht, ist diese 
Hausbeschau absolut nicht als ein Versäumnis 
zu bezeichnen. 

Ich darf nun zusammenfassend sa,g,en: Wenn 
dieses Gesetz auch nur eine Teillösung bringt 
- das list richtig -, so wird ihm me:ine 
Era'kbion dennoch zustimmen. Wenn wir damit 
einen Beitrag für einen optimalen Gesund
he!itsschutz g,eg,enüber der österr'eichiscnen 
Bevölkerung leisten können, wenn damit eine 
,geol1dnete Produktion g,erwährlei,stet wird und 
wenn diese Uberbeschau 'Preislich vertr,etbar 
und r,eaHsieI1bar ist, dann bin lieh überzeugt. 
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daß wir doch wieder einen Schritt nach vorne ländischen Konsumenten über kurz oder lang 
'g,etan haben. (Beifall bei der tJVP.) unter ,einen Hut wtird bringen könoon. - Ich 

Vorsitzender: Der Herr Landwirtschafts
minister wünscht noch das Wort. Ich darf 
bitten, Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: Herr Vor
sitzenderl Meine .sehr .geehrt,en Damen und 
Henenl Ich darf vielleicht zu der Rede des 
Herrn Bundesrates l(lJg. Eder 'einige Bemer
kung,en machen. 

Die Uberbe,schau ist j,a nicht ,ein Miß
trauensvotum g·eg·en die l1ierärzte. Die Uber
beschau ist ja auch in tJsterreich ·IlJichts Neues. 
Sie wurde nur vom Rang einer V'eroldnung 
auf Gesletzesstufe angehQlben. Es ist aber not
wendi,g, eine Uberbeschau vorzunehmen, wenn 
man jetzt - wi'e das immer häufig,er und 
immer mehr der Fall w.ird - auß'erhalb der 
Vienbr,auchszentr,en schlachtet und dann di·e 
Schlachtware lin dJie V:er·brauchs- ,oder 
Ballungszentren ,bringt. Bei di1esen Tempera
turen und bei der AnfälHgkeit de.r War·e d.urch 
solche Temper.aturen ist :es auße.rordentlich 
notwendig, ,eine Ubel'beschau zum Schutze der 
Konsumenten vorzunehmen. Wenn wir ein 
Fr,emdenV'erkehrsland iSejn wollen, �st es umso 
notwendiger, den Fr:emd'en - nieht nur den 
Fr'emden, sondern nafürlich auch den Inlän
dern, das ·1st j a  selbstv.er,ständlich - eine 
erstklassige War'e zu bi'eten. 

Die Ehrenrettung der Tierärzt,e, meine sehr 
g-eeh.rten Damen und Herren, !bestand j,a schon 
seit J ahr,zoonten. nenn sie haben ja dafür 
Sorge g,etTaigen, daß Wlir v'erhältnismäßig 
wenig Fälle von Krankheiten, die ,auf den 
Menschen übertra,gbar sind, ,gehabt haben. 

Pel'sönlich darf ich sagen, daß ich ·es sehr 
be grüß,e , daß wir die TJ'lkhinenbesmau zu
IDJi.,ndest für aHe ,geweJlbHchen Schlachtung'en 
im Gesetz verank'ert haben. Es ist Leider nicht 
so, Herr Bundesrat .Eder, daß wir von dem 
Trichinenbefall befreit waren. Es ist da und 
dort immer wieder ein Aufflackern festzu
steHen 'gewesen, nur 'ist das der Offentlich
�eit nicht in jedem RaH 'zur Kenntnis rg·ebracht 
wor·den. Deshalb hegrüß,e ich es sehr, daß 
wir diese Trichinenbescbau herben. 

Mein R.essort ,arbeitet sehr dnt.enrs:iv an ,einer 
neuen Re,gelung, nur gibt es da ·elben 
Schwierigk,eiten. Die einen verlangen, daß 
man alles einhezieht, und die andere Gruppe 
sagt, es rSo11t'e nicht al1es :einbezog,en werden, 
man solle -einig,es ausnehmen. Ich .glaube, es 
ist bekannt, welche Gruppen sich diesbezüg
lich ,streiten. Ich hoff.e aber, daß man beide 
Gruppen im Interess'e nicht 'nur des inländi
schen Konsumenten, sond'em auch des aus-

danke. (Beifall bei der SPtJ und bei Bundes
räten der tJVP.) 

Vorsitzender: Eine weitere Wortmel.dung 
liegt nicht vor. 

Wünscht der Herr Beridlterstatter ein 
Schlußwort? - Er V'erzichtet. 

Wir sdlr,eiten zur Abstimmung. 

Bei der A b 8 t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu er
heben. 

44. Punkt: GesetzesbesdIluß des Nationalrates 
vom 14. Juli 1 911 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Land- und forstwirtscbaftUdle 
Bundesschulgesetz abgeändert wird (617  der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir ,gelangen nun zum 
44. Punkt der Tag,esordnung: Abänderung des 
Land- und forstwirtschaftlichen Bundesschul
gesetzes. 

Berichterstatter ist wiederum Herr Bundes
rat Deutsch. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter DeutsCh: Hoher Bundesrat) 
Herr Minist,erl Meine selhr 'g,eehrten Damen 
und Herren! Ich bringe den Bericht des Aus
scbusses für wirtschaftliche Angeleg,eIliheiten 
über den Ges-etzeSibeschluß des Nationalrates 
vom 1 4. Juli 1 971 betJlefiend 'ein Bundes
gesetz, mit d'em das Land- llIlJd fODstwirtschaft
Liehe Bundessebulges.etz aibgeändert w.irrd. 

In eng,em Zusammenhang mit dem 
Geset'Zesbeschluß des Nationalrates hetreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Fo.rstI"echts
Ber,einigungsge,setz ,abgeändert wiJld, sollen 
durch den vorHegenden Gese1Jzesbeschluß des 
Nationalrat-es Höh-ere Lehranstalten für Forst
wirtschaft (Försterschul'en) g,eschaftien werden. 
Dilldurch soll die Möglichkeit ,geg,eben sein, 
auch für die Forstwirtschaft qualifizi·erte Fach
I,eute ausbHden zu können. 

Der Alllssdluß für wirtschaftliche Ange
l'egenheiten hat die .geg·enständliche Vorlage 
in s'einer Sitzung vom 19. JuLi 1971 in V'er
handlung 'genommen und einstimmig beschlos
sen, dem Hohen Hause zu empfehlen, k,einen 
Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratun.g stellt somit 
der Aussdluß für wirtschaftliche Angelegen
heiten durch mich den A n  t ,r a g, ,der Bundes
rat wolle beschließen: 

Gegen den Geosetresbeschluß des National
rates vom 14. Juli 1 971 betreffend ,ein Bundes
gesetz, mit dem das Land- und forstwirt-
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schaftliche Bunrl-esschulges'etz abgeändert wird, 
wird kein Einspruch erhoben. 

. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bundesrat Göscbelbauer (OVP) : Herr Vor
sitzender! Her,r Bundesminister!  Meine Damen 
und Heuen! Wie aus dem Bericht ersdchtlich, 
handelt es skh bei diesem Gesetq; um ein 
solches, das ein Schutzgesetz sowohl für die 

Bei der A b  s t i m  m u n 9 beschließt der Produzenten wie auch für die Konsumenten 
Bundesrat, gegen . den Gesetzesbeschluß des sein soll. Es haben sich eben in l'etzter ZeH 
Nationalrates k e j n e  n E i n  s p r u e h  zu Ding,e ergeben, di'e es notwendilg machen, d.as 
erheben. Weingesetz 1961 zu ändern. 

45. Punkt: Gesetzesbescbluß des Nationalrates 
vom 16. Juli 1 971 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Weingesetz 1961 geändert 
wird (Weingesetznovelle 1971) (5'69 und 618 

der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
45. Punkt der Tagesordnung: Weingesetz
novelle 1 971 . 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Ing. Eder. 
Bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Ing. Eder: Hoher Bundesrat! 
Herr Bundesmini.ster! Ich bring'e den Bericht 
des Ausschusses für wirtschaftliche Ang,e
legenheitoen über den Gesetze.she.schluß des 
Nationalr,at-es vom 1 6. Julri 191 1  betreffend 
ein Bundesg,esetz, mit dem das Weingesetz 
1 961  geändert wli.rtd (Weing'esetznov'eHe 1 91 1 ) .  

Durch den vorlieg'enden Ge.g.et�esbeschluß 
des Nationalrates soll das Weing'esetz unt-er 
Bedachtnahme ,auf Bestimmung'en der EWG
W'einmarktmg,elung und um Schäden in fd,er 
Exportwirtschaft zu vermeiden entsprechend 
novelliert werden. Unter ander'em 'ist eine 
neue Legaldefilllition des Beg,IIiffes "Wie in" , 
eine Zus'ammenfassung der Weinbaugebiete 
in sechs Weinbauregionen sowi,e -eine Neu
regelung über Qualoitätsweine, das W-eingüte
sd,eg,el und den Siegelwelin vorgesehen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Ange
leg'enheiten \hat dle geg:enständHche Vorlage 
in seiner Sitzung vom 1 9. Juli 1 971  in Ver
handlung ,genommen und e'insbimmig heschlos
s·en, dem Hohen HaU/se zu empfehlen. kelinen 
Einspruch zu erheben. 

Als Er,gebni.s seiner BeratUng .st,ellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftlicbe An,gel,egen
heiten durch mich den A n  t r a g, der BundeIs
rat wolle beschließ,en: 

Geg,en den Ges·et�esbeschluß des National
rates vom 1 6. Juld 1 91 1  Ibetreff.end ein Bund'es
gesetz, mit dem das W,ednges'etz 1 961 ,g'eändert 
wird (W,eing-es'etznovelloe 1 9 7 1 ) ,  wird klein 
Einspruch ,erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat GÖschelbauer. Ich bitte ihn, 
das Wort zu er,gr,eifen. 

Ich möchte besond,ers darauf v,erweis,en, daß 
der Landtag von Niederösterreich am 
5. November 1 970 in einer Resolution be
schlossen hat, die Bundesregierung aufzu
forde.rn, -eine Nov,eUe zum Weingesetz vorzu
l,eg,en. Es gibt Weingesetze dn aUen W,einbau
ländern, und wir können festst€llen, daß 
Osterreich zu Jenen Ländern zählt, wo sogar 
,sehr strenge Bestimmungen existieren. 

Das Weing'esetz 1 96 1 ,  odClJS j,a, wi,e Iich sagte, 
grundsäm:lich den Bedingungen entsprochen 
hat, wild d-er der�edt1gen Situation nicht mehr 
gerecht, 'zumal wir nun eine EWG-Wedn
ordnung und -'Wieinmarktordnung ti11. Aussicht 
haben und zumal auch in OButschland ein 
WeingesetJz g,escbaffen wurde, dem es dies-es 
Gesetz anzupassen gilt, und zwar im Hinblick 
auf dtie Notwendigkeit, daß unser Weinexport 
in nächster Zeit stärker vermehrt werden muß. 
Bs hat sich eoon durch Produktionssteigerullog 
und auch durch Flächenvermehrung ergeben, 
daß der Inlandsbedal'f zu mehr als 1 00 Prozent 
gedeckt werden kann, sodaß Mitbei 'g,esucht 
werden müssen, den Ubeiischuß im Export 
unterzubringen. (Vorsitzender-Stellvertreter 
Dr. S k o t  t o n  übernimmt die Verhandlungs
leitung.) 

Wir können auch feststellen, daß tim .beson
deren durch .die Förderungstätigkeit d,er Kam
mern in den l-etzten fünf Jahren vor ,allem 
mit Maßnahmen für die Verwertung und den 
Albsatz nach der ,erfolgr.eichen Tätigk-e'it in 
bezug auf die Ql1alitätsverbessel'u'l1g und auf 
die VeJ1besse.rung der Produktion ein Fort
schritt enzJielt wurde. 

Wir müssen weiter.s felststeUen, daß der 
W,eiIl!bau in o.sterreich imm-erhin die Existenz
g,rundlage für 72.000 Weinbaubetri,e;be list und 
daß darüber hinaus durch .diese Produktion 
natürlich auch Betriebe in Indu.strie, Gewerbe 
und Handel und der Weinhaooel eine Existenz 
haben und ebenso die GlaSlindl1strie, die 
Kun:ststoffindustrie und aUes, was damit zu

sammenhängt. 

Wir müssen auch dar·auf verweisen, daß 
mit dies,er Nov:elle vi'elleicht die MögHchk:eit 
g'eschaffen wli.rd, daß W-ein auch auf dem 
Sektor der Mischg,eträn:k:e als Süßw.ein und 
als Erfrischungsg'etänk mehr Absatz findet als 
bisher. 
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Der österreichisroe Qualitätswein - das 
wissen wir alle - ist doch mehr oder minder 
auch ein absoluter Aushänger für den 
Fremdenverkehr in Osterreich. Osterreichs 
Weinbau ist darüber hinaus auch für den 
Staat ein sehr großer Steuergeldbringer. 

Die volkswirtschaftliche .Bedeutung des 
Weinbaues in Osterreich ist nicht zu unter
schätzen, bedeutet doch die Weinbauernte in 
Osterreich einen Ertrag von 1 ,4 Milliarden 
Schilling, und das sind ungefähr 1 7,5 Prozent 
der gesamten pflanzlichen Produktion. 

Der Kreis der BeschäfUgten in diesem 
Berufsstand hat immerhin einen Umfang von 
mehr als einer Viertelmillion Personen. 

WLr müssen darüber hinaus darauf 
verweisen, daß der Weinbau in Ost erreich 
auch ein großer Kulturträger ist. Wenn wir 
unser schönes Land besehen, dann sind es 
besonders auch Weinbaugebiete - ich ver
weise auf die Wachau, auf das Donauland -, 
in denen der Weinbau wesentlich dazu bei
trägt, daß diese Landschaft wohlgefällig er
scheint und daher auch von vielen Fremden 
besucht wird. 

Es ist darüber hinaus auch noch zu be
merken, daß der Weinbau in verschiedenen 

.Grenzgebieten die letzte Möglichkeit der Be
siedlung ist und daß wir aus dieser Sicht 
heraus eben auch dort die Kulturlandschaft 
erhalten. 

Die W eingesetznovelle soll nun die Anpas
sung des Weingesetzes an die Gegebenheiten, 
vor allem, wie gesagt, an die EWG-Wein
marktordnung oder -Weingesetz,g·ebung, brlin
gen, grundsätzlich aber auch dazu beitragen, 
den Weinbau an die moderne Wirtschaft anzu
passen und damit den davon lebenden Men
sch·en die Existenzsicherung zu bieten. 

Der Herr Landwirtschaftsminister hat in der 
Debatte im Nationalrat eine Bemerkung ge
macht, die ich wiederholen möchte. Er hat 
nämlich gesagt: Der Wein ist dazu angetan, 
die Gemüter zu ,erhitzen, sie aber auch zu 
erheitern. Ich ·glaube, meine Damen und Her
ren, daß wir auch heute 'bei der Beschluß
fassung über den Gesetzesbeschluß der 
Novelle zum Weingesetz keinen Grund haben, 
uns besonders zu erhitzen, daß wir aber doch 
heiter und vielleicht ·ein bißchen froh diese 
Novelle beschließen können, denn sie trägt 
dazu bei, daß Qualitätswein auch den Konsu
menten zugeführt wird, daß eben durch die 
Schaffung der Bestimmungen hinsichtlich der 
Ursprungs gebiete, des Nachweises d er Her
kunft und besonders auch durch den W·egfall 
der Drittelverschnittbestimmungen tatsächlich 
guter Wein, Qualitätswein angeboten wird, 

der durch die Schaffung des Qualitätssiegels 
beurkundet wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren r 
Ich bitte Sie daher, daß w.ir dioe,s'em Gesetz 
die Zustimmung g,eben. 

Es ist allerdings ein kleiner Wermuts
tropf,en dabei. (Ruf bei der SPO: Das ist auch 
ein Wein!) Ich muß hier .auf Dr. Schr,anz hin
weisen, der bei Behandlung der Feststellung 
der Eiuhelitswerte Isoviiel von NoveUen-No
veHen-Nov,el1en gesprochen hat. Die Ursache 
lag dabei bloß darin, daß d'n di,esem Gesetz 
wellelicht legi's1lische Mängel, Mängel in text
Licher Hinsicht vOI1handen war.en. 

Es list le,ider bei der Beschluß'f·aSlsung im 
Parlament passiert, als üoor § 33 gesondert 
abgestimmt wurde, daß infolge eines Irrtums 
nicht die Mehrheit erreicht wurde und wir 
daher zu dieser Novelle zum Weingesetz in 
nächster Zeit neuerlich eine Novelle werden 
beschließen müssen, was allerdings nicht auf 
einem Fehler in textlicher Hinsicht beruht, 
sondern auf der Tats ache, daß vielleicht die 
SPO-Fraktion von dem Antrag der Freiheit
lichen und der sozialistischen Fraktion im 
Ausschuß so fasziniert war - die ja den 
OVP-Antrag abgelehnt und einen eigenen 
Antrag eingebracht haben -, daß sie nicht 
aufgestanden ist, oder daß sie vielleicht zu
wenig interessiert war und daher diesem 
Antrag nicht beigetreten ist. 

Wir werden mit dieser Novelle dann die 
Voraussetzung schaffen, daß die Novelle zum 
Weingesetz 1 96 1  voll wirksam werden kann. 
In diesem Sinne darf ich bekanntgeben, daß 
meine Fraktion diesem Antrag zustimmen 
wird. (Beifall bei der OVP.) 

Da der Herr Bundesminister anwesend ist, 
möchte ich noch di·e Gelegenheit wahrnehmen, 
zu s.ag'en: Es bedrückt mich ,etwas, wenn im 
"Kumer" vom 15. Juli Hofr,at Petuely, jener 
Mann, der für dJi:e Kontrolle des Qu.alitäts
weines zuständig ä,st, einen Artikel veröffent
licht, in .dem er verschiedene B€lschwoerden 
führt, die nicht mehr den Tatsachen ent
sprechen. Er führt hi,er an, daß nur mehr 
vier Liter zur Untersuchung eingesandt werden 
müssen, was gar nicht richtäg ist. !Auf Grund 
eines einstimmi'g,en Abänderungsantrages 
müssen weiterhin fünf LUer �n sechs g1eichen 
Teilen ,eingesandt werden. 

Was mich aber noch mehr bedrückt, Herr 
Minister, list j ener ·Punkt, der hier als Mangel 
angeführt ist, w.as wirklich fr,agwürdi,g ist. 
Herr Hofrat Petuely schr,elibt hie,r : "Wein
proben müssen vom KeUerinspektor künftig 
anonym an d'ie Untersuchung,sbehö,rde g,e
schlickt werden . . . .  ,Damit werden langjährig,e 
Erfahrungstatsach,en zunichte g,emacht: .. 
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Gösmelbauer 

Ich glaube nicht, daß das einer objektiven 
Beurteilung entspricht, w·enn ich zur Beurtei
lung von Weinproben oder auch aUer übrig,en 
Rroben, die mir auf dem Lebensmittelsektor 
zugesandt werden, wissen muß, woher sie 
kommen, damit ich .sie gerecht beurteilen 
kann. 

Ich bitte, Herr Minister, ,auch in dieser 
Hinsicht nach dem Rechten zu sehen. (Beifall 
bei der avp.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Als 
nächster zum Wort gemeldet ist Herr Bundes
rat Trenovatz. Im erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Trenovatz (SPO) : Geschätzter 
Herr Vorsitzender I Herr Bundesminister! 
Hoher Bundesratl Die Agrarpolitik und di,e 
Ag;r,arwirtschaft sind in alLen Staaten der Welt 
ein Problem, oft sogar ein ,schwiem,ges Pro
iblem; natürlidl mit 19:roßen Unt'erschlieden. In 
dem einen Teil der Welt sind sie deshalb 
ein Problem, weil die Fünfj ahrespläne nicht 
erfüllt weIiden, weil di'e Produktion lzuwenig 
ist. Im anderen 'f.eil wieder, in Ider westlichen 
Welt und interessanterweise in den Industrie
sta,aten, zu denen Osterreich und der EWG
Raum zählen, ist oft das Landwirtsmafts
ministerium ,schwer belastet, Iweil m·e Ulber
produktion manches Mal nicht ·an den Mann 
gebracht werden kann. 

Osteueich ·ist auch lein Weinland. Gerade 
der Weinbau hat in den letzten J,ahr'en enorm 
zugenommen. Obwohl lin den größten Wein
baugebieten, in Ni,ederösterreich und 'im 
BUlig'enland, auf Landesebene Be,schränkungs
maßnahmen getroffen wurden, indem ent
weder ein Aussetzver:bot erlassen oder zu
mindest eine Beschränkung des Aussetzens 
gesetzlich veranlaßt wurde, hat die Weinbau
fläche von 35.000 Hektar in den Letzten Jahren 
auf 37.000 Hektar zugenommen. Aber nicht nur 
das, ,auch die Hektal"'erträge wunden durch 
Mechanisiemng und Umgestaltung d·er Wein
gärten von der Stockkultur auf Mittel- und 
Hochkulturen wesentlich g'ehohen. Im Rekord
jahr 1 970 betrug die Weinernte dn Osterreich 
rund 31/2 Millionen Hektoliter. Zur seLben ZeH 
La.gert,en aber noch tin den Lage,rräumen mehr 
als 1 Million Hektoliter aus den Vorj ahren. 
Der V-erbr·auch in Osterreich beträgt rund 
2,5 MiUionen Hektoliter, sodaß Osterreich 
enorm auf den Export ang·ew:iesen äst. 

Mit dieser Gesetzesnovelle, die hier zur 
Behandlung steht und di'e der Nationalrat 'be
schlOrSsen hat, soll es ermöglicht werden, 
besser'e Bedingungen für den Export zu schaf
fen. Auch die BundesrepU!blik Deutschland hat 
WeiIl!baugebiete, und auch der Deutsche 
Bundestag hat gesetzliche Maßnahmen be
schlossen, um seinen Weinbau zu .schützen. 
Dadurch wäre Osterreich und de.r östeneichi-

sche W'einexport in die Bundesr,epublik sehr 
stark behindert und benachteiligt worden, 
wenn nicht durch Initiative ö.sterr-eichischer 
SteHen, der Bundesregierung und v'erschiede
ner anderer Stellen, dieses Gesetz wieder ge
ändert worden wäre, damit der österroeichische 
Qualitätswein auch in der Bunde.sre·publ:ik 
Deutschland j,ene ,Bezeichnung führen darf, die 
er :braucht, um an den Mann gebracht w,erden 
zu können. 

Wenn wir auch Osterreich:er sind, so haben 
wir keine östeueichLsche Nationalsprache, Wlir 
bedienen uns der deutschen Sprache. Unser·e 
Sprache UIl!d di·e in der Bundesr,epublik sind 
gleJich. InfoLgedessen war 'es wichtig, daß die 
Bezeimnung.en "Spätles-e" ,  "Ausbruch" in der 
Bundesrepublik für ö.sterreichische Weine 
nicht abgeschafft, sondern beiibehaUen werden, 
was d'en Export weiterhin 'ermög1:icht. 

In der Pa.rlamentsdebatte des Nationalrates 
über dieses Gesetz wurde von Präsddent 
lvlinkowitsch auch darauf hinge'wiesen, -daß 
der Wein in Osterreich sehr hoch besteuert 
·ist. Das stimmt. ALs man im Jahre 1 957 den 
Finanzausgleich novelliert und als man 
den Weinbauern, die den Wein an Direkt
verhraucher v,ermarktet haben, wiederum die 
Getränkesteuer auferlegt hat, hat Minko
witsch ausgesprochen, daß tClJi'es s'ein schwärze
ster Tag sei. Er hat aber dafür gestimmt, und 
nicht nur .dieJenigen Gemeinden, die von 
Sozialisten, sOIl!dern auch die GemeiIl!den, die 
von OVP-Bürg,ermedstern 'geführt weIiden, und 
der Gemeindebund, der von der OVP be
herrlScht wirld, haben nicht auf diese tragende 
Säule der Gemeindeeinnahmen verzichten 
können, weil die Getränkesteuer eine 1 00pro-
2Jentige Gemeindeeinnahme dar.stellt. Sie 
wurde dann zum Gesetz erhoben und bringt 
UIliSeren Gemeinden ,einen wesentlichen Teil 
ihrer Finanzen. 

Später hat man dann ,auch noch .die Alkohol
steuer beschlossen. Wenn man die Besteue
rung des W·einßS schon vorher schwer kriti
si,ert und angegriffen hat, ·warum hat dann 
diese R!egie,rung, von der sich die OVP-Wähl,er 
und die Bauern insbesondere so viel erwartet 
UIl!d erhofft haben, diese Besteuerung noch 
hinaufg.esduaubt? 

Man fragt heute : Wann wird die Alkohol

steuer fallen? Es ist für unsere Weinbauern 

bereits eine Steuer durch die Minderheits

regi:erung gefallen. Das ist die Weinsteuer. 

Gerade diese Weinsteuer hat die Bauern 
manchmal am schwersten getroffen. Wenn der 

Bauer seinen Wein verkauft hat, dann mußte 

er als Produzent zum Finanzamt gehen und 

die Weinsteuer, die er bereits kassiert hatte, 

wieder abführen. Diese Weinsteuer ist von der 

303. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)144 von 191

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 303. Sitzung - 22. Juli 197 1  8407 

Trenovatz 

sozialistischen Minderheitsregierung . . .  (Zwi
schenruf de� Bundesrates G ö s e  h e l b a u  e r.) 
Die Alkoholsteuer hätte die OVP-Regierung 
nicht einführen sollen. dann müßte man heute 
nicht fordern, si,e wieder abzuschaffen! 

Dem Weli.nwirtschaftsfonds wurden bisher 
rund 30 Millionen Schilling �ugefÜ:hrt. Die 
sozialistische Minderheitsregierung unter den 
Ministern Arulrosch und Weihs hat diese 
30 Millionen auf 49 Millionen. das ist um 
63 Prozent, aufgestockt! Es muß von der 
BauerIliSchaft. be,sonrler.s von den Wein
bauern - ich bin persönlich kein W,ein
bauer -. anerkannt wenden. daß auch diese 
Regi'erung für den Weinbau vieles g,etan hat. 

In den Ländern. 'in denen Weinbau betrie!ben 
wird. zum Beispi,el im Burgenland. werden 
schon j,ahr,elang ,große Summen aus öflient
lichen Mitteln zur Förderung der Weinwirt
schaft ,aufgebracht. nicht zur Förderung der 
Produktion, sondern zur För.deIllIlig der Lag,e
rung und des Absatzes. für die Werbung. 
W,enn !heute in Osterreich ,solche Schw.iJerig
keiten mit dem W,einabsatz vorhand,en sind, 
so liegt .das nicht immer ,an den ,alteinge
sessenen Weinbauern, sondern wir haben 
heute Weinbauern. dd,e nur Weintrauben pro
duziel1en. aber nidlt in der La.g,e 81ind, auch 
nur einen Brudlteil dessen. w,as sie ernten, 
einzupressen und zu lag'ern. Si'e sind ,auf den 
Traubenmarkt und darauf ange,wi,esen. was 
ihnen der Handel für diese Tr,aUfben bi,etet. 
Darum war es von größter Bedeutung. daß 
ai'e Winz'eTg€nossenschaften !im Bur,genland 
und auch der Winzervenband die Lag,erräume 
mit Hilfe der öffentlichen Hand und der 
Steuer gelder geschaUen .haben. Lagerräume ,  in 
denen Hunderttausend,e Hektoliter 'gelag,ert 
werden können. damit di'e Produz,enten der 
Weintrauben nicht zur Gänz,e dem Handel 
aUSog'el'i,efert ,sind. 

Infolge dies'er Noy.elHerung des W'ein
ges.etzes ist es ,auch nicht mehr möglich. daß 
ausländischer Wein in asterreich 'eingeführt, 
hier ,ein Drittelverschnitt ,g,emacht wird und 
odJieses Produkt dann wi'eder als österreichi
scher Wein exportiert wird, während in Wirk
lichkeit nur ein Drittel von diesem Export
wein österreichischer Wein ist und das andere 
eingeführt wurde. Auch das ,soll durch diese 
Novelle verhindert we.rden. 

Da wir alLe wiss,en. daß diese Nov-el1ierung 
des W'eingeset2'les der österreichischen Wein
wirtschaft, besonders aber dem österreichi
schen Weinbau. zugute kommen wird. wird 
die Isozialistische Fraktion des Bundesrates 
g.eg,en diesen Gesetzesbeschluß keinen Ein
spruch 'erheben. (Bei/all bei der Spö.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Zum Wort hat sich niemand mehr gemeldet. 
Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichte IlStatter das 
Schlußwort gewünscht? - Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu 
erheben. 

46. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1 971 betreffend ein Ubereinkommen 
zur gegenseitigen Anerkennung von Inspek
tionen betreffend die Herstellung pharma
zeutischer Produkte samt Erläuternde Bemer-

kungen (621 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 46. Punkt der Tages
ordnung: Ubereirrkommen zur gegenseitigen 
Anerkennung von Inspektionen betreffend die 
Herstellung pharmazeutischer Produkte samt 
Erläuternde Bemerkungen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat lug. 
Spindelegger. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Ing. Spindelegger: Hoher 
Bundesrat! Herr Bundesminister ! Meine 
Damen und Herroen! Die vorliegend,e Konven
tion .enthält neben Grundsätzen für ,eine sach
,g'emäßoe Herstellung von Arznedmitteln für die 
VertraQlsstaaten -die Vexpfhlchtung, Auskünftoe 
über die allgemeinen Normen oder Herstellung 
in einem pharmazeutischen Erzeugungsbetrieb 
und über die .spezi,ellen Normen der Her
stellung und KontroUe 'eines bestimmten 
pharmazeutischen Produktes 'zu erte!ile.n. Da
durch sollen einers,eUs eine Inspektion durch 
Organe d'es Importlandes und die damit ver

bundenen Handelshiooemiss!e baseiti,gt wer

den und andererseits die nationalen Gesund

heitsbehör.den über den Zustand von pharma

zeutischen Erzeugungsbetrieben in den Ver

tragsstaaten, über .das 'betreffende Arznei

mittel und dessen Kontrolle :informiert werden. 

Dem Nationalrat erschlen bei der Genehmi

gung des Ubereinkommens die Erlaossung 

eines besonderen Bundesgesetzes ,im Sinne des 

Artikels 50 Abs. 2 Bundes-V,erfa,ssungsg'esetz 

zur Uherführung des VertmgSlinhaltes in die 
inneI1staatLiche Rechtsordnung ent'behrlich. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen

heit'en hat di,e gegenständliche Vorlage in 

seiner Sitzung vom 1 9. Juli 1971 in Verhand

lung 'g,enommen und einstimmig beschlossen, 

dem Hohen Hause zu empfehlen. keinen Ein

spruch zu ,erheben. 

733 

303. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 145 von 191

www.parlament.gv.at



8408 Bundesrat - 303. Sitzung - 22. Juli 1971 

Ing. SpiDdelegger 

Als Ergebnis seiner Beratung st.ellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten durch mich doen A n  t r a  g, der Bundes
rat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1 91 1  lbetreffoend ein Uber,eö:rukommen 
zur ,gegenseitigen Anerkennung von Inspek
tionen betreffend die Herstellung pharma-
2leutischer Produke samt Erläuternd.e Bemer
kungen wird kein EiIlJSpruch oerhoben. 

Vorsitzender�Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke für 'den Bericht und begrüße den im 
Hause wieder erschienenen Herrn Bundesmini
ster Dr. Staribacher. (Allgemeiner Beifall.) 

Zum Wort hat sich memand gemoeLd-et. Wir 
kommoen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesratl gegen den Beschluß des National
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

dem Hohen Hause zu empfehlen, ·k,e'tnen Ein
spruch 'zu ,erheben. 

Als Er·g,ebnis s·einer Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftllicbe Angel.egen
heitoen durch mich den A n  t r a g, der Bun
desrat wolle beschLieß,en: 

Gegen den Beschluß des Nat:ionalr.at·es vom 
24. Juni 1 97 1  betr,eftenrl eine Liste LXV -
Polen 'zum AUg,emeinen Zoll- und Handels
abkommen (GATT) wind kein Einsp.ruch ·erho
ben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Bericht. 

Zum Wort hat ,sich niemand gemeldet. Wir 
gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National
rates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu erheben. 

47. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 48. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1971 betreffend eine Liste LXV - 24. Juni 1911 über ein Viertes Internationales 
Polen zum Allgemeinen Zoll- und Handels- Zinnübereinkommen samt Anlagen (623 der 

abkommen (GATT) (622 der Beilagen) Beilagen) 

Vorsitzender�Stellvertreter Dr. Skotton: Wir Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen zum 47. Punkt der Tagesordnung: gelangen nun zum 48. Punkt der Tagesord
Liste LXV - Polen zum Allgemeinen Zoll- nung: Viertes Internationales Zinnüberein-
und Handelsabkommen (GATT) . kommen samt Anlag,en. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Mayer. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Mayer: Hoher Bundesrat! 
Hierr Bundesministerl M-eine Damen und Her
ren! Das Protokoll über den Beitritt Polens 
zum AHg·emeinen Zoll- uIlld Hand·elsa.bkommen 
sieht unter anderem vor, daß Polen Vorsorge 
zu tr·effen .hat, daß der Gesamtwert ,seiner 
Hinfuhren aus den Gebi-eten der Voertragspar
teien j ährlich mindestens um 1 Prozent steigt. 
Nach Verhandlungen im Rahmen des GATT 
wurde dies'e Verpflichtung Polens dahin 
gehend neu festgelegt, !daß Pollen den Gesamt
wert seiner Einfuhren aus dem Gebietoe der 
Vertragsparteli,en nunmehr innerhalb ·eines 
mehrjährigen Zeitraumes um durchschnittlich 
1 Prozent pro Jahr zu steigern hat. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung der vorliegenden neuen GATT-Liste 
LXV - Polen die Erlassung ,eines Iboesonderen 
Bundesgesetzes im Sinne des Artikels 50 
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz zur Uber
führung des Vertrag;sinhaltes in die inner
staatliche Rechtsordnung entbehrlich. 

Der Ausschuß für wirtsdlaftliche Angelegen
heiten hat die gegenständliche Vorlag,e in 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Walzer. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Walzer: Hoher Bundesratl 
Herr Ministerl Meine Damen und. Herren I 
Durch das vorUeg·ende Albkommen soll nach 
Möglichkeit ,ein Ausgl1eich l2lWischoen Er,zeu
,gung und Verbrauch von Zinn hergestellt 
werden. Dabei IsolIen ernste Schwi-e,rigkeiten, 
die sich ,aus 'einem ,schw,an:k!enden Ang'ebot 
beziehungsweise einoer wechselnden Nachfrage 
sowi·e übermäßigen Zinnpr,eisschwankungen 
ergelben,' verhlindoert woerden. Es ist ,auch vor
ges'ehen, daß bestimmte Or,gane, die durch das 
Urbereinkommen geschaHen rw·eI1den, Be
schlüSlSe falSSen können, welche ohne Dazwi
schentr.eten innerstaatlicher Organe in den 
Mitgliedstaat,en V'erbindlich ,soein sollen. Aus 
diesem Grund slind einige -Bestimmung,en des 
UbeI1e:inkommens verfassungsänd.emd. 

Dem Nationalrat ,erschien bei der Genehmi
gung des Ubereinkommens die Erlassung eines 
besonderen Bundesgesetz·es im SinIlle des 
Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
zur Uberführung des V:ertragSlinhaltes än di,e 
innerstaatHche aechbsoI1dnung nicht ,erforder
lich. 

seiner Sitzung vom 19.  Juli 1 97 1  in Verhand- Der Ausschuß für wirtschaftliche Angele.gen
lung genommen und einstimmig 'beschlossen, heiten hat die gegenständliche Vorlage in sei-
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Walzer 
ner Sitzung vom 1 9. JuLi 1 971 .in Verhandlung 
genommen und einstimmi,g heschlossen, ,dem 
Hohen Hause zu empfehlen, kleinen Einspruch 
zu erheben. 

Als Er,ge1mis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Ang,eleg'en
heiten durch mich den A n  t r a 'g, der Bundes
rat wolle beschließen: 

Ge,gen den Beschluß des Nationalliates vom 
24. Juni 1 971 über ,ein Viertes Internationales 
Zinnübereinkommen ,samt Anlagen wind kein 
Einspruch 'erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Bericht. 

Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

49. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1971 betreffend eine Erklärung der 
Republik österreich über die Nichtanwendung 
des Anhanges 1 des Genfer Abkommens über 
den Straßenverkehr sowie Kündigung der in 
der Europäischen Zusatzvereinbarung zum 
vorgenannten Abkommen enthaltenen Ergän
zung zu diesem Anhang 1 durch die Republik 

österreich (624 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
g,elangen nun zum 49. Punkt der Tagesord
nung: Erklärung der Republik Osterreich über 
die Nichtanwendung des Anhanges 1 des Gen
fer Abkommens über den Straßenverkehr 
sowie Kündigung der in der Europäischen 
Zusatzvereinbarung zum vor.genannten 
Abkommen enthaltenen Ergänzung zu diesem 
Anhang 1 durch die Republik Osteueich. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wagner. 
Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Wagner: Hoher Bundesratl 
Durch dalS Kmftfahr.gesetz 1 967 wurden Motor
fahrräder (Fahrräder mit Hilfsmotor) unter den 
Begriff "Kraftfahr�eug,e" sl]bsum�ert. ,Im Hin
blick darauf muß ,seitens UsterI1eichs !im Sinne 
des Artikels 2 Albs. 1 des "Genfer Abkommens 
über den StIaßenv'e,r.kehr" erklärt werden. daß 
es den Anhang 1 di'eses Abkommens, wonach 
Motorfathrräder in die Gruppe der "Fahrräder" 
einzureihen sind. nicht mehr anwenden werde. 
Aus demselben Grund ist auch di:e 1m Artikel 1 
der "Europäischen Zusatzv'ereinJbarung" ent
haltene Ergäl1Jzung zu Anhang 1 ,gemäß Arti
k,el 3 di'eser ZusatzV'eneinbarung zu kÜlldiJgen. 

Betde Akte sind als Abänderungen eines 
StaatSV'eruages im Ges'etzeSliaßig zu qualifi-

zieren und unt,erliegen daher 'gemäß Artikel 50 
Abs. 3 B-VG dem Einspruchsrecht des Bundes
rates. 

Der Ausschuß für wirtschafUiche Angelegen
heiten hat die gegenständHche Vorla.g'e in 
seiner Sitzung vom 19. Juli 1 97 1  in Verhand
lung genommen und einstimmi'g 'beschIQssen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein
spruch 'zu ,erheben. 

Als Er,g,ebIl!is seiner Ber,atung stellt ;somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten durch mich den A n  t r ,a ,g, der Bundes
rat wolle heschließen: 

Gegen dien Beschluß des Nationalrat1es vom 
24. Jurui 1 971 betreffend eine Erklärung der 
Republik Ostern:!lich über die Nichtanwendung 
des Anhang·es 1 des Genf,er Abkommens über 
den St:r;aß·env,erkehr sO'Wi!e KÜtndi,gung der in 
der Europäischen Zusatr.!:V1eIieinlbarung zum 
vorgenannten Abkommen enthalteDJen Er.gän
zung zu di'esem Anhang 1 durch die R'epublik 
Osteneich Wliro kein Einspruch ,erihoiben. 

Vorslitzender-StellVlextreter Dr. Skotton: Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Bericht. 

Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

50. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1971 betreffend ein Ubereinkommen 
über die Durchführung des Artikels VI des 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 

(625 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen nun zum 50. Punkt der Tagesord
nung : Ubereinkommen über die Durchführung 
des Artikels VI des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Ing. 
Spindelegger. Ich bitte ihn um ,seinen Bericht. 

Berichterstatter lng. Spindelegger: Hoher 

Bundesrat! Herr Bundesminister I Meine 

Damen und Herren! Das vorHegende Uberein
kommen legt dd!e BestimmlIDg,en des Arbi

kels VI (AnNdumpingkodex) des Allg'emeinen 

Zoll- und HandeLsabkommens aus und schafft 

Vorschriften für itbr,e Anwendung, um eine 

größere BinlreitlichkYeit und Sicherheit bei 

[hrer Durchführung durch die GATT -Staaten 

zu ,erreichen. Jede Vertragspartei hat dabei 

Vorsorg,e zu treffen, daß ihre Gese�e und 

sonsHgen VOlIschriften mit den Bestimmungen 

des Antidumpingkodex übereiIliStimmen. Auch 
hat jeder Mitgliedstaat die übrigen V,ertr,ags

parteien von allen Änderungen der etgeDJen 
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Ing. Spindelegger 

Antidumping:gesetZie und -verordnungen zu 
unterrichten. 

Dem Nationalrat ,erschien ,bei der G eneh
migung des Ubereinkommens die Erlassung 
eines besonderen Bundesgesetz'es im Sinne 
des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungs

gesetz zur Uberführung des Vertragsinhal
te:s in dj,e innerstaatliche RechtsoI1dnung not
w,endi,g. Hin d:i,esbezüglicher Gesetzesibeschluß 
liegt in Form des Ges'et<resbeschluSISes des 
Nationalrates über ein Antidumpinggesetz 
1911 vor. 

Der Ausschuß für wirtsmaHUche Angeleg.en
heHen hat die geg.enständliChe Vorlag·e in sei
ner Sitzung vom 19. Juli 1 97 1  lin VIerhandlung 
genommen und einstimmig beschloss'en, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, �einen Einspruch 

deIsabkommens - dessen Ratifikation durch 
Osterreich im Zuge ist - vorgesehenen detail
lierten Bestimmungen über die Feststellung 
eines Dumpings und die Einhebung eines Anti
dumpingzolles eine entsprechende Anpassung 
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften erfor
derlich maChen. Der vorliegende Gesetzes
beschluß enthält diese notwendige Anpassung 
an die materiellen und verfahrensrechtlichen 
Vorschriften des erwähnten Abkommens unter 
Beibehaltung bisher bewährter Regelungen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten hat die gegenständliche Vorlage in sei
ner Sitzung vom 19. Juli 191 1  in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

zu erheben. Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 

ALs Ergebni.s ,seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen

der Ausschuß für wirtschaftliche Ange1egen- heiten durch mich den A n  t r a g, . der Bundes

heUen durch mich den A n  t r a g, der Bundes- rat wolle beschließen: 

I,at wolle beschließen: Gegen den Gesetzesbeschluß des National-

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1911 betreff·end 'ein Ube.reinkommen 
über ,di,e . Durchführung des ArtikJels VI des 
Allgemeinen Zol1- und Handelsabkommens 
wird kein Einspruch ,erhoben. 

Vorsitzender-Stellve.rtreter Dr. Skotton: Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Bericht. 

Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National
rates k e i n  e n E i n  s p r u  c h zu erheben. 

51.  Punkt: Gesetzesbescbluß des Nationalrates 
vom 24. Juni 1971 betreffend ein Bundes
gesetz über Maßnahmen betreffend die Ein
fuhr von Waren, die Gegenstand eines Dum
pings sind oder für die im Zollausland Prä
mien oder Subventionen gewährt werden 
(Antidumpinggesetz 1971) (626 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: Wir 
gelangen zum 5 1 .  Punkt der Tagesordnung : 
Antidumpinggesetz 1911. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
Goess. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Goess: Durch den vor
liegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
soll das Ende 1 91 1  außer Kraft tretende Anti
dumpinggesetz 1 961 ersetzt werden. Die bloße 
Verlängerung des gegenwärtigen Antidum
pinggesetzes kommt nicht in Betracht, weil die 
im Abkommen über die Durchführung des 
Artikels VI des Allgemeinen Zo11- und Han-

rates vom 24. Juni 1911  betreffend ein Bun
desgesetz über Maßnahmen betreffend die Ein.;. 
fuhr von Waren, die Gegenstand eines Dum
pings sind oder für die im Zollausland Prä
mien oder Subventionen gewährt werden 
(Antidumpinggesetz 191 1 ) ,  wird kein Ein
spruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: ICh 
danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Bericht. 

Zu Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu 
erheben. 

52. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 24. Juni 1971 betreffend ein Bundesgesetz 
über Maßnahmen zur Vermeidung von Schä
digungen der österreicbischen Wirtschaft durch 
marktstörende Einfuhren (Anti-Marktstörungs-

gesetz) (627 der Beilagen) 

Vorsitzender (die Verhandlungsleitung 
übernehmend) : Wir gelangen zum 52. P,unkt 

der Tagesordnung: Anti-Marktstörungsgesetz. 

Berdchterstatter ,ist Herr Bundesr,at Doktor 

Goess. ICh bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Goess: Durch den vor

liegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 

sollen Bestimmungen des Ende 1 971 außer 

Kraft tretenden Antidumpinggesetzes 1 961, 

soweit sie sich auf Maßnahmen zur Abwehr 

von Schädigungen durch marktstörende Ein

fuhren beziehen, ersetzt werden. Dabei ist, um 
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Dr. Goess 
eine gewisse Einheitlichkeit der Verfahren 
nach dem neuen Antidumpinggesetz und nach 
dem Anti-Marktstörungsgesetz zu gewährlei
sten, eine sinngemäße Anwendung einzelner 
Bestimmungen des Antidumpingg·esetzes 1 91 1  
für den Bereich des Anti-Marktstörungsg'eset
zes vorgesehen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten hat die gegenständliche Vorlage in sei
ner Sitzung vom 1 9 .  Juli 1 91 1  in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

staatliche Rechtsordnung erforderlich. Ein dies
bezüglicher Gesetzentwurf befindet sich in 
Vorbereitung. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angele
genheiten hat die gegenständliche Vorlage in 
seiner Sitzung vom 19 .  Juli 1911 in Verhand
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten durch mich den A n  t r a g, der Bundes
rat wolle beschließen: 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen- Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 

heiten durch mich den A n  t r a  'g, der Bundes- 24. Juni 1 911 betreffend ein Allgemeines Prä

rat wolle beschließen: ferenzsystem GATT wird kein Einspruch er-

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 24. Juni 1911 betreffend ein Bundes
gesetz über Maßnahmen zur Voermeidung von 
Schädigungen der österreichischen Wirtschaft 
durch marktstörende Einfuhren (Anti-Markt
störungsgesetz) wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Es liegt keine Wortmeldung 
vor. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  8 p r u e h  zu 
erheben. 

hoben. 

Vorsitzender: roeine Wortmeldung. Wdr 
kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National
rates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu erheben. 

54. Punkt: GesetzesbesdIluß des Nationalrates 
vom 8. Juli 1971 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Kraitfahrgesetz 1967 abgeändert 
wird (Kraftfahrgesetz-Novelle 1 971) (560 und 

629 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 54. Punkt 
53. Punkt: BesdIluß des Nationalrates vom der Tagesordnung: Kraftfahrgesetz-Novelle 
24. Juni 1911 betreffend ein Allgemeines Prä- 1 911 . 

ferenzsystem GATT (628 der Beilagen) 
Berichterstatter ist Herr Bundesrat Krempl. 

Darf ich um den Bericht ersuchen. Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
53. Punkt der Tagesordnung: Allgemeines Prä-
ferenzsystem GATT. Berichterstatter Krempi: Hoher Bundesrat! 

" I Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des ��nchters�atter
. 

1st Herr Bundesra� Doktor ·  Nationalrates soll das Kraftfahrgesetz 1 967 in 
Goess. Ich büte Wiederum um den Bencht. mehr als 170 Punkten abgeändert werden. 

Berichterstatter Dr. Goess: Um die Inkraft- Dabei soll das Kraftfahrgesetz 1 967 auch an 
setzung von Präferenzzöllen zugunsten von ein im Jahre 1968 in Wien ausgearbeitetes 
Entwicklungsländern zu ermöglichen, wurde internationales Ubereinkommen über den 
über Initiative von Osterreich und anderen Straßenverkehr - dessen Ratifikation durch 
europäischen sowie außereuropäischen Staa- Osterreich beabsichtigt ist - angepaßt wer
ten anläßlich der Tagung des GATT -Rates am den. Die vorgeschlagenen Änderungen betref-
25. Mai 1 911  der Antrag auf Erteilung einer fen unter anderem auch Fragen des Umwelt
Ausnahmegenehmigung gestellt, derzufolge schutzes und die technischen Möglichkeiten 
die Bestimmungen des GATT über die Meist- zur Herabsetzung des Gehaltes an Bleiver
begünstigung insoweit aufgehoben werden, bindungen in Kraftstoffen, die Zuerkennung 
als sie der Förderung des Handels mit Ent- von Blaulicht für Ärztefahrzeuge, eine Ge
wicklungsländern und -gebieten und nicht der währleistung der Betriebssicherheit von Kraft
Errichtung von Handelsschranken gegenüber fahrzeugen durch wiederkehrende technische 
anderen Vertragsparteien dienen. Begutadltungen, die Absolvierung eines Erste-

Dem Nationalrat erschien anläßlich der Ge-
Hilfe-Kurses für Führerscheinbewerber sowie 

nehmigung des vorliegenden Abkommens die 
eine Entkriminalisierung der Strafbestimmun-

Erlassung eines besonderen Bundesgesetzes 
gen. 

im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG zur Der Ausschuß für wirtschaftlidle Angelegen

Uberführung des V�rtragsinhaltes in die inner- heiten hat die gegenständliche Vorlage in 
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Krempl 

seiner Sitzung vom 19. Juli 1911  in Verhand
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten durch mich den A n  t r a g, der Bundes
rat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 8. Juli 1 971 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Kraftfahrgesetz 1 967 ab
geändert wird (Kraftfahrgesetz-Novelle 1911) , 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vor�itzender: Keine Wortmeldung. Wir 
schreiten zur Abstimmung. 

heiten durch mich den A n  t r a g, der Bundes
rat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 24. Juni 1971 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Postgesetz geändert wird, 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Danke schön. 

Zum Wort hat sich niemand gemeldet. Wir 
schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu 
erheben. 

56. Punkt: Gesetzesbescbluß des Nationalrates 
Bei der A b s t i m  m u n g beschließt 

Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u e h  
erheben. 

der vom 16. Juli 19'11 betreffend ein Bundesgesetz. 
des mit dem das Fernspredlbetriebs-Investitions

zu gesetz geändert wird (Fernmeldeinvestitions
gesetz - FMIG) (631 der Beilagen) 

55. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 24. Juni 19'11 betreffend ein Bundesgesetz. 
mit dem das Postgesetz geändert wird (630 

der Beilagen) 

5'1. Punkt: Gesetzesbesdlluß des Nationalrates 
vom 16. Juli 19'11 betreUend ein Bundesgesetz. 
mit dem das Fernmeldegebührengesetz geän-

dert wird (632 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 55. Punkt Vorsitzender: Wir gelangen zu den Punlden 
der Tagesordnung: Änderung des Postgeset- 56 und 57, über die eingangs ebenfalls be
zes. schlossen wurde, die Debatte unter einem ab

zuführen. Es sind dies: 
Berichterstatter ist Herr Bundesrat lug. 

Spindelegger. Ich bitte um den Bericht. Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates vom 

Berichterstatter Ing. Spindelegger: Hoher 
Bundesratl Herr Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Auf Grund eines Erkennt
nisses des Verfassungsgerichtshofes wurden 
Bestimmungen des Postgesetzes als verfas
sungswidrig aufgehoben. Dadurch verliert die 
derzeit geltende Postgebührenordnung ihre ge
setzliche Grundlage. 

Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll dieser Mangel saniert und 
die Grundlage für die Gebührenbemessung 
sowie die Höhe der Postgebühren in das Post
gesetz selbst aufgenommen werden. Darüber 
hinaus sollen in Neubauten Liegenschafts
eigentümer gesetzlich verpflichtet werden, Ab
gabebriefkästen anzubringen. In bestehenden 
Gebäuden wird die Post berechtigt sein, solche 
Anlagen ohne Leistung eines Entgeltes zu er
richten. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten hat die gegenständliche Vorlage in 
seiner Sitzung vom 1 9. Juli 1 971 in Verhand
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen-

1 6. Juli 1911 betreffend 

Fernmeldeinvestitionsgesetz und 

Änderung des Femmeldegebührengesetzes. 

Berichterstatter über beide Punkte ist Herr 
Bundesrat Walzer. Ich bitte um die Berichte. 

Berichterstatter Walzer: Hoher Bundesrat! 
Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll die im Femsprechbetriebs
Investibionsgesetz ,eing'eräumte Bes.tellermäm
tilgung für di·e J ahr.e 1 964 Ms 1 972 zum 
Zwecke der Voll automatisierung und Erwei
terung des österreichischen Fernsprechnetzes 
um 326 Millionen Schilling erhöht werden. Für 
den Zeitraum 1 973 bis 1976 sind Bestellermäch
tigungen im Höchstausmaß von 1 3.6 16  Mil
lionen Schilling vorgesehen. Dieses neue Fern
meldeinvestitionsprogramm umfaßt außer den 
Investitionen auf dem Fernsprechsektor auch 
andere Fernmeldeinvestitionen, wie den Auf
bau eines Datenvermittlungsnetzes, das Fern
schreib- und Funknetz, die Beschaffung von 
Kraftfahrzeugen, Meßgeräten und Werkzeu
gen sowie die Durchführung allgemeiner Hoch
bauvorhaben für den Fernmeldedienst. 

Nach den Erläuternden Bemerkungen zur 
Regierungsvorlage steht dem Bundesrat ein 
Einspruchsrecht nur hinsichtlich des Artikels 
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Walzer 
I Z. 1 ,  soweit darin Bestimmungen über den 
Wirkungsbereich der Bundesministerien ge
troffen werden, sowie hinsichtlich des Artikels 
II zu. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten hat die gegenständliche Vorlage in 
seiner Sitzung vom 19. Juli 1 911  in Verhand
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für wirtschaftliche Angelegenheiten so
mit durch mich den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 16. Juli 1 91 1  betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Fernsprechbetriebs-Inve
stitionsgesetz geändert wird (Fernmeldeinve
stitionsgesetz - FMIG) , wird - soweit er 
dem Einspruchsrecht des Bundesrates unter
liegt - kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Bitte den nächsten Bericht. 

Berichterstatter Walzer: Durch den vorlie
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
sollen blinde, hilflose oder mittellose Personen 
nach einheitlichen Grundsätzen sowohl von 
der Entrichtung der Fernsprech-Grundgebühr 
als auch von der Gebühr für eine Rundfunk
beziehungsweise Fernsehrundfunk-Hauptbe
willigung befreit werden; taube Personen sol
len von der Entrichtung der Fernsehrundfunk
gebühr ausgenommen werden. Für eine Be
freiung von den Gebühren ist ein Antrag der 
Befreiungswerber erforderlich. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten hat die gegenständliChe Vorlage in 
seiner Sitzung vom 19. Juli 1911 in Verhand
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein
spruCh zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten durch mich den A n t r a g, der Bundes
rat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 1 6. Juli 1 911 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Fernmeldegebührengesetz 
geändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Danke für die Berichte. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein, die 
über diese beiden Punkte unter einem abge
führt wird. 

Zum Wort gemeldet hat siCh Herr Bundesrat 
Bednar. Ich bitte ihn, das Wort zu ergreifen. 

Bundesrat Bednar (SPO) : Hohes Haus! Sehr 
geehrte Damen und Hem-:enl Dieser Gesetzes
beschluß des Nationalrates hat ganz besonders 
für die österreichische Wirtschaft und hier für 
die Schwachstromindustrie Bedeutung. Dar
über hinaus aber hat er für große Teile der 
österreichischen Bevölkerung sehr große Be
deutung, da die Ausstattung mit Telephon
anschlüssen heute fast ebenso wichtig ist wie 
die Versorgung mit LiCht und Gas. Dieser 
Gesetzesbeschluß gibt, wie aus dem Inhalt des 
Gesetzes ersichtlich, mehr als 1 30.000 auf ein 
Telephon wartenden OsterreiChern die Mög
lichkeit, doch in den nächsten Monaten und 
Jahren zu dem ersehnten Anschluß zu kom
men, der heute schon Allgemeingut der Be
völkerung geworden ist. Es wird sich selbst
verständlich in der Praxis ergeben, daß trotz
dem in manchen Gebieten die Warteliste nicht 
rasch abgebaut werden kann. Das Gesetz sieht 
aber doch vor - Sie wissen es, wenn Sie den 
Inhalt studiert haben -, daß in den näChsten 
Jahren über 500.000 Telephonanschlüsse neu 
errichtet werden sollen. 

Wenn man aus dem Gesetzestext vielleicht 
schließen kann, daß hier ganz besonders die 
Privatindustrie ihren Beitrag leistet, um die 
entsprechenden Möglichkeiten zu schaffen, so 
soll dabei nicht vergessen werden, daß hiezu 
auch das Personal des Post- und Telegraphen
betriebes beiträgt, das ja diese Arbeiten im 
Einvernehmen mit der Privatwirtschaft durch
führt, das dann die von der Privatwirtschaft 
geschaffenen zentralen und sonstigen techni
schen Einrichtungen übernehmen, in Betrieb 
setzen und ständig warten und pflegen muß. 

Aus den Erläuternden Bemerkungen kann 
entnommen werden, daß auf Grund des Fern
sprechbetriebs-Investitionsgesetzes 1964 in der 
Fassung vom Jahre 1961 dem Bundesmini
sterium für Verkehr für Zwecke der Voll
automatisierung und Erweiterung des Fern
sprechnetzes in den Jahren 1 964 bis 1912 ein 
Betrag von 1 0.934 Millionen Schilling zur Ver
fügung gestellt wurde. Hiezu mußten zur teil
weisen Deckung große Teile von Fernsprech
einnahmen zur Verfügung gestellt werden. 
Diese zweckgebundenen Mehreinnahmen an 
Fernsprechgebühren haben in den Jahren 1964 
bis 1910 über 6 Milliarden Schilling betragen. 
Und wenn wir einen Vergleich ziehen, so 
können wir dabei feststellen, daß in dieser 
Zeit eine Amortisation dieser Investitionen 
von nahezu 10 oder mehr Prozent - wir be� 
finden uns ja inmitten eines Jahres, wo man 
das nicht so genau feststellen kann - erfolgt 
ist. Ich glaube, daß diese Investitionen zu den 
besten Anlagen gehören, die der österreichi
sche Staat machen kann. 
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Dednar 
Wenn man die Einnahmenentwicklung der 

Post- und Telegraphenanstalt der letzten zehn 
Jahre betrachtet, so kann man folgende Fest
stellung machen: 

Im Post- und Postautosektor wurden im 
Jahre 1960 1 159 Millionen Schilling einge
nommen, im Jahre 1910 3292 Millionen Schil
ling. 

Der Fernmeldesektor, der im Jahre 1 960 
noch geringere Einnahmen als der Postsektor 
hatte, nämlich 1 665 Millionen Schilling, hat im 
Jahre 1 910 bereits 4658 Millionen Schilling 
an Einnahmen erzielen können. Die Einnah
men an Fernsprech- und Fernschreibgebühren 
sind also im Vergleich zu den Einnahmen der 
anderen Sparten des Post- und Telegraphen
betriebes unverhältnismäßig stärker angestie
gen, und dies ist nicht allein eine Folge der 
zur Verfügung gestellten Bundeshaftung, son
dern auch ein Verdienst des gesamten Perso
nals des Post- und Telegraphenbetriebes. 

In allen Sparten des Post- und Telegraphen
betriebes müssen als Folge des ständigen Ver
kehrsanstieges mit einem bedeutenden Perso
nalunterstand gewaltige Mehrleistungen voll
bracht werden. Die durchschnittlichen Einnah
men sind in den letzten zehn Jahren um mehr 
als 210 Prozent angestiegen, während der 
Personalstand nur um etwas mehr als 1 8  Pro
zent angestiegen ist. 

Während als Folge der Mehrleistung und 
Finanzierung auf dem Fernmeldesektor die 
Einnahmen auf das Vier- bis Sechsfache ange
stiegen sind, haben sich die Einnahmen auf 
dem Post- und Postautosektor nicht einmal 
verdoppelt. Es ist dies eine Folge der Tarif
gestaltung und der Lohnintensivität der ande
ren Sektoren. 

Ich möchte hier einige Bemerkungen dazu 
machen, weil ich glaube, daß die Offentlichkeit 
über diese Tatsachen viel zuwenig informiert 
ist. 

Wenn hier im Bundesrat einmal gesagt 
wurde, daß die Schülerfreifahrten nur gegeben 
werden sollen, damit die Verkehrsträger 
höhere Einnahmen erzielen können, so möchte 
ich Ihnen hiezu einige Ziffern bekanntgeben. 
Der Postautosektor, also der Omnibussektor 
der auch Defizite aufweist, hatte im Jahr� 
1 960 noch mehr als 85 Prozent Vollzahler und 
nur etwas über 1.4 Prozent Fahrgäste, die 
Schüler- und Arbeiterkarten hatten. Im Jahre 
1910 ist die Anzahl der Vollzahler auf 10,8 Pro
zent abgefallen, während 29,2 Prozent der 
Fahrgäste mit Schüler- und Arbeiterkarten ge
fahren sind. 1960 hatten 41 Prozent der be
förderten Personen ermäßigte Tarife, 1910 

waren es bereits 56,4 Prozent der beförderten 
Personen. 1 1 8 Millionen Schilling Einnahme
verlust ist der Post- und Telegraphenanstalt 
durch die ermäßigten Karten für Schüler und 
Arbeiter entstanden. 

Es ist also keineswegs so, daß sich durch 
die Gewährung von Schülerfreikarten die Ein
nahmen oder, sagen wir, die Rentabilität des 
Postautosektors bessern werden, denn je mehr 
ermäßigte Fahrkarten gegeben werden müs
sen, desto schlechter wird die Rentabilität die
ses Sektors. 

Wenn ich jetzt noch erwähne, daß - was 
privatwirtschaftlich völlig undenkbar ist -
die Post- und Telegraphenverwaltung aus 
ihren Einnahmen die ganzen Pensionslasten 
für die mehr als 21.000 Ruhe- und Versor
gungsgenußempfänger bezahlen muß, so wer
den Sie sehen, daß über diesen Betrieb eine 
Information der Bevölkerung erfolgt, die nicht 
richtig im Licht liegt. 

Ähnlich ist es auf dem Postsektor. Wenn 
wir in den letzten Wochen und Monaten als 
Post- und Telegraphenbedienstete sehr im 
Rampenlicht gestanden sind, weil das Personal 
des Postsektors die Fünftagewoche haben will, 
und hier von vielen Seiten erwähnt wird 
daß es so wichtig wäre, am Wochenende Post 
zu erhalten, so möchte ich hier eine Fest
stellung machen und sie mit Ziffern belegen. 

Im vergangenen Jahr wurden über 821 Mil
lionen Briefsendungen befördert; davon waren 
echte Briefe 283 Millionen, also etwas mehr 
als ein Viertel. Aber 538,211.000 Sendungen 
wurden zu billigen, zu subventionierten Tari
fen befördert: Drucksachen, Massendruck, 
Warenproben, Geschäftsbriefe, Postkarten, 
und 41 3,314.000 Zeitungen wurden zu einem 
Tarif von 15 Groschen pro Zeitung befördert. 

Sie werden also feststellen können, daß die 
Post- und Telegraphenverwaltung trotz der 
gewaltigen Mehreinnahmen auf dem Fern
meldesektor und der Zweckbindung eines Tei
les dieser Einnahmen kein Betrieb ist, der 
defizitär arbeitet, sondern einer, der nicht nur 
die Wirtschaft stark subventioniert, sondern 
auch vielen Menschen in unserer Bevölkerung 
Tarife gewährt, die nicht kostendeckend sind. 

Von rund 1230 Millionen Sendungen im 
Jahr sind nur zirka 283 Millionen Sendungen 
wirklich echte Postsendungen. Man kann also 
heute kaum mehr von einem Briefträger spre
chen, denn er ist zum Lastenträger geworden, 
weil er fast 80 Prozent an Sendungen zuzu
stellen hat, die keine echte Post mehr sind. 

Daran, daß trotzdem die Betriebsabgänge 
bei der Post- und Telegraphenverwaltung im 
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Bednar 
Vergleich zu diesen Leistungen sehr gering 1 schlossen werden können. Mit der Errichtung 
sind, kann man auch die Bedeutung dieses der Hauptanschlüsse sind aber viele andere 
Gesetzes 

. 
für die Einnahmen ermessen. Es i Dinge verbunden, die notwendig sind, um das 

wäre ohne Mehreinnahmen auf dem Fern- : Telephonieren überhaupt möglich zu machen. 
melde sektor nimt möglich gewesen, die post- I und Postautotarife im Interesse der 6sterrei- E�ne Beson�erheit dieses G

.
esetzesbes�lus

mischen Wirtschaft so stark zu subventionie- I ses 1st es, daß 1m § 1 Punkt 2 dIe erforderhchen 

ren, und es wäre zusätzlim nimt möglich ge- I Geldmittel dieses Mal zur Erweiterung und 

wesen, die Vollautomatisierung, die im Jahre · Erneuerung des österreichischen Fernsprech-, 

1912 ihren Abschluß finden wird, so rasant Datenvermittlungs-, Femschreib- und Funk

vorwärtszutreiben. netzes einschließlich der Besmaffung von 

Die Post- und Telegraphenanstalt muß aber 
- wie ich schon erwähnt habe - im Gegen
satz zur Privatindustrie ihre Pensionslasten 
aus den Einnahmen bestreiten. Groteskerweise 
scheint auf der Einnahmenseite der Post- und 
Telegraphenverwaltung der 5prozentige Pen
sionsabzug ihrer Beamten auf. Es ist dies eine 
Tatsache, die sicherlich jedem Angehörigen 
der Privatwirtsdtaft undenkbar vorkommt, die 
aber beweist, daß die Rentabilität dieses Be
triebes sehr hoch ist, denn die Pensionslasten 
haben im Jahre 1 970 1387 Millionen Schilling 
betragen. 

Die in den letzten Jahren aufscheinenden 
bescheidenen Betriebsabgänge sind schon 
durch die Pensionslasten mehr als ausgegli
chen und könnten bei ridttiger Bewertung 
der jährlich um vi-ele Milliarden ,steigenden 
Anlagewerte - Hochbauten, wertvolle tech
nische Einrichtungen - -ein richtiges Bild von 
den großartigen Leistungen des Post- und 
Telegraphenpersonals v-ermitteln. 

Auch das ist eine Tatsache und eine Folge 
der kameralen Verrechnung in Staatsbetrie
ben, daß Milliardenwerte, die durch dieses 
Femsprechbetriebs-Investitionsgesetz, das nun 
zum zweiten Mal novelliert wird, geschaffen 
wurden, nicht als Vermögen der Post- und 
Telegraphenanstalt in der Bilanz aufscheinen 
können, wodurch in der Bevölkerung der Ein
druck erweckt wird, es handle sich hier um 
einen Betrieb, der defizitär ist und nicht gut 
geführt wird. 

Wenn man dazu da oder dort immer wieder 
hört, daß es zu viele Beamte gibt, so möchte 
ich feststellen, daß es im Post- und Tele
graphenbetrieb zuwenig Beamte gibt. Der Be
trieb arbeitet seit Jahren mit einem Unter
stand von rund 3000 Bediensteten. Wenn man 
Plakate liest, es gebe 3000 Beamte zuviel, 
und zwar aus Verschulden der sozialistischen 
Bundesregierung, dann müßte es auf einem 
anderen Sektor nicht 3000, sondern 6000 Be
amte zuviel geben. 

Dieses Gesetz wird es ermöglichen, daß 
mehr als 500.000 Fernsprechhauptanschlüsse 
in den nächsten Jahren an das Netz ange-

Kraftfahrzeugen, Meßgeräten und Werkzeu
gen und der Durchführung allgemeiner Hoch
bauvorhaben für den Fernmeldedienst zur Ver
fügung gestellt werden. Das war bei den 
früheren Gesetzen nicht drinnen. Daher hat 
sich das Personal des Post- und Telegraphen
betriebes in vielen Dingen sehr schwer getan. 
Es mußte seinen Dienst unter Verhältnissen 
durchführen, die den modemen Auffassungen 
nimt mehr entspremen. Die notwendigen 
Werkzeuge konnten . sehr oft niCht rechtzeitig · 
zur Verfügung gestellt werden, weil die not
wendigen Kredite nicht da waren. Durdt dieses 
Gesetz wird somit Abhilfe geschaffen werden 
können. 

Wenn wir die Aufwärtsentwicklung betrach
ten, so zeigt auch dieses Bild, wie großartig 
die Leistungen des Personals der Post- und 
Telegraphenverwaltung auf diesem Gebiet ge
wesen sind. Im Jahre 1950 gab es in Osterrekb 
261 .362 Fernsprechhauptanschlüsse, zehn Jahre 
später 428.807, und - wie wir gehört haben 
Mitte Mai wurde der I millionste Teilnehmer 
vom Herrn Bundesminister für Verkehr an 
das Fernsprechnetz angeschlossen. Das sind 
nur die Femsprechhauptansdtlüsse. 

Ähnlich oder fast noch rasanter ist die Ent
wicklung auf dem Telexsektor, bei den Fern
schreibern. Im Jahre 1950 gab es in ganz 
Osterreich insgesamt 567 Telexanschlüsse, im 
Jahre 1 960 bereits 4389, und derzeit sind es 
über 9000. 

Wer die Verhältnisse kennt, wird wissen, 
daß diese Telexanschlüsse für die österreiChi
sehe Wirtschaft mindestens eine ebenso große 
Bedeutung, wenn nicht eine noch größere Be
deutung haben wie die Fernsprechhauptan
schlüsse. Die Datenverarbeitung über größere 
Gebiete rentabel zu gestalten ist nur möglich, 
wenn man dazu auch den Fernschreiber ver
wenden kann. 

Daher, glaube ich, werden Sie mir zustim
men, daß dieses Gesetz allen Kreisen der öster� 
reichisdten Bevölkerung und insbesondere der 
österreiehisdten Wirtschaft so viele Vorteile 
bringt, daß die Zustimmung ohne Bedenken 
gegeben werden kann. 
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Bednar 

Abschließend möchte ich noch einmal darauf 
hinweisen - denn dem Gesetzestext kann 
man es nicht so klar entnehmen -, daß die 
Durchführung dieses Gesetzes ohne die Lei
stungen des gesamten Personals der Post- und 
Telegraphenanstalt nicht möglich sein wird. 
Die Vergangenheit hat bewiesen, daß mit der 
Schaffung des ersten F·ernmeldeinvestitions
g,esetzes nur die Mittel für den Hochbau und 
für die technischen Einrichtungen gegeben 
wurden und nur der Opfermut des Personals 
es ermöglicht hat, die rasante Aufwärtsent
wicklung auf dem Femmeldesektor, die nur 
mit der Motorisierung vergleichbar ist, zu 
erreich-en. 

Die sozialistische Fraktion wird gegen die
sen Gesetzesbeschluß des Nationalrates keinen 
Einspruch erheben. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Ehe ich dem nächsten Debat
tenredner das Wort gebe, begrüße ich den im 
Hause erschienenen Herrn Bundesminister 
Moser herzliCh. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich bitte nun Herrn lng. Guglberger, der 
sich zu Wort gemeldet hat, das Wort zu er
greifen. 

Bundesrat lng. Guglberger (OVP) : Hohes 
Haus! Sehr geehrter Herr Ministerl Meine 
Damen und Herren! Die zentrale Lag,e Oster
reichs in Europa erfordert nicht nur ein dieser 
Lage entsprechendes Straßennetz, sondern, 
vielleicht noch wichtiger, auch ein dem heuti

' gen technischen Stand entsprechendes Fe rn-
sprechnetz. Die Ferngespräche Nord-Süd und 
Ost-West in Europa werden über die Ver
stärkerämter und Koaxkabel Osterreichs gelei
tet, sodaß sich erhebliche Einnahmen daraus 
ergeben. 

Der Fernsprechbetrieb in allen Staaten der 
Erde beGndet sich in einem Zustand großer 
Verändej."ung. Einmal dringt die selbsttätige 
Verbindungsherstellung in die Betriebe ein 
und stellt diese grundlegend um, zum anderen 
hat die Verstärkerröhre beziehungsweise der 
Transistor und die Fernwahltechnik die un
mittelbare Verständigung über den ganzen 
Erdteil ermöglkht. 

Da immer neue Gebiete fernsprechtechnisch 
erschlossen und in das Weltfernsprechnetz ein
gegliedert werden, werden, um den gesteiger
ten Ansprüchen zu genügen, die öffentlichen 
Fernsprechanlagen aller Staaten an den zu
nehmenden We�tverkehr angepaßt und lei
stungsfähiger in bezug auf Umfang, Güte und 
Beschleunigung des Verkehrs ausgestattet. 

1923 wurde die erste Netzgruppe der Welt 
in Weilheim in Bayern mit dem Wählfern
verkehr für kurze Entfernungen mit großem 

Erfolg in Betrieb genommen. Bei dieser Ent
wicklung mußten viele Vorurteile und tech
nische Schwierigkeiten überwunden werden, 
denn sie wurde allgemein als ganz unmöglich 
angesehen, bi·s in Weilheim in Bayern der 
Beweis des Gegenteils erbracht wurde. 

Und nun hat Osterreich eine Anzahl von 
Ubertragungskanälen, via Satelliten, wobei 
die Empfangs- und Sendestation in Raisting 
in Bayern steht, gemietet. 

Osterreichs Techniker haben auf dem Ge
biete der Fernsprechtechnik ihren beachtlichen 
Anteil. Die Erfindung der Lieben-Röhre, spe
ziell für den Telephonverkehr entwickelt, bis 
zur kürzlich in Betrieb genommenen ersten 
Fernwähl-Leitwegeinrichtung Osterreichs in 
Wien zeugen von dem großen Anteil der öster
reichischen Techniker an der Entwicklung des 
internationalen Nachrichtenwesens. 

Die Grundlage für den Ausbau des voll
automatisierten Fernsprechbetriebes war das 
Fernsprechbetriebs-Investitionsgesetz im Pro
grammzeitraum von 1 964 bis 1912. Es hatte 
den Zweck, 500.000 neue Teilnehmerstellen 
zu errichten und die einschlägige Elektro
industrie, wie Kabelwerke und Schwachstrom
industrie, auszulasten und mit Aufträgen zu 
beteilen. 

W-enn immerhin in diesem Zeitraum 1 1 .260 
Millionen Schilling an Aufträgen in die Wirt
schaft fließen konnten und mit dem neuen 
Gesetz von 1913 bis 1 976 weitere 1 3.616 Mil
lionen Schilling investiert werden, so ist diese 
Unterstützung der Wirtschaft besonders be
deutungsvoll. Es können dadurch auch hoch
qualifizierte Techniker der österreichischen 
W'irtschaft erhalten bleiben. 

Besonders erfreulich erscheint mir, daß mit 
diesem Investitionsprogramm der Aufbau 
einer ö,sterreichischen Satellitenerdfunkstelle 
im Wien er Becken vorgesehen ist. Damit ist 
zu rechnen, daß wir via Satelliten bedeutende 
Sprechmöglichkeiten nach Dbersee zur Ver
fügung haben und damit mit einer bedeutend 
kürzeren Wartezeit auf eine Telephonverbin
dung rechnen können. 

Der Herr Minister hat angekündigt, daß in 
der Zeit von 1 913 bis 1976 563.000 neue Fern
sprechanschlüsse errichtet werden. Nun erlebt 
aber heute schon jeder Fernsprechteilnehmer, 
insbesondere zu den Stoßzeiten, daß eine Ver
bindung mit dem gewünschten Teilnehmer 
erst nach vielem zeitraubenden Wählen zu 
erreichen ist. Speziell in unseren großen Frem
denverkehrszentren gehen viele Gebühren 
wegen dauernden Besetztseins von Leitungen 
verloren. Es müßte also bei der Planung in 
erster Linie auf eine ausreichende Anzahl von 
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lug. Guglberger 
Ortsnetzkabeln, auf Netzgruppenkabel bezie
hungsweise Inneneinrichtungen der Wähl- und 
Verbundämter gesehen werden und damit die 
Garantie einer schnellen Sprechmöglichkeit ge
währleistet werden. 

Trotz der bisherigen Investitionen war es 
nicht möglich, den Ansuchen um Telephon
anschlüss,e auch nur halbwegs zu entsprechen. 
Das Land Tirol hat ,sich deshalb bereit erklärt, 
20 Millionen Schilling, und das Land Vorarl
berg, 14 Millionen Schilling zur Verfügung 
zu stellen. 

Die Herstellung von Fernsprechanschlüssen 
ist aber nicht nur eine Frage des Geldes, son
dern auch eine des Personals. Es ist hiezu 
ein Mehr an Facharbeitern und technischen 
Beamten notwendig. 

Die Postverwaltung hat zur Ausbildung von 
Fachkräften mehrjährige Kurse in Graz und 
in Wien eingerichtet. Die Ausbildung eines 
Fernmeldemonteurs kostet der Postverwal
tung zirka 200.000 S. Es ist aber keine Sicher
stellung vorhanden, daß nach Absolvierung 
dieser Kurse dieser geschulte Fernmeldemon
teur bei der Postverwaltung bleibt. 

industrie interessant, eine technisch bessere 
Lösung zu suchen. 

Wir haben mit diesem Gesetz einen weite
ren Weg zur Verbesserung des Fernmelde
netzes beschritten. Eine Kapazität an fern
sprechstellen im Verhältnis zur Einwohner
zahl wie die der Schweiz mit 43,4 Prozent, 
der Bundesrepublik mit 1 8,6 Prozent und 
Schwedens mit 52 Prozent haben wir noch 
lange nicht erreicht. Es soll aber unser ganzes 
Bestreben sein, gerade auf diesem Sektor, der 
uns ja mit der ganzen Welt verbindet, ein 
Beispiel zu bieten, daß auch ein kleines Land 
alle Verpflichtungen erfüllt, die an es gestellt 
werden. 

Mit der zweiten vorliegenden Gesetzes
novelle wird eine kleine Hilfe für jene Mit
bürger unter uns geboten, die von Natur aus 
benachteiligt sind, seien es Blinde oder Taube 
oder finanziell in Bedrängnis geratene Perso
nen, die das Gesetz als mittel- oder hilflose 
Personen bezeichnet. Die Entrichtung der Tele
phongrundgebühr soll hilflosen und mittel
losen Personen erlassen werden. 

Es muß aber auch ,hier einmal die Frage 
geprüft werden, den Einzelstehenden der älte
ren Generation verbilligt einen Telephonan-

Ein Wort zum technischen Personal. Wir schluß zu geben, da diese Personen nicht die 
haben die Einrichtung, daß alle Beamten in Mögl:ichkeit haben, die Umwelt zu verständi
bestimmten Zeitabschnitten qualifiziert werden gen und im Faile einer Krankheit Hilfe her
müssen. Stellen Sie sich vor, daß verdiente beizuholen. 
Beamte, die 20, 30, 35 oder 40 Jahre beste Eine weitere Verbesserung ist darin zu 
Arbeit geleistet haben, immer noch einer sol- sehen, daß Taube und Heime für Taube von 
ehen Prozedur unterworfen werden. Hier ein der Gebühr für eine Fernsehrundfunk-Haupt
Ersuchen an den Herrn Minister, diese Frage bewilligung befreit werden. 
einer Uberprüfung zu unterziehen. Hohes Haus! Die Postverwaltung stellt in 

Weiters haben wir eine Reihe verdienter 
Bezirksbauführer bei den Bezirksbauämtern, 
die alle Voraussetzungen mitbringen, aber 
nicht in die Dienstklasse VII überstellt werden 
können, weil die Telegraphenbauämter zu
wenig Posten dieser Dienstklasse zugeteilt 
erhalten. 

Hohes Haus I Von unseren Kollegen der 
Landwirtschaft wurde im Nationalrat ein An
trag bezüglich verbilligter Landanschlüsse ein
gebracht. Selbstverständlich soll der auf dem 
Lande Lebende, ob Bauer, Arbeitnehmer oder 
GewerbetI'leibende'r, dieselbe MÖtglichkieiit 
haben, sich des Fernsprechers zu bedienen, 
wie der in der Stadt Wohnende. In dringenden 
Fällen, in denen ein Arzt gebraucht wird, 
oder bei Bränden und Unfällen ist die tele
phonische Verständigung eine Notwendigkeit. 

Form von Gebührenermässigungen und -be-
freiungen aus ihren Budgetmitteln jährlidl 
30 Millionen Schilling zur Verfügung. Auch 
das ,sollte der Allgemeinheit einmal zur Kennt
nis gebracht werden. 

Die Osterreichische Volkspartei gibt diesen 
Vorlagen gern die Zustimmung, da dadurch 
einerseits der Fortschritt des Fernmeldewesens 
gewahrt bleibt und andererseits für unsere 
von der Natur benachteiligten Mitbürger eine 
Hilfe gewährt wird. (Beifall bei der avp.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. 

Wünscht der Herr Berichterstatter -ein 
Schlußwort? - Nein. 

Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
beiden Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates 

Es ist heute technisch wohl möglich - wie - hinsichtlich des Fernmeldeinvestitionsge
es im Antrag vorgesehen ist -, fünf Land- setzes, soweit dieses der Beschlußfassung des 
anschlüsse auf eine Leitung anzuschließen, Bundesrates unterliegt - k e i n  e n E i  n
aber es ist sicherlich für unsere Schwachstrom- s p r u c h zu erheben. 
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58. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 16. Juli 1911  betreffend ein Bundesgesetz 
über die einmalige Gewährung einer Sonder
begünstigung für die vorzeitige. Rückzahlung 
von Wohnbaudarlehen der öffentlichen Hand 

(633 der Beilagen) 

59. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 16. Ju11 19'11 betreffend ein Bundesgesetz. 
mit dem das Wohnungsverbesserungsgesetz 

geändert wird (568 und 634 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zu den Punkten 
58 und 59. über die eingang's gleichfalls be
schlossen wurde. die Debatte unter einem ab
zuführen. 

Es sind dies :  

GesetzesbesChlüsse des Nationalrates vom 
16. Juli 1 971 betreffend 

die einmalige Gewährung einer Sonderbe
günstigung für die vorzeitige Rückzahlung von 
Wohnbaudarlehen der öffentlichen Hand und 

eine Änderung des Wohnungsverbesse
rungsgesetzes. 

Berichterstatter über beide Punkte ist Herr 
Bundesrat Wagner. Ich bitte um seine BeriChte. 

Berichterstatter Wagner: Hoher Bundesrat! 
Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sollen die Länder ermächtigt 
werden. den Darlehensschuldnern nach dem 
Wohnbauförderungsgesetz 1 954 sowie naCh 
dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 be
stimmte Begünstigungen bei vorzeitiger Rück
zahlung zu gewähren. Ferner soll der Bundes
Wohn- und Siedlungsfonds verpflichtet wer
den. bei vorzeitiger Rückzahlung bestimmter 
Darlehensschulden eine Begünstigung zu ge
währen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten hat die gegenständliChe Vorlage in 
seiner Sitzung vom 19. Juli 1971 in Verhand
lung genommen und einstimmig beschlossen. 
dem Hohen Hause zu empfehlen. keinen Ein
spruch zu erheben. 

Berichterstatter Wagner: Nach dem Woh
nungsverbesserungsgesetz wird die Sanierung 
und Modernisierung von Wohnungen in er
haltungswürdigen Althäusern aus Bundesmit
teln und Mitteln des Wohnhaus-Wiederauf
baufonds beziehungsweise des Bundes-Wohn
und Siedlungsfonds gefördert. Die Förderung 
besteht in der Gewährung von Annuitäten
zuschüssen für die Rückzahlung von im Sinne 
des Gesetzes aufgenommenen Darlehen. DurCh 
den vorliegenden GesetzesbesChluß des Natio
nalrates sollen nunmehr die mit dem heurigen 
Jahr befristete Antragsmöglichkeit auf Ge
währung eines AnnuitätenzusChusses bis zum 
30. September 1973 erstreckt und zusätzliche 
Mittel für Zwecke der Wohnungsverbesserung 
vorgesehen werden. 

Der AussChuß für wirtsChaftliChe Angelegen
heiten hat die gegenständliche Vorlage in 
seiner Sitzung vom 19. Juli 197 1  in Verhand
lung genommen und einstimmig besChlossen. 
dem Hohen Hause zu empfehlen. keinen Ein
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der AussChuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten durch mich den A n  t r a g. der Bundes
rat wolle beschließen: 

Gegen den GesetzesbesChluß des National
rates vom 16. Juli 197 1  betreffend ein Bundes
gesetz. mit dem das Wohnungsverbesserungs
gesetz geändert wird. wird kein Einspruch er
hoben. 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein. die über beide Punkte unter einem 
abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Alberer. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Alberer (SPO) : Hohes Haus! Herr 
Vorsitzender! Herr Minister ! Neben einem ge
sicherten Einkommen und einer auskömm
lichen Rente ist das Wohnungsproblem das
j enige. das alle BevölkerungsschiChten unseres 
Landes am meisten bewegt. Wir wissen. daß 
durch Wohnungsverbesserung allein der Woh
nungsnot nicht abgeholfen werden kann, son
dern hier kann nur durCh Verbesserung des 
Neubaues wirklich etwas geleistet werden. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für wirtschaftliche Angelegenheiten so
mit durch mich den A n t r a g. der Bundesrat 
wolle beschlLeß·en: 

SelbstverständliCh ist neben der Wohnbau
förderung, neben den von den Ländern ge
währten Fertigstellungskrediten und auCh den 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National-
Beihilfen. die von den Arbeiterkammern ge

rates vom 16. Juli 197 1  betreffend ein Bundes-
währt wer:den und eine groß,e RoHe spLelen. 

gesetz über die einmal!ge Gewährung einer 
auch das Wohnungsverbesserungsgesetz ein 

Sonderbegünstigung für die vorzeitige 
.. 
Rück-

Gesetz, das hier AbhilDe sChaffen ,sollte. Die
zahlung von Wohnbaudarlehen der offent-

ses Gesetz wurde seinerzeit befristet bis zum 
lichen Hand wird kein Einspruch erhoben. 

I Jahre 1971 besChlossen. Dieses Gesetz wurde 
Vorsitzender: Bitte um den zweiten Bericht. l auch einstimmig im Nationalrat beschlossen. 
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nachdem im Bautenausschuß noch gewisse Ver
besserungen erreicht werden konnten. 

Unser Land leidet an einem überhöhten 
Prozentsatz an Altwohnungen. Die Forderung 
nach Verbesserung der Wohnverhältnisse be
steht daher dem Grunde nach absolut zu 
Recht. Vor allem die vor dem Jahre 1918 
geschaffenen Wohnungen verdienen vielfach 
nicht mehr den Namen Wohnung, sondern 
können vielfach schon mit dem Namen Bruch
bude belegt werden. Anstrengungen, die zu 
einer Verbesserung führen, werden daher von 
uns Sozialisten immer und überall unterstützt. 

Wenn man überlegt, daß in Wien noch 
326.000 Wohnungen sind, die vor dem Jahre 
1 91 8  gebaut wurden, und daß darüber hinaus 
noch 1 05.000 Wohnungen vorhanden sind, die 
vor dem Jahre 1880 erbaut wurden, dann kann 
man sich vorstellen, wie man in diesen Woh
nungen heute noch hausen muß. 

Die bisherigen Ergebnisse des Wohnungs
verbesserungsgesetzes haben auf keinen Fall 
den Erfolg gebracht, den man sich seinerzeit 
erwartet hat, wenn man überlegt, daß bis zum 
30. Juni 197 1  im Bundesland Wien ungefähr 
1 5.000 Anträge gestellt wurden, davon von 
privaten Wohnung,sei,g,entümern nur 2000 An
träg.e und 1 3.000 Anträge von der Gemeinde 
Wj·en. 

Auch in den übrri.gen Bundesländern sieht es 
nicht vltel anders aus. Auch bi·er wurde von 
dilesem Gesetz ndcht allzuVli·el Gebrauch ge
macht, und wenn Gebrauch gemacht wurde, 
wurden mit diesem Gesletz V1ieUach Ein- U!lld 
Zwe.ifamibienhäuser und bäuer1dche Wohnun
gen ,j.nstandgebracht. 

Meine Damen und Herrenl Das soll absolut 
nicht heißen, daß ich der Meinung bin, es 
wären hier die Mittel fehl verwendet worden, 
sondern im Gegenteil. Wir wissen, daß noch 
-sehr viele Ein- und Zweifamilienhäuser mehr 
als überholungsbedürfUg sind und daß gerade 
unsere bäuerliche Bevölkerung manchmal noch 
in sehr, sehr schlechten Wohnverhältnissen 
lebt. 

Für die Verbesserung echter Miethäuser, 
speziell solcher, die vor dem Jahre 1919  ge
baut wurden - ein Viertel der Wohnungen 
stammt ja noch aus der Zeit vor dem Jahre 
1880 -, wurde nicht allzuviel getan. Die Frage 

ist hi'er auch, wo di'e Sanierung wirklich noch 
am Platz ist. Es fehlt die Festlegung, welche 
Häuser, welche Wohnung,en noch als erhal
tungswürdig a.nzuSl�hen sitlld. 

Die Verbesserung von Klein- und Mittel
wohnungen bedeutet nicht in erster Linie das 
Einbauen von Aufzügen, das Herstellen von 
Gemeinschaftsantennen, von Müllschluckern 

und von Waschküchen, Trockenräumen und so 
weiter, sondern in erster Linie bauliche Maß
nahmen. Es wären in erster Linie abgeschlos
sene Wohnungen zu schaffen. 

Wir haben in Osterreich noch sehr, sehr 
viele Kleinwohnungen. Zum Beispiel sind in 
Wien allein heute noch 22.000 Wohnungen, 
die nur einen Raum haben. Ich weiß, ein 
großer Teil davon wird wahrscheinlich von 
einer einzelnen Person bewohnt sein, aber 
viele davon beherbergen auch zwei Personen, 
j a  zum Teil ganze Familien. Wir haben in 
Wien immerhin noch 223.000 Wohnungen, in 
denen kein Wasser in der Wohnung ist. Wir 
haben in Wien 3 1 7.000 Wohnungen, die noch 
kein Wasserklosett in der Wohnung haben. 

Sie werden vielleicht darauf hinweisen und 
sagen:  Soll die Gemeinde Wien doch mehr 
tun! Wir wissen, daß die Gemeinde Wien von 
1945 bis 1 961 566.000 Wohnungen gebaut hat. 
All das, meine Damen und Herren, ist einfach 
zuwenig. 

Die Verhältnisse, wie ich sie hier aufgezeigt 
habe, wie sie in Wien vielfach sind, sind in 
den übI1i.glen BundesläJndern gleich oder noch 
viel, vioel ,schLimmer. W,enn man ir,g'endwo !in 
den BundJe.sJändern bei den alban Wohnhaus
anlagen nicht nur die Fassade betrachtet, son
dern in den Hof hineingleht und ditese Woh
nungen ansi1eht, so muß ma!ll sagen: Dties;e 
Wolmungen noch zu ,sanileroen müßte manch
mal wlirklich übe,rLegt werden. 

Mit diesem Gesetz ist auch datan gedacht, 
daß Kleinwohnungen zusammengelegt wer
den, daß man aus Kleinwohnungen ordent

liche Wohnungen machen sollte. Das ist des
halb fast nicht möglich, weil man im Durch
schnitt drei Kleinwohnungen zusammenlegen 
müßte, um eine Wohnung von zirka 80 bis 
90 Quadratmetern entstehen zu lassen. Das 
würde aber bedeuten, daß drei Familien aus 
den Wohnungen herausmüßten, um dann ,eme 
ordentlich unterbringen zu können. Sie wissen 
j a, meine Damen und Herren, was das bedeu
tet. Hier kann nur die Wohnbauförderung 
wirklich echte Abhilfe schaffen. 

Es treten auch vielfach die Mietzinsfrage, 
die Frage des Kündigungsschutzes und so 
weiter auf. All diese Probleme hängen mit der 
Althaussanierung zusammen. 

Eine ganze Menge Fragen sind in diesem 
Gesetz noch offen. Dennoch halten wir dieses 
Gesetz nicht für schlecht. Es wäre allerdings 
noch sehr, sehr ausbaufähig. Zum Beispiel 
fehlt in diesem Gesetz nach wie vor ein An
tragsrecht der Mieter. Nur wenn der Hausherr 
bereit ist, von diesem Gesetze Gebrauch zu 
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machen, kann es für die Wohnungssanierung . Osterreich praktisch noch als Brachland be� 
angewendet werden. Wenn die Mieter es wo 1- zeichnet werden. 
len und der Hausherr dagegen ist, ·so läßt 
sich in diesem Fall eben nichts machen. 

Wir wissen selbstverständlich, daß diese 
Frage wieder eine ganze Menge Probleme mit 
sich bringen würde, so zum Beispiel hinsicht
lich der zwangsweisen Durchsetzung der Ver
besserungen, der Absicherung des Darlehens, 
denn Sie wissen ja, daß dieses Darlehen auch 
abgesichert werden müßte. Mieter könnten 
zum Beispiel nur Personaldarlehen bekommen. 
Diese Personaldarlehen müßten zur Gänze 
zurückgezahlt werden und könnten höchstens 
auf die Dauer von fünf Jahren von den einzel
nen Geldinstituten gewährt werden. Das wäre 
auf jeden Fall für die einzelnen Mieter eine 
viel, viel zu schwere Belastung. 

In diesem Zusammenhang, meine Damen 
und Herren, muß auch die Frage einer Rege
lung zugeführt werden, wie die Investitionen 
des Mieters bei Beendigung des Mietverhält
nisses abgegolten werden sollen, denn wenn 
irgendein Mieter vorzeitig die Wohnung ver
läßt, entsteht die Frage, ob er all das, was er 
investiert hat, zurücklassen muß oder ob er 
gesetzlichen Anspruch darauf hat, daß ihm 
das , was er investiert hat, auch zum Teil wie
der zurückgezahlt werden muß. 

Zur anderen Frage, nämlich zur vorzeitigen 
Rückzahlung von Wohnbauförderungsmitteln, 
sind wir der Meinung, daß das eine OVP
Sonderbegünstigung ist. Auch dazu wäre zu 
sagen, daß kaum echter Erfolg zu erwarten 
ist. Der wirtschaftlidle Anreiz zur vorzeitigen 
Rückzahlung ist gering oder überhaupt kaum 
vorhanden. 

Ähnliche Sonderbegünstigungen hat es j a  
bereits seit dem Jahre 1 954 gegeben. Wenn 
hier Rückzahlungen mit Wiederaufbaupapie
ren getätigt wurden, konnte sich der Rückzah
ler ebenfalls viel Geld ersparen. Bisher, in den 
letzten fast 20 Jahren, ist von dieser Möglich
keit kaum Gebrauch gemacht worden. 

Wir als Vertreter der Mieter, meine Damen 
und Herren, haben auch deshalb ein schlechtes 
Gefühl, weil wir der Meinung sind, daß dann 
die Verfügungsbeschränkungen über öffent
lich geförderte Wohnbauten wegfallen wer
den, daß darüber hinaus eine Kündigungs
und Mietzinsbeschränkung bei den Wieder
aufbauwohnungen ebenfalls entfallen w:ird. 

Meine Damen und Herren! Wir Sozialisten 
sind auch der Meinung, daß unserem Herrn 
Minister wes·entlich mehr Mittel für Wohnbau
forschung zur Verfügung gestellt werden müß
ten, denn die WOhnbaufoIschung kann in 

- Wir Sozialisten wollen menschenwürdige 
Wohnungen. Wir wollen diese Wohnungen 
nicht umsonst, wir sind bereit, für diese Woh
nungen einen zumutbaren Kostenbeitrag zu 
leisten. Wir sind bereit, zumutbare Mieten 
zu bezahlen. Wir sind natürlich nicht in der 
Lage, Mieten zu bezahlen, die einen großen 
Teil unseres Einkommens, ja unter Umständen 
fast die ganze Rente in Anspruch nehmen 
würden. 

Meine Damen und Herren! Wir werden bei
den Gesetzen selbstverständlich unsere Zu
stimmung geben. Wir hoffen, daß diese Gesetze 
wirklich ein echter Erfolg werden. Für uns 
Sozialisten sind sie praktisch ein Punkt unse
res Forderungsprogramms: Kampf gegen die 
Armut. Ich glaube, beim Wohnungsproblem 
ist echt der Hebel anzusetzen. (Beifall bei der 
SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist noch Herr Bun
desrat Bürkle gemeldet. Ich bitte ihn, es zu 
ergreifen. 

Bundesrat Btirkle (OVP) : Herr Vorsitzender ! 
Herr Minister! Hohes Haus! Meine sehr ge
ehrten Damen und Herrenl Beide zur Debatte 
stehenden Gesetze gehen auf eine Initiative 
der OVP zurück. Das Wohnbauförderungsge
setz 1968, aber auch das Wohnungsverbesse
rungsgesetz haben sich ausgezeichnet bewährt, 
und diese neue Initiative meiner Fraktion, 
nämlich die einmalige Gewährung einer Son
derbegünstigung für die vorzeitige Rückzah
lung von Wohnbaudarlehen der öffentlichen 
Hand, erweitert diese beiden guten Gesetze 
um ein drittes. 

Diese Initiative der OVP wird es ermög
lichen, daß auf der einen Seite noch erhaltens
werter Althausbestand so saniert wird, daß 
man in ihm auch am Ende des 20. Jahrhunderts 
noch gern und gut wohnen kann, auf der 
anderen Seite, daß durch die vorzeitige Rück
zahlung von Wohnbaudarlehen dem Wohnbau 
neue Mittel zugeführt werden. - Also zwei
mal eine gute Tat. 

Daß das Wohnungsverbesserungsgesetz ge
rade im bäuerlichen Bereich eine segensreiche 
Wirkung ausgeübt hat und noch ausüben wird, 
hat mein Herr Vorredner bereits ausgesagt. 
Es wäre ein Irrtum zu glauben, daß etwa 
gerade im bäuerlichen Bereich, wo nur eine 
Familie in einem Haus wohnt, die Wohnungs
verhältnisse besonders gut wären. Im Gegen
teil, in diesem Lande gibt es Wohnungsver
hältnisse im bäuerlichen Bereich, die weit unter 
dem Niveau liegen, das heute in den Städten 
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und großen Siedlungsgebieten gang und gä'be Volkszählung eIWliesen, weit g,röß:ere Bevöl
ist. kerungszuwächse haben als 'einzel'D!e andere, 

Mir war ursprünglich nicht ganz begreiflich, 
warum die sozialistische Fraktion diesem Ge
setz betreffend die vorzeitige Rückzahlung 
solchen Widerstand entgegeng·esetzt hat. Es 
ist mir jetzt klar geworden, nachdem ich die 
Ausführungen meines Herrn Vorredners 
Alberer gehört habe. Hier kommen einfach 
Ressentiments zum Ausdruck, die in der Partei 
noch nicht beseitigt werden konnten. Da klingt 
irgend etwas nach, von dem man ' meinen 
sollte, es müßte gegen Ende des 20. J ahr
hunderts und in einer Zeit, da Wohnbau in 
diesem Lande so groß geschrieben wird, da 
er in einer wirklich noblen Art und Weise 
betrieben wird, beseitigt sein. 

Meine Damen und Herren! Wenn man be
denkt, welch lächerlichen Betrag, an der zu
künftigen Kaufkraft gemessen, ein Darlehens
schuldner der öffentlichen Hand etwa nach 
30, 40 oder 50 Jahren diesem Darlehensgeber, 
eben der öffentlichen Hand, zurückzahlen wird, 
dann kann man über die vorgeschlagene 
Lösung nur glücklich sein. Wenn der Dar
lehensgeber durch vorzeitige Rückzahlung 
auch nur mehr die Hälfte des ursprünglich 
gegebenen Darlehens zurückerhielte, hätte er 
im Interesse der Wohnbauförderung ein bes
seres Geschäft gemacht, als wenn ihm etwa 
nach 30 oder gar 40 J,ahren der ganze Betrag 
abgestattet würde. 

Meine Damen und Herren! Di-e Sozialisti
sche Part'ei hat in ihrem W,ahlprogramm vor 
dem Jahre 1 970 sehr laut verkündet, daß 
durch ihre Wohnbauförderung,smaßnahmen im 
Jahr 5000 Wohnung·en mehr g·ebaut werden 
sollen, als das vorber ,geschehen sei. Ich be
haupte, daß das ,ein noch nicht 'eing,elösres 
V,ersp.rech'en von damals ist. Wir von der 
OVP mußten eingreifen, um de:r Wohnbau
förderung neuen Auftnieb zu geben, mußten 
,eingreifen, um zu v,erhindern, -daß dler Alt
wohnungsbestand einfach dem Verfall preis
g.egeben Wlind. Wir sind sehr froh, meine 
Damen und HeIl'en, und dafür danken wir 
Ihnen, .daß Sie sich trotz des ,anfänglichen 
W,iderstandes zu unserer Auffassung durch
gerungen haben und unseren Vorlagen, in die 
wi.r auch einige Ihrer Anregungen .einbauen 
konnten, die Zustimmung geben. Recht heftz
}ichen Dank ,d,afür l Die heiden Ge's,etz·e sind 
,ein echter Schr.itt vorwärts zur Beseitigung 
d,es Wohnung,sfehlhestandes und zur Beschaf
fung menschenwürdigen Wohnrlaumes in uns'e
rem Lande. 

In dem Zu.sammenhang noch die Bitte an 
den Herrn Minister, sich den Wünschen der
j enigen Bundesländer, die, wie durch die 

nicht zu verschließen und diese in der Wohn
lbauförderung schlüsselmäßig besser zu be
teilen, weil sonst dioese Länder - lich denke 
an Oberöst'erreich, Salzbur'g, Tirol und Vorarl
berg - mit dem Wohnbau ,einfach nicht mit
kommen können. W,enn man bedenkt, daß in 
Wien die Bevölkerungszahl stagniert, lin OOOr
österreich atber die Zunahme über 15 oder gar 
18 Prozent ausmacht, in Tirol 15 Prozent, in 
Vor,arlberg 16 Prozent, dann muß e.ionfach ,auch 
·eingesehen weroen, daß wir einen andeiien 

Verteilungsschlüss,el br.auchen. 
' 

Melin Herr Vorredner hat IgJesagt, der Woh
nungsforschung mÜJS;ge noch mehr Aug;enmerk 
zugewendet werden. Ich habe manchmal das 
Gefühl, daß man diese Di-ng'e ,ein lbißchen 
überspitzt und glaubt, daß die Forschung Wun
der wirken könne, wo.be,i man manchmal bei 
oberflächlicher Betrachtung übersi,eht, daß wir 
in einer Klimazone leben, die einfach be
stimmte Bauformen, :bestimmte Konstruktio
nen notwendig macht, weil man sonst in die
s'em Lande in einem Haus nicht l,eben kann. 
Wir l,eben nicht im Mittelmeer,raum, ,sondern 
in mer mittel'europäl�schen KlIimazone, hler 
bereits im kontinentalen Bereich; dm Westen 
gegen dJiJe aUaIIltiJsche KlJimazone ZIU gibt es 
sehr VlLele Niederschläge. Wir haben also 
andere KlimaverhältnJisse als .im MiUelmee-r
befleiich. 

Um aber auch zu ,sehen, wi·e a·nderswo ,ge
baut wird, hat ,S'ich vor einig,er Zeit - ich 
möchte Ihnen die kleine Geschichte nicht vor
enthalten - eine Gruppe von Architekten 
und Bauunternehmern aus Vorarlberg nach 
Schweden ,aufgemacht, um eiben zu 'erfahren, 
Wiie ,in Schweden der öffentliche Wohnba.u be
trieben wind, um al1enf,alls ,aus dem Gesehenen 
zu lernen, weil das Gefühl besteht - auch bei 
uns -, daß mit der altberlgebrachten Ziegel
baumethode die Ding,e 'einfach zu teuer sind 
und zu langsam vor sich g,ehen. Man wollte 
wi,ssen, ob nicht andere Methoden tragbarer 
wär;en. 

Interessant war das Ergebnis di'es'er Studien
red.se dieser Unternehmer, die ,sich aus ,allen 
polit1schen Gruppen 'zusammeng,es-etzt haben, 
das IS:De dann in der Press'e v'erlautbart haben. 
Alle T,eilnehmer - das w,ar interessant, isi,e 
waren in Stock.holm und in anderen großen 
Städten des Laooes - war,en eig'entHch vom 
schwecLischen Wohnbau, wi'e er derzeit al,s 
Gemeinschafbswohnbau, aLs kommunaler 
Wohnbau betrieben wild, 'bitter enttäuscht. 
SiJe hahen etwa folg:endes 'geschl1dert: Die 
Wohnungen wenden nach ,einem Generalplan 
gemacht ; keine Indiv1dualiität, alle Wohnun
g.en sind gleich. Alle haben d.ie gleiche Größe, 
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es wird wenig Wert auf Schall1soHerung ge- ! lins Auge g,efaßt werden sollt'e, ,dJaß aber lim 
legt. Auf die Eisen:betonldecke kommt ein etwa R.ahmen einer solchen Verlängerung auch den 
1 cm dicker Filzbelag oder eine Hartfag,erplatte, NO'twendigkeiten Rechnung getr�g,en werden 
darauf wilid auf das ganze Stockwerk 'ein ein- sollte, d1:i!e Slich bei der Anwendung .des ablau
heitlich gefärbter PVC-Belag ,gelegt, auf den tenden Gesetzes er.Q1eben haben . 
.dann di'e Trennwände aUJfg·esetzt wel1den. D1ese 
Trennwände kommen vorfabril2'Ji!ert ins Haus, 
sind bereits tapezie.rt [in 'einer einheitlich 
grauen 1iapetenfaI'lbe ohne jeden Komfort. Alle 
Wohnungen hätten, sO' 'Wunde damaLs von 
den Leuten 'berichtet, sehr ,schöne Bäder, in 
denen 'es JedO'ch keine Fliesen und keine ein
g8'baute Badewanne gibt, wohl aber ist die 
Küche mit allen modemen Elektrogerät'en, die 
man sich bleute nur wünschen und vorsteHen 
kann, ausgestattet. Die Reisenden haben be
richtet, daß slie den Gesamteindruck hätten, ,es 
sei echt trostlos gewesen, und sie glaubten, 
daß die Leute un.seres LandJes in solchen 
Wohnwaben nicht glücklich wenden könnten. 

Unser Wohnbau ist vlieUeicht ,etw,as teurer 
und, wenn ich Jetzt in die Bundesländer hin
aussehe, aber sicher aJuch dn Wien zum Teil, 
g.er.aJdJezu kO'mfortabel. VO'r aUem aber ist 'er 
faroilirengel'echter und das entschei
dende! - menschLicher. Man ;kann w,irklich 
drinnen wohnen und nicht nur Isich .aufhalten. 

Auf das Menschlichere des Wolmungsfbaues 
kommt es an. Da,s ,Lst das entscheidende. Und 
daher wird meine Fr.aktion den heiden Ge
set:zJen, weil sie ein ,echter Fürtschnitt auf dem 
Gebiet der Wohnraumbeschafiung in di'es,em 
Landre und außerd'em unser,e 1deen sind, gern 
die Zustimmung .geben. (BeiJall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Der Herr Minister hat sich 
zum Wort gemeldet. Ich bitte. 

Bundesminister für Bauten und T-echnik 
Moser: Hoher Bundesratl Ich möcht.e ledi·gl'ich 
auf ,ein pa,ar Punkte, die im Rahmen der 
Debatte .auf.g,eworfen worden sind, eing'ehen 
und kerinesw,egs etwa die Sitzungsdauer des 
Hohen Bundesrates verlängern. 

Die beiden zur BeschlußfaSisung heranste
henoon Gesetze betreffen Maßnahmen im Be
r-eiche unseres Wohnungsbaues. Das Woh
nungsverbess'erung,sg-esetz, das Jetzt zwei 
Jahre ,g,elaufen ist, soll um weitere ·zw.ei J.ahre 
unv,erändert verlängert wend'en. Unverändert 
deshalb, weil keine Zeit -geblieben ist, 'etw.a 
die Erfahrungen .der Länder mit diesem Gesetz 
- lieh erinnere dar,an, daß die Berlchter
stattungspflicht der Bundesländer lam 30. Juni 

Wenn heute eine Zeitung schreibt, daß eine 
Partei lim Parlament heabsichtigt habe, etwa 
den Miletern ein Ant.r.a.gsrecht ,einzuräumen, 
so muß 'ich, um ,der Wahrheit die Ehre zu 
.geben, doch ·auf den InitJila1Jiv:a.ntrag dies.er Rar
tei im Abgeordnetenhaus hinweisen, der 
keinerlei Voerbesserung,en hinsichtUch des An
tr,aQlSrechtes vorsieht. Ich glaube, Herr Bundes
rat Alberer war es, der :gesagt hat, daß eigent
lich der Kern dieses Geset2ies, ,die Absicht 
des Gesetzg,ebers nicht im vollen Umf.ang ge
troffien wurde. 

DiJe Absicht des Gesetzgebers war, durch 
ZUIV'erfügungstellung von AnnuitätJenzuschüs
,sen von d'em 'bedrückenden Zustand d'er ·all
gemein ,als B.assenawohnung.en bezeichneten 
r,elativ ,schl,echt ausgestatteten Wohnungen 
wegzukommen. Die bisherige Erfahrung hat 
gezei,gt, daß aber geradoe dn diesem Bereiche 
tdi,e Mittel nicht in d,em Ausmaße Izur Verfü
gung g,estellt wurden, wie si·e notwlendiger
weis,e hätten zur Verfügung ge.stellt werden 
soUeni nicht etwa deshalb nicht, W1elil die Mit

tel an sich nicht vorhanden waren, ISOIlJ(:l.ern 
weil der Verfahrensweg sO' kompliziert und 
schwierig ist, daß der einzelne Mieter, der 
an ,einer VerbeSts,erun.g seiner Wohnung inter
·esSli.ert ist, verzweifelt, Wrenn er sieht, was 
'er alles unterIlJehmen müßte, um üherblaupt 
dann über den E1gentüme.r de.s Hauses und 
über dire IntabuLation ,eines Hypothekardar
lehens zu LClIsten dieses HauSte.s in den Genuß 
dieser Förd,erungsaktiO'n zu kO'mmen. 

Es war im Nationalr.at daher lJeider nicht 
mehr möglich, diese Verbesserung'en aufzu
nehmen. Das Bundesminister:ium für Bauten 
und Technik bereitet lab:er unabhängirg von 
der Beschlußfassung über di,e unv,eränderte 
V.erläng,erung dieses Gesetzes bis zum Herhst 
eine Nov·elle dieses VerbesSierungsg'esetz,es 
vO'r, in der auch di'e notwendigen Ardaptie
rungen und A'nderung.en, die ·erforderlich er
scmeinen, aufgenO'mmen wenden. Ich hoffe nur, 
daß noch vO'r dem Inkrafttreten d1eses Verlän
g.erungsgesetzes dann auch dire notwendigen 
Vellbess'erung'en dieses Gesetzres heI'lbeigeführt 
w.erden können. 

abg,elauf,en ist i bedauerlicherweise hat das Wenn rbier zur ibe.günstigten Rückzahlung 
Bundesministerium für Bauten und Technik 'ges,agt wurde, daß ein Wide�stand vorhanden 
bis beute nur einen Teil der Läooerbericht.e war, so möchtoe ,ich nur auf die Ausführungen 
erhalten - bei der Verlängerung zu berück- Ider Gener.alredner im Rahmen der ers·ten 
sichtigen .. Es hat aher innerhalb der Parteien 

I 
Lesung ,di.eses Antr.ages im Nationalrat ver

des Nationalrates nie ein Zweifel bestanden, weisen, aus denen :sich keineswegs etwa solche 
daß eine Vrerläng,erung um eine ·g-ewisse Zeit Widel1stände er.geben haben, .sondern es wurd-e 
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vLelmehr dort gesagt, dieser Initiativantrag 
sei ,in dieser Form überhaupt nicht brauchbar 
und müsse adaptiert we,nden, weil ,zum Bei
sp�el etwa .dLe Vollzug,sklauSiel dieses Initta
tivantrages verfa>SsungiswtdrLg gewesen wäre 
und es ,nach Auffassung eine:s Teiles des Ah
geordnetenhauses auch nicht ang,eht, daß das 
P,arlament, ohne mit den Ländern Fühlung 
,genommen zu haben, über Vermägenswerte 
der Länder verfügt, wie etwa über die Länder
mittel, ·die im Rahmen der Wohnbauförderung 
1 954 oder 1968 'echt ,als Eigenleistungen der 
Bundesländer ·zur Verfügung gestellt worden 
sdnd. Erst iim Rahmen ,sehr lan9'er Gespräche 
innerhalb ,der im Nationalrat vertretenen Par
teien wurde der Gesebentwurf er.arbeibet, der 
nun zur Beschlußfassung heransteht und der 
sich dom in weiten BereiChen von dem ein
gebramten Initiativantrag untel1Scbeidet. 

Wienn nun gesagt wil1d, /das Wohnbauför
dJerungsgesetz 1 968 hat sich bewährt, so kann 
man, meine sehr ge,ehrten Damen und Herren 
des Hohen Buooesrates, di'e Dinge natürlich 
von ver.schiedenen Seiten ansehen. Aber wenn 
wir die Er�bnisse dler Bau1ei:st1lllgen auf die
sem Gebiete 'etw,a des Jahres 1 970 ,betrachten 
und wenn die StatiJStik sagt, daß ,im Jahre 
1 970 lediglich 44.800 Wohnung,en gebaut wur
den, weit unter den 50.000, dj,e so ,als Faust
r,egel in Osterreich gelten, und wenn wir also 
damit ,auf 6,1 Wohnungen pro 1000 Einwoh
ner o.ster.reichs ,a'bgesunken .sind gegenüber 
6,7 lim Jahre 1969, aJber auch ber.eJits über 7 
hinaus in früheren Jathren, ISO zeigt das doch 
eig,entHch, daß dieses Wohnbaufönderungsge
setz 1968 dringend reparaturbooürftitg ist und 
entsprechende Maßnahmen getroffen werd.en 
müssen, damit d.ie Zahl der zu erstellenden 
Wohnungen - auch mit der Ausstattung, die 
wir als modern bezeichnen - wieder ange
hoben weJ;den kann. 

Es ist ja k,ein Gel1ieiri:llus,  daß bereits im 
Herbst des vergang,enen Jahres entsprechende 
Vorschläge zur Verstärkung des Wohnbaues 
und auch zur Herbeiführung einer ,alljährlich 
stei,genden Zahl von erbauten Wohnung'en 
,c!i-e berühmten 5000 Wohnungen, die der He.rr 
Bundesrat Bürk1e genannt hat - deponiert 
wurden. Die Verhandlung,en haben bis zum 
Schluß dieser Periode keinen Albsdlluß ge
funden. Ich hoffe nur, daß bei W1ederzusam
mentritt des P.arlaments d.iese V'eI1handlung,en 
!Wieder unv8I1Züglich aufgenommen wenden 
können, weH ich der Meinung bin, daß alle 
,im Hohen Haus vertr,etenen Panei,en doch 
der Auffal5sung sind, daß da:s Wohnungspro
blem noch immer ,ein ,sehr vorrangiges in 
Osterreich list und daß wir aHe Anstrengungen 
zu unternehmen haben, um auf diesem Gebi'et 

mit ,anderen Staaten i,n Europa Schritt halten 
zu können und nicht ,abgeschlagen IZU werden. 

Wenn aber ·auf IaHen Seiten des Hohen 
Hauses der gute W.iUe vorhanden ist, dann -
und ich wi'ederhol,e, w,as ich 'immer wieder 
v.ertr'eben habe - muß 'es doch auch eiruen 
Weg geben, der zur Er.reichung dies'es Zieles 
führt. 

Zum Schluß möchte lich noch zur Frage '<ier 
besseren Verteilung der vorhandenen Wohn
baumittel >sagen: Herr Abgeordneter BÜTkle, 
schon im Gesetz fi·IlJdet sich j.a dile Bestimmung, 
daß nach dem Vorliegen der El'g·ebnisse der 
Volkszählung, und ZW& nach den endgülti-gen 
Er,gebnissen der Volkszählunq, nadl den im 
Gesetz laufgestellten Ridltlimen der Schlüssel 
neu eliarbei1Jet wel1den muß, unld die Bevölkle
rungswanlderung lin Osterreich und der Be
völkerungszuwachs wil1d l5ich natürlich auch 
in einer ,entsprech,enden VIeränderung des Ver-
1Jeilungsschlüssels dann widerspiegeln. 

W'enn im Parlament gesagt wunde, daß ,als 
Auswirkung ,des BegünstiJgungsgesetzes für 
die vorzei1Ji-ge Rückzahlung von Wohnbaudar
lehen 2,3 Milliarden Schilli.ng in dien närnsten 
dreli Jahr,en zu erwarten ,sind, so mödlte ich 
dazu sagen: W·arten w:ir ·ab, was die Eligebnisse 
bI1ingen. Tatsache ist, daß seit dem J,ahre 1 954 
bei einem Fonds, und 'zwar ,bei dem attrak
tiven Fonds für eine soldle Maßnahme, !beim 
Wohnhaus-Wi'ooeraufbaufonds, d1ie Möglich
keit der vorzeitigen Rückzahlung 'geg,en einen 
Bonus, der ebenfalls bis zu 50 Prorent des 
Mehrtitgungsbetrag,es reichte, gegeben w,ar 
und daß bis zum Jahre 1960 von dies'er Mög
lichkeit überhaupt niemanld Gebr.auch gemacht 
hat, daß erst ab dem Jahl1e 1960 spärlich davon 
Gebrauch gemacht wurde und daß eine Spitze 
bei dies'er vorzeitigen THguIli9 der off,enen 
Dadehen in dem Augenblick zu v'erzeichnen 
w,ar, als ,in' der Offentlidl:keit 'bekannt wurde, 
daß Jener P,ersonenkr.eis, der über zwei od,er 
mehr geförderte Wohnungen verfügt, Gef,ahr 
läuft, das gesamte Darlehen auf.gekündigt zu 
erhalten. Erst in dliesem Moment gab es eine 
Spitze. Das war :im Jahr 1 966. Seither ist die 
Bewegung aber wi,eder rücklaufeIlld, und in 
dien Jahren von 1 954 bis 1971 sind von den 
rund 19 Milliaroen Schillting, dte der Wohn
haus=-Wiederaufbaufonds als Darlehen ver· 
geben blat, insgesamt 268 MilLionen \Zurück.
gezahlt worden. 

Natürlich wären wir alle froh, w,enn d�eses 
Gesetz einen solchen Anreiz !bioeben würde, 
2,3 Millianden in den nächsten drei Jahren 
für den Wohnbau flüssigzuma(hen. A:ber, 
meine Damen und Herren, ich möchte doch 
vor de,r Erweckung von Hoffinungen ,g.erade 
vilel1eicht g·egenüber uIllserer j.ungen Genera-

734 
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tion -warnen, denn die Enttäuschung, wenn 
dann diese Geldmittel nicht !in dem Ausmaß 
fIi.eßen und td�eg,e eIwähnten 1 2.000 Wohnun
g-en nlicht gebaut werden könnten, wär-e für 
niemanden gut. Sie wäre umso ,größ,er bei 
der jungen GeneIlation und für die Menschen, 
die ihre Hoffnung auf dli:eg.es Ges,etz g<ebaut 
haben. Es wäre für uns ,alle nicht nützHch, 
wenn wir zu große Hoffnung.en in der Offent
lichkeit dabei erwecken würden. (Beifall bei 
der SPtJ.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wird ein Schlußwort gewünscht? - Nein, 
dCIJs ist nicht der Fall. 

Di,e Ahstimmung über <li·este hei.den Geset
zesbeschlüsse e.rfolgt ,getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
beiden Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates 
k e i n  e n E i 11 8 P r u e h  zu erheben. 

60. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 16. Juli 1971 über ein Bundesgesetz be
treffend die Bundesstraßen (Bundesstraßenge
setz 1971 - BStG 1971) samt Verzeichnisse 

{fi35 der Beilagen} 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
60. Punkt der Tagesordnung : Bundesstraßen
gesetz 1911 . 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat KrempL 
Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Krempi: Herr Vorsitzender! 
Hoher Bundesrat! Durch den vor11eg'enden Ge
setz,eslb·e.schluß des Nationalr,ates soll eine 
Neutassung des BUIltdlesstr,aßeng'esletres erfol
,g.en. InsbesoThdel1e IsoHen dabei die Bunrles
.stI1aßenv,erzeichn�sse völlliog neu g'ef.aßt UThd ein 
·neuer Str.aßentyp, di,e BunileSISchnelLstraße, ge
schafien w-eroen. Vor.g,e.sehen sind auch Rege
lungen über di'e Schaffung -eines Bunde.sstra
ßenplanungsgebietes und BunJdesstraßenbau
goebi1etes, für welche Ber·eich'e unteI b-e·stimm
ten VOl'auss'etzungen ein Bauv.erbot 'beistehen 
,goll. Für Zwecke der Stmßtenforschung ,sollen 
in Hinkunft Ibis zu 5 PromilLe deT jähdichen 
Einnahmen ,aus der Bundesmi.nemlölsteuer 
verwendet werden. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche AngeLegen
heiten hat die ,g-egenständlime Vo.rtage in 
seiner Sitzung vom 19. Juli 1 911 ;in VerbJand
lung g·enommen unJd einstimmig beschloSlSen, 
dem Hohen Hause 'zu emptiehlen, k!e,inen Ein
spruch zu 'erheben. 

Als Er:gehniJs seiner Ber,atun,g stellt der Aus
schuß für 'wirtsma'ftlichle Ang,eLeg,enheiten so
mit durch mich den A TI t r ,a ,g, der Bundesrat 
wolLe beschld,eßlen:  

Geg,en den Gesetzesbeschluß .des National
rates vom 1 6. Juli 1 911 über ein Bundesgesetz 
betreffend die Bund.esstraßen (Bunidesstraßen
gesetz 1 911 - BStG 1 911)  ,samt Verreichnisse 
WliIid kein Einspruch ephoben. 

Vorsitzender: Danke . Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundesrat Tirnthal. Ich er
teile es ihm. 

Bundesrat Tirnthal (SPO) : Herr Vorsitzen
derl  Sehr geehrter Herr BunKlesminister ! Ver
ehrte Damen und Herren! Mit dem in Ver
handlung stehenden Bundesstr,aßengesetz wer
den Iwe Rechtsverhältnisse im StraßenWiesen, 
-soweit sie den Bund Ibetr,efien, neu g,eI'legelt. 
Das derZieit gültigle Gesetz stammt aus !dem 
JIClihr.e 1 948 und wurlde in den foLg,enden Jahr,en 
sielbenmal noveHilert. In seinen Grundzügen 
allendings entspricht es aber immer noch dem 
Gesetz Ides Jahres 1 92 1 .  

Mit dem Viehementen Einsetzen der Moto:rn
sierungsw.eUe vor mehr als zehn Jahren ist 
es unumgänglich notwendig ,geworden, ,eine 
Neubearbeitung des BundesstraßengeSietZles 
durchzuführ-en. Dieser Notwendi,gkeit hat dlie 
1501ziallistiscne BundesIle9.Lerung .bter,eits in ihrer 
R!egierungs-erklärung -am 21. April 1 910 Rech
nung g,etr,ag-eu und festgte,stellt : "Im ' Straßen
und AutOlbahnbau wild ,ein mittel- und lang
frisbig·es Bundes-stIiaß'eIl'bauprognamm uut-er 
Berücksichti,gung der Ballungsgebiete und 
r.e,gianalpolibilscher Gesichtspunkte zu ,er,steHen 
isein. Die Ergebnisse der NeUJbewertung /des 
Bund,eSlstr,aßennet:zes sind durch ein modernes 
Bundesstlraßengesetz zu malisie'ren." 

Die in der Regierungserklärung aIl'gekün
di,g1Je Neubewertung des Bunde.sstraßennetzes 
wunde mit dem Entwurf eineis neuen Bundes
,straßeng-esetze.s ber,eits am 21. November 1 910 
od-em Nationalr.at übermittelt. Den Erkennt
nissen der Neubewertung d'es BunJdesstr,aßen
netzes wurde darin voll Rechnung g,etr,agen. 

Die funktionelle und belastungsmäßlige Bedeu
tung der Stnaße fand ihr,en NiederschLag in 
einer Neuo.ri'en1Jierung des ,gesamten Bun,des
stnaßennetz-e,s. Vor 'allem die Schaffung eine's 
neThen Straßentyps, ,der sogenannten Schnell
str,aße, ist besonders he,rvorzuheben. Diesler 
Stra&entyp wird dort zum Ausbau ·g,eLang-en, 
wo .einfache Buml·esstl'aß,en nicht .ausreichen, 
wo also insbesonde.re ein stark!er Zi�l- und 
Quellv-erk!e'lrr .im Bereich von Ballungszentren 
Ider EinhinduoDrg in dCIJS örtliche Straßennetz 
bedarf. 

Außend-em sind im nelJien Bundesstraßen
gesetz noch fo1gtende Wlichtig,e Neuerungen 
,enthalten: 

Die Bezeichnung ides StI'laßenverLaufes und 
die Auflassung von Str,aßenteHen. Im § 1 4  die 
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ein koordiniertes Vorgehen bei der Heran- schon jetzt bestehenden Diskrepanzen zu den 
ziehung der Datenverarbeitung. für das B.aug,eschehen eflforderlicben Binan2len 

Diese Maßnahmen allein aber werden noch w,e5;entlich v,eI1Schärft. 

keinesfalls genügen. Wenn man den Zeitraum Der für die Vollmo.tori.SIi·erung ·erf.orderliche 
bis zum Jahre 1 980 betrachtet, ergibt sich für Ausbau des von 1 1 .040 Kilometer auf 
den Ausbaubedarf in den nächsten 10 Jahren 1 2.372 Kilometer erweiterten B.undesstraßen-
ein erforderlicher Finanzaufwand von unge
fähr 1 1 0 Milliarden Schilling. Nach amtlicher 
Vorausschätzung werden im gleichen Zeit
raum j edoch nur etwa 11 Milliarden Schilling 
zur Verfügung stehen. Es müssen also zusätz
lich 33 Milliarden Schilling bis zum Jahre 
1980 aufgebracht werden, um den bis dahin 
zu erwartenden Verk!ehr einigermaßen bewäl
tigen zu können. Uber die Aufbringung dieser 
Summen werden wir uns alle noch die Köpfe 
zu zerbrechen haben, und es ist zu hoffen, 
daß dabei nicht parteipolitische Interessen, 
sondern nur sachliche Argumente im Vorder
grund stehen. Nur dann wird es gelingen, 
meine Damen und Herren, auch unsere Straßen 
so auszubauen, daß sie mit der Entwicklung 
der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und 
menschlichen Bereiche Schritt halten können. 

Wir Sozialisten stimmen dem Bunde·sstra
ßengesetz 1 911 in der vorliegenden Fassung 
alJs ,gesetzlicher Basis für leinen zeitnahen und 
zukunftsweisenden Ausbau der Bundesstraßen 
gern zu. - Ich danke. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Als nächster Redner ist Herr 
Bundesrat DDr. Pitschmann zum Wort gemel
det. 

Ehe ich ihm das Wort erteile, begrüße ich 
die im Hause erschienene Frau Bundesmini
ster Dr. Firnberg sehr herzlich. (Allgemeiner 
BeHalJ.) 

Ich biUe nun den Herrn BUllldesrat, das 
W o.rt zu ergreifen. 

. 

Bunide..sr,at DDr. Pitsdlmann (OVP) : Sehr 
geehrte Frau Ministerl Herr Minister! Meine 
Damen und Herren! ZWleif,ellos ,ist 'eine der 
g,r,a vi,erendsten Startvo!1auSisetZ'UIl!gen die.ses 
sehr wertvollen Gesetzes die vom Bauten
ministedum im Jahr,e 1 968 ,auf wissenschaft
Hcher Basis erarbeitete Verkehl"sprognos'e für 
dte J,ahre 1 980 und 2000. Mit dem neuen Bun
desstraßeng,esetz wird vom Geset:ligeber vor
ausstichtlieh für einen r'echt langen Zeitraum 
der Aufg,abenbereich für den gesamten Bun
desstraßenhau festgeLegt. 

Sichtung und Wertung des Bundesstraßen
net21es erg,aben obj,ektive GrUDId1agen für die 
neuen Straßenverzeichnisse und wuIid,en mit 
den Landeslie911e.rung,en abgle.stimmt. Dills Ge

netzes ist nur zu knapp 10 Proz·ent durch ver
fügbare Finanzmassen gedeckt. Jährlich müß
ten in !den nächsten mIm J,ahren um 3 Mil
Liarden Schilling mehr aufig,ewellldet werden, 
um ,drle BunJd.esstr,aßen, die Sdmel1straßen, die 
Autobahnen - die A-, B- und S-Straßen - Iim 
erforoerlichen Tempo vler,�ehrs.g'el1echt bauen 
zu können. Di,e derzeitige Fdnanzlerungslba.sis 
ist unzur'eicheoo, das g'eItende Finanzi·erungs
sy,stem unzulänglich. ' 

Daß -im übri:gen das P,adament voll aktioIllS
fähig ist - was den Nationalrat betrifft, muß 
man sag,en: voll ak1Ji.ansfähig Willr - UJIl:d daß 
daher die von Kl1eisky & Co. aus wahltak
tischen GrÜllIden provozierte uoo 'inszenierte 
Auflösung des Nationalrates rein mutwiHig 
war, bezeug,en die vielen ,g,estern und heute 
verabschiedeten und noch zu ver,absch!ieden
den zum Teil sehr gewichtigen Gesetze. 
(Zwischenruf des Bundesrates Dr. Anna D e
m u t  h. - Bundesrat S c  h i p  a n  i: Das hat 
aber mit dem Bundesstraßengesetz nichts zu 
tun!) Auch bei diesem Gesetz ha'ben die bei
den Oppositionsparteien vo.rbHdlich und ver
antwortunglsbewußt mit der Reg,ierungspartei 
zusammenge,arbeitet. (Bundesrat N 0 v a k: Er 
ist auf einem Olfleck ausgerutscht auf der Bun
desstraße! Das macht aber nichts!) 

Die sehr Ig'eglückte, man. ,�ann fast s.ag,en 
wleitg,ehende Kodifikation ,des BUIlldesstr,aß·en
w,ese.ns bringt weitere, neue begrüßenswerte 
SchwerpuIllkte. Bin neuer Straß,entyp, die Bun
des,schnellstraße, wunde geschaffen. N eur.ege
lungen über die Schaffung ·eines Bundes
str,aßenplanungs- und BuIlldesstraßenba.ug,ebie
tes, für w.elche unter !bestimmten Vor.ausset
zungen BauveJ:lbote erla.ssen wenden könIlJe'Il, 
sand '9'eschaffen woroen. Für Zwecke der 
Str,aßenforschung - und das ersche.int mir 
sehr wichtig - w,eI1den in Hinkunft bis zu 
5 Promille der jährlichen .Einnahmen aus der 
Bundesminel1alölsteuer v'erwendet w,enden. 

Nach den Geschehnissen der letzten W o ehen 

foühLe ich mich als Abg,esallldter Vor.arlbergs 

v.erpflichtet, mit einigen wenigen Sätzen das 

derzeit mit großem Abstand he1ßeste, schwie
rigste und dringellldste Stliaßenbauvorhahen 

OsteIToeichs zur Sp.rache zu lbJ:1ing-en, nämlich 
d1e Autobahn im Raume Bregenz. 

setz kann aber nur d,ann voll mit Blut ullld Sehr geschätzter Herr Minister!  Sie haben 

Leben erfüllt wer,den, wenn ,es von ·einem vor .etwClis über einem Jahr .drei der inter

Bundesstraß,enfinanzierungsg,esetz flanki.ert national bekanntesten Bachexperten ausge

wird. Solange dieses ,aussteht, wer:den di,e sucht und be,auftragt, ein Ober,gutachben über 
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alle rund 30 Planung,en und Gutachtens.er'geb
nriJs'se der letzten 15 Jahr,e, also 'ein Endgut
achten, zu erstellen. Di.ese dr,ei W,eis'en aus 
dem West.en Europas haben über 'ein Jahr 
lang dal'1aon gearbeitet und haben sicherlich 
sehr, sehr viel Geld gekostet. Alle Fr,aktionen 
in Vorarl!J:>erg in Lan.dtag, Regj.erung und 
Stadtrat von Bregenz waI'len 'sIch darüber 
einig, daß dieses Gutachten .das letzte sein 
soll, daß 'es ein Eoogutachten sein muß, daß 
dann endlich ,ein Schlußstr.ich unter d'er Land 
und Leuten :smactenJden .ÄJuseina.nders.etzung 
gesetzt werden muß. 

Di,e drei Fach!expe.rten, dli,e der Herr Mini
ster a1l.6·gesucht hat, haben 1 00prozentig vor
behaltlos und allein di-e von der Lan.de�megie
rung empfohLene und bis zum Jahre 1 969 von 
allen drei Parteien einstimmig begrüßte 
Unterflurvadante empfohLen. Mit Ausnahme 
eines ,einzigen VOI1a.rlber.ger Landt,agsahge
ordneten. Unser Kollege Schwarzmann war 
damals der ,ein'Ziog,e von 36, der nicht für das 
Ja des LaIlldtages 'zur UnterfIur eingetreten ist. 

Es kam dann .später, wie man nachher fest
stellen mußt.e, auch W'i.lederum ,aus wahltak
tischen Gründen der rot-blaue Kollektiv
umfaHer im Raume Bregenz. Der Bürger
meister ,der Lanrleshauptstadt hat mehrmals 
auf \T.er,sammlungen der letzten Zeit .dieses 
Isehr teure Obergutachten so mit der linken 
Hand a:bget.an und gemeint, das sei halt auch 
nur eines von vielen, von den rul1ld 30 Gut
achten, die schon eingeholt worden seten. Ul1Id 
sein V:izebür,germeister ging vorg'estern nach
mittag auf der Schattenbur'g der Stadt Feld
kirch so weit und hat im Zusammenhang mit 
Profoessoren, die eben einsreitig alllsg,erichtet 
seien und vielleicht Scheuk1appen haben, von 
Fachidioten gesprochen. 

Lst da,s nicht eine ausgesprochene Beleidi
gung, Herr Minister, Ihre pel'lsönlich ausge
suchten internationalen Fachexpert,en deDarttg 
zu diskriminteren? 

Wenn also der Bürgermeister von Bregenz 
zu dem Gutachten nein sagt und es nicht gel
ten läßt und so tut, als ob es nichts wert 
wäre, dann muß man annehmen, daß Sie ent
weder falsche Leute ausgesucht haben oder 
daß Sie diesen ausgesuchten Personen nicht 
voll ausreichende Fragestellung und Aufträge 
erteilt haben. 

Im übrigen, sehr geehrter Herr Minister, 
hätte folgendes wirklich nicht geschehen dür
fen: Das Gutachten der drei Fachexperten, 
auf das das ganze Land mit großer Spannung 
gewartet hat, hat der sozialistische Bürger
meister der Landeshauptstadt von Vorarlberg 
zwei Tage früher erhalten als Ihr verlängerter 

Arm, der Herr Landeshauptmann, der übrigens 
nur ein Exemplar erhielt. (Bundesrat 
B Ü r k 1 e: Kein Trostl) Die Bürgermeister der 
stark betroffenen Gemeinden um Bregenz, also 
von Wolfurt, Hard, Lauterach, Hörbranz, 
Lochau, haben trotz mehrmaliger telephoni
scher Urgenz und telegraphischer Bitte des 
Bürgermeisters von Wolfurt bis vorgestern 
nachmittag noch nicht ein einziges Gutachten 
erhalten. Sie sind nicht einmal davon ver
ständigt worden, daß das Gutachten am 
28. Juni in Wien eingetroffen ist. 

Sehr danken möchte ich Ihnen, Herr Mini
ster, daß Sie nach einiger Bedenkzeit den 
Wünschen der Vorarlberger Landesregierung 
zugestimmt haben, daß diese drei Fachexper
ten zu einer großen Presse- und Informations
konferenz nach Bregenz eingeladen werden. 
Der Ruf im Lande Vorarlberg wird immer lau
ter, Herr Minister: Kommen Sie an die so hart 
kämpfende Autobahnfront in Vorarlberg l Kon
frontieren Sie sich mit allen an dieser Materie 
interessierten Institutionen und Pel1Sönldch
kJeitenl (Zwischenrufe bei der SPO.) Agieren 
Sie nicht allein vom grünen Tisch aus ! ,  so 
wurde es vorgestern vormittag im Vorarlber
ger Landtag ausgesprochen. (Bundesrat S e h  i
p a n  i: Das feindliche Ausland!) Hinaus an die 
Front in Vorarlbergl Denn ein Vorarlberger 
Abgeordneter sagte : Entsmeiden tut allein 
der Herr Ministerl Ein Vorarlberger Abgeord
neter sagte : Wenn Nixon zu Mao kommen 
kann, dann müßte doch auch unser Bauten
minister einmal in dieser Materie nach Vor
arlberg kommen können I Es ist 5 Minuten 
vor 12, Herr Ministerl (Zwischenruf des Bun
desrates S c  h i p  a n i.) Alle Vorarlberger 
rufen Ihnen zu : Entscheiden Sie endlich, es 
darf nicht noch länger zum Schaden des ganzen 
Landes gestritten werden, es dürfen nicht nom 
länger unzählige Millionen, -z1g Millionen 
verplant und vergutachtet werden, denn zu
letzt sind das alles Steuergelderl 

Im übrigen sagt meine Fraktion zu diesem 
sehr guten Gesetz gern ja. (Beifall bei der 
OVP.) 

Vorsitzender: Wollen Si'e Jetzt g�eich 
:sprechen, Herr Minister? Es ist noch ein Red
ner vorgemerkt, Herr Bundesrat Schipam. Sie 
wollten sprechen? Ist das richtig? (Bundesrat 
S c  h i p  a n  i bejaht.) Bitte, ich habe nur ge
meint, weil Sie sich schon so verausgabt 
haben. 

Bundesrat Schipani (SPO) : Herr Vorsitzen
derl Herr Ministerl Frau Ministerl Meine 
Damen und Herrenl Als das vorliegende Ge
setz im Hohen Hause zur Beratung stand und 
sich der sozialistische Abgeordnete Babanitz 
nach Meinung des Herrn Ex-Ministers Kotzina 
erdreistete, diese Vorlage nur kurz von der 
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Warte eines Bundeslandes ·aus zu streifen 
- ich meine hier das Burgenland, Sie können 
sich durch die "Parlamentskorrespondenz" 
von der Richtigkeit meiner Behauptung über
zeugen -, hat man ihm beinahe einen Ord
nungsruf erteilt. (Bundesrat DDr. P i  t s c h
m a n  n: Wer? Das kann er nichtl) Ich habe 
Sie darauf hingewiesen, Sie haben die Mög
lichkeit, Sie können sich das in der "Parla
mentskorrespondenz" anschauen. (Bundesrat 
Ing. S p i n d e l e g  g e l: Das kann er gaI 
nichtI) Sie können sich das in der "Parla
mentskorrespondenz" und, wenn Sie wollen, 
im Protokoll anschauen und können sich von 
der Richtigkeit meiner Worte überzeugen. 
(Bundesrat Ing. S p i n d e I  e g g e l: Das gibt 
es nicht! - Bundesrat S c  h r e i n  e r: Einen 
"beinahe-Ordnungsruf" gi.bt es nichtf) 

Herr Dr. Pitschmann hat siCh hier ebenso 
bemüßigt gefühlt, die Dinge in der Hauptsache 
von der Warte Vorarlbergs aus zu sehen. Er 
ist von der großen Linie und dem wirkliCh 
guten Gesetz sehr weit abgekommen. Er hat 
siCh sogar bemüßtgt gefühlt, neuerlich einen 
Hinweis auf das Abtreten des Nationalrates 
zu machen, was ja eigentliCh gar nicht zu die
ser Thematik gehört. Das !ist bedauerliCh, 
meine Damen und Herren. (Bundesrat 
B ü r k 1 e: Das werden Sie nicht bestimmen, 
was gesagt Wild! - Bundesrat DDr. P i t s c h
m a n  n: Maulkörbe am lautenden Band/) 
Wenn es Ihnen auch nicht gefällt, muß es 
Ihnen doch gesagt werden. 

Wenn man das Gesetzwerden dieser zu 
behandelnden Vorlage genauer betraChtet, 
muß man sachliCh feststellen, daß es hier nicht 
nur mustergültige Arbeit des Ministeriums 
gegeben hat, ,sondern daß darüber hinaus 
klassische parlamentarisChe Tätigkeit zu
grunde liegt. Bereits 1 968 - ich betone es: 
merken Sie sich diese Jahreszahl - wurde 
mit den Vorarbeiten zu diesem Gesetz be
gonnen und haben naCh Informationen durch 
das Ministerium die einzelnen Landesregie
rungen vorerst einmal auf Beamtenebene 
unzählige Gespräche geführt, um von der 
Warte der Bundesländer aus nach echt föde
ralistischem Geist durch die einzelnen Landes
regierungen ihre WünsChe an das Ministerium 
heranzutragen. Sicherlich waren nach diesen 
ersten Fühlungnahmen die Wünsche aller erst 
einmal zu koordinieren und hieß es, über
spitzte Forderungen und maßlose Wünsche ins 
richtige Lot zu bringen. 

Hand aufs Herz, meine Damen und Herren: 
Viele von uns hätten gern den einen oder 
anderen Wunsch auch noch untergebracht. 
Aber bei einer Lösung, wie es diese Vorlage 

vorsieht, dürfen wir nicht in den Fehler ver
fallen, die Dinge nur regional oder vom Stand
punkt des einzelnen Abgeordneten oder Mit
glieds des Bundesrates aus zu sehen. Hier 
gilt es, diese Vorlage als Ganzes zu betrach
ten, und dabei müssen wir feststellen, daß es 
sich um ein gutes Gesetz handelt. (Bundesrat 
B ü r k I e: Niemand hat das Gegenteil behaup
tet!) 

Es ist erfreulich, daß dieses für unser Land 
sehr bedeutende Gesetz mit einer Objektivi
tät und Sachlichkeit behandelt worden ist, wie 
wir uns das für kommende Vorlagen nur wün
schen könnten. Unter der Bezeichnung "Neu
bewertung des Bundesstraßennetzes" bringt es 
eine völlige Neuordnung des Bundesstraßen
rechts sowie des Bundesstraßenverzeidmisses. 

Ich möchte mir ersparen, Ihnen die Kilo
meterzahlen und die Anzahl der Straßen zu 
wiederholen. Das wurde bereits durCh meinen 
Vorredner Kollegen Tirnthal ausführlich. vor
genommen. Ich möchte lediglich darauf ver
weisen, daß inan speziell bei den mehr als 
200 Bundesstraßen B - bei diesem Straßen
typ - beachten wird müssen, daß bei weiter 
steigender Verkehrsdichte und bei dem sich 
weiter positiv entwickelnden Fremdenverkehr 
gewisse Straßenzüge bereits jetzt sch.nel1� 
straßenähnlich ausgebaut werden sollen oder 
daß dieser Ausbau zumindest später in kürze
ster Frist durchgeführt werden können soll. 

Der unter dem für uns neuen Namen auf
scheinende Straßentyp, nämlich die Bundes
schnellstraße - Bundesstraße· S -, wird ,in 
erster Linie in Ballungszentren helfen, den 
Verkehrs ablauf flüssiger zu gestalten. Diese 
Straßen werden aber auch mithelfen, Entfer
nungen rasch.er zu überbrücken. 

Das künftige gesamte Straßennetz wird 
also effektiv um 1332 km länget sein. Bei der 
Vorarbeit zu dieser Gesetzesvorlage waren 
- wie wir im Hohen Hause hören konnten -
im Ministerium für Bauten und Technik im 
Rahmen der Datenverarbeitung allein 78 Mil
liarden Rechenvorgänge notwendig. 

Ich glaube, daß allen beteiHgten Mitarbei
tern an diesem Gesetz Dank und Anerken
nung auszusprechen ist. 

Erfreulich ist, daß mit diesem Gesetz aller 
Wahrscheinlichkeit nach. für einen längeren 
Zeitraum vom Gesetzgeber der Aufgaben
bereich für den gesamten Bundesstraßenbau 
festgelegt wird. 

Es ist weiters erfreulich, daß auf Grund der 
Erstellung von Bedarfsplänen der Bauwirt
schaft die Möglichkeit gegeben ist, langfristig 
zu planen und, was noch wichtiger ist, die 
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vorhandenen Mittel rationeller und zweck
mäßiger einzusetzen. Entscheidend für das 
j eweilige verkehrsgerechte Bauen wird das 
Vorhandensein der dafür erforderlichen Mittel 
sein. Das wurde bereits von beiden Vorred
nern erwähnt. 

Meine Damen und Herren! Dadurch, daß 
sich alle Beteiligten vernünftiges Maß auf
erlegt haben, dürfte ein zielstrebiger Ausbau 
eines leistungsfähigen Straßennetzes in An
griff genommen werden können. 

Diesem Gesetz, das ich als Meilenstein be
zeichnen möchte und das in seiner Auswir
kung befähigt ist, die Infrastruktur unseres 
Landes wesentlich zu verbessern, wird die 
sozialistische Bundesratsfraktion die Zustim
mung ,g,eben, das heißt, sie wird gegen den 
vorliegenden Ges·etzesbeschluß keinen Ein
spruch erheben. (Beifall bei der SPo.) 

. 

Vorsitzender: Es hat sich noch Herr Bundes
rat Schwarzmann zu Wort gemeldet. Darf ich 
Sie bitten. 

Bundesrat Sdlwarzmann (SPO) : Herr Vor
sitzender! Hoher Bundesrat ! Das vorliegende 
Gesetz dient hauptsächlich dazu, die Straßen 
in asterreich, vor allem die Bundesstraßen, zu 
erfassen und die Dringlichkeit des Ausbaues 
des Straßennetzes nach den verschiedenen 
Kategorien: Autobahnen, Schnellstraßen und 
Bundesstraßen, einzuteilen. 

Meinung der Bevölkerung Stellung genom
men. Dabei möchte ich feststellen, daß diese 
Autobahn ja nicht nur 1 ,4 km entlang des 
Sees liegt, sondern mindestens 4,5 km, sodaß 
also für die andere Strecke kein Vorteil daraus 
·erwächst. 1 ,5 km �n dle,r Mitte de-r Stadt: 
dadurch wurde 'ein freiier Zugang zum See 
er,r·eicht. Daß auf belieLan Seiten di.eser u.nter
flurtra'5lSle- ebenfalls .eme solche lange Str.ecke, 
·e.in Trog entsteht, weid. ja eLLe Bahn und di.e 
Autobahn in dlites:en Trog hlinei:ngeführt welr
den müssen, davon �ild nicht gesp,rochen, 
aber dagegen Wiehrt sich :im be-sondel1en jeden
faUs die Bevölkerung der Stadt. 

Darüber hinaus wird noch auf weitere 2 km 
das schöne Ufer nach Lochau in einer Art 
verbaut, wie es eben von der Bevölkerung 
nicht gewünscht wird. In den letzten Jahren 
- Sie werden vielleicht darauf wieder ant
worten -, seitdem die Pipeline gebaut wurde, 
sind Tausende von Erholungsuchenden dort. 
Wenn der Strand um mindestens 40 bis 50 m 
weiter hinausgesetzt wird, erreicht der See 
damit eine Tiefe von 5 bis 1 0 m. Es gibt dann 
also kein natürliches Ufer mehr, und diejeni
gen, die Nichtschwimmer sind oder nicht gut 
schwimmen können, können nur mehr in 
künstlichen Bassins und dergleichen baden. 
Das ist ein Beweis, daß die Bevölkerung 
- heute sind es noch mindestens 10 Pro
zent - diese Unterflurtrasse, diese Seetrasse 
ablehnt. (Bundesrat B ü r k 1 e: Wenn Sie dort 

Wenn nun trotzdem ins Detail gegangen schon einmal gebadet hätten, würden Sie nicht 
wird und der Herr Bundesrat Pitschmann i m  so daherreden/) 
besonderen zur Frage der Autobahn im Raume 
Bregenz gesprochen hat, so habe auch ich 
einiges dazu zu sagen. 

Er ist der Meinung, daß hier von sozialisti
scher Seite auch politische Fragen behandelt 
W€'rden. Dazu möchte lich sagen, daß vom 
politischen Standpunkt her die OVP sich schon 
seit mehr als zehn Jahren damit befaßt. Im 
Jahre 1 960 hat sie in Bregenz anläßlich einer 
Gemeinderatswahl eine Volksbefragung 
durchgeführt und hat auf Grund dieser Volks
befragung bei jener Wahl nicht schlecht abge
schnitten. Bei dieser Volksbefragung haben 
sich 93 Prozent der Bevölkerung gegen eine 
Unterflurtrasse ausgesprochen. (Bundesrat 
DDr. P i  t s c h m a n  n: Von der Unterflurtrusse 
war damals keine Rede! Blamieren Sie sich 
doch als Vorarlberger Kollege nicht so! -
Zwischenruf des Bundesrates B ü r k 1 e.) Keine 
Aufregung, ich komme noch darauf zu spre
chen. 

Erst im Jahre 1961, Herr Dr. PUschmann, 
hat sich der Herr Bürgermeister von Bregenz 
umgestellt, als seinerzeit der Plan einer Unter
flurtrasse aufgelegt wurde, und gegen die 

Vom wirtschaftlichen Standpunkt kann auch 
noch einiges gesagt werden. Wenn diese 
Unterflurtrasse gebaut werden soll, dann ist 
es notwendig, daß vorher der Frachtenbahnhof 
vom Bregenzer Bahnhof verlegt wird. Hier ist 
ja bereits im Bereich Wolfurt mit dem Bau 
eines Frachtenbahnhofes begonnen worden. 
Soviel bekannt ist, soll der Bau dieses Frach
tenbahnhofes, bis die Teile des Bahnhofes Bre
genz verlegt werden können, mindestens fünf 
Jahre dauern. Das heißt also, daß mit dem 
Bau dieser Unterflurtrasse erst nach fünf Jah
ren begonnen werden kann, was heißt, daß 
dann weitere fünf Jahre an dieser Unterflur
trasse gebaut werden soll und daß dann die 
Stadt Bregenz, und zwar im Zentrum, also 
mindestens für fünf J.ahre 'eine Großbaustelle 
darstellt und in der Zwischenzeit weder der 
Fremdenverkehr noch die Wirtschaft noch der 
Durchzugsverkehr irgendeinen Vorteil von 
dieser Unterflurtrasse haben. Außerdem ist es 
so, daß durch diese Unterflurtrasse im Bereich 
von Vorkloster ·ein wertvolles Gebiet verbaut 
werden muß, in dem der Bau von zirka 
1 000 Wohnungen vorgesehen 'ist. Dieses Pro-
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j ekt müßte dann auf weniger als 500 Wohnun
gen reduziert werden. 

In bezug auf das Gutachten, das bekannt
geworden ist, möchte ich auch etwas sagen. 
Wenn Dr. Pitschmann sagt, daß die Bürger
meister und die entsprechenden Vertreter bis 
heute kein Exemplar dieses Gutachtens hät
ten, dann bedaure ich das, weil der Landes
hauptmann als Landesobmann der OVP 
(Bundesrat DDr. P i  t s c h m a n  n: Vom Mini
ster haben sie keines bekommen!) schon am 
30. Juni den Bürgermeistern, die im Raume 
von Bregenz zusammengerufen worden sind, 
erklärt hat, daß er ihnen bis zum kommenden 
Dienstag dieses Gutachten zur Verfügung stel
len werde. (Bundesrat DDr. P i  t s c  h m a n  n: 
Vom Minister haben sie noch kein Gutachten 
bekommen, habe ich gesagt!) 500 Exemplare 
wollte er zur Verfügung stellen. Wenn Sie 
sagen, daß das bis heute noch nicht der Fall 
ist, dann tut mir das sehr leid. Ich habe j eden
falls das Gutachten auch in der Hand und 
konnte es studieren. So ist es also mit der 
Ausgabe dieses Gutachtens. Wenn es notwen
dig erscheint, daß vom Ministerium auch noch 
zusätzlich an diese Bürgermeister das Gut
achten ausgehändigt werden solle, dann 
glaube ich, daß das eine Doppelg·eieisigkeit 
ist. Aber j edenfalls hat der Landeshauptmann 
ihnen das versprochen. 

Noch ein paar Worte zum Umweltschutz. 
Es ist ganz klar, daß an dieser Strecke, an der 
die Autobahn entlang des Sees Oberflur ge
baut wird, die Abgase und Reste von nicht 
verbranntem 01 und Bezin eine Verschrnut
zung des Bodensees herbeiführen werden. 
Ganz abgesehen davon besteht, da ja auch 
bei diesem Projekt Vollanschlüsse, ein halber 
Anschluß bei der Einfahrt in Bregenz und 
wiederum ein Vollanschluß im Zentrum von 
Bregenz gebaut werden sollen, große Gefahr, 
daß es hier zu Zusammenstößen kommen 
wird und daß eines schönen Tages einer der 
vielen Tankwagen, die da vorbeifahren, in 
den See hineinfährt. (Bundesrat DDr. P i  t s c h
m a n  n: Der Herr Minister wird doch nicht 
so unfähige Leute als Gutachter bestellen!) 
Ich kenne die Sache schon seit Jahrzehnten 
und kann, glaube ich, dazu besser etwas sagen 
als j ene VertretElr, die außerhalb dieses Be
reiches wohnen und glauben, viel dazu sagen 
zu müssen. 

Es ist bei einer Pressekonferenz in Bregenz 
der Ausdruck Kurzschlußhandlung dieser Ver
treter, die sagen: Ganz gleich,  welche Art 
von Autobahn, welche Art von Trasse, die 
Hauptsache ist, daß sie gebaut wird und 
schnell gebaut wird ! ,  gefallen. Wir sind auch 
der Meinung, daß sie schnell gebaut werden 

soll, weil wir ja im Verkehr ersticken. Aber 
wir können es nicht zulassen, daß sie gerade 
dort gebaut wird, wo ein Großteil der Bevöl
kerung dagegen ist. 

Noch dazu soll ja im Bereich der Grenze, 
die nicht weit davon entfernt ist, ein Zoll
gelände mit 7 ha errichtet werden; das Plateau 
liegt in einer Höhe von 9 m. Es ist doch be
kannt, daß beim Auf- und Abfahren auf ein 
solches Plateau im besonderen die Schwerfahr
zeuge starke Abgase und vor allen Dingen 
auch starken Lärm entwickeln. Gerade in die
sem Bereich ist die Umweltverschmutzung, 
die Luftverpestung und außerdem auch die 
Schallwirkung durch diese Fahrzeuge sehr 
beträchtlich. Daher lehnen diese Bevölkerungs
teile mit Recht diese Unterflurtrasse ab. 

Vom finanziellen Standpunkt aus sind wir 
jedenfalls unterrichtet, daß eine andere Trasse, 
und zwar eine Tunneltrasse, nicht mehr oder 
nicht wesentlich mehr kostet als diese Unter
flurtrass-e, die im besonderen bezüglich der 
langen Bauzeit vom wirtschaftlichen Stand
punkt der Stadt Bregenz großen Schaden brin
gen wird. (Beifall bei der SPo.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
noch Herr Bundesrat Dr. Pitschmann. Ist das 
richtig? Bitte, Herr Bundesrat. 

Bundesrat DDr. Pitsmmann (OVP) : Hohes 
Haus! Nur im Telegrammstil zu den Ausfüh
rungen meines Kollegen aus Vorarlberg: 

Es ist doch ein himmelweiter Unterschied 
zwischen jener Autobahntrasse, die damals 
einer örtlichen Volksabstimmung zugeführt 
wurde, und der heutigen Unterflurtrasse ! 
Damals wäre es ein Damm am See gewesen, 
und die jetzige Unterflurtra'sse bringt die Stadt 
durch die Unterflur weitgehend weg von Bahn 
und Straße. Bregenz kommt nun erst an den 
Bodensee, bi'slang liegt es an der Bahn! 
(Bundesrat N 0 v a k: Das mußt du der Be
völkerung in Bregenz sagen, nicht uns! Dort 
traust du dich nicht hin!) 

Entscheiden können diese Dinge besser 
weltbekannte Fachexperten als Abgeordnete, 
die wie du und ich vom Straßenbau recht 
wenig Ahnung haben! Ich darf drei Sätze aus 
diesem von unserem verehrten Minister in 
Auftrag gegebenen Fachexpertengutachten 
verlesen; drei Sätze nur: 

Man sollte deshalb die Abwehrstellung 
gegen die Seeufer-Unterflurtrasse der Auto
bahn schnellstens beenden. Für Bregenz be
deuten diese Lösung und die damit verbun
denen gener,ellen städtebaulichen Bereinigun
gen eine Jahrhundert-Chance. Es gibt keinen 
Grund, im Sinne e"iner Generalbereinigung am 
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österreichischen Ufer des Bodensees und im 
Bereich der Rheintalgemeinden diese Planung 
nicht durchzuführen. Ihre Verwirklichung ist 
die Basis für jede weitere Entwicklung aller 
Bodensee- und Rheintalgemeinden sowie für 
alle nur denkbaren touristischen Vorhaben in 
diesem Gebiet. (Bundesrat B ü r k 1 e:  Das 
sagen die Gutachter des Herrn Ministers!) 

Im übrigen haben Kollege Schwarzmann 
und Genossen in Vorarlberg damals den Bau 
der Pipeline genauso verteufelt wie jetzt 
die Unterflurtrasse. Und heute wird die Pipe
line gelobt und verteidigt! Ganz Bregenz freut 
sich und er hat sie heute selber 
belobigt. Und damals hat man gesagt: Heller 
Wahnsinn, am See entlang eine Pipeline zu 
führen! - So war es damals. (Bundesrat 

Nun, meine sehr geschätzten Herren ! Wem . S c  h w a r  z m a n n: Wer hat das gesagt?) Ihre 
kann man mehr glauben: dem einzigen Vor- Parteifreunde! 
arlberger, der im Landtag damals gegen die 

Bregenz Großbaustelle, wenn die Unterflur
Unterflurtrasse war - der einzige ! -, oder 

trasse kommen sollte : Herr Ministerl Ich habe 
drei weltweit bekannten Fachexperten, die 

Sie nicht dringend gebeten, die Unterflurtrasse 
vom Minister persönlich eingeladen wurden, 

in Auftrag zu geben, sondern nur, zu ent
zu entscheiden? (Zwischenrufe bei der SPO. - scheiden, gleich wie ! Nach 15 Jahren Streit 
Unruhe.) 

endlich mit dem Bau zu beginnen und nicht 

Im übrigen, was den Umweltschutz be- noch weiterzustreiten und -zig Millionen zu 

trifft . . . verplanen! Entscheiden - gleich wie ! Aber 

Vorsitzender (das Glockenzeichen gebend) : 
Herr Redner! Sie werden vom Vorsitzenden 
unterbrochen. - Ich bitte doch um etwas mehr 
Ruhe. Wenn das auch von uns allen aus 
betrachtet ,eine Detailfrage ist, ,so, bitte, ver
gessen wir nicht: Wir sind schließlich eine 
Länderkammer, wir haben also Länderinter
essen auch eines kleinen Bundeslandes anzu
hören. (Beifall bei der OVP. - Bundesrat 
S c  h i p  a n i: Herr Vorsitzender! Bitte den 
Hinweis auf den Herrn Minister nicht zu ver
gessen! Herr Minister Kotzina hat hier im 
Hause gen au das Gegenteil zu dieser Sache 
gesagtl) 

beginnen mit dem Bau. 

Bregenz Großbaustelle. Wenn die Unter
flurtrasse kommt, dann wird der größte Teil 
des Bauvorhabens vom See her bewältigt wer
den können. (Zwischenrui bei der SPO.) 

Im übrigen hat Herr Kollege Schwarzmann 
nicht bestritten, daß der Stadtrat von Bregenz 
1 968. 1969 einstimmig (Zwischenruf bei der 
SPO) - im Telegrammstil -, Landesregie
rung einstimmig und nur mit 'seiner Gegen
stimme der Landtag auch einhellig zur Unter
flurtrasse ja gesagt haben; zu derselben Unter
flurtrasse, die heute zur Diskussion gestellt 
wurde. (Beifall bei der avp.) 

Vorsitzender: Nun hat sich noch Herr Ing. 
Bundesrat DDr. Pitschmann (fortsetzend) : Gassner zum Wort gemeldet. Bitte, Herr Bun

Das ist eine mehrfach gravierende Angelegen- desrat. 
heit und viel wirklichkeitsnäher und aktueller 
als die Sache im Burgenland! 

Im übrigen darf ich erwähnen, Herr Kol
lege Schwarzmann, daß in das Gutachten auch 
die Erkenntnisse und Feststellungen mitver
arbeitet wurden, die für den Bereich des Um
weltschutzes von der Eidgenössischen Mate
rialprüfungsanstalt- in Zürich am 3 1 .  August 
1 970 unterbreitet worden waren. Es war also 
auch ein international gewichtiges Fach
expertengutachten bezüglich Umweltschutz da. 

Nun frage ich: Es soll in nächster Zeit eine 
vierspurige S-Bahn direkt zwischen See und 
Stadt gebaut werden oder, wie du gesagt hast, 
im Stadtzentrum ; gibt es da keine Abgase? 
Was ist der gravierende Unterschied zwischen 
einer Autobahn und einer vierspurigen 
S-Bahn? Gibt es dort keine Abgase? Gibt es 
dort keinen Gummiabrieb? Kann dort kein 
Tanker umfallen? Entsteht dort kein Lärm? 
Da müßte man ja bei jeder Straße die Frage 
des Umweltschutzes neuerlich aufrollen ! 

Bundesrat Ing. Gassner (OVP) : Sehr geehrte 
Mitglieder der Bundesregierung! Herr Vor
sitzender! Hohes Haus ! Meine Damen und 
Herren! Ich hätte mich nicht zu Wort gemel
det, aber ich war der Meinung, daß es - ob
wohl ja die Bundesräte die Aufgabe haben, 
auch ihre lokalen Interessen, die Interessen 
ihrer Bundesländer hier zu vertreten - bei 

der sachlichen Diskussion im' Bundesrat zu 
einem sehr, sehr wichtigen Problem nicht so 

sein soll, daß die lokalen Interessen am Ende 
der Diskussion stehen. Deshalb, Hoher Bun
desrat - ich weiß, die Tagesordnung drängt, 
man will nach Hause -, habe ich mir erlaubt 
mich doch noch zu Wort zu melden. 

Das Problem, das heute zur Diskussion 

steht, das Bundesstraßengesetz 1 97 1  - ich 

habe es bereits gesagt -, ist ein sehr ernstes 

Problem, haben wir doch die Aufgabe, künftig 

mit dem Problem des Straßenverkehrs und 

vorerst natürlich als Grundlage dafür mit dem 

Ausbau unseres Bundesstraßen-, Schnellstra-
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ßen- und Autobahnnetzes fertig zu werden. Es 
ist notwendig für unsere Wirtschaft, aber nicht 
nur für die Wirtschaft, sondern für die ge
samte Bevölkerung Osterreichs und vor allem 
auch für den Fremdenverkehr, daß dieses Netz 
zeitgerecht modern ausgebaut wird, um damit 
die Grundlage zu schaffen, daß eben der Ver
kehr in Osterreich abgewickelt werden kann, 
daß hier für die Zukunft eine gute Entwicklung 
unserer Wirtschaft, des Fremdenverkehrs ge
währleistet wird. 

Wenn wir heute feststellen müssen, daß der 
Zeitpunkt der Vollmotorisierung mit Eilschrit
ten auf uns zukommt, daß die Prognostizie
rung des Termins für die Vollmotorisierung, 
ich möchte fast sagen, jährlich heruntergesetzt 
wird, daß die Zahlen, die wir noch vor 10, 
1 5, 20 Jahren erhalten haben, j a  die wir noch 
vor 5 Jahren -erhalten haben, nichtoffiziell aus 
den Ministerien, aus den Kraftfahrerorgani
sationen, von Jahr zu Jahr heruntergesetzt 
werden, daß wir heute in der letzten Prognose 
erfahren, daß Wien wahrscheinlich im Jahre 
1984 den Zeitpunkt der Vollmotorrsierung er
reicht haben wird, daß Salzburg im Jahre 
1 989 und die Bundesländer Niederö-sterreich, 
Kärnten, Tirol und Vorarlberg im Jahre 1992 
diese Vollmotorisierung haben werden, und 
wenn wir überdies aus Amerika erfahren, daß 
zum Beispiel in Kalifornien bereits jetzt die 
Vollmotorisierung um 12 Prozent überstiegen 
ist, dann, glaube ich, Hoher Bunde-srat, be
steht doch Anlaß dazu, diese Probleme sehr 

. ernst zu betrachten. Es ist notwendig, daß es 
hier · zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
zur gemeinsamen Behandlung der Probleme 
kommt und den Problemen, dem Ausbau 
unserer Straßen mehr Aug·enmerk zugewendet 
wird. 

Ich gebe der Hoffnung Ausdruck, daß das 
auch gelingt und daß es durch das Zusammen
wirken von Bund, Ländern und Gemeinden 
doch so weit kommen wird, daß wir bald die 
Anpassung des Autobahnleitplanes an die 
Gegebenheiten des neuen Bundesstraßengeset
zes, den Rahmenzeitplan für die Belagsher
stellungen, die Neufassung der Durchfüh
rungsbestimmungen zum Bauprogramm, die 
neue Kollaudierungsordnung, bundeseinheit
liche Besondere rechtliche Vertragsbedingun
gen, Uberarbeitung der Leistungsbeschreibun
gen und sonstigen tedmischen Vertragsbedin
gungen und koordiniertes Vorgehen bei der 
weiteren Heranziehung der Datenverarbeitung 
bekommen werden. Und ich hoffe, daß es 
gelingen wird, daß in den Gemeinden, Län
dern und auch beim Bund das dafür notwen
dige Personal, aber noch viel mehr die dafür 
notwendigen Finanzen bereitgestellt werden. 

Nur so, Hoher Bundesrat, werden wir die 
Probleme der Zukunft lös-en können. (Beifall 
bei der OVP.) 

Vorsitzender: Herr Bundesminister Maser 
wünschte zum Ende der Debatte noch das Wort 
zu er-greifen. Ich glaube, Herr Minister, es 
ist j etzt so weit. Ich darf bitten. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Hoher Bundesrat ! Ich persönlich ver
tr-ete die Auffassung, daß das vorl!:i·eg,ende Ge
setz in der OfienHiCh.kJeit eigentlich bisher 
noch nicht j ene Bedeutung im Bewußtsedn der 
Menschen edangt hat, die in Wahrheit der 
Neuo.rdnung des Bundes.straßenDechts '1LIlJd der 
Bundesstraßen ,in Ostefl'le.ich Ziukommt. 

Wenn hi'er gesagt wurde, daß im Rahmen 
der Vo�al1beiten mehr aLs 18 Milldanden 
Rechenopel\ationen durchgeführt wUI1den, so 
zeigt v.ieUeicht al1ein diJes-e ZiUer, mit welcher 
GründHchkeH und welcher Genauig.keit w,e 
�oI1bereitungsarheiten getroUen wurden. 

Aber man ikann ,ein solches Netz nicht rein 
nach mathematischen Rechenope�ationen law
'bauen, man kann 'es etwa auch nicht nach 
den BeststeIlungen der heutigen Verkehr.s
bel,astung und vd:el1eticht e.iner künftig 7iU 
erw.art.eooen V;erkehr:SlbelaJStung aufbauen, 
sondern man kann -_e!ine solche Ordnung nur 
hers-teUen, w,enn man eine R!eihe von weiteren 
Umständen und Flaktoren den Uberlelgungen 
zugrunde l'egt. Denn wenn man nur allein dile 
mathematischen Ziff.ern, die heute ,gegeben 
,sind und die für die Zeit 1 985 Ibis 2000 pro
giflo_st!iz�ert w.erden können, heranzi,eht, dann 
wÜIlden T'eile unseres Bundesg.ebietes, l{lIl 
denen wir alle ein sehr groß,es In1leIies·se hahen 
und haiben müssen, in W-ahrheit, nur nach 
mathematischen Ber-echnung,en, w,ahl'lschelinlich 
nicht mit Jenem Netz von Bunde.sstr·aß-en und 
hoch leistungsfähigen Straßen ausgestattet 
sein, die das vo.rlieg-ende Konzept .aufweist. 
Ich meine damit insbesondere die Gr,enz
gelbi'et,e Osterreichs 'zu unser-en östltichen Nach
barn oder jene GI1enzgebiete Osteneichs, in 
welchen w.ir ,eine Abnahme ;der Bevölkerung 
durch Abwanderung in landere Belie.iche fest
stellen können und feststeHen müss,en. 

Daher wa.r es natürlich ·erforderlich, nach
dem diJe W;issensdtaftler, T·echruik,er und ßie
,amten auf ihr-er Ebene dd-e Vor.bler,eitungs
.aI1beit-en zum Abschluß g,eb.nacht hatten, in 
politische Verhandlung,en zwüschen dem Bau
t·enminister und allen in den Lärudern für den 
Straßenbau politisch Verantwo.rtlichen einzu
tIleten. Ich habe den v,erglangenen Sommer und 
Herbst dazu benützt, di,ese politilscben Ver
handlung·en in Jedem FaIre 'selbst zu führen, 
und darf auch hier IS&g-en, daß w.ir in aUen 
Lärudern - natürlich manchmal nach einer 
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läng,eren, manchmal nach ,eine.r kürzeren V,er
handlung - zu ,einer Ein�gung über dieses 
neue Bundesstraßennetz ,gekommen siDJd. 

Meine Damen ul1Jd Herren ! Dabei ist mir 
natürlich bewußt, daß nicht .alle Wünsche er
füllt wenden können und daß auch nidlt alLe 
Wünsche der Abgeordneten erfüllt werden 
können und erfüllt werden könnten. Worum 
es in Wahrheit bei dIesem Konzept geht und 
ging, ist, ein r,ealistisches Konzept zu er,stel
len, ldebs aruch die Chance hat, verwirklicht 
zu wer,den. W.ir alle hätten nichts davon, 
etwa ,einen WUIllsmzettel ,aufzusteHen, welche 
Straßen Bundesstraßen sein sollen und wel
cher KJategorie diese Str,aß,en ang,ooören sol
len, in .dem Bewußts'ein, ,daß niemand im
stande sein w.ird, dies,e StreBen dann ,auch zu 
bauen. 

Icb. g1aube, daß nur rlii..e weise Beschränkung, 
.di,e sich .alle Beteiligten bei den Vorarbeiten 
und bei !den Beratungien im Pllenurn des Na
tionalrates und auch hi,er 1m Bundesnat auf
erlegt haben, zu dielsem Konzept geführt hat, 
debs weit lin die Zukunft reicht und .dalS eine 
wesentHche Verbesserung der infr,astruktu
l1eHen Verhältnisse unseres BundeS!g:ehietes 
herbeiführen wird, ging es doch darum, einer
seits von Ost nach West oder von Wiest nach 
Ost leiistunQlSstarkie Ver.bindung,en herzustel
l·en, die heute zum T,eil unid 'Zum Großteil man
geln, die wde - ich mächte sagen - Haupt
schla,gebdern IUnser Bundes.g,ebiet durchziehen, 
ander,erse:its aber idj'es,e Ost-West-Transver
salen ,ebenfalls durdl eine Reihe von lei
stungsstarken Nord-Süd .. Verbindungen zu er-

Verstehe.n Sie, Helir Abg,eolidneter, daß es 
mir tbei dem Umstand, daß idl nur fünf Gut
achten zur V,eIlfüg:ung habe und daß selbst
verständlich der Landeshauptmal1Jl, selbst
vleI1StänJdlich der Bürgermeister der Stadt Bre
'g.enz, aber ,wch - ich glaube, .das wind man 
mir zubmigen tnÜS5'eJl - ;idl und die zustän
,d1g,en Herren meines HaUis,es über ein Gut
,achten zu v,edÜtgen halben, nidlt möglich w.ar, 
dem Büngermeister von Wolfurt und d'em 
BürQlermeister von Lauterach bis heute - ich 
gelbe Ihnen recht - ein solches Gutachten 
zu übermitteln. 

Wogeg,en lidl mich aber in aller Form ver
wahre, Wiar d.1e Behauptung, ,daß idl der Pr,esse 
ein Gutachten oder mehreI1e GutachtJen zur 
Verfii,gung g,esbellt hätte, wie dJi,ese Behaup
tung der Bürg,ermeister von Wolfurt aufge
stellt hat. 

Ich habe diese Sache ,auch auf.g'eklärt, uI1Jd 
der Bürgermeister von Wolfurt wurd,e von 
mir sofort telephonisch ver.ständigt, daß ich 
noch nicht imstande bin, ihm das Gutachten 
zu Uefem, weil di'e Herlien Gutachte,r mir di,e 
erbetene r.esUiche Zahl der Gutachten - ich 
w,1etdJerhole - ,auch his heube noch nicht übe.r
'geben haben. (Bundesrat S c  h r e i n  e r: Hat 
das Ministerium für Bauten und Technik kei
nen Photokopierapparat?) Ich da·rf darauf fol
'9'enrl. antworten: W,enn mir die Gutachter 
sagten, sie würden mir unverzüglich 50 rest
liche E�ernplar.e Uefe rn , dann sah ich zu die
s,ern Zeitpunkt kleine Notwenditgkeit, die 

242 Seiten dies,es Gutachtens zerLeg,en und in 
,dii'es,e,r Zahl vervielfältigen zu lalss,en. Hätte ich 
g,ewußt, daß ,ich his zum En!de dieStes Monats 
oftienbar - und wi,r schreiben schon f,ast Ende 

gänz;en. 
dieses Monats - die von mir ,angefo�dert,e 

Meine Damen und Herrenl Ich möchte <im und mir zug,esa'gte Zrahl der Gutachten nicht in 
Händen habe, hätte man diesen Weg durchaus Hinblick auf die 'g.roße Bedeutung, die dlesem 

Gesetz zukommt, nun nicht etwa in eine 
Diskussion eintreten über ein Gutachten, das 
den meisten Damen und Herren des Hohen 
Bundesrates überhaupt unbekannt ist. 

Ich möchte allerrlings ,dem Herrn Bundesrat 
Dr. P;itschmann foLg,endes sagen, w.eil ,er mir 
vor;g,eworf.en hat, daß Ide.r Bür:germeister der 
Stadt Bre.glenz vor dem Landeshauptmann von 
Vor,arlbeJ"g das Gutachten übermittelt erhielt 
und daß di,e Gemeind,en Wolfurt und Lauter
ach, aber auch ,al1Jdere Ibis heute noch kein 
Gutachten erhalten haben. Zur Kla.I1Stellung 
mächte ich hier folg,endes Is,a'g.en: Die Gut
achter haben insg,esamt fünf Gutachten dem 
Bautenministerium übergeben. Fünf Gut
achten! Auf meine dringliche Bitte, unverzüg
lich 50 Gutachten nachzuliefern, hat man mir 
zwar das versprochen, ich bin aber bis heute 
nicht im Besitz dieser Gutachten. 

wählen können. 

Ich vertrete die Meinung, daß es kein 
Geheimnis ist, was in diesem Gutachten drin
steht. Daher s'ind die Gutachten eben auch 
hinausgegangen. Ich bin ebenso der Meinung, 
daß natürlich auch die Gutachter selber, wenn 
der Wunsch besteht, zu einer Diskussion dar
über eingeladen werden sollen. 

Am selben Tag, an dem der Herr Bürger
meister von Bregenz das Gutachten erhalten 
hat - sogar einig,e Stunden vorher -, wurde 
von mir der Auftrag erteilt, dieses Gutadlten 
dem Herrn Landeshauptmann expreß zu über
mitteln. Daß eine Expreßsendung allerdings 
von Wien bis nach Vorarlberg oder in die 
Hände des Landeshauptmannes mehr als zwei 
Tage gedauert hat, das vermodlte ich zum 
Zeitpunkt meiner Verfügung ebenfalls nicht 
abzusehen. 
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Ich sage noch einmal, daß ich im Hinblick Volk zur Verfügung gestellten Mittel so an
auf die Bedeutung der Neukonzeption des zusetz-en, daß daraus der größte Nutzeffekt 
österreichischen Bundesstraßennetzes mit den erzielt werden kann. Nur im Rahmen eines 
Autobahnen, mit den Bundesschnellstraßen solchen Schwerpunktausbauprogramms, an 
und mit den sonstigen Bundesstraßen nicht in dem Wissenschaftler, Techniker und Praktiker 
eine Detaildiskussion darüber eintreten derzeit arbeiten, wird es möglich sein, diesen 
möchte. Effekt auch zu erreirnen. 

Dieses neue Gesetz ist nun die rechtliche 
Basis auch für die Arbeiten, die in meinem 
Hause und draußen in den Ländern beginnen 
werden. Um nicht 'zuzuwaden - und das 
.gestehe ich hier sehr freimütig -, bis dieses 
Gesetz verabschiedet ist, und damit Zeit zu 
verlieren, habe ich bereits im Herbst des ver
gangenen Jahres, als wir den Entwurf dies-es 
Gesetzes im Parlament eingebracht haben, 
angeordnet, daß die notwendigen Vorarbeiten 
für den zweiten Schritt, nämlich für die Erstel
lung eines östeneichischen Schwerpunkt
ausbauprogramms, in Angriff genommen wer
den, gestützt auf die damals noch als Entwurf 
bezeichnete Neuordnung. 

Seit dem Winter dieses Jahres behandelt 
nun ein österreichisches Kontaktkomitee, in 
dem alle Bundesländer vertreten sind, zusam
men mit den Wissenschaftlern, mit den Beam
ten meines Hauses und mit den Praktikern 
diese Materie. Ich hoffe, daß wir gegen Ende 
dieses Jahres oder spätestens zu Anfang des 
nächsten Jahres zu einem österreichischen 
Ausbaukonzept, zu einem Schwerpunktkon
zept gelangen werden, wobei ich mir vor
stelle, daß dieses Kontaktkomitee einen Be
darfsplan, abgestellt etwa auf di-e Mitte der 
achtziger Jahre, zu erstellen haben wird und 
innerhalb dieses Bedarfsplane,s mehrjährige 
Ausbaupläne, nach Drin.glichkeit gereiht, vor
zulegen haben wird, denn nur dann, meine 
Damen und Herren des Hohen Bundesrates, 
können wir die Schwerpunkte ,erfassen und 
auch die Beseitigung der neuralgischen Punkte 
in unserem gesamten Bundesgebiet mit den 
immer in zu geringem Ausmaß vorhandenen 
Mitteln für den Bundesstraßenbau angehen. 

Da sollten wir uns auch nichts vormachen: 
Welches Finanzierungskonzept in Zukunft 
diesbezüglich entwickelt werden wird, es wird 
dafür immer zuwenig Geld vorhanden sein, 
wie es in allen anderen vergleichbaren Staa
ten Europas und Ubersees zu sehen ist, weil 
schon allein die Baudauer einer modernen 
Autobahn, einer modernen Schnellstraße oder 
auch einer Bundesstraße eine gewisse Zeit 
erfordert, die nicht etwa mit den Produktions
zahlen der Unternehmung,en und Industrien 
abgestimmt ist, die Kraftfahrzeuge herstellen. 
Wir erleben das in Deutschland, in Frank
reich, in der Schweiz, eben in allen Staaten. 

Wir werden aber alle Anstrengungen unter-
nehmen müssen, die vom österreichischen 

Wenn dieses Ges-etz nun auch vom Bundes
rat -genehmigt wird, dann ist damit, wie ich 
glaube, ein Schritt getan, der uns hilft, die 
ungeheuren Probleme, vor denen wir stehen, 
und zwar nicht nur in einem Bundesland, son
dern in allen Bundesländern Osterreichs, 
innerhalb einer Zeit zu bewältigen, die viel
leicht nicht ganz den Vorstellungen des ein
zelnen entspricht, aber im -ganz-en gesehen 
doch eine Zeitspanne ist, die es uns ermög
licht, mit der Entwicklung des motorisierten 
Verkehrs in Zukunft halbwegs Schritt zu hal
ten. (Beifall bei SPO und OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Er verzichtet. 

Wir ,gelangen dahe.r zur A!hst:immung. 

Bei deI A b s t i m  m u n g beschließt 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s P I U e h  
erheqen. ' 

der 
des 

zu 

61 .  Punkt: Gesetzesbescbluß des National
rates vom 30. Juni 1911 betreffend ein Bundes
gesetz über 'geisteswissen.sdlaitlicbe und 
naturwissenschaftliche Studienridltungen samt 

Anlagen (559 und 585 der Beilagen) 

62. Punkt: Gesetzesbesdlluß des National
rates vom 30. Juni 1911 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über tecb
nische Studienridltungen geändert wird 

(586 der Beilagen) 

63. Punkt: Gesetzesbescbluß des National
rates vom 30. Juni 1911 betreffend ein Bun
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
montanistische Studienrichtungen abgeändert 

wird (581 der Beilagen) 

64. Punkt: Gesetzesbesdlluß des National
rates vom 30. Juni 1971 betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über Stu
dienrichtungen der BodenkuUur geändert wird 

(588 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir .gelangen zu den Punk
ten 6 1  bis 64, über die eingangs gleichfalls 
beschlossen wurde, die Debatte unter einem 
abzuführen. 

Es sind dies : 
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Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates vom 
30. Juni 197 1  betreffend 

Bundesgesetz über geisteswissenschaftliche 
und naturwissenschaftliche Studienrichtungen 
samt Anlagen, 

Änderung des Bundesgesetzes über tech
nische Studienrichtungen, 

Abänderung des Bundesgesetzes über mon
tanistische Stud1enrichtungen und 

Änderung des Bundesg-esetzes über Studien
richtungen der Bodenkultur. 

Berichterstatter über diese vier Punkte i'st 
Frau Bundesrat Dr. Demuth. Ich bitte um ihre 
Berichte. 

Berichterstatterin Dr. Anna Demuth: Meine 
Damen und Herren! Ich bringe die Berichte 
des Ausschusses für Verfassung's- und Rechts
angelegenheiten, zuerst den Bericht betreffend 
ein Bundesgesetz über -geisteswissenschaft
liche und naturwissenschaftliche Studienrich
tungen. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates Isoll im Sinne des § 3 des 
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes eine 
nähere Regelung bezüglich der geistes- und 
naturwissenschaftlichen Studienrichtungen er
folgen. Der Gesetzesbeschluß enthält Bestim
mungen über die erste und zweite Diplomprü
fung und die Diplomarbeit, über die pädagogi
sche Ausbildung für Lehramtskandidaten, über 
Erweiterungsstudien, Kurzstudien und Dokto
ratsstudien. Weiters sind Bestimmungen über 
die akademischen Grade, die Studienkommis
sionen sowie Ubergangsregelung'en vorge
sehen, die auch Studienversuche ermöglichen. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 1 9. Juli 1911 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlas-sen, dem Hohen Hause zu empfehlen. 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für Verfassungs- und Rechtsangelegen
heiten somit durch mich den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetz,esbeschluß des National
rates vam 30. Juni 1911 betreffend ein Bun
desgesetz über geisteswissenschaftliche und 
naturwissenschaftliche Studienrichtungen samt 
Anlagen wird kein Einspruch erhoben. 

Bericht betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz über technische Studien
richtungen geändert wird. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates Isoll einefiseits die mit dem 
Studienjahr 1910/1911 auslaufende Befristung 

der Studienkommissionen an Hochschulen mit 
technischen Studienrichtungen bis zum Stu
dienjahr 1973/1914 verlängert werden. 
Andererseits sollen auch Bestimmungen über 
die Diplomprüfungen der Studienrichtung 
Architektur geändert werden. 

Der Auslschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 19. Juli 1 97 1  in 
Verhandlung genommen und 'einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n  t r a g, 
der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 30. Juni 191 1  'betreffend ein Bun
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
technische StudienriChtung,en geändert wird, 
wird kein Einspruch erhoben. 

Bericht betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz über montanistische Stu
dienrichtungen abgeändert wird. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates sollen Bestimmungen über 
den Studienzweig "Montangeologie" geändert 
werden. Auch soll die mit dem Studienj ahr 
1910/1971 ausgelaufene Befristung der Stu
dienkommissionen an Hochschulen mit mon
tanistischen Studienrichtungen bis zum Stu
dienjahr 1 913/1914 verlängert werden. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 1 9. Juli 1911  in 
Verhandlung ' genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n  t r a g, 
der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbesmluß -des National
rates vom 30. Juni 191 1  betreffend ein Bun
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
montanistische Studienrichtungen abgeändert 
wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Als letztes der Bericht betreffend ein Bun
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
Studienrichtungen der Bodenkultur geändert 
wird. 

Durch den vorliegenden Geselzesbeschluß 
des Nationalrates soll die mit dem Studien
jahr 1910/1911 auslaufende Befristung der 
Studienkommissionen an den Hochschulen 
für Bodenkultur bis zum Studienjahr 1913/ 
1974 verlängert werden. 
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Der Ausschuß für Verfctssungs- und Rechts
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 19 .  Juli 1 97 1  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung ,stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n  t r ,a g, 
der Bundesrat wolle beschließen: . 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rates vom 30. Juni 1 97 1  betreffend ein Bun
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
Studienrichtungen der Bodenkultur geändert 
wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke für die Berichte. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein, die 
über diese vier Punkte unter einem abgeführt 
wird. 

Zum V/ort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Schambeck. Ich ·erteile es ihm. 

. 

Bundesrat Dr. Schambeck (OVP) : Herr Vor
sitzenderl Frau Bundesminister! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren des Hohen Bun
desrates l Mit der Verabschiedung des Bun
desgesetzes über geisteswissenschaftliche und 
naturwissenschaftliche Studienrichtungen wer
den wertvolle Schritte in der österreichischen 
Hochschulreform gesetzt, wobei . es besonders 
erfreulich ist, daß wir dieses Gesetz noch vor 
den Ferien verabschieden können, gleichsam 
als ein gutes Omen für weitere Maßnahmen 
im Rahmen der Hochschul- und der Bildurigs
reform. 

Je mehr nämlich die Bildung heute für Wirt
schaftswach:stum und soziale Sicherheit - aber 
wir wollen nicht übersehen: auch für die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit jedes einzel
nen - von größter Wichtigkeit ist, desto 
aktueller, notwendiger und bedeutender wird 
die Hochschulreform, sei es als äußere Reform 
der Organisation der österreichischen Hoch
schulen, sei es auch als innere Reform der 
Neugestaltung ihrer Studien. 

die Möglichkeiten einer elastischen Studien
gestaltung, die das Allgemeine Hochschul
Studiengesetz 1966 vorsieht, ausgeschöpft und 
schon jetzt dem Lehr- und Lernbedarf ent
spredlend audl im Hinblick auf die Erforder
nisse der Praxis - denken wir an den Unter
richt in den allgemeinbildenden höheren 
Schulen ein zeitgemäßes Studium 
ermöglicht, ohne - das sei unterstrichen -
daß diese Maßnahmen einer künftigen organi
satorisdlen Reform unserer Hochschulen und 
auch der allgemeinbildenden höheren Schulen 
vor Abschluß der Schulversuche und der ,ent
sprechenden Maßnahmen auf dem Gebiet der 
allgemeinbildenden höheren Schulen vor
greifen. 

Es sind hier bereits entspredloend dem All
gemeinen Hochschul-Studiengesetz im Jahre 
1 969 vier Studiengesetze verabschiedet wor
den, nämlich über die technischen Studien
richtungen, über die montanisUschen Studien
richtungen, über die Studienrichtungen der 
BodenkuUur und die Studien an der katho
lisch-theologischen Fakultät. Andere Studien 
stehen noch aus, wie etwa das Studium der 
Medizin oder das Studium der bisher als 
rechts- und staatswissenschaftliche Fakul
täten bezeichneten Richtungen. 

Nun wird das Studium an den philosophi
schen Fakultäten in 44 Studienrichtungen 
geklärt, und einige Änderungen werden an · 
bereits verabschiedeten Studiengesetzen, die 
die Frau Berichter.statterin erwähnt hat, vor
genommen. 

Es ist erfreulich, Hoher Bundesrat, daß 
diese Regelung nicht einfach quasi obrig
keitlich in ihrem Zustandekommen dekretiert 
wurde, sondern nach langen Verhandlungen 
mit den Vertretern des Bundesministeriums 
für Unterricht, aber auch mit den Vertretern 
der Professoren, der Dozenten, der Assisten
ten und vor allem den Vertretern der Studen
tenschaft zustand-e kam. Ich für meine Per
son bemühe mich, den Ausdruck "Mittelbau" 
nicht zu gebrauchen, denn der klingt mir zu 
sehr an ein hierarchisches Denken auf akade
mischem Boden an, das mir schon als Student 
und Assistent nicht ganz geläufig war und 
heute umso weniger lieb ist. Es ist hier wirk
lich eine akademische Mitverantwortung im 
Bemühen um sachliche Anliegen zum Tragen 
gekommen, und zwar im Gespräch mit 
den Fakultäten in allen östeneichischen Hoch
smulstädten, was außerordentlich erfreulich 
ist. 

Es ist erfreulidl, daß die Frau Bundesmini
ster für Wissenschaft und Forschung Doktor 
Firnberg den bereits von den Bundesministern 
Dr. Piffl-Percevic und Dr. Mock eingeschlage
nen Weg fortsetzt, schon vor Abschluß der 
Organisations reform die Studienreform durch
zuführen, und ich möchte das unterstreichen, 
was die Frau Bundesminister Dr. Firnberg in 
ihrem Schlußwort diesbezüglich im National
rat gesagt hat. Ich möchte auch gegenüber den Herren 

Mit dem gegenständlichen Gesetz über die Ihres Hauses, Frau Bundesminister, anerken
philosophischen Studienordnungen werden nend betonen, daß die Erläuternden Bemer-

303. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)174 von 191

www.parlament.gv.at



-

BlUldesrat - 303. Sitzung - 22. Juli 1971 8437 

Dr. Schambeck 
kungen sehr objektiv sind und eine aus
gewogene Information darstellen, was sehr 
begrüßenswert ist. 

Es ist weiters erfreulich, daß in diesem 
Gesetz eine neue Form einer aufbaugerechten 
und einer sehr verwendungskräftigen Diffe
renzierung in eine Berufsvorbildung , in ein 
Diplomstudium und in ein wissenschaftliches 
Doktorratsstudium vorgesehen ist. Bemühun
gen, die auf Jahre zurückgehen, finden hier 
einen sehr treffenden Ausdruck.. 

Ebenso ist die klare Einteilung des Stu
diums in übersichtliche Abschnitte sowie die 
Vorschreibung einer annähernd erreichbaren 
Semesterzahl zu begrüßen. Es wird damit ein 
höheres Maß an Studiensicherheit, das bisher 
nicht in diesem Ausmaß gegeben war, ermög
licht, und wie ich betonen möchte : bei gleich
zeiHger Gewährung der Freiheit der Wahl 
von Studienrichtungen und innerhalb dieser 
Grenzen von kombinierbaren Studiengängen. 

Dabei möchte ich hervorheben, daß dieses 
Gesetz erfr·eulicherweise nicht bloß eine 
Durchforstung und Durchlichtung innerhalb 
von bestehenden Studien vornimmt, die auch 
sehr genau neu bedacht wurden - wenn ich 
etwa die Vorschriften und die Bemühungen 
um das musikwissenschaftliche Studium oder 
ein Studium, das mir persönlich sehr am Her
zen liegt, das der Kunstgeschichte, her
nehme -, sondern es wurden auch neue 
Studienzweige aufgenommen, wie etwa über 
Raumforschung und Raumordnung oder 
Publizistik. Denn auch bei der Ausbildung 
sollten wir uns diese Voraussetzungen für 
eine sachgerechte öffentliche Meinungsbildung 
vor Augen halten. Besonders erfreulich finde 
ich es, daß hier auch ein Studium der Ge
schichte und der Sozialkunde, der Geographie 
und der Wirtschaftskunde vorgesehen ist. 

Vor aUem ist es sehr begrüßenswert, daß 
nach langem Ringen in österreich jenes Stu
dium eröffnet wurde, das im anglo-'amerikani
schen Raum schon seit Jahren unter der Be
zeichnung "political science" oder "inter
national governments" 'geläufig ist, nämlich 
die Studienrichtung der Wissenschaft von der 
Politik oder auch kurz bezeichnet der Poli
tologie . 

Mit diesen Studien Geschichte und Soziai
kunde, Geographie und Wirtschaftskunde und 
Wissenschaft von der Politik wird ein sehr 
fortschrittlicher Weg zu einer heute notwen
digen politischen Bildung beschritten. Denn, 
meine Damen und Herren, wir haben bisher 
von unseren Professor,en an den allgemein
bildenden höheren Schulen aus Geschichte und 
Geographie eine politische Bildung verlangt, 

ohne daß sie dafür bisher an den philosophi
schen Fakultäten für ihre Geschichts- und 
Geographievorlesungen das nötige Material 
bekommen haben, was nun möglich ist. Es i,st 
sehr erfreulich, daß durch die Einrichtung 
d1ese,s Studiums audl eine interfakultäre Zu
sammenarbeit ermöglicht wurde. 

Bei dieser Gelegenheit möeb.te ich nicht ver
säumen darauf hinzuweisen, daß dieser Weg 
von Salzburg ausgegangen ist. Der liebe 
Kollege Professor Marcic, der gegenwärtig an 
der Universität Sidney zu einem Studien
jahr weilt, hat schon vor einigen Jahren die 
Initiative ergriffen, daß zwischen der philo
sophischen, der juristischen und der theolo
gischen Fakultät ein interfakultäres Institut 
zustande kommt und entsprechende Studien
gänge ermöglicht werden, denen gegenüber 
die Minister Dr. Piffl und Dr. Mock sehr auf
geschlossen waren. 

leb. erinnere mich, Frau Bundesminister, 
daß es nach Einrichtung Ihres Ressorts einer 
Ihrer ersten Schritte war, diese Arbeit weiter
zuführen. An den Rechtsfakultäten war dieser 
Schritt zu einem politologischen Studium in 
Kombinationen bisher nur an den Fakultäten 
in Innsbruck und Linz möglich. Es wäre erfreu
lich, wenn Ansätze dazu auch an den übrigen 
Rechtsfakultäten eröffnet würden. 

Ich möchte das besonders heute erwähnen, 
denn, meine Damen und Herren, wer das 
österreichische Verfassungsrecht kennt und 
das öffentliche Leben betramtet, der merkt, 
daß es hier Bereiche des Niemandslandes gibt, 
daß nämlich Phänomene, die heute das öffent
lidle Leben gestalten - nehmen Sie die 
Phänomene des Parteienstaates, des Kammer
staates, nehmen Sie die Tatsache einer erfreu
lichen Sozialpartnerschaft her .,--, normativ 
gar nicht so erfaßt sind, wie all das heute im 
öffentlichen Leben vorkommt. Es wäre daher 
sehr wichtig, wenn ,genauso ein Studium der 
politischen Wirklichkeit, wie es der Studien
zweig an der philosophischen Fakultät der 
Wissenschaft von der Politik vorsieht, auch 
bei einem künftig,en Studiengesetz über da:s 
Studium der Juristen, eine derartige breite 
Erfahrungsmöglichkeit über das öffentliche 
Leben, gegeben wäre. Möge man auch bei 
der Ausarbeitung eines Gesetzes über das 
Jusstudium die Erfahrungen, die wir hier 
sammeln konnten, verwerten, eine Aufgabe, 
die vor allem meinen Kollegen im öffentlichen 
Recht, nämlich im Verfassung:s- und im Ver
waltungsrecht, gestellt wird. 

Meine Damen und Herren I Diese Arbeit 
an der politischen Bildung ist allerdings nicht 
ein rein akademisches Anliegen. Ich glaube, 
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daß wir über die Grenzen unserer Fraktionen 
hinaus der Meinung sein können, daß wir nur 
dann von der Jugend einen Opfergang für den 
Staat verlangen können - und ich darf auch 
hinzufügen, ein entsprechendes Wehrbewußt
sein, das zu jeder Novelle, gleich welchen 
Inhalt sie hat, notwendig ist -, w,enn ein ent
sprechendes Staats bewußtsein gegeben ist und 
dieses mit einem entsprechenden Geschichts
verständnis verbunden ist. Man sollte das 
Wissen über den Staat nicht -allein so vermit
teln, wie er sein soll, sondern so, wie er 
effektiv ist. Wenn das nicht der Fall ist, dann 
fehlt gegenüber dem Lehrer, der Schule, der 
Bildung, der Erziehung, gegenüber dem ge
lehrten Wort die Glaubwürdigkeit. 

Mit diesen Kombinationen Geschichte und 
Sozialkunde, Geographie und Wirtschafts
kunde und mit der Wissenschaft von der Poli
tik können wir hier neue Wege gehen, um 
auch der Jugend jene Kriterien zu vermitteln, 
die sie braucht, um heute in der demokrati
schen Wirklichkeit ihre Rechte auszuüben. 
Außerdem, Hoher Bundesrat, sollen wir in die
ser Zeit nicht übersehen - und die Frau Bun
desra t Dr. Seda und der Herr Kollege Doktor 
Goess haben gestern in treffenden Aussagen 
auf da;s Verhältnis von Recht und Moral hin
gewiesen -: Je weniger der Staat mit seinen 
Einrichtungen durch das Recht die Gesellschaft 
und den einzelnen in Zukunft moralisieren 
soll, desto größer wird die Gewissensverant
wortung des einzelnen und der Gesellschaft. 
Ich kann vom einzelnen nur das verlangen, 
woraufhin ich ihn erzogen habe. 

Ich darf betonen: Genauso wie Geriebte 
nicht allein dazu da sind, um Schuldige zu 
verurteilen, sondern auch die Aufgabe haben, 
Verdächtige vom Verdacht zu remlgen, 
genauso zu verurteilen wie freizusprechen, ist 
es Aufgabe des Rechts, nicht allein Sanktio
nen zu verhängen, sondern auch der Ordnung 
im Staat den Weg zu öffnen. 

Ich möchte allerdings auch sagen, daß der 
progressive Rechtsstaat durch die Gesetzes
flut auch zur Rechtsunkenntnis führen kann 
und wir uns daher als Gesetz-geber um Rechts
klarheit bemühen sollten, auf der anderen 
Seite aber auch bemühen sollten, in einer 
entsprechenden Sozialkunde den Bürgern im 
Staate - ob akademisch oder nichtakade
misch gebildet - die entsprechenden Informa
tionen zu geben, denn -sonst würde in der poli
tischen Wirklichkeit Artikel 1 des Bundes
Verfassungsgesetzes nicht lauten: "Osterreich 
ist eine demokr,atische Republik. Ihr Recht geht 
vom Volk aus.",  sondern es müßte heißen: 
Osterreich ist eine demokratische Republik, 
ihr Recht geht am Volk aus, weil das Volk 

seIhst diese kritische Einstellung zu den Ge
setzen, die begrüßenswert ist, nicht mehr 
hat. Mit diesem Gesetz über die Studienrich
tungen an der phiIosophi,schen Fakultät ist 
aber ein 'sehr wertvoller Ansatz g-egeben. 

Meine Damen und Herren I Wtr sollten, 
glaube ich, in diesem Zusammenhang auch 
bedenken - Kollege Bundesrat Dr. · Schnell 
ist in seinen Ausführung·en zur 4. Schul
organisationsgesetz-Novelle ·darauf zu 'spre
chen gekommen -, daß wir auch der Päd
agogik, der Erziehungswissenschaft, die zur 
Vermittlung all des Wissensgutes notwendig 
ist, den entsprechenden Weg weisen. Ich 
glaube, Herr Kollege Schnell, hier stimmen 
wir überein, ohne daß wir uns jetzt -auf die 
Schule der 10- bis 14jährlgen einzulassen 
brauchen, daß es notwendig ist, daß wir, um 
einen Zwischenruf zu Ihrer Nachbemerkung 
Jetzt näher ,auszuführen, das "Meister"-Werk, 
unter Anführungszeichen, zeitgemäß komplet
tieren, nämlich an Stelle einer theoreUschen, 
historischen, philosophischen Pädagogik den 
Weg zu jener empiri'schen Pädagogik zu 
gehen, mit der alle Landesschulräte ein
schließlich des Wiener Stadtschulrates eine 
Gesprächsbasis finden, die sich über die Aner
kennung von Assistenten auch 'Zum Gespräch 
mit den Professoren findet. Hier möchte ich 
betonen, daß Herr Bundesminister Dr. Piffl 
und auch die nachfolgenden Ressortchefs am 
Minoritenplatz .sich sehr bemüht haben: den 
philosophischen Fakultäten - was selten vor
kommt, daß das Ministerium Lehrstühle an
bietet - sind hier vermehrte pädagogische 
Lehnstühle angeboten worden. (Bundesrat 
Dr. S c  h n e 1 1 : Allerdings etwas einseitig!) 
W�e e,ins:eHig, meinetIl SLe? -(Bundesrat Doktor 
S c  h n e 1 1: In der Besetzung!) Das '1st leme 
Frage der Handhabung der Hochschulautono
mie, über die wir in diesem Zusammenhang 
jetzt nicht sprechen wollen, weil sonst der 
Herr Vorsitzende des Bundesrates uns Leh
rern sagen könnte, Kollege Schnell - "Hoch
schullehrer" traue ich mich nach den letzten 
Bemerkungen des Kollegen Wally kaum mehr 
zu sagen -, wir Lehrer wären undisziplinier
ter als jene, die bisher gesprochen haben. 

Hier, meine Damen und Herren, meine ich, 
daß wir bei der Besetzung der akademischen 
Lehrstühle darauf achten sollten, daß mehr 
als bisher die empirische Pädagogik beachtet 
wird, und dann noch etwas : daß in Zukunft 
mehr als bisher österreichische Lehrer den 
Weg zur Promotion und zur Habilitation an
treten und daß auf der Ebene des Ortes, des 
Bezirkes, des Landes und des Bundes die 
entsprechenden unterstützenden Maßnahmen 
gesetzt werden. 
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Ich habe keine Gelegenheit bei Lehrer

veranstaltungen vorübergehen lassen - und 
ich glaube, auch hier gibt es keine partei
politischen Differenzen -, Jenes Verantwor
tungsbewußtsein aufzurufen. Denn, meine 
Damen und Herren, bei aller Anerkennung 
gegenüber den ausländischen Pädagogen, die 
sicherlich sehr wertvoll sein mögen, möchte 
ich sagen: Zum Großteil sind unsere Beziehun
gen zu anderen Ländern eine Einbahnstraße, 
daß wir Leute berufen, die über das öster
reichische Schulwesen Erklärungen und 
Empfehlungen abgeben, ohne dieses Schul
wesen jemals als Schüler oder als Lehrer ge
kannt zu haben. Ich gebe allerdings zu, das ist 
eine Sache der Verantwortung der Fakultäten, 
aber man kann nur das berufen, was habilitiert 
oder literarisch ·ausgewiesen ist. Daher be
mühen wir uns, daß unsere Lehrer sich mehr 
als bisher dem akademischen Studium zuwen
den können, und bemühen wir uns, daß 'der 
fachdidaktische Weg der Ausbildung - wir 
haben das letzte Mal auch davon gespro
chen - sowohl bei der Ausbildung der Hoch
schullehrer als auch bei der Ausbildung der 
Professoren an den AHS und der Lehrer an 
den Pflichtschulen mehr als bisher praktiziert 
wird! 

Ich möchte sagen: Auch bei der Ausbildung 
der Hochschullehrer dürfen wir den Abschluß 
eines Habilitationsverfahrens und, wie in der 
Habilitationsnorm vorgesehen, die Beurteilung 
einer Probevorlesung nicht als überflüssigen 
Appendix hinnehmen, denn es geht nimt 
darum, daß sich die einzelnen Dozenten mehr 
oder weniger an die Lehrmeinung der vorhan
denen Professoren anpassen, sondern auch 
darum, ob sie für die Studenten verständlich 
sind. Daher habe ich mich immer dafür ausge
sprochen, daß in diesem Stadium die Studen
ten mehr als bisher ein Mitspracherecht haben, 
ob man den, der vorträgt, versteht, oder ob 
der da etwas mehr oder weniger verständlich 
herunterhüstelt. 

Daher müßten wir auch bei der Ausbildung 
der Hochschullehrer das Fachdidaktische ver
langen, was wir bei den Pflicht- und den Mit
telschullehrern verlangen. Wir müßten uns im 
Hinblick auf die Pädagogik bemühen, daß vor 
allem das in der Hauptschullehrerausbildung. 
in der 4. Schulorganisations'gesetz-Novelle 
besonders unterstrichene Zusammenarbeiten 
mit den Pädagogischen Akademien hier mög
lieh ist. 

Ich möcht-e .al1erding.s ,auch eines ·daJzu nen
nen, weil Präsident Schnell das letzte Mal zwei 
Kollegen der Pädagogik mit divergierenden 
Meinungen genannt hat: Je mehr Lehrstühle 

es bei Lehrfreiheit geben wird, desto mehr 
wird es auch - da stimmen wir überein, 
Kollege Schnell - divergierende Meinungen 
geben. Ich würde Sie bitten, obwohl ich selbst 
nicht das Fach der akademischen Pädagogik 
vertrete, daß wir einen österreichischen Stu
dienzweig aus der Erfahrung der siebziger 
Jahre beurteilen, rückblickend auf das, was 
in den fünfztger oder beginnenden sechziger 
Jahren noch möglich gewesen ist. Jeder ver
sucht, in seiner Zeit das zu leisten, was seine 
Zeit verlangt, und der Weiterentwicklung den 
entsprechenden Weg zu öffnen. 

Ich möchte auch betonen, daß dieses Gesetz 
über naturwissenschaftliche und geistes
wissenschaftliche Studienrichtungen nicht bloß 
fachliche Verbesserungen, die ich jetzt kurz 
angedeutet habe, bietet, sondern darüber hin
aus das Tor öffnet zu 'sehr, sehr wertvollen 
Versuchen. Ich haUe unlängst Gelegenheit, an 
der Osterreichischen Rektorenkonferenz, zu 
der Mandatare eingeladen waren, teilzuneh
men. Ich bin der Meinung und möchte das 
besonders betonen: Wir sollten nicht allein 
auf dem Pflichtschulsektor und bei den AHS 
Schulversuche einführen, sondern genauso 
Schulversuche ,auf dem Gebiete der Hoch
schule, obwohl - nicht daß ich immer über 
Salzburg lobend spreche - der Salzburger 
Rektor, der Kollege Rehrl, gesagt hat, ob ich 
dadurch vielleicht die österreichischen Univer
sitäten zu Versuchskaninchen degradieren 
will, wenn ich dem das Wort rede, daß Hoch
schulversuche durchgeführt werden. Aber ich 
glaube, daß diese Hochschulversuche sehr 
wichtig sind, denn je mehr für den gesamten 
übrigen Bildungssektor das Hochschulgesche
hen notwendig ist, desto mehr ·soll man 
vorher das einzeln versuchen, was dann gene
rell normiert und dekretiert wird. 

Dieser Weg wird auch in diesem Gesetz 
gegangen. Ich verweise erstens auf die Stu
dienversuche, die zur entsprechenden Vor
bereitung für neue Studiengänge möglich 
sind. Hier möchte ich auch betonen, daß wir 
über diesen Weg der Studienversuche auch 
das von einigen als Hauptfach gewünschte 
Soziologiestudium einführen könnten. Ich 
möchte allerdings sagen, daß dazu die . ent
sprechende Anzahl von Lehrkanzeln notwen
dig ist und daß außerdem die Erfordernisse 
der Praxis bedacht werden müssen, daß also 
nicht auf bestimmten Gebieten Akademiker 
in . einem Ubermaß produziert werden und 
.gel1aJde2lU zu bestimmten Ding,en v:el1führt ISJOO, 
mit denen man auf die Dauer nicht seinen 
Lebensunte.J.'Ihalt vel'ldienen kann, ohne .daß 
ihnen unter vielen anderen die entsprechende 
Kombinationsmöglichkeit gegeben ist. 

735 
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, Ich möchte weiters darauf verweisen, daß 
neben den Studienversuchen als Versuchs
möglichkeit eingeführt ist, daß bis zum Stu
dienjahr 1913/74 Studienkommissionen an den 
philosophischen Fakultäten, bei der Boden
kultur und bei den technilschen und montani
stischen Studienrichtungen eingerichtet wer
den, wobei ich in bezug auf die Montanistik 
sagen kann, daß wir in Osterreich sehr stolz 
sein können, in Leoben eine Hochschule zu 
besitzen, die Weltruf hat und von der wir im 
Verhältnis sagen können, daß in Leoben ja 
eine Zusammenarbeit von lehrender und ler
nender Seite besteht, die einen Vergleich etwa 
mit der Bundeshauptstadt Wien bei Gott nicht 
zu 'scheuen braudlt. Es sind hier sehr konstruk
tive Verhältnisse gegeben; die Gründe sind 
allerdings verschiedener Natur. 

Diese Studienkommissionen wurden ver
suchsweise eingeführt und jetzt bis zum Jahre 
1914 erstreckt. Es ist äußerst begrüßenswert, 
daß damit eine erste institutionalisierte Form 
der Zusammenarbeit von lehrender und ler
nender Seite, von Studenten, Assistenten, 
Dozenten und Professoren, zum Zwecke der 
Erlassung von Studienplänen, der Ausarbei
tung von Empfehlungen, zur Gestaltung von 
Lehrveranstaltungen, zur Gestaltung von Prü
fungen, zur Beratung der Ursachen von Stu
dienverzögerungen und von Empfehlungen zu 
deren Beseitigung gegeben ist. 

Meine Damen und Herrenl Es iist ,erfroolidl, 
daß ·es :solche StudLenkommissioDlen 'g,ibt. Idl 
bekeIme mich posdtiv .zu diesen StrudiJenkom

missionen, wenn ,auch nicht ,alle meme Kol
legen dJLe.ser Meinung sind. So viele Fakul
täten ,eg g.i,bt, so vie1e unterschiedliche EJ:1fiah
rungen kann man nlatülrl:ich machen. Es hat 
allerdings jeder fortschrittlich denkende Pro
fessor bisher schon für sich eine Studienkom
mission gebildet und am Beginn eines Studien

jahres "mit Is,einen Studenten das -besprochen, 
w,as man wie :und w,ann machen wiIid, am 
Ende die Erf.ahrungen 'gesammelt und ,einen 
Ausblick für das nächste Mal gegeben. 

Dies,e or,ganisierte Fo.rm list .sehr hegrüßens
Wl8rt, und ich glaube, daß hier ·ein s·ehr .guter 
Uber.g.ang von der inneren mIr org.MlJisatori
schen Hochsdtulreform eröffnet wirrd, wolbei 
ich -meine, daß .audl damit in ·einer sehr sach
g,er,echten Weise . der Weg von einer mehr 
hierarchischen zu einer partnerschaftlichen 
Ortdnung eröffnet wird. 

Wir sollten - und damit komme 1<h zum 
Sdtluß, meine Damen und Herren - aus den 
Ertahrung.en lernen, die wir hi,er Isammel!ll 
können, und ausMickend auf die Igroße origan�
satoriscbe Hochsdlulreform sollten wir hier 
aus diesem Bemühen gerade um dieses Gesetz 

über IlIatur- UIlid geisteswj,sslenschaftlicbe S'tu
eHenrichtungen iIliSofern lernen, als wir nicht 
für alle österreidüschen Hochschulen gleich 
bis zum letzten detailliert ein .gleich ,il!nzu
wleIlldie·neLes Gesetz hesch1i,eß.en wolLen, einmal 
wenn es um das UIlIiv.e.rsitäts-Or,ganisa'bions
gesetz g,eht, 'd,aß wir nicht von der Wiener 
MasSlensituation .auf die La,ge Jn aUen ö.ster
reictüschen Hochschulstädten sdlließen. Es ist 
in Leoben, in Graz, lin IImSIbruck., in Salzburg 
und in Unz das Vierhältnis zwischen lehrender 
.und lernender Seite ,anders. Lernen wir aus 
.der Situation ,außerhalb Wtens, lernen wk 
auch ·aus der Situation außerhalb OS.terI1eichs. 
Es ist ·daher sehr erfreulich gew,esen, daß 
die Fr,au Minister Dr. Hrnbe·rg mit der parLa
mentarischen HochsdlulrefoJ1IIJ.kommiSlsion 
diese Reise .angetreten hat. Wr1r von der OVP
Fraktion haben ·auch schon vorher in die 
Schw.eiz, nach DeutschLand und nach Hollanrl 
e.me solche R'eise angetiieten. Wir Wlerden uns 
.auch in Osterr:eich mehr ,als bisher mit der 
Idee der Gesamthochschule konfrontieren 
müssen. Das betrifft ,auch ldas Vierhältms mit 
.eLen PäeLagogLschen Ak'CildemLen und mit der 
Idee der Ortsuniveorsität. 

MeilIlie Da.z:riJen und Herren! Lernen rwir ClIUS 
den Erfolgen, ,abe,r .auch laus den Mißerfolgen 
an anderen Hochsdlulenl Ich glaube, daß wir 
dann ei.n!en konstruktiven -Beitrag ZllIT Weiter
.entwicklung des österlieicbisdlen Hochschul
wesens und damit zum österreichiseben Bil
.du:nglSsy,stem leisten können. 

Meine Fz;aktion wird diesem Gesetz, ·an dem 
auch Minister der Osberrleichischen VolkJS
partei schon ,zu Beginn des Bemühens mit
gearbeitet haben, gern ihre Zustimmung 
geben. 

Ich möchte meine Ausführungen nicht schlie
ßen, ohne Ihnen, Frau Bundesminister für 
Wi�senscbJaft und Fonschung, dazu zu ,gmtuHe
ren, daß Sie selbst als Doktor der Philosophie 
und als selbst nach 1945 an der Wiener philo
sophischen Fakultät einige J ahTe tätig Gewe
sene die Freude haben können, dieses Gesetz 
eingebracht zu haben. Ich danke Ihnen. (All
gemeiner Beifall.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist gemeldet Herr 
Bundesrat Dr. Schnell. Darf ich bitten, das 
Wort zu ergreifen. 

Bundesrat Dr. Sdmell (SPO) : Frau Minister! 
Helir VOI1sitrender l Meine sehr qeehrten 
Damen und HerI,enl Wi,e mein geschätzter 
Vorredner habe al\lch ich rdie A:bSiidlt, mich 
vOl1Wl1egeDKl mit dem .Bundesgesetz über 
geisteswissenschaftliche und Illaturwilssen
schaftliche Strudienrichtung.en ru hesdtäfbigen. 
Wie er stimme auch ich dem Gesetz zu, und 
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ich freue mich, daß wir in vielen Belangen, 
Herr Bundesrat Dr. Schambeck, einer Meinung 
sind. 

Wie Sie richtig festg,BstJellt haben, ist dies 
ein Gesetz, das ,aunerondentlich zu b.egrüßen 
1st, weil les einer sehr ,gr,oßen Zahl von Studie
renden einen echten Nutzen in !ihrem Studi.um 
bringen wind. W.enn man hed'enkt, cLaß 
33,6 Prozent, also rund ein Drittel, aller Stu
di,enanfäng.er, d1e an die österreiehi.schen 
Universitäten gehen, ,an iden ph:ilosophischen 
Flak.ultäten inskribier,en, dann he:ißt das, daß 
ein Drittel aUer Studie,renden an den Uni
Vlersitäten von diesem Ges'etz in Zukunft 
profibie;r,en werden. 

Es tst fiichhig, .daß d,er ,große Vorteil .dieses 
Gesetz.es Idarin !besteht, daß 'es kLare Rahmen
bestimmungen bringt, die auch von den Stu
dierenden überschaut werden können. 

Ich möchte noch auf ,einen zw,eiten Punkt 
Mnweisen, den Sie an dile Sp.itze ,gestellt 
halben rund den auch ;ich ,g'ern an die Spitze 
stelle : daß ,es ein glücklicher Beginn de:r 
Hochschulr,eform ist, daß di'e Struktuneform, 
wie S:i,e ,richtig '9'esa,gt haben, mit der ,innel1en 
R1eform der Hochschule Hanld in Hand g,eht. 
Sie Iwissen, ,sehr ,geehrter Herr Kollege Scham
beck, daß ,genade von der Osterreichischen 
VolklSparte.i die SoziaLi,sten häufig deshalb 
ang,egl"iffen werden, weH man uns in dte 
Schuhe ISchiJebt, daß wir vorwiegend der 
Strukturreform das Wort J:1eden, ohne daß 'Wir 
gl'eichzeitig die iIlJlerle Reform :im ,Aug,e haben. 
Ich d!arf dazu sagen, daß von uns aIUS ,gesehen 
weder die inner,e Reform alLeoin noch die Struk
turre.form �allein in Ang,riff 'genommen we'r
den kann, sondern daß .sowohl auf ,dem gesam
ten Schulsektor der al1gemeionbildendeon und 
beruflsbi1deooen Schulen 'Wie ,auch 'auf dem 
Hochschrulsektor gemde die gemeinsame 
Inangriffnahme helider Reformaooicbten ,eine 
unbedingte N otwendiglc!eit darstellt, weH elS 
nicht möglich ist, einfach Orlg,anisationssche
mata zu ,erstellen, ohne gleicbzeHrug auch über 

den Inhalt zu rlef1ektier,en. Es ,ist 'duch lauf der 
emdeTen Seite unmöglich, DJeIlre Inhalte zu 
seh'affen, ohne andellerseits einer Re,form der 
Org,aniSiation das Wort zu reden. 

Ich darf in ganz kurzen Punkten die Vor
teile dieses Gesetzes VOf:stel1Jen, darf ,aber 
auch auf einig,e Wünsche ,eingehen. 

Erstens 1st es ldU1Sge;2ieichnet, daß e.ndlich 
mit dieSiem Gesetz die Toonnung ,zwischien den 
DiplomstudLen rund den Doktonatsst'Uidlien er
folgt, we.il ,gerade der von den UIlJiversitäten 
bekJiagte Ubelstarud, daß Isie Ülberfordert seien 
lmd daß die Einheit von Forschung und Lehre 
nicht mehr ,aufr.echterhalten w,erden kann, 
durch diese Trennung, wenn schon nicht über
wunden, so doch gemildert wird. 

Mit der EinIlichtung der D.iplomstrudten be
k,ennt sich auch die Univer.sität zu der Auf
g,abe, stärker als bisher eine Stätte der Lehre 
zu s'ein, und das ist für die innere Umwand
lung der philosophischen Rakultäten und der 
Institute an d'en phHosoph1schen F.akultäten 
beJSonders wicMig. 

Für dla's Diplomstutdiium wird sich 2iWeitens 
di'e Einrichtung der Studi1enlaibschruitte isehr 
günstig erw,eisen. Di'e iiIl der AnLage vor
g,el!egten Beschreibungen :der PTÜfrung,sfächer 
und ihre Aufte.i1ung auf dlie eÜl!2ielnen StUldien
abschnitte hefriedigen zurzeit 'absolut nicht. 

Es ist ,audl selbstverlstän!d1ich, daß die von 
den Unive.r,s:itäten und von den UniveIisHäts
instituten vor.genomIIl!ene Be1SchI1e'�bung in 
eIDern Zeitpunkt erfolgt ist, da man. sehr 
unsicher geglenÜlber ,den Stl1Jd1eng,esetzen ,em
geostellt Wlar. Aber <ich hin überzeugt, daß die 
Studi;enkommissionen ihre Auftgahe ,gut erfül
len wenden, die Studienpläne im Hinblick auf 
di'e Tleilung :des Studiums dn ,zwei Ahschnitte 
e�I))e Er1leicht'erum.g bringen ,werden und daß 
damit auch diese ,g,roße Zahl der Studienaus
fälle 'an den philosophischen Pakultäten abge
barut Wlird. 

Wenn Sie hedenken, mediI1e Damen und 
Herren, daß wohl mehr als 2500 Studierende 
:in den letzten Jahren ihr Stutdilum begonnen 
haben, aber ,an den philosophischen Fakul
täten nur etwa 600 bis 800 StudiereIllde eine 
P:romotion abgelegt hahen, dann el"S'ehen Sie 
dar,aus die unerhört ,g,r,oßle Zahl der Studien
,ausfälle, .die man nicht einflach dadurch ,erklä
ren kann, daß man sagt, alle diese Studieren

den wären ,für ,ein Studium nidlt geei.gnet. 

Dcittens ist es ,sehr 'Zu hegrüßen, daß 
flextMe Besmmmum.g,en über d!ile P:rüfung,en im 
OeS/etz oothalten !sinJd, so,daß der Studie.rende 
sowohl di,e EiIlJ7lelprüfiung alblegen kann wi,e 
auch di,e Prüfung vor einem Prüfiungs,senat. 
Ich bekenne mich dazu, daß die Schlußprüfung 
grunldsätzllich ,als leine kommissionelle Prü
fung abgelegt werden muß, ,bei der ein ,oot
;sprecherud,er Stanidard in der AusbiLdung unse
l1er Akademiker 'gleW!abrt bleibt. 

Viertens 'entsteht durch dieses Gesetz zum 
'ersten Mal 'ein. beträchtlicher �orteiQ darin, 
daß es 'sOlg,enoacrm1Je Erwei1Jemmgsstudden zu
läßt. Wir hatten ,in den letzten J,ahren sehr 
darüber zu klagen, daß eine Reihe von Aka
demikern zusätzliche Studien ablegen wollten. 
um ,entsprechende Ib.eruflic:he VOTarussetrungen 
für dhTe Qualifik.ation zu erhaUen, also etwa 

in der Psychologie odier in der Soziologie oder 
in einem anderen Bereich, es aber nicht mög

lich war, neben einem Doktorat in Philosophie 
ein 'Zweites Doktorat in Philosophie zu 
erwerben, und der Betreffende konnte, obwohl 
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'er alle VÜl'aUSSletm'Il!g.en hatte und die Prü
fungen ohneweiters ablegen hätte kÖIl.ilJen, 
ke'ine akaJd.lemisrne QuaHfikamon elifieichJen. 

Ich ,darf ,also. sagen : Gerade vom Standpunkt 
der Schule her, der ,al1gemeinbitdendeiIl höhe
,ren SchuLe, aber darüber hinaJUs Ides ge.samten 
Schulwesens, 'ist dieser Vürteil der Erweite
'rungsstudiJen nicht hüch genug einruschätJzen. 
Es St1nd ,dars sowohl Ergänzun'9'.en 7lwischen dem 
DiplomstuJdium iu:nd .dem Lehr.amtsstudium wie 
auch Ergänzungen iunerhalb .der ei'nlz·elnen 
absolv1erten Stooienl1ichtungen. 

Ein großer Vorteil besteht schließEch und 
e·ndLich auch ,da.rin, daß die Stutdienkommi'S
'siOiIlen, von denen Sie ,seLbst, Herr Doktor 
SchaJIIlbeck, ,gesagt haben, daß Isie sich nicht 
der :unbe,dLngten Beliebtheit laUer Universi
tätsprofessolien .erfr.euen, ,einglerlichbet wor
dren sind, und ich darf der Fna.u Mini:ster 
Fimbeflg sehr herzlich ,dafür dtanlklen, Idaß slie 
daran festg,ehalten hat, den Weg we'iterzuv,er
foLg,en und ,eme Drittelpar.i.tät !in aUen diesen 
Bereichen einmbau.en und ,Professo.ren, den 

-
von Ihnen so sehr "geschätzten" Mittelbau, 
aber auch die Studierenden in diese Studien
kommissionen hineinzubringen. Ich bin über
zeugt, daß gerade im Ber,eiche der philosophi
schen Fakultät die Studierenden nicht nur sehr 
berechtigte Wünsche im Hinblick auf die Stu
d1enpläne, sondern Ia.uch lauf die IJehrv,eran
sbalbung'en haben werden, und eine R1eihe von 
Professoren wenden Ig.eraJde, :wenn sie diese 
Wünsme der Stoo1erenden ,erfüllen wolleiIl, 
weitgehend auch in fur,em eigenen Fach wei
tere Stoffgebiete hehandeliIl müssen und sich 
m'it diesen Stoffg,ebiteten ,auseinanldersetzen 
müssen, sodaß diese Stoffgebitete schließlich 
den Studi,erenden !71um Vorteill geI'leichen. 

Ich darf aber auch, ,ger,ade lin Ihr·er An
wesenheit, Frau Minister, noch, ich will nicht 
sag.en, Mängel des GesetZles darstellen, . denn 
es ist im ,der langen Be:rat:ung :zum TeIl ja 
dara.uf hingewiesen wonden und wir .sind UßJS 
ooss.en bewußt, daß 'ein GeSletz, das ·erstellt 
Wird, natürlich nur in ,einem bestimmten Rah
men in der ,gegenwärtigen Diskussion erstellt 
werden kann. Ich :weiß ganz genau, daß 'g.e
·r.ooe 5oi,e, Frau Minister, diese Mäßlgel beSieiti
gen wollten, daß aber die BeIieitsch.Ja.ft von 
,der Universität her 'gesehen 'Doch nicht ziel
führend genug war, um ,die weiteren Fort
schritte, die ,dieses Ges,etz in Zukunft wwd 
nehmen müssen, einzuLeiten. 

Als ,e,listes g.roßes AnHagen - wir wel'den 
j,a Gelegenheit haben, mit ,den UrriV'ers.i.täts
professoren darüber ins Gespräch zu ko:rn
men - g,etht es darum, daß die BildungsinhaUe 
an ußJSer,en al1gemeinbilrllendren höher,en Schu
len viel stärker als bisher eine Umgliederung 

er.fahren und daß diese .gegenwärt1ge Fächer
kombination von Deutsch, GeO'9'raphde, Ge
schlichte, Naturg'eschichte tn guöße:J1en Fächer
einheiten .und in ,größefien, ,globalen Unter
richtsfächern U11Jsenm Schmern iQleboten wird. 

Das bedeutet aber auf der ander·en Seite, 
daß diese Zusammenfassung der Bildungs
inhalte an der Universität erfolgen muß. Ich 
weiß, daß ·gerade bei der Vorberatung dieses 
Gesetzes viele Universitätslehrer so extrem 
eingestellt waren, daß 5i,e ein Einfachstudium 
wollten, und daß ·es sehr schwer war, die 
beiden Fächer miteinander zu verbinden, so
daß es deshalb unmöglich gewesen ist, in 
den bisherigen Beratungen ·eine stärkere Ver
ankerung der interdisziplinären Fächerkombi
nationen in die Wege zu leiten; Professor 
Schambeck hat bereits auf diesen Umstand 
hingewiesen. In einer Reihe von Studien
richtungen ist das erfolgt; im Rahmen der 
Wirtschaftskunde und Sozialkunde konnte 
man sich nicht einigen und hat das einem ,eige
nen Gesetz überlassen. Aber die Historiker 
waren noch nicht bereit, in der Ausbildung 
unserer Lehrer für Geschichte und Sozial
kunde uns ·so weit .entgegenzukommen, daß sie 
die sozial wissenschaftlichen Bereiche in die 
Geschichte eingearbeitet und mit der Ge
schichte integriert hätten, denn das wollen 
wir ja auf der Stuf,e der allgemeinbildenden 
höheren Schule. Es ist auch im Bereich der 
Geogr,aphie nicht möglich ·gewesen, eine 
echte Verbindung der Geographie mit der 
Wirtschaftskunde durchzuführen, denn die 
einzelnen Pläne sehen bestenfalls eine Wirt
schaftsgeographie, aber .keine Wirtschafts
kunde vor. 

Zweitens: Ich persönlich - das ist, ich 
möchte das sehr, sehr stark distanzieren, nicht 
ein Standpunkt der Sozialistischen Partei, son
dern ein persönlicher Standpunkt - bedaure, 
daß im Doktoratsstudium .da.s Prüfungsgebiet 
der Philo'sophie, und zwar der exakten Philo
sophie, nicht mehr ,enthalten ist. ICh weiß, 
daß das bisherige zweite Rigorosum völlig 
sinnlos gewesen ist, weH eine Auseinander
setzung des Biologen oder des Naturwi!ssen
schaftIers überhaupt mit der Ontologie und 
der Metaphysik und der griechischen Philo
sophie keine Bedeutung für sein Fach hat. 
Aber daß wir 'auf der anderen Seite so weit 
·geg·ang,en ·sind, sehr wesentliche Punkte deT 
Philosophie, vor allem der Erkenntnistheorie 
und der kritischen WissensChaftstheorie, von 
den Anforderungen an den Dissertanten ·aus
zuschalten, vor allem auch an denjenig·en, der 
naturwissensch.aftliche Fächer studiert und 
dann ein Doktorat abschließt, halte ich per
sönlich für nicht wünschenswert. 
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Drittens und letztens in diesem Zusammen
hang darf ich eine Bitte an Sie, sehr geehrte 
Frau Minister, richten - ich weiß, daß das 
auch bereits auf Ihrem Programm steht -, in 
den Besprechungen mit den Professoren an 
den Universitäten noch ,stärker als bisher Ein
richtungen zu schaffen, die eine persönliche 
Betreuung der Studierenden gerade an den 
großen Universitäten vorsehen, eine persön
lichk:eitsgerechte Beratung dieser Studieren
den, um den unerhört großen Ausfall von 
Studierenden zu bekämpfen, weil wir 'gerade 
der Uberzeugung sind, daß sehr, 'sehr viele 
wertvolle junge Menschen einfach aus Un
kenntnis der Situation nicht in der Lage sind, 
ihr Studium abzuschließen. 

Zum Schluß noch eini.ge Hinweise zum Lehr
amtsstudium. Schon in den 'ersten Diskussio
nen über dieses Gesetz wurde die Frage .ge
stellt, ob es nicht sinnvoll wäre, zwei Gesetze 
zu schaffen: ein Gesetz über die geisteswissen
schaftlichen und naturwissenschaftlichen Stu
dien, die zu einem wissenschaftlichen Abschluß 
führen, und ein zweites Gesetz über die Lehr
amtsstudJen. Ich pel'sönlich bekenne mich zu 
dieser glückhaften Verbindung und zu einem 
zusammenhängenden Gesetz, dazu, daß beide 
Studienzweige zusammengefaßt sind. 

Es wäre vorteilhaft, wenn die Univer,sitäts
professoren an den philosoph�schen Fakul
täten - das geschieht mehr und mehr, und 
wir sind sehr glücklich darüber - einsähen, 
daß der größte Anteil der Studierenden an den 
philosophischen Fakultäten ein Studium zum 
Zwecke ,einer Lehramtsprüfung 'aufgenommen 
hat. Man ,sieht das 'sehr deutlich, wenn im 
Jahre 1 967 548 Promotionen und 471 Lehr
amtsprüfungen abgelegt wurden und wenn 
man weiß, daß ein ,großer Teil derjenigen, 
die eine Lehramtsprüfung ablegen, ,auch zu
sätzlich ein Doktorat an einer Universität 
erwerben. Das bedeutet aber für die Universi
täten, daß sie stärker als bisher die Belange 
des Lehramtsstudiums in ihrem Bereich sehen 
müssen. Das heißt, daß 'sie vor allem eine 
zu frühe Spezialisi,erung in den einzelnen 
wissenschaftlichen Disziplinen durchführen, 
und das heißt auf der anderen Seite, daß 
der von ihnen eingeschlagene W,eg zur Grün
dung von fachd1dakUschen Lehrkanzeln, die 
sie gerade in der letzten Zeit auf dem Gebiete 
der Physik und der Biologie eingeführt haben, 
weiter durchgeführt wird, 'so daß hinter dem 
Gesetz auch die entsprechenden Institutionen 
an der Universität mit entsprechenden Dienst
posten versehen werden. Das heißt letzten 
Endes das, was man in einem Gesetz nicht 
durchführen und kaum andeuten kann, näm
lich eine viel be'ssere Durchdringung von 

theoretischer und praktischer Ausbildung in 
der Lehramtsbildung. Das wäre eine echte 
Kooperation und Zusammenarbeit zwischen 
den Universitäten und den Schulbehörden in 
den einzelnen Ländern. Es bestehen wertvolle 
Ansatzpunkte, daß diese Kooperation ausge
baut wird. 

Damit darf ich auch zu dem Punkt kommen, 
den Herr Kolleg,e Schambeck an den Schluß 
seiner Ausführungen gestellt hat, nämlich zu 
dem Punkt, daß an unseren Pädagogischen 
Instituten und Lehrkanzeln :in einem viel stär
keren Ausmaß die 'empirische Pädagogik be
trieben wird. Ich darf aber dazu sagen, daß wir 
uns gemeinsam zu einem Weg bekennen müs
slen, daß neben dem Prinzip des Pluralismus 
der Weltanschauungen in diesem Staat auch 
das Prinzip des Pluralismus der Besetzung der 
Lehrkanzeln entsprechend angewendet wird. 
Nidlts wäre schlechter als eine Besetzung der 
Lehrkanzeln nach dem politischen Proporz. 
Aber wenn ich ,an diese 25 Jahre denke -
Sie haben 'auf Grund meines Zwischenrufes 
gemeint, die Damen und Herr·en haben sich 
nicht habilitiert -, dann d'arf ich Sie bitten, 
einmal .die Berufungen auf diese pädagogi
schen Lehrkanzeln zu verfolgen. Sie werden 
feststellen, daß eine Reihe von Damen und 
Herren, die berufen wurden, nicht habilitiert 
waren, daß 'aber bei anderen Damen und Her
ren, die mehr Voraussetzungen für eine Be
rufung mitgebracht haben, diese Berufung 
allein aus weltanschaulichen Gründen nicht 
erfolgt ist. Da diver,gieren unsere Anschauun
gen. 

Es wird al,so notwendig sein, daß innerhalb 
dieser Lehrkanzeln auch verschiedene pädago
gische Meinung,en zum Ausdruck gebracht wer
d.en. Mein letzter Zwischenruf ging auch dahin, 
c:aß es nicht sehr zweckvoll ist, wenn ein 
Pädagoge seine Meinung vor verschiedenen 
Gremien wechselt. (Bundesrat Doktor 
S e h  a m  b e c k: Sehr richtig!) Das ist nicht 
gemeint, sondern ich meine nur, daß der eine 
Pädagoge eine andere Meinung hat als ein 
anderer Pädagoge, aber daß er nicht eine 
Meinung je nach dem ändert, wo er 
sie vertritt (Beifall des Bundesrates Doktor 
S c h a m b e c k), ob er sie etwa in der Schul
reformkommission vertritt oder ob er sie dem 
Bundesministerium für Wissenschaft und For
schung gegenüber vertritt, und das ist jeweils 
etwas anderes. Dennoch darf ich zum Schluß 
sagen, daß ich mich freue, daß wir in diesen 
Auffassungen weitgehend übereinstimmen. 

Es ist aber doch Anlaß gegeben, am Schluß 
festzustellen, daß mit diesem Gesetz - und 
IC1Cl1S möchte idl heso'l1ders hervorhelben -
ein zusammenhängendes Paket von Gesetzen. 
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Dr. Schnell 

die die sozialistische Regierung in einem sehr 
kurzen Zeitraum dem Parlament zugeleitet 
hat, verabschiedet werden kann. Es sind Ge
setze, die die äußere Schulreform einleiten, 
es sind Gesetze, die eine beträchtliche mate
rielle Besserstellung der Studierenden ein
leiten, und es sind schließlich auch Gesetze, 
die in erster Linie eine innere Schulreform 
zum Anliegen haben. 

Aus allen diesen Gründen bekennt sich die 
sozialistische Fraktion des Hauses zu diesem 
Gesetzesbeschluß. (Beifall bei deI SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort 1st Frau Minister 
Dr. Firnberg gemeldet. Ich darf sie bitten, das 
Wort zu ergreifen. 

Bundesminister für Wissenschaft und For
schung Dr. Hertha Fimberg: Hoher Bundes
ratl Ich darf ein paar Worte nicht nur zu dem 
einen jetzt viel di.skutierten Gesetz über gei
steswissenschaftliche und naturwissenschaft
liche Studienrichtungen sagen, sondern auch 
zu dem zweiten Gesetz, zur Novellierung des 
Studienförderungsgesetzes, das ja der Hohe 
Bundesrat veranlaßt hat. 

Ich darf zum ersten Gesetz folgendes sagen: 
Herr Bundesrat Professor Schambeck. hat sehr 
treffend bemerkt, daß wir den richtigen Weg, 
den zielführenden Weg zur Hochschulreform 
schon vor Jahren begonnen haben, daß näm
lich dieser Weg zuerst über die Studienreform 
und in zweiter Linie über die Strukturreform 
gegangen ist. Ich darf in diesem Zusammen
hang darauf aufmerksam machen, daß wir die
sen Weg immer gemeinsam gegangen sind ; 
es war ein gemeinsamer Weg aller Fraktionen 
des Hohen Hauses, niemals bestritten von 
irgend jemandem. 

Das Gesetz, das wir heute dem Hohen 
Bundesrat zur Beschlußfassung vorgelegt 
haben, ist ein sehr großer Schritt weiter auf 
diesem Weg. Das ist heute schon von beiden 
Rednern dankenswerterweise bemerkt wor
den. Die natur- und geisteswissenschaftlichen 
Studienrichtungen umfassen ja eine s ehr um
fangreiche und sehr bedeutende Materie. Nicht 
nur die größte Zahl der Studenten studiert 
diese Fächer, sie weisen auch die größte Zu
nahme der Zahl der Studenten auf, die größte 
Zahl von Studienrichtungen : nicht weniger als 
44, und darunter die so wichtigen des Lehr
amtes. 

Ich darf abschließend dazu sagen, daß eine 
jahrelang und sehr mühevolle Arbeit in die
sem Gesetz steckt, mit sehr vielen Einzel
gesprächen. Wenn Herr Bundesrat Dr. Schnell 
bemerkt hat, daß er in manchen Fragen eine 
andere Auffassung hätte - auch diese ande
ren Auffassungen wurden in den Gesprächen 

deponiert. Aber eine Entscheidung muß irgend
wann getroffen werden. So wurde wahrschein
lich in vielen Fragen nicht die richUge Ent
scheidung, nicht die Entscheidung, die in der 
Zukunft die richtige bleiben wird, gefällt, aber 
die Entscheidung, die getroffen wurde, wurde 
wenigstens jetzt einmal den heutigen Gege
benheiten angepaßt. 

Die Zielrichtung dieses Gesetzes war eine 
größtmögliche Freiheit bei der Fächerwahl, 
bei der Studienwahl und bei den Prüfungen. 
Diese sollte aber gleichzeitig auch mit größter 
Studiensicherhe'it kombiniert werden. Dies 
ging vor allem die Studenten an, deren philo
sophisches Stud.ium, ·also da:s natur- und ge'i
steswiSlse.nschaftliche Studiwn, bisher ja über
haupt Jeder g,e,s!etzlichen GrunJdlag,e entbehr,te. 

Es gibt eine Menge von Neuem in diesem 
Gesetz, nicht nur an Studienrichtungen, wie 
Herr Professor Schambeck. schon angeführt hat, 
nicht nur die Einführung der Studienkommis
sionen, sondern auch den ersten Versuch, an 
den Hochschulen echte Hochschulversuche zu 
etablieren, legistisch fundiert, und die Er
weiterungsstudien. 

Ich darf auch auf einiges eingehen, was 
Herr Bundesrat Schnell gesagt hat, zum Bei
spiel . auf die Frage, daß wir die Probleme 
Geschichte, Geographie, Sozialkunde und Wirt
schaftskunde neu lösen müssen. Das ist uns 
allen bewußt. Aber es ,bedarf doch einer sehr 
großen, sehr intensiven Arbeit und Absprache, 
ehe wir dieses Problem gemeinsam und zeit
gemäß gelöst haben werden. 

Hinsichtlich der Frage der Philosophie bei 
den Doktoratsstudien waren wir mit sehr ge
gensätzlichen Meinungen konfrontiert. Wenn 
Sie, Herr Bundesrat, hier jetzt deponieren, daß 
Sie bedauern, daß Philosophie bei der Ab
schlußprüfung ausgeschlossen wurde, dann 
gibt es soundso viele Stimmen, die gerade 
diesen Schritt auf das äußerste begrüßen. 

Sicherlich stimmen wir Ihnen alle bei, wenn 
Sie meinen, daß Einrichtungen für die persön
liche Betreuung und Beratung der Studieren
den notwendig sind. Das ist eine Frage der 
Finanzen, und es ist auch eine Frage der 
Personen, die hier beratend tätig sein können. 
Ich darf in diesem Zusammenhang dar.auf hin
weisen, daß wir versucht haben, Studenten
beratungen an den Hochschulen einzurichten. 
Wir wären sehr dankbar, wenn Ihr Interesse 
so weit ginge, daß Sie uns auch einmal Ihr 
fachmännisches Gutachten über diesen Ver
such gel>en würden. 

Wir wissen, daß wesentliche Aufgaben der 
Hochschulen, stärker als es bisher der Fall 
war, darin liegen, die Lehramtsstudien in der 
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Bundesminister Dr. Hertha Fimbera 
Richtung einer empirisChen Pädagogik, ja der 
Pädagogik überhaupt auszubauen. Hier stehen 
wir vor der sChwierigen Frage der Berufungen 
auf diese Lehrkanzeln. Ich will diese Frage 
hier nicht anschneiden. Ich will nur ganz all
gemein deponieren, daß wir stärker als bisher 
auch in der Praxis doCh auf dem Standpunkt 
stehen, daß die Vielfalt der Lehrmeinungen 
ein Teil der Freiheit der WissensChaft und 
Forschung und der Lernfreiheit ist. Wir ver
suchen, das auCh in der Praxis durChzuführen. 

Hoher Bundesrat! Ich darf zu diesem Gesetz 
absChließend vielleiCht noch hinzufügen, daß 
wir hoffen, daß es uns gelingt, auf diesem 
gezielten und evolutionären Weg der Reform 
zeitgerecht die Probleme zu lösen, vor denen 
heute praktisCh alle Länder in bezug auf die 
HoChsChulen stehen. Bisher mit Erfolg. Wir 
hoffen, daß wir dies zum Besten unserer 
Jugend und unserer hohen Schulen weiter 
tun können. 

Eini'ge Worte bitte zum Studienförderungs
gesetz. 

Wir sind mit dieser Novelle dem Auftrag 
des Bundesrates nachgekommen, der uns im 
November 1969 erteilt wurde und der anläß
liCh der Berichtsvorlage über die Studienförde':' 
rung am 25. März 197 1  sehr naChdrückliCh 
wiederholt wurde. Ich glaube, wir haben 
wesentliChe Verbesserungen angebracht, nicht 
nur auf dem finanziellen Sektor; das ist ja 
leicht abzusehen, vor allem dadurch, daß der 
neue Einkommensbegriff des Einkommen
steuergesetzes bei der Bemessung eingeführt 
wurde. Es ist mehr gesChehen als nur eine 
Valorisierung der Studienbeihilfen. Es wurden 
die familienpolitisChen Aspekte maßgeblich 
berücksiChtigt. Und das ,scheint uns sehr wich
tig zu sein. Denn die Rücksicht auf die Chan
cenungleichheit zwischen den Kindern aus 
Einzelkinder-Familien und den Kindern aus 
kinderreichen Familien bezieht sich auf jenes 
Gefälle, auf jene Bildungsdiskriminierungen, 
die nicht unter;stützt werden sollten. 

Es ist dem Wunsch des Bundesrates nach
gekommen worden, der Frage der Förderung 
der Studenten, die in Studentenehen leben, 
besser zu entsprechen. 

Es ist schließlidl und endlich versucht wor
den, dem Wunsche des Bundesrates, der immer 
wieder aufgetaucht ist, nämlich die Härtefälle 
abzustellen, nachzukommen. Das ist durch zwei 
Maßnahmen versucht worden. Einmal dadurch, 
daß die Studienbeihilfen nunmehr für ein Jahr 
gewährt werden. Eine Rückzahlung - das war 
eine außerordentliche Härte - von bezogenen 
Beihilfen kommt kaum mehr in Frage; das 
entfällt. Zum zweiten haben wir auch versucht, 
das Problem der Kinder aus gestörten Ehen 

besser zu lösen. Das ist ein Problem, das Sie 
in seiner Problematik bestens kennen. Wir 
haben die Lösung auf zwei Wegen versucht: 
einmal dadurch, daß die so schwierige Bei
bringung der Bestätigung über die Einkom
men beider Elternteile von Amts wegen er
folgen kann, und zum zweiten dadurch, daß 
ein gewisser Absetzbetrag eingeführt wurde, 
der den Erschwerungen Rechnung trägt, die 
durch eine getrennte Haushaltsführung ent
stehen. 

Nicht gelöst wurde die Frage der Begabten
stipendien, Hoher Bundesrat. Wir sind bewußt 
dieser Frage aus dem Weg gegangen, weil wir 
meinen, daß hier ein ganz neues System mit 
Hilfe der Wissenscha.fter :erlClrbeitet weI'1den 
muß. 

Es wurde im Hohen Haus darauf hingewie
s,en, daß es sich um ,eine "kleine" Novelle han
delt. ICh möchte das auch hier nicht bestreiten. 
Es ist aber keine kleine Novelle, was die 
Kosten betrifft. 

Hoher Bundesrat! Es bedeutet eine beacht
liche Leistung der Gemeinschaft für die 
Jugend, für die ,studierende Jugend, wenn nun
mehr rund 242 MiUionen Schming, a:lso fast 
eine Viertelmilliarde Schilling, aJlein für Stu
d1enförderung für diese studierende Jugend 
ausgegeben wind. Diese neuerliche V,erbesse
I'Ul1Jg, die hier ,auf finanzieUem Gebiet vor,loiegt, 
i,st doch ein neuedicbJer Beweis für die Bereit
schaft der ,arbeitenden Menschen, für die stu
dier:ende Jugend auf manches !Zu v.erzi chten. 
Ich meine, man ,solLte das hier durch lein Dan
I�e:swort zum Ausdruck Ibrtngen. 

Ich hoffe, daß diese Novelle ein weiterer 
Baustein dafür ist, daß mehr Chancengleich
heit, mehr Chancengleichheit für die Bildung 
in unserem Volke erzielt wird, daß es uns 
mehr und besser als bisher gelingt, das Be
gabtenpotential auszuschöpfen. 

Diese Hochschulg·esetze wurden alle gemein
sam erarbeitet und sie finden die Zustimmung 
aller Fraktionen im Hohen Hause und im 
Hohen Bundesrat. Das scheint mir ein gutes 
Omen zu sein, ein gutes Omen dafür, daß die 
Hochschulen heute ein Herzensanliegen aller 
Parteien sind und daß diese Fragen uns alle 
angehen - über jede weltanschauliche und 
jede politische Gesinnung hinweg -, und ein 
gutes Omen dafür, daß es uns gelingen wird, 
die permanente Reform, die auf diesem Gebiet 
notwendig ist, auch wachzuhalten, lebendig 
zu halten und miteinander gemeinsam zu er
arbeiten. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

303. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 183 von 191

www.parlament.gv.at



8446 Bundesrat - 303. Sitzung - 22. Juli 1971 

Vorsitzender 

Wünscht di'e Frau Berichterstatter 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

ein Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung, 

die über diese vier Gesetzesbeschlüsse ge
trennt erfolgt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s t i m
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
vier Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates 
k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

65. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
8. Juli 19'f1 betreffend ein Abkommen zwi
schen der Republik österreich und der Volks
republik Bulgarien über die wissenschaftliche 
und technische Zusammenarbeit (589 der Bei-

lagen) 

Als Ergebnis :seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n  t r a g, 
der BU'ndesrat wolle besebließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
8. Juli 1 971  betreffend ein Abkommen zwischen 
der Republik Osterreich und der Volksrepublik 
Bulgarien über die wissenschaftliche und tech
nische Zusammenarbeit wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Danke schön. 

Zum V/ort 'hat sich niemand gemeldet. Wir 
Vorsitzender: Wir gelangen nun zum schreiten zur Abstimmung. 

65. Punkt der Tagesordnung : Abkommen mit 
Bulgarien über di'e wissenschaftliche und tech
nische Zusammenarbeit. 

Berichterstatter ist in Vertretung des ver
hinderten Berichterstatters der Obmann de,s 
Ausschusses für Verfassungs- und Rechtsan
gelegenheiten, Herr Bundesrat Novak. Ich darf 
um den Bericht bitten. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

66. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
8. Juli 1911 betreffend ein Abkommen zwischen 
der Repu.blik Osterreidl und der Volksrepublik 
Ungarn über. wissenschaftliche und technisdle 

Berichterstatter Novak: Hoher Bundesrat ! Zusammenarbeit (590 der Beilagen) 
Meine Damen und Herrenl Ich berichte an 
Stelle des verhinderten Bundesrates Doktor 
Reichl. 

Durch das gegenständliche Abkommen zwi
schen der Republik Osterreich und der Volks
republik Bulgarien soll die wissenschaftliche 
und tedmische Zusammenarbeit zwischen 
asterreich und Bulgarien gefördert werden. 
Dieses Ziel soll insbesondere durch den Aus
tausch von Dokumentationsmaterial, durch 
gegenseitige Studienreisen, Konsultationen 
von Wissenschaftlern, durch Veranstaltung 
von wissenschaftlichen und technischen Lehr
kursen, durch die gemeinsame Herstellung und 
den Austausch von wissenschaftlichen und 
technischen Filmen erreicht werden. Auch soll 
eine Zusammenarbeit auf dem Gebiete der 
wissenschaftlich-technischen Grundlagenfor
schung zum Zwecke einer inldustrieUen Koope
ration erfolgen. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung des vorliegenden Abkommens die Er
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas
sungsgesetz zur Uberführung des Vertrags
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Vorsitzender: Wir gel-angen nun zum 
66. Punkt der Tagesordnung: Abkommen mit 
Ungarn über wissenschaftliche und technische 
Zusammenarbeit. 

Berichterstatter in Vertretung des verhinder
ten Herrn Berichterstatters ist wiederum der 
Obmann des Ausschusses für Verfassungs
und Rechtsang,el'egenheiten, Herr Bundesrat 
Novak. Darf ich bitten. 

Berichterstatter Novak: Hohes Hausl Meine 
Damen und Herren! Ich berichte über den 
Beschluß des Nationalrates vom 8. Juli 1 971 
betreffend ein Abkommen zwischen der Repu
blik Osterreich und der Volksrepublik Ungarn 
über wissenschaftliche und technische Zusam
menarbeit. 

Durch das gegenständliche Abkommen soll 
die wissenschaftliche und technische Zusam
menarbeit zwischen Osterreich und Ungarn 
gefördert werden. Dieses Ziel soll insbeson
dere durch den Austausch von wissenschaft
lichem und technischem Dokumentationsmate
rial, gegenseitige Studienreisen und Konsul
tationen von Wissenschaftlern, Veranstaltung 
von wissenschaftlichen und technischen Lehr
kursen erreicht werden. Auch sieht das Ab-

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts- kommen die Erarbeitung von wissenschaft
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor- lieh-technischen Grundlagen für eine indu
lage in seiner Sitzung vom 1 9. Juli 1 97 1  in strielle Kooperation vor. 
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Novak 
Dem Nationalrat er.schien bei der Genehmi

gung des vorliegenden Abkommens . die Er
lassung eines besonderen Bundesgesetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 der Bundesver-

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n t r a g, 
der Bundesrat wolle beschließen : 

fassung zur Uberführung des Vertragsinhaltes Gegen den Gesetzesbeschluß des National
in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht er- rates vom 1 6. Juli 197 1  betreffend ein Bundes
forderlieh. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 1 9. Juli 1911  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten durch mich den A n  t r a g, 
der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den· Beschluß des Nationalrates vom 
8. Juli 1 97 1  betreffend ein Abkommen zwischen 
der Republik Osterreich und der Volksrepublik 
Ungarn über wissenschaftliche und technische 
Zusammenarbeit wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort 'hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des NatiOnal
rates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

67. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 16. Juli 1971 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Studienförderungsgesetz geändert 

wird (591 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelang.en nun zum 61. 
und letzten Punkt der Tagesordnung: Ände
rung des Studienförderungsgesetzes. 

Berichter,statterin 'ist F.r.au BuI1lde.smt Doktor 
Erika Seda. Bitte um ihren Bericht. 

Berichter,statterin Dr. Erika Seda: Hoher 
Bundesrat! Durch den vorliegenden Gesetzes
beschluß des Nationalrates sollen unter ande
rem die Einkommensgrenzen und die Höhe 
der Studienbeihilfen den gestiegenen Lebens
haltungskosten angepaßt werden. Ferner 
sollen mehr als bisher die finanziellen Be
lastungen, welche die materielle Leistungs
fähigkeit der Eltern des Studierenden beein
trächtigen, bei der Gewährung von Studien
beihilfen berücksichtigt und eine Erledigung 
der Studienbeihilfenanträge mittels EDV-An
lagen ermöglicht werden. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts
angelegenheiten hat die gegenständliche Vor
lage in seiner Sitzung vom 19. Juli 1 97 1  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

gesetz, mit dem das Studienförderungsgesetz 
geändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Zum Wort ,uemeld'et hat sich 
Herr Bundesrat Dr. Scham heck. Ich bitte ihn, 
das Wort zu ·ergr,eifen. 

Bundesrat Dr. Schambeck (OVP) : Herr Vor
sitzender! Hoher Bundesrat! Meine Damen 
und Herren! So traurig ,es ist, daß dieser 
Tagesordnungspunkt, nämlich die Novelle zum 
Studienförderungsgesetz, entgegen ihrer Wich
tigkeit der letzte Tagesordnungspunkt unseres 
stundenlangen Beisammenseins ist, so erfreu
lich ist es andererseits, daß wir auch dieses 
Gesetz vor den kurzen Ferien noch behandeln 
können, gehört es doch zur Verantwortung 
eines Staates, der den Anforderungen der 
sozialen Bildungs- und Leistung.sgesellschaft 
gerecht zu werden hat, daß er seiner Jugend 
nicht allein die Wege zur Bildung, sondern 
auch die sozialen Voraussetzungen eröffnet, 
diese Wege tatsächlich beschreiten zu können. 

Die Frau Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung hat bereits in ihrem vorweg
genommenen Schlußwort darauf hingewiesen, 
daß wir schon in unserer 300. Sitzung des 
Bundesrates am 25. März 197 1  Gelegenheit 
hatten, uns über die soziale Lage der öster
reichischen Studenten im Zusammenhang mit 
einem Bericht, der über Entschließung des 
Bundesrates vom November 1969 vom Mini
sterium für Wissenschaft und Forschung er
stattet wurde, auseinanderzusetzen, und schon 
damals wurde von . mir der Wunsch geäußert, 
daß die in der Entschließung verlangte Novelle 
zum Studienförderungsgesetz baldigst einge
bracht wird. 

"Baldig" ,sagte ich deshalb, weil ich der 
Meinung bin, daß die Jugendlichen, die jetzt 
maturieren, nach ihrer Matura auch wissen 
sollten, unter welchen Voraussetzungen sie 
auch im Wintersemester mit dem Studium 
beginnen können. 

Dieser im März 1971  erstattete ausführliche 
Bericht wurde damals von mir einer ziemlich 
ausgiebigen Analyse unterzogen, auf die da
mals die Frau Bundesminister für Wissen
schaft und Forschung sehr konkret geantwor
tet hat, und ein Teil dieser damaligen Aus
einandersetzung findet heute in der Novelle 
zum Studienförderungsgesetz auch seine Posi
tivierung. 
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Dr. Schambeck 
Dieser Bericht, der auch heute für uns von 

Bedeutung ist, Hoher Bundesrat, zeigte uns, 
daß nur ein Viertel der Studierenden tatsäch
lich zu einer Studienbeihilfe kommen, da das 
ständig steigende Einkommensniveau bei den 
im Gesetz gleichbleibenden Einkommensgren
zen ein geradezu parallellaufendes Ausschei
den anspruchs berechtigter Studierender zur 
F?lge hat. 

Es gilt auch weiters zu erkennen und fest
zustellen, daß effektiv nur 3 Prozent aller 
inländischen Studierenden in den Genuß von 
Begabtenstipendien gelangen. Ich habe das 
schon damals im März festgestellt und freue 
mich, daß die Frau Bundesminister heute er
klärt hat, daß man das ganze System des 
Begabtenstipendiums wirklich neu überdenken 
sollte. 

Drittens meine ich, daß es sehr wichtig ist, 
daß schon einleitend auf die Notwendigkeit 
der Wertsicherung der Stipendien verwiesen 
wird. Wenn sich die Damen und Herren er
innern, wissen Sie, daß ich bereits im März 
auf diese Notwendigkeit hingewiesen habe, 
und ich freue mich heute, daß in einer All
parteienentschließung im Nationalrat dieses 
Erfordernis, das ich damals schon im März 
aufgezeigt habe, j etzt im Juli auch zu einer 
Ents·chlil€ßung rgemacht wmde, um einenseirts 
der !bedauerlichen. 11aufenden GeI.dwertverdün
mmg und ande:r:er.seits ·den Istei.genden Studien
kosten - ich möchte diesen Ausdruck hier 
gebrauchen - Rechnung zu tragen; der Be
griff "Studienkosten" iost ein Hegriff, auf den 
ich heute noch näher eingehen möchte. 

Viertens müssen wir uns, Hoher Bundesrat, 
vor Augen halten, daß die Studienbeihilfen 
nicht allein die Lebenskosten decken sollen, 
sondern den effektiven Studienkosten ent
sprechen mögen, dem Lernbedarf, dem Bedarf 
an Büchern und so weiter, was eben not
wendig ist, um ein richtiger Student zu sein. 
Diese Kosten sind in den letzten zehn Jahren 
um 50 Prozent gestiegen. Solche effektiven 
Studienkosten betragen für Studierende - ge
rade als niederösterreichischer Mandatar 
möchte ich das betonen -, d1e nicht bei ihren 
Eltern wohnen, zwischen 2400 und 2800 S. 

Meine Damen und Herrenl Lassen Sie mich 
daher, k()[lfrontiefIend mit den damals s'ehr 
ausführlich ,erörterten Errgrebnissen des Sozial
berichtes, rgl·eicbsam ,asozial zur vorrgerückten 
Z'eit doch hier näher auf Bericht und jetzigle 
NoV'elle Zlum Studienföroderungsgesetz ejngre
hen, um el1stens die Verbesslerung,en dieser 
Nov;elle 'Zu nennen, zweitens auch noch offene 
WÜll1sche aUlSzusprechen rUnd dritt.ens absdllie
ßend noch einig.e Anregungen zur Fortent-

wicklung des Stipendtensyst:ems iIIl Osteueich 
ZlU g·eben. 

Es ist erfreulich, daß ·eine hedeutende An
hebung der Einkommensgrenzen erfolgte, die 
zU!sätzlich durch di,e Ubernahme ldes Ednkom
mensbe,g,riff,es des Schülenbeihilifengeset:res um 
2'lirka 3600 S bis 10.000 S vIerstärkt wiJ:1d. Es 
wUIiden auch zusätzlich die St'Ulc1ienbeihdlfen 
rdurchJSchIlJittlich zwi.sch·en 2000 und 6000 S er
höht. Die höchste St'Ud1eIllbeih:il1Jf,e beträgt nun
mehr bei St'UlcHer,enden, Idte sich se�bst er
halten, und j enen, die von lau;swärrts an den 
Studienort kommen, 1 9.000 S, für Sturuerendl€, 
die Ibei lihren Eltern am Wohnort wohnen, 
1 3.000 S j ährlich. 

Es trat ,eine Verbesserung für verheimtete 
StuwereIlJde 'ein; Sie lerinnem sich, lieh bin da
maLs 'auf dieses Probl,em rbe/Sonders ,eingegan
gen. Nunmehr wiIid ,das Einkommen des Ehe
partners :in weitaU!s geringerem Maße ,als b:is

her :zur Ermittlung der ISozialhedürfhlrg.}{,jeit her
angl€!zogen. 

Es Slei als e,ine V;erbesserung hervorgehoben, 
daß eine MHderung von Härtefällren lbei Stu
dierenden ,aus g.eschledenen Ehen 'UIlld auß,err
ehelichen Kindern dadurch versucht wiIid -
ich sCilg.e : veI1sucht wird -, Idaß sich rdie Ein
komme.nsrg<renzen um 20.000 S ,e:rfu.öhen, so.fern 
die Eltern nicht im gemeinsamen Haushalt 
leben. 

Darüber hinaus ist nun ;im Gesetz aus
drücklich fe stgehalterfi, daß ger,ade in isolchen 
FäHen Nachweise etwa vom auße,rehelichen 
oder vom .geschiedenen Vlater, worauf die 
Fr.au Bundesminister vor werrig.en Minuten 
hingewles:en hat, nun ClIuch von Amts welgen 
beigeschafft wer,dlen könIlJen. 

A1s Verbess,erung kann ßS weiter ·ang·esehren 
w,enden, Idaß in Hinkunft ider Anspruch auf 
StudienbeHl1lfen für zwei Semester .glreich h.och 
ilst. Eine Her,absetzmng !i.nfo19le der 'geärndreTten 
EinikommensverhältniJsse inne:rthalb e.ines Stu
di'enj.ahres, wie das rb1sher .der Fall war, ist 
nicht mehr vorgeslehen. 

A!Uch ist für .die Zrukunft Ibeabs!ichbi,gt, daß 
e'in StU!dienwechsel ohne Verlust :des Studiren
beihiUenanspruches durchgef.ührt wrerden 
kJann. Dabei gilt aber in Hink:.unft ,ein Studien
wechsel vor Begrinn tdes v.1erten Sturli.enseme
sters und tein :solcher, be:i Wlelchem die ,gesamte 
Studienzeit in .das neUJe Studium einger,ecb.nert 
wird, nicht als Studienwechsel im Sinne des 
Gesetzes. 

Eine neue straffe und Zlentra:l,e Behördep
orgarrisation und die Bea:r:beitung der An

suchen mittels EDV-Anlagen soll zu vermehr

ter R.echtssimerheit ,Und zu r.ascherer Bearrbe,i

tUDlg der Ansuchen führen. Das ist ebenf.alls 

als leiDle Verbess·erung hervorzuheben. 

303. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)186 von 191

www.parlament.gv.at



BlUldesrat - 303. Sitzung - 22. Juli 1971 8449 

Dr. Schambeck 
Es 1st weiter darauf hinzuweisen, !daß reinig,e 

LöschJungsgründe wegfallen. Alls wirklich ,er
freuHch sei besonders hervorgehoben, daß ab 
nun ein Auslancbstudtium .im Ausmaß von 
zwei Seme:stern insofern möglich rist, als rein 
Ruhen ,des Anspruchs lauf StwUenb:eiihiUen da
durch nicht eintritt. 

Eine Verbesserung 'ist es ,auch, daß neue 
Bestimmungen über di.e Erbringung des Stu
dienerfolges an iden Kllnsthochscl1!Ulen erlas
sen WlUfden, die nunmehr -alLen Anforoert.lJIlg'9n 
gerecht w-erden. 

Und was abschließenId ,als letztes Positives 
hervorrgehohen sei :  Die Richtlinien für die 
Reihung der Beg,abtenstipendil8Il wur!den kla
rer tals ,bisher glefaßt. 

Trotz di'eser Ver.besseruDJgen, d1e ich hier 
pun.k:teweilse genannt habe und um deren Zu
standekommen sdch auch Idie Beamten d.es 
BUDldesminilstleriums für Wtssenschaft .und For
sdnmg im Binve,mehmEm mit den Vertretern 
der Studentenschaft größte MOOe geg,eben 
hahen, wofür ihIlJen g,edankrt sei, müss'9IIl. im 
Hinblick auf .die sOZiiale Lag,e !der Studierenden 
und die tatsächlichen LebeIlJSkosoon, auf die 
ich in meiner Rede am 25. März genau einge
gangen bin, ,auch noch einige WÜ'DJSch:e hier 
an,geschlossen wetden. 

Ich möchte dar,alUf hinw,eisen, daß die Höchst
stuJd.i,enbeihiUen doch nicht kosten:deckend 
sind, da die HöchststudilenbehllHf'en jährlich 
näml'ich wohl 1 9.000 S ,ausmachi€'Il, di-e St1lidd.en
kosten aJber je ,nach Studirenort zwischen 
24.000 'Und 28.000 S betr.agen. 

Es ist bedauerlich, daß ,auch ,in Hinkunft 
Studienbeihilfen - das 'Will ich ,geIia/de jetzt 
vor Beginn der Ferien besonrlells betonen -

nicht in den Sommermona.ten gewährt wer
den, lauch dann ·nicht, wenn las dem Studieren
den wegen nachweLslichen Studi'll!ms in den 
Feri,en - denken Sie an Diplomarheiten oder 
an Dissertationen - nicht möglich ist, einer 
Ferialbe,schäftigwng zur Deckru:ng seines 
lebensunterhaltes nachlZUrgehen. Ich möchte 
deshalb vorschla:gen, Hoher Bundesrat, daß 
wü bei reiner künftigen NoveHierung des · Stu
dienbeihilfengesetzes von einer zwölfmona
tigen Zahlung der Studienbe'ihilfen ausgehen 
und das Ferialgehalt zum Einkommen der 
Eltern, also zur Sozialbedürftigkeit dazurech

nen. Dies ist ein besonderes Anliegen für eine 
Weiterentwicklung der Studienförderung in 
Osterreich. 

Ich weise weiter d-aI1auf hin, daß im Gesetz, 
obwohl ich dies im Mäm: 1 97 1  v.erlangt habe 
und es hernach auch 'in die EntschLießung 
autigenommen wurde, k,eine Wertsicherung 
v:erankert wi.Iid, um Nov:emerungen des Ge-

setzes zur Anpassung der WertgJ.'6IlflJen, näm
lich EinkommeDJs;gren�en und Stipendienhöhen, 
an :den j,ew,eiligen Ge bdrw-ert zu vermeiden. 
Stäru1i'ge Nov,eUierung,en wären ,sonst weiter 
erforderlich. Durch den EnbschHeßungsantmg 
des Nationalrates wurde direses Problem 2iwa,r 
aufgedeckt, ich möchte aber betonen: nicht g-e
löst, wenngLeich eine Wertsicheruillog der Stu
IdteDJbeihilfe I1Iach dem Vorbild !der Teuerungs
m.t1a,g,en hei Beamten leicht möglich 1gewesen 
wäre. Hier kann man .also vom öffientHchen 
Di·enst lernen. 

Als niederösterI1eichisc::ner MandataJI' möchte 
ich lanIch vor allem dar.a'llf hinweisen, daß die 
aUlS'wärtig,en Studenten noch !immer hesoooeroS 
stark dlJskrrim�niert :sind, denn die DifferenZien 
der Stipendien 71Wischen den Studierenden am 
Sllwdi,enort /Und den JaUlSwärtoiJgen Studierenden 
betnagen zwischen 4000 und 6000 S. Diese 
Summen werden dem Mehraufwand, der sich 
<in der Größenordnung von etw.a 800 h1s 1200 S 
monatlich bewegt, nicht g,enecht. 

Ich muß auch bemerklen, daß mr Härtefälle 
nur unzur,e'icbend vorgesorgt -ist. Die Brhöhung 
der Einkommensgrenzen Ibei getrennt leben
Iden Elbern wird nicht allen Härtefällen Ig,e
recht. Darülber hinaus ist kJeinerlei hllldgetäI1e 
Sicherung für die bei Härt·efäl1en notwendi.gen 
Mittel ,gegeben. HärtefäHe werden led'igHch 
durch fretwillirge StOOienunterstützull191en dieS 
'Bundesministe,IlS für Wi:S1senschaft und For
scbuDJg g-emitdert w.erden können. Es wrurde 
.daher von den Studier.endren zu Recht die Bin
,räumung einer Härtekmusel verlangt, die es 
den Senaten der Studienbeihilfenbehörde er
:ffiÖQMchen sollte, UberbruckUill.gshilfen zu ,g,e
wähDEm. 

W'eiters sei betont, Hoher Bu.:ntdesrat, daß 
hei den Beglabtenstipendien - dite FratU Mii.ITi
soor hat es von sich aus iSchon ,an.gesch.nitten -

faktitsch kelnerl-ei Änderung ein1lret. So wird 
dadurch 'nur ein Le'istuIl!91BaiIlr,eiz für fleißige 
Studiler,ende geboten, aber kei.nesfalls die Be
,grabung seIhst gefördert. Die Beg:r,enzung der 
Begabternstipendtien lanIf 1 0 Pro�ent der Stu
dierenden - efiektiv kommen nur 3 Prozent 
davon ,in den Genuß, wie wir aus dem Bericht 
ersehen haben - in einem höheren aliS dem 
4. Semester ist nicht begründet. Es wäre besser 
Igew.es-en, höhere Leistungsanforderurlgen , zu 
,stelLen, diese nach Studlenrichtungen zu diffte
renzieren und die Beg,a;btenstip.eIlldien .dann an 
alle Studierenden, die diesre LeLstung.sanfor.de
rungen erfüllen, zu verg.eben. 

Di,e Leistllngsanfordertmgien für Bega>bten
stipe.:ntdien sind zu schematisch. So wird es ab 
·dem komm.enden Studi.enjathr, ab dem kom
menden Wintersemester in nJalhezu keiner 
Stud'ienrichtung mehr em.en Leistungsnachwei,s 
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Dr. Sdlambec:k 

geben, in dem nicht nur 'PfHchtübu.ngen ver
langt werden. Für die Erlang'l1ng Ides B,e,g;abten
'stipendiums .ist di'e EIIbringung von Kollo
qu�enzeUlglliSlsen im Ausmaß von 20 Wochen

stunden mit ·einem Notendurchschnitt von min
destens 1 ,5 erfordedich. Auch hier hätte man 
primär mehr Wert lauf Pflichtübungen Legen 
:müSlsen. 

Lassen Sie mich ,ab:schließ'end, meine D.amen 
und Herren, di'ese meine Wünsche zus·ammen
fassen. Ich möchte die Schwerpunkte für 'eiI1!e 
künfti'ge Andenmg - ich möchte (s,agen -
nicht allein in Form einer Novelle zum Stu
dienförderungsgesetz, sondern überhaupt 
eines neuen Uberdenkens und eines neuen 
Systems der Studienförderung in Usterreich 
hier aufzeigen. 

Ers;·ens : Bei den HöchststudieIIib�ihilfen für 
die meist soz1al Bedürftigen müßten im Htn
blide 'auf die Studi'enkosben nicht allein die 
LebenshaltungskolSten kostendeckend ,gestaltet 
werden, e.s müß �en di'e Stu!dienbeihilfen für 
auswärtig.e Studier.endre 'stärke.r .ang,ehohen 
werden. 

Erlauben Si'e mir dazu ,gl'e'ich ·g.anz konkret 
einen Vorschlag 7lU lerstatten. Ich . medne, wir 
sollten für j ene Studierenden, deren Wohn
ort nicht 3m Studienort ist, zusätzlich zu den 
StiptetIlJdien nicht ,aus dem Eami'li.enlastenaus
,gI,e'ich ,auf ein Jahr, sonde.rn laus dem Budget 
'einen dauernden Fiaihrtkost'eneI1Satz ·gewähDen. 

Zwe-itens sollte man jenen StUJdenrten, dile 
nicht bei ihren Eltern wohnen können, be.i 
denen Studienort und ständiger Wolmsitz nicht 
1dent1sch sind, ,eine Heim:b.eithilfe Ibis zu 800 S 
·gewähren. Außeudem wäre es .seh.r be.grüß-ens
wert, wenn es a) zu ,einer Wertskherung der 
Studi,enbeihilfe nach dem Pens'ionsfaktor käme 
und b) die Einkommens'glrenz.etn. dem Vlerbr.au
cherpreisindex 1 966, also der Dyna.rrlilslimung, 
angepaßt würden. Es müßte ,also eme ·ent
sprechende Werflsicherung vor,genommen we·r
den. 

Diese beiden Vorschläge möchte ich als sehr 
vordringlich bezeichnen, sowohl die Gewäh
rung eines Fahrtkostenersatz,es und einer 
He:'rnbeihilfe wie auch die Wertsicherung und 
die Beachtung der -entsprechenden Dynami
sierung. 

Drittens möchte ich noch hetonen - und 
Mer besteht Uber.einstimmung, weil j a  die 
Frau Bundesministier auch ,auf !das ProMem 
der Begabtenförderung hingewiesen hat -, 
.d0.ß dafür 'ein -neues ,system ausgearheitet 
weriden müßte. D1e.ses dürfte keinesfalls .allein 
von der sozilalen BedüI1ftigkleit la;bhängig se'in, 
um Iden Leuten, d1e dann weiter,arbeiten wol
len - -denken Si,e an das AusLand -, eine 
entsprechend'e Be'gabtenförderung zu e·röffnen. 

Letztlich und viertens möcht,e ich dar,auf 
hinWle'ilsen, daß dafür VorsoJig.e g·etroffen wer
den Isollte, daß für tatsächlkhe HärtefäLle a'us

reichende Hudg.etmittel vor.gesehen .sin.d. 

Hoher Bundesratl Ich hätte heute ·g'erne eine 
einstimmige Verabschiedung einer Entschlie· 

ßung gese,hen, .50 wie dies s,eineneit bei dem 
im November 1969 zustande gekommenen Ent
schließungsantrag der Fall war, mit der die 
Frau Bundesmini,ster für Wissenschaft und 
Forschung ersucht wird, uns ,einen Bericht 
über das Ausmaß der Unterstützungen in 
Härtefällen und deren Begründung zu geben, 
damit wir sehen, wie die Entwiddung auf die
sem Gebiet vor sich geht. 

Da hier Meinungsverschiedenheiten beste
hen, wann dieser AntI1Cl!g zu stellen ,1st, damit 
e.r einv.eI1nehmlich v,er·abschiedet wenden Imnn, 
\ViCliS heute nicht möglich ist, ihoffe ich, daß 
wir vielleicht nach den Ferien ·eine Ge
leg·enheit finden, diesen Antrag namzu.reich,en. 
Ich bin überzeugt, daß zw,ar bezüglich der 
Form eine Diskussion besteht, hoffe aher ,in
ständig, daß ·es nicht über Iden Inhalt hier eine 
Meinungsversclrieidenlheit ,gtbt. Und :ich würde 
daher als Lehrer für meine Studierenden, 
Kollege Wally, das Ersuchen richten, daß 
wir das 'bei der nächsten sich bietenden Ge
ll€!g.enheit im Herbst nachholen. 

Hoher Bundesrat! Wenn dieSle kritischen 
Bemerkungen den Vorzügen, den Vierbesse
.rung'en, die di,ese NOViel1e broingt, VO!ll mir an
,gefürgt wurden, Idann desihalb, weH eine stän
dige Verbesserung de.r sozialen Hilfe für j ene 
jungen Menschen, die heutre iStutdier,en wollen 
und morgen eine große V,erantwortung für die 
Weit,erentwicklung unS'eI1er Ges:eHschaft zu tr.a
.gen haben wenden, uns 'al1en, gl;eich 'w.elcher 
Fraktion Sie .Clngehö.ren, wohl sehr Wlichttg ist. 

Dalbei mÜiSsen wir al1e.rdings lauch wi.ssen, 
meine Damen und Herren - !Und damit möchte 
ich schl'ieß�en -, daß 'e'henso wi,e ,eine R.echt
setzung noch nicht Idi,e RedJ.ts.sicherheit, wie 
die Normierung dels RechtJsstaates noch nicht 
seine F,aktizität, Sleine W.irkrs.amk,eit, s·eine 
Wirkl'idlkeit ausmacht, nämlich die persönlich 
vollzo.gene Rechtsüberzeugung, Igenauso lauch 
die bestorganilSi;erte Hochschulneform, das 
heste Sturdtenfönderung.s.gesetz allein noch 
nicht .das notweI1di'g·e BHdungsibiewußtJs'eLn er
zeugen können, die notw.endige BHdunglsver
.antwortung, d'i,e hinzut.reten muß, .damit Ost,er
I1eich den kultuI1ellen Fortschritt durch diesen 
hemnwachsetnden akaidem.ischen Nachwuchs 
,erhält, der heute notwendig ist. 

Zu dem durch di'€ Novelil-e zum Studien
förderungsgesetz vollzog,enen w:e:iteren Schritt 
wlird me.ine Fj;aktion ,gern ihre Zustimmung 
geben. (Beifall bei der OVP.) 
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Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Dr. Fruhstorfer. Ich bitte ihn, 
das Wort zu ergreifen. 

Bundesrat Dr. Fruhstorfer (SPO) : Herr Vor
sitzender! Hoher RUIlidesr,at ! IEs ist IenfreuHch, 
daß am Ende einer Monsterta.ge.sondnung ein 
Sozicdgesetz vera'bschiedet w'iIid, das dem 
Sozi:al,g,ebäude der Hochschulen sozusagen 
noch einen Anb.au Ihinzurfügt. 

Im Jahre 1 963 Ibegann man für KUe Hoch
schulen di1eses Sozi-alg:ebäude IZU bauen, und 
zwar mit .dem Studien:b.eihilfeng,esetz. Dieses 
wur.de schon wiederh.olt nOVlelHe.rt. Ich ver
weise IlIur auf das J.ahr 1 966, ,auf .das Lehrer-
5 tudienbe ilh:ilfengesetz, auf das Jahr 1 969, wo 
das Studienförderungsg.e.setz beschlossen 
wunde, und ,eig·entLich 'g,ehört in idi'esen R,ah
men auch das Schul- und He'imbeihilfengesetz 
bJer,eilll, weH es j a  eine Voraus·setZlU:1ltg 'ist, daß 
Besudler der ,aUg'emeiubildenJden höheren 
Schulen ebenfoalls ,eine IsoziJaLe Hi1f:e (bekom
men, damit si'e dann die Hochschule Ibesuch,en 
können. 

Herr Bundesrat Schaanbeck h.at jetzt di·e 
Wünsche g,eäußert, deren Erfüllung noch a!Us
stämJdig ist. Er hat eine ,ganz,e Reihe solcher 
Wünsche vo:r;gebr,acht. Da:ru :kann man sag,en, 
daß ,auch wir damit übereinstimmen. Alber die 
Gesetze, rdie kh hrer lange führt Ihabe, zeigen, 
daß es 'in der Entw:icklung des Sozilalpro
gr.amms 'auf ,den Hochschulen auch ,eine zeit
liehe Aufeinanderfolge gibt. Marn hat im J.ahr.e 
1 963 nicht sofort ,alles gehen können. Els list 
aus finanziellen Gründen ,auch nicht mÖlglich, 
heute 'gleich laUes � gehen, man Ikann lreute 
nicht ,gleich alle her,echtigten Wünsche ,erfül
len. 

Wenn Kollege Schlambeck. j etzt bedauert, 
daß ,es zum Abschluß keinen Entschließ1.1.ngs
antl'alg ,gi;bt, 150 können wir die Lehre ,aus der 
jlet:zJi.gen langen Sitzrung ziehen. Woir waren 
zwar in der Materie immer einig, wenn es 
zu solchen Resolutionsanträlgen ,gekommen -ist, 
aber ·es kann uns die Form nicht recht gefallen, 
wenn man sozusagen - und ,so mußte uns 
das vorkommen - übel1fallsartig ,in der letzten 
SekuIlide eines Rtef,enates mit e:inem Entschlie
_ßungsantr.a.g daJherkommt. Solche EntschHe
ß�gsanträge mÜSSlen doch vorher in den Aus
schüssen beraten wend-en können, sodaß dann, 
w,ei.l j a  die Materie wirklich nichts Geg.ensätz
lichelS enthielt, ,e:in Igemeinsam,er Antr.ag er
möQllicht werden kann. 

Dieser Gesetzesnovelle wue auch allen frü
her,en SozilalgelSe�en liegt das Motiv 'ZU
grunde, daß Tlalent und Fleiß, Können und 
Eifer maßgebend sein soUen, ob man auf die 
Hochschul,e geht oder nicht. Diese Vor,aus
setzungen geben eiJgentlich die Grund}.age, diE! 

Berechtigung für den Besuch einer Hochschule 
ab. Frühe.r war die Situation doch so, daß es 
die FinanzLage der Eltern Wiar, di,e das Hoch
schulstUidium ermögLichte. Natürlich hat es 
fruher lauch viele St'1.lJdenten 'gegeben, die von 
mindBrbemittelten Eltem ,gekommen sind. 
Alber für sie 'Wiar Idas Studium eine sehr harte 
Zeit. Es war Idie Zeit, 'Wo man sich noch 
nebenhei etwas verdLenen mußte. Es ,g:ab das 
Werkstutdium. Vi,eLe Stud'enten mußten sich 
eben durchlhung·ern. Das hat viele vom Stu
dium abgeschfieckt. das hat den Bildungswil1en 
g,er,alde der Kretse IgemiDidert, ;all]s denen dies'e 
Studenten Igekommen sind. Oas ist jla wohl 
der Grund, warum lauch der B:i1dungswiN.e 
bei den ,arb.eitenden Mensche.n, hei den Arbei
tern und bei den Bauern, früher verhältnis
mäßig 19Iering war, Iw,arum dielSe KiIlider nicht 
studierfrerud,1g gewesen Si-nd, w.eH die Eltem 
ehen aus fi,nanziellen, ,aus wir,tschaftlicben 
Gründen gezwung·en waren ':ru tIlachten, daß 
die Kilnider - meistens war leg Ja ;nicht eines, 
dort w,ar.en j.a die meisten Kinder zu Hause -
möglichst .baLd zu leine m Ver.dieIlist kommen. 
Die materiellen Schwierigkeiten halben eigent
lich den BiIldun91swil1en dieser Kre:ise ge
drückt. 

Heute fieden wir ",on einer Bitduiligisgesell
schaft. Unser Staat, unJSiere W'irtschaft, unsere 
Entwicklung :b.reuchen mö,glichst ,gut ausge
bildete Kräfte. Wir brauchen mehr Absolven
ten d'er Hochschul'en. Eine 'gute AusbHdung 
ist heute 'e1gentlich die heste Alllssteuer, die 
diJe Eltern den KiIlidern mitgeben können. 

Es ,gilt, die Tlalentr,eserven aUlSzuschöpfen. 
Dazu tr.a.gen eben diese Gesetzesnovelle und 
die :früberen Sozi,algesebze, dj,e .die Hochschule 
betr,effen, !Sehr vi'el bei. 

Ich kJann mich noch el1innern, ,als 1 963 das 
erste Sozralgiesetz beschlossen WlUr.de. Es WJar 
eine Zeit, in der es noch Hochschuldemonstra
lion.en ge,geben hat, wo man von der Technik 
am P,arlament vOIlbei ,auf der Riingstraße zur 
Universität marschiert ist. lDamals wollte man 
eigentlich das Soztalprog.liamm ,g,eg:en di,e Hoch
schulpolitik ,ausspi'elen. Aber ohne sozilalen 
Fortschritt ,gibt ·es lauch ·kleine Bewältigung der 
Hochschulreform . . BeWes muß sich ingendwie 
zu einem groß.en R:eformwerk ,ergänzen. 

Ich ,g.larube, wir können ihier ruhig eine,n 
V,ergleich mit ,der innenpolitischen Lag,e unse
res Landes ziehen, wo wir .doch feststellen, 
daß die Sozialges.etze :das FlUIlidament für dien 
sozialen Frieden lin uns·erem Land darstellen. 
Das ist wi,eder di,e Vor,aussetzrung auch für ,dile 
wirtschaftliche Konjunktu:r.e:nbWicklung. 

Wenn wir das mit .anderen .Ländern vel'gle.i
chen, finden wir, ,daß Idi,e sOizial,en Unruhen 
die wirtschaftliche Entwicklung ,außerordent-
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lich hemmen und sogar den Staat g,efähnd'en. 
Auf den HochischuLen 'ist ,es ei,gentlich ähnlich. 
Wir können ,diese Situation auch auf die 
Hochschulen übertnagen. Das soll heißlen, daß 
eine ,gute Sozialgesetz:gebung, eine gute 
SOIzi,a:lreform ,auf den Hochschulen auch eine 
Vor,allssetzung für ,ein 19utes Arbeitsklima lan 
diesen Schulen ist. So k:ann sich .auch dort 'e-ine 
entsprechende ,akademische Partnerschaft ent
wickoE:!Iln. 

So kann die HochschulrefOlrm ,in Etappen 
zu leinem 19uten Ende geführt 'W,e,rden. D.as ilst 
der heste Weg zu ,einer Le·istungsuniv,ersität. 
Die Gelder, die für die StuJd1emfö.l1derung auf
�geweIlJdet w:erden, ,sind \die :besten IInvestitio
nen für 'Unser.e Zukrull!ft. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu 
erheben. 

Vorsitzender: Die Tagesordnung ist er
schöpft. 

Die Bundesräte Ing. Gassner und Genossen 
haben einen Antrag (12/ A) betreffend ein Bun
de-sgesetz, mit dem das Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz neuerlich geändert 
wird, eingebracht. Nach dem Vorschlag der 
Einbringer soll dieser Antrag dem Ausschuß 
für soziale Alligele'geniheiten zugelW,iesen wer
den. Erhebt sich dagegen ein Widerspruch? 
- Das ist nicht der F.all. Der Antrag ist :somit 
dem A'Ulsschuß für soziale AllIgeLe,genheiten 

Ich hnauche die V.or1letI.e odelr Einzelheiten zug,ewiesen. 
dieses Geset21es - Proressor Schamlbeck hiat 
,sie schon erwähnt - nicht mehr laufzuzählen. Die Einberufung delr n ä c h oS t e n SitzU'[]Jg 

Ich k.ann lam SchLuß eine eig,etntl1ch erfreuliche des Bunde.sr.a:tes wird ,auf schriftlichem Wege 

TabSiache verme.rken. Ich IgLaube, eIS ,ist für uns erfo'1gen. 

alle sehr erfreulich - nicht bloß am Ende 
einer so umfangreichen TCligesoIldnung -, .daß 
die Hochschulgesetze, die Abkommen über die 
wirssel1JSchaftliche Zusammena,rbei't mit anderen 
Sllaaten und dieses So�iallgesetz Ihi.er 'beschlos
seiD. w:urden. 

Es :iJSt bei UIlIS jetzt so, idlaß wir Schul,gesetze 
gemeinsarrn beschließen. Das .ist in .deT ö.ster
reichtschen Gesetz,g'ebun,g nicht immer ,so .ge
wesen. Hieute ,ist es fast umg.e:kJehrt. Die Ge
müter haben sich hier sehr erhitzt, und 'es war

" 

g.rößte Bew,egung, als man ülber :die AlltO
tr'ClISIse 'bei Bregenz gesprochen rund v.erhandelt 
hat. Aher 'es ist ruh:1ge·r l1liIltd 'g'elht einve,rnehm
lieh ·�u, w,enn über wis.senschaftliche GesetZ/e, 
über Schulgesetze gesprochen wind. Früher 
w,aren die SchuLg,esetze Grunld zu einer furcht
bar·en Aufregung, zu Ig:roßen DiskuSISionen, die 
über .den Raum Ides P.arlamentles liilllausgoeIgtan
gen sind unJd höchs.te W,eUen ,geschla,gen 
naJhen. Wir !Sind ,alle froh, daß e:s Jetzt nicht 
mehr so. ist und daß die Schule weltanschau
lichen Gegensätzen eigentlich entrückt ist. Ich 
könnte fast sagen, daß sich auch die politi
schen Gegensätz,e in der Schule wesentlich zu 
mildern beginnen, und so lst es g,eradezu ein 
erfreuliches Charakteristikum, daß Schul
gesetze einvernehmlich beschlossen werden, 
zum Vorteil für die Schule und zum Vo.rteil, 
glaube ich, für ganz Osterreich. (Beilall bei der 
SPO und bei Bundesräten der OVP.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Witrd von der Frau Boerichtel1StJatte,r!i.n ein 
Schlußwort gewünscht? - Das i.st mcht der 
Fall. 

W'ir schreiten zur A!bstimmUIllQ. 

Schlußworte des Vorsitzenden 

Vorsitzender Hofmann-Wellenhof:  Meine 
Damen und Herrenl Nach 'ins,g,eslamt 18stündi
,g'er nauer unserer g.estern unterbrochenen und 

heute fortgesetzten SitzUillg weiß ich, dtaß 
I,angle Schlußworte 'be,i Ihnen wiClihrscheinlich 
:kJeinen besonders freudigen Widerhall fänden. 
Erlaou.ben Si!e mir also, mich nur ganz kurz 
zu fassen. 

Me�inem Vo.ngä,ruger im Amte Wlar dClls 
"Glück" heschi·eden, der 300. JubiläumssitrzuiThg 
zu präsidieren. Ich Ihabe !das nidlJt geringer,e 
"Glück", die Rekor.dsitzUlIltg ,als VOl1sitzender 
- etwas ,an AbgLanz fällt lauch auf Si'e, Herr 
KolLege Ur. Skotton - gel.ei1let zu halben. Die 
lautienlde Sitzung w,ar - Her,r Dr. Ruckser hat 
das f,estge:sllell1t - di-e 'längste Sitzung des 
BUnldesr,ates in der Er,sten und �in der Zweiten 
Republik. (Zustimmung.) ALs Vorsi1:�ender darf 
ich hoffen, auf diesem Wege in die Geschichte 
,eln2llig,ehen. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Aber wir hahen nebenher tauch ein IQlanz 
kle1n w.enig Statistik Ig,etriehen. Ich v.erbül"ge 
mich nicht für tdi,e unbedingte Richtioglreit, ·aber 
es gaob 61 Dtetbtattenbeiträge, neurnma'l wurde 
von .der Regierungsbank ,aus !gesprochen, Wlld 
in einer tnternetIl KonOOurließlZ lieg,en die Kol
legen Dr. Pitschmann und Seidl mit je fünf 
WOI1tmelrlung,en Kopf ,an Kopf an de·r Spitze, 
den zweiten PI,au nimmt mit v1er Wortme'l
dUlIlgen der Kolleg,e lng. Galssner ein, unId 
dann kommt :schon ,eine kJl·eine DI1eierlgruppe 
mit den Kollegen Böck, BürikJle und Doktor 
Gasperschittz; und dann kommt, wie man iheim 
R1�dr·etnnen sagt, "der Pulk", der von uns nicht 
mehr ,genau erlaßt iWUI1de. (Heiterkeit.) 
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Vorsitzender 

Meine Damen und Herren! Ich fI1eue mich 
ganz bescmder,s ·f.eststellen zu können, daß 
trotz dieser so großen Anspannung, unter der 
wir Ja vor �allem 'g·estern zu leilden h.atten, doch 
die Igesamten Verhandlungen in einem freund
schaftlichen Ton ,g,eführt 'WUJrden. Es gingen 
zw.ar manchmal die Wogen der Erregung etwas 
hoch, wobei ich bei "Wog'en" nicht ausschlioeß
lich lan den Bodellisee denke (Heiterkeit), ,aber 
immer wieder hart der Blick lauf das Gemein
same ,g.esLegt, und ich g1aube wohl sag.en zu 
können, ·daß wir alle für idieses Geme/ms,amre, 
für unser liebes Vaterland Usterreich, tätig 
sinld, nur versuchen wir <mmchmal, lauf V'er
schiedenen Wiegen zum gleichen Zi.el zu ,ge
lang/en. 

zeit wünschen. Aber ich WJeliß, daß das bet 
UIliSeren lieben KoHegen aus dem .agmrischen 
Bereich kein vol1es Y;eIiständms finden wird, 
weil j,a diese Sommerzeit für \Sie keine Ferien
und U r1aubszeit, ,sOII1der:n 'eine Zeit besonders 
schwereT Arbeit ist. ]hnen also V'iel Erfolg, 
herzlidl sei er ihnen g,ewünscht ! Ich weiß 
nidlt, OIb ,es Ihnen ,ein Trost 1st, daß ja die 
berufsmäß'i,ge Fururalogi'e und die UtopiJsten 
bereiits für uns ·alle unterschiedslos in einer 
nahen Zukunft 'eine einzilge F,rei'ZiElitgeseUschaft 
vorauSisaJgen. Ich darf also hoffen, daß in nicht 
zu ferner Zeit ein Vor,sü�elJld:er des Bundes
rates, wenn er F/eI1ienrwünsme laussp.richt, diese 
nicht mehr in agrarische uml nichtaglfarische 
differenzieren muß. 

NehmeiIl Sie alLe ,a:ber meine herzliebsten 
Wünsche dafür entgegen, daß wir uns ,g·esund 
und schaffensfirOh im Herbst hier wieder tref
ten. 

Die SitzUIllg ist 'g e /s c h I  0 's oS e n. (Lebhaf
ter allgemeiner Beifall.) 

Die Vorsitzenden-Stellvertreter Doktor 

Ich ha!oo nun ,außerdem noch vJietl,eicht dar
auf hiD2uweisen, .daß Iger.ade diese Zusammen
·allbeit im Unterhewußtsein - es ist jla jetzt 
,ein Fr,eud-Kongr:eß in Wien - Ibe:sondere 
Früchte gezeitigt hat, indem ·einmal sogar von 
der Recht,en mit der Linken hrrtümlich g,estiJmmt 
W1UIIde (Heiterkeit), und d:anrn hat sich die 
Linke sof.ort in nobler WeilSe rev,anchi,ert und 
hat das gleiche gemacht ; also auch hier ist ein 
2liemlicher AusgLeich zusta'nde ,gekommen. S k 0 t t  0 n und Dr. h. c.  E c k  e r  t begeben 

Nun möchte ich Ihnen noch 'g,anz Izum Schluß sich zum Vorsitzenden und erwidern namens 
vom Herz,en eine 'Schöne Ferilen- und Urlaubs- der beiden Fraktionen die Urlaubswünsche. 

SchIufi der Sitzung : 15 Uhr 15 Minnten 

österreichische Staatsdruckerei L61 35031 
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